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Ourriculmn vitee. 



Ich, Walter Wettstein von Küsnach (Kt. Zürich), wurde als 
Sohn von Pfarrer Albert Wettstein-Rebmann am 10. August 1880 
zu Wildberg geboren. Nach Absolvierung der Primärschulen von 
Turbenthal und Küsnach und des staatlichen Gymnasiums in Zürich 
studierte ich vom Wintersemester 1899/1900 bis zum Wintersemester 
1904/1905 Geschichte an der Zürcher Hochschule. Ich legte das 
Hauptgewicht auf die Neuere und Schweizergeschichte. Daneben 
besuchte ich auch philologische, literarhistorische, geographische und 
juristische Vorlesungen und Seminarien. 

Während meiner ganzen Studienzeit war ich gelegentlich jour- 
nalistisch-literarisch tätig. Mehrere Male stand ich vorübergehend 
im praktischen Schuldienste. 

Im Oktober 1905 bestand ich das Staatsexamen für das höhere 
Lehramt. 

Allen meinen hochverehrten Lehrern, deren Vorlesungen und 
Seminarien mir reiche Anregung und Belehrung boten, spreche ich 
an dieser Stelle meinen verbindlichsten Dank aus, insbesondere den 
Herren Professoren Dr. Carl Däiidllker, Dr. Gerold Meyer von Knonau, 
Dr. Wilhelm Oechsli, Dr. Paul Schweizer und Dr. Alfred Stern 
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Vorwort. 



Die vorliegende Studie umfasst den ersten Teil, das heisst 
die ersten zwei Kapitel einer grossem Arbeit über „Die 
Regeneration des Kantons Zürich. Die liberale Um- 
wälzung der dreissiger Jahre" (1830—1839), welche ich 
der Öffentlichkeit als das Resultat mehrjähriger Studien und 
Forschungen vorlege. 

Das erste Kapitel behandelt „Die Regenerationsver- 
fassung des Kantons Zürich vom Jahre 1831" und bildet 
die notwendige Grundlage zu dem ^weitaus grössten Kapitel der 
gesamten Arbeit, welches unter der Aufschrift „Die Regene- 
rierung des Staatswesens" die grossartigen Reformen auf 
allen Gebieten des Staates schildern wird, welche die auf die Re- 
generationsverfassung sich aufbauende, unerhört reiche Gesetz- 
gebung schuf. 

Das zweite Kapitel behandelt „Die Entwicklung des 
politischen Lebens und der wachsende Gegensatz 
der Parteien. Vom 20. März 1831 bis zum 20. März 1832". 
Das für die politische Entwicklung des Kantons Zürich so wich- 
tige Jahr erhält hier eine erschöpfende Darstellung. Damit ge- 
winnen wir eine Basis, auf der wir später in besondem Kapiteln 
die politische Geschichte bis zum Jahre 1839 weiterführen können. 

In dem Vorworte zur gesamten Arbeit werde ich mir über 
meine Arbeit einige nähere Ausführungen gestatten; hier kann ich 
mich mit wenigen Worten begnügen. Wohl wissend, dass es eine 
absolute Objektivität, vor allem in der neuesten Geschichte, nicht 
gibt, habe ich mich wenigstens redlich bestrebt, zu einer möglichst 
objektiven, von persönlichen Sympathien und Antipathien losge- 
lösten, über dem wilden Getriebe der Parteien stehenden Dar- 
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Stellung zu gelangen. Ich habe durchweg an dem Grundsatze 
festgehalten, wo immer es anging, die Quellen selbst sprechen zu 
lassen, um dem Leser ein eigenes Urteil zu ermöglichen. Ich wollte 
nirgends mit meinem eigenen Urteil lästig fallen. 

Über das benutzte Quellenmaterial geben die Anmerk- 
ungen genügenden Aufschluss. Dort sind auch die Abkürzungen 
angegeben, mit denen die benutzten Quellen jeweilen zitiert werden. 
Neben den offiziellen Quellen aller Art kam neben einigen 
Memoirenwerken vor allem eine überaus reiche Broschürenliteratur 
in Betracht. Auch die Zeitungen, diese wichtigste Quelle zur 
neuesten Geschichte, wurden in einem Masse herbeigezogen, wie 
dies wohl noch nicht bei einer andern schweizergeschichtlichen 
Arbeit der Fall war. 

Diese Arbeit ist aus rein wissenschaftlichen Tendenzen her- 
vorgegangen; politische Absichten irgendwelcher Art lagen dem 
Verfasser vollkommen fem. 

Den Herren Vorstehern der zürcherischen Bibliotheken 
und des Staatsar chives spreche ich an dieser Stelle meinen 
herzlichen Dank aus für die eifrige Förderung meiner Studien. 
Die Herren Vorsteher der zürcherischen Stadtbibliothek vor 
allem haben mir stets die liebenswürdigste Bereitwilligkeit und 
Zuvorkommenheit entgegengebracht. 

Meinen hochverehrten Lehrern an der Zürcher Hochschule 
spreche ich für die Teilnahme und das Interesse, das sie meiner 
Arbeit entgegenbrachten, meinen nachhaltigsten Dank aus. Die 
Herren Professoren Dr. Wilhelm Oechsli und Dr. Gerold 
Meyer von Knonau haben mir zu der definitiven Gestaltung 
meiner Arbeit wertvolle Eatschläge gegeben. Herr Professor Dr. 
Karl Dändliker hat mir nicht nur die erste Anregung zu dieser 
Arbeit gegeben, sondern stund mir auch weiterhin als sachkundiger 
und gütiger Berater zur Seite. Seine aus tiefster Sachkenntnis 
und regstem Interesse hervorgehenden Ratschläge kamen meiner 
Arbeit in der nachhaltigsten Weise zu gute. 

Paris, im April 1906. 

Walter Wettstein. 
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B^akta sind in den Büchern; der Schlüssel 
ist im Herzen und in der Welt Lauf. 

Johannes von Müller. 



Einleitung. 



Die anderthalb Jahrzehnte vom Wienerkongress bis zur Juli- 
revolution waren auch für den Kanton Zürich ein Zeitalter einer 
mehr oder weniger ausgeprägten Restauration und Reaktion. Trug 
auch, wie C. Dändliker in einer Spezialarbeit nachgewiesen hat, 
die Verfassung vom 11. Juni 1814, auf welcher die politische Ent- 
wicklung des Kantons bis zur Landesversammlung von Uster be- 
ruhte, nicht jenen reaktionären Charakter, den man ihr in den 
stürmisch erregten Zeiten der dreissiger Jahre gerne beilegte, so 
besass und bekam doch tatsächlich das ganze Regierungssystem 
nach 1815 in allen seinen* Ausstrahlungen jenes aristokratisch-re- 
aktionäre Gepräge, welches für die 15 Jahre nach dem Sturze des 
grossen Corsen überhaupt charakteristisch war. 

In seiner mit hinreissender Begeisterung geschriebenen Fest- 
schrift zur fünfzigjährigen Erinnerung an den „Ustertag" hat 
C. Dändliker den Geist des Regimentes vor 1830 im Allgemeinen 
anschaulich und lebendig geschildert und in interessanten Detail- 
ausführungen dargetan, was die Staatsmänner des Restaurations- 
zeitalters taten oder vielmehr zu tun unterliessen. Die vielfach 
kläglichen Verhältnisse in Schule und Kirche, Gemeinde- und Be- 
zirksverwaltung, Finanz- und Steuerwesen, Handwerk- und Ge- 
werbewesen, Handel und Verkehr u. s. w., kurzum ' auf allen Ge- 
bieten der Staatsverwaltung, wurden dort besprochen und gezeigt^ 
dass die trostlose Unfruchtbarkeit und Stagnation der Gesetz- 
gebung und Verwaltung das selbstverständliche Resultat des bor- 
niert-egoistischen Regierungssystemes der stadtzürcherischen Macht- 
haber war. Auch wir werden später in dem grossen Kapitel unserer 
Arbeit, in dem wir die unvergleichliche Schöpfung der Regenerations- 
periode, die Regenerierung des Staatswesens schildern, fort und fort, 
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um den Unterschied der Zeiten in seiner vollen Schärfe zu mar- 
kieren, auf die Verhältnisse vor 1830 hinweisen und die Per- 
sönlichkeiten nennen, welche dieses Regierungssystem in erster 
Linie repräsentierten. 

In dem zweiten Kapitel seiner Festschrift schildert C. Dänd- 
l i k e r, wie sich allmählich gegen dieses Regiment der Stagnation 
und Reaktion eine Opposition bildete, welche gegen das Ende der 
zwanziger Jahre ihre Wünsche und Reformen immer energischer 
verfocht. Die Hauptvertreter dieser juristisch-liberalen, städtischen 
Reformpartei werden 'uns in den dreissiger Jahren entgegentreten 
als Führer der liberal-radikalen Mehrheitspartei, welche das Staats- 
wesen regenerierten und in politischen Dingen den Ausschlag gaben. 

Wie dann unter dem Einflüsse der französischen Julirevolution, 
deren elektrische Funken in ganz Europa zündend einschlugen, auch 
der Kanton Zürich in den Strudel der Revolution hereingezogen 
wurde, wie der Ruf nach einer Neugestaltung des gesamten Staats- 
wesens von unten herauf mit Sturmesgewalt durchs ganze Land 
sauste und alle Herzen mit jubelnder Begeisterung erfüllte — das 
alles dürfen wir dem Verfasser der Festschrift nicht nacherzählen. 

Die Seebevölkerung, die schon so oft im Laufe der Jahr- 
hunderte sich an die Spitze der Landschaft gestellt hatte, ergriff 
auch diesmal wieder die Initiative. Am rechten Seeufer, zu Küsnach, 
entstand das Memorial, das zum ersten Mal die hauptsächlichen 
Wünsche der Landschaft bestimmt formulierte und auch weiterhin 
als Grundlage diente. Aus den politischen Kreisen der Seebevöl- 
kerung, vor allem der Gemeinden Küsnach und Stäfa heraus kam 
der Gedanke an die Organisation einer grossen Volksversammlung. 

Am 22. November 1830 fand der „Tag von Uster'' statt, 
der ewig denkwürdig sein wird in der Zürcher Geschichte. Denn 
er war ja, wie der Verfasser der Festschrift so schön sagt, „das 
erstmalige Erwachen unseres Volkes, die Erhebung desselben zur 
Freiheit und Selbstbestimmung". 

Die Landesversammlung von Uster, auf der man zum 
letzten ewigen Urquell aller Verfassungen, zum Willen des Volkes, 
zurückging, bildet den Markstein zwischen zwei Zeiten. Sie bildet 
den Abschluss des Restaurationszeitalters und den Anfang der 
Regenerationsperiode. 

Hier setzt deshalb unsere Arbeit ein. 

Was die Festschrift zur fünfzigjährigen Erinnerungsfeier des 
Ustertages nur noch in kurzen Worten andeuten konnte, werden 
wir in breiter und erschöpfender Darstellung erzählen können : Wie 
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die „liberale Umwälzung der dreissiger Jahre" unter Entfesse- 
lung grosser politischer Kämpfe, aber mit einer unvergleichlichen 
Schöpfungskraft eine Regeneration, das heisst eine eigentliche Neu- 
gestaltung des gesamten zürcherischen Staatswesens durchführte. 

So mag denn in Licht und Schönheit das Bild der Re- 
generationsperiode vor unserem geistigen Auge auferstehn, das Bild 
jener grossen Zeit, über die Ludwig Snell das Urteil gefällt hat: 

„Es gibt Momente im Leben eines Volkes, wo es gleichfalls 
aus sich selber herausgeht, sich über die Beschränktheit seiner 
gewöhnlichen Denk- und Handlungsweise erhebt und innerlich und 
lebendig einen grossen Gedanken fühlt. Das sind die Augenblicke 
der Schöpfungen, die kostbaren Augenblicke, welche tiefe Furchen 
in die Zeit ziehen, Furchen, aus denen die Saat für Generationen 
aufgeht." 

Es wird aber auch unsere ernsthafte Pflicht sein, die tiefen 
Schatten, welche über dem glänzenden Gemälde lagern, deutlich 
zu zeichnen. 
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Kap. L 

Die Regenerationsverfassung des Kantons Zürich 
vom Jahre 1831. 



A. Die äusseren Schicksale der Verfassung. 

Am zweiten Tage nach der Landesversammlimg von Uster, 
am Vormittage des 24. Novembers 1830, wurde das „Memorial von 
Uster", dessen Eedaktion der im Jahre 1837 verstorbehe Kantons- 
fürsprech Furrer von Bubikon besorgt hatte, durch Dr. med. ZoUinger 
aus Dürnten dem Amtsbürgermeister Hans von Reinhard zuhanden 
des Kleinen Rates überreicht. * Am Nachmittage des gleichen Tages 
wurde die gesamte neungliedrige Delegation, welche den Rektor 
Troll aus Winterthur zum Tagespräsidenten und Sprecher gewählt 
hatte, von dem Amtsbürgermeister empfangen. ^ Die Rede Trolls 
— sie ist in der Beilage zur ersten Nummer des „Schweizerischen 
Republikaners'' abgedruckt — beschränkte sich eigentlich auf eine 
Wiederholung der im Memorial genannten Bitten und Begehren: 



1 Vgl. C. Dändliker, Der üstertag. Festschrift 1880. Als Beilage ist 
hier das „Memorial von Uster" abgedruckt; ebenfalls im „Schweizerischen 
Republikaner*^ (zitiert: R.) 1830 No. 1, p. 1—4 (26. Nov.); bei J. J. Leuthy, 
Geschichte, des Kantons Zürich von 1794—1830 (zitiert: L. I) und in den 
„Mcmorabilia Tigurina" von Vogel I, p. 405—409 (zitiert: M. T. v. V.). Dieses 
Kapitel brachte ich in stark gekürzter Form am 31. Oktober 1903 als Vortrag 
in der Antiquarischen GeseUschaft" Zürich (Vgl. N. Z. Z. 1903 No. 336, 1. Ab. 
(4. Dez.). 

* Die Darstellung von C. Dändliker im „üstertag", p. 67, wie von L. I, 
p. 102, ist nicht ganz genau; ich folge dem Berichte des R. 1830 No. 1, p. 5 f. 
(Beilage), wo ausdrücklich der 24. November als der Tag der Übergabe des 
Memorials genannt ist ; wie L. auf den 25. November kommt, ist mir unerklärlich. 

Wettstein, W. : Regeneration 1 
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das Postulat von zwei Dritteilen der Repräsentation für die Land- 
schaft wurde auch hier mit allem Nachdruck vorangestellt. Oh der 
Aveitere Verlauf der Audienz in der „Geschichte des Kantons Zürich 
von 1794—1830"', welche ein Zeitgenosse, der extremradikale 
Stäfner Joliann Jakob Leuthj^^ mit einiger journalistischer Ge- 
wandtheit, aber durchaus tendenziös und einseitig aus einigen ra- 
dikalen Quellen- zusammengetragen hat, in allen Einzelheiten der 
Wahrheit entsprechend geschildert ist, dürfte Avohl bezweifelt 
werden ♦'^; die Zusammenstellung einer kurzen Notiz aus den Lebens- 
erinnerüngen Hans von Reinhards^ mit einer Mitteilung im „Schwei- 
zerischen Republikaner" ergibt nur im grossen ganzen eine Be- 
stätigung der Berichterstattung Leuthj^s.^ Begreiflich und auch 
entschuldbar erscheint, dass einzelne zum Sprechen aufgeforderte 
Mitglieder der Delegation, insbesondere die vom See — Avie Major 
Brändlin, der Gewährsmann Leuthjs^ — sich nicht jener mass- 
vollen Sprache durchweg beflissen, Avie Rektor Troll, dass sie viel- 
mehr unter deiii Drucke der jüngsten Ereignisse stehend ihre leiden- 
schaftliche Erregung nicht zurückhielten, in historischen Reminis- 
zenzen schwelgten, die Jahre 1794/95, 1804 und 1814 oft und wohl 
einseitig genug herausstrichen. Das alles werden Avir Leuthy glauben 
dürfen.' Wohl mochte da der Ämtsbürgermeister Hans von Reinhard 
es als seine Aufgabe und Pflicht erachten, auf diese Deklamationen 
durch angemessene Bemerkungen, Avie er selbst berichtet, in war- 
nendem und zugleich A^ersöhnlichem Sinne zu antAvorten. ^ Seine 



* Johann Jakob Leuthy, „Geschichte des Kantons Zürich von 
1794—1830". 2 Bände. Zürich, Leuthys A^erlagsbureau 1843. Für unsere Arbeit 
kommt nur der zAveite Band in Betracht (zitiert: L. I). 

* t)ber Johann Jakob Leuthy vgl. meine Arbeit: „Die erste Zeitung 
auf der zürcherischen Landschaft". Ein Beitrag zur Geschichte der 
Zürcher Presse. Neue Zürcher Zeitung, 1905, Sonntags- Beilage zu No. 43 
(12. Febr.), Beilagen zu No. 45 und 46 (14. u. 15. Febr.). 

3 Die Mitteilung- von C. Dändliker im „üstertag" (p. 67): „Der alte Herr 
benahm sich zwar vornehm und gemessen", „väterlich ernst", aber „gnädig", 
„die achtungsvolle Art, mit der die Abgeordneten ihm ihre Bitte vortrugen, 
iring ihm zu Herzen" — wird iiuf einer mündlichen Quelle beruhen. — Dändliker 
nennt mit Unrecht (p. 67 Anmerkung) als Mitglied der Delegation Dr. Maag: 
nach dem Bericht von L. I, p. 102, ist dieser aus dem Verzeichnis zu streichen. 

4 Hans von Reinhard, Lebensbeschreibung von Conrad von Muralt, 
p. 433 (zitiert: C. v. M.). 

•^ R. 1830 No. 1, p. 6 Beilage. 

^ Major Brändlin war der einzige Stäfner der Delegation. 

' L. I, p. 107 ff. 

»^ C. V. M., p. 433. 
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Ausführungen machten aber keinen Eindruck auf die Delegation. 
„Alle Vorstellungen und diplomatischen Wendungen, alles Anpreisen 
der guten Verfassung von 1814, gegen alle insgesamt und gegen 
jeden insbesondere gerichtet, blieben fruchtlos; es beharrten diese 
Männer einstimmig und standhaft auf dem Memorial." * 

Bei der grossen Aufregung der Gemüter zu Stadt und Land 
kam vorerst alles an auf die Haltung des Grossen Rates. ^ Dieser 
trat schon am folgenden Tag, am 25. November zusammen. Die 
Aufregung Avar selbstverständlich eine grosse und doch waren die 
Verhandlungen ernst, ruhig und würdig.^ Der Amtsbürgermeister 
Hans von Reinhard eröffnete die bedeutungsvolle Sitzung mit einer 
Rede, in der er zuerst darauf hinwies, dass die früher mit 
Dr. Paul üsteri als Präsidenten eingesetzte Verfassungsrevisions- 
kommission der Einundzwanzig ihre Aufgabe mit Ruhe und Mässig- 
ung gelöst habe ; dann ging er zur Landesversammlung von üster 
über, deren Frucht eine Menge von Wünschen sei, an deren Spitze 
das Verhältnis der Repräsentation von Va für das Land und V3 für 
die Stadt verlangt werde. Der Kommissionalbeschluss und das vor- 
liegende Memorial wurden als die Gegenstände der Geschäftsver- 
handlung bezeichnet unter Anführung des Motto: „Unser Gewissen 
sei unser Leitstern". Sodann ging die schriftliche Berichterstattung 
des Kleinen Rates vor sich, an welche sich die Verlesung des 
Landes-Memorials anschloss. Auch wurde der Anrede des Herrn 
Rektors Troll von Winterthur als Sprechers der Delegierten bei 
Übergabe des Memorials u. s. w. gedacht.^ In ununterbrochener 
Sitzung tagte der Grosse Rat zehn Stunden lang bis sechs Uhr 
abends ^ gegen 90 Redner liessen sich über den Kommissional- 
entwurf und das Memorial von Uster vernehmen®; weitaus die 
Mehrheit der Votanten sprach sich im Sinne einer Eentgegennahme 
der Petition aus ' ; die Abgeordneten vom Lande baten dringend und 
inständig, zum Teil lebhaft bewegt, dass man den Bitten des 



1 R. 1830 No. 1, p. 6 (Beilage). 

2 L. I, p. 110. 

3 R. 1830 No. 1, p. 8. 

^ Aus dem R. 1830 No. 1, p. 8, Beilage; L. I, p. 110 f., bringt den wört- 
lichen Abdruck des R., selbstverständlich ohne jene Quelle zu nennen. 

^Ludwig Meyer von Knonau, Lebenserinnerungen, herausge- 
geben von Gerold Meyer von Knonau (Frauenfeld 1883) (zitiert : L. M. v. K.). 

ß Die Neue Zürcher Zeitung (zitiert: N. Z. Z.) 1830 No. 96, p. 381; ferner 
L. M. V. K., p. 321 ; der R. 1830 No. 1, p. 8 spricht dagegen nur von 80 Rednern. 

^ Der R. 1830 No. 1, p. 8 nennt 65 Stimmen; ebenso L. I, p. 111. 
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Landvolkes nachgebe, weil sie anders nicht heimgehen dürften. * Der 
Eindruck, den die Landes Versammlung von Uster, deren Postulate 
durch eine Reihe weiterer kleinerer Tagungen des Landvolkes 
aufgenommen worden waren,- allenthalben gemacht hatte, war ein 
so tiefgehender und nachhaltiger, dass sich die unter der Führung 
und dem Einfluss Dr. Paul Usteris stehenden Stadtliberalen der 
Notwendigkeit des Nachgebens nicht verschliessen konnten, wenn 
auch wohl wie Usteri selbst nur schweren Herzens und nicht ohne 
innere Besorgnisse. ^ Die Verfassungsrevisionskommission der Ein- 
undzwanzig hatte anfänglich trotz der Aufforderung, von vornherein 
auf ihren Antrag zu verzichten, das allgemein bekannte Resultat 
ihrer Beratungen — wonach die Städte Zürich und Winterthur 106, 
die übrige Landschaft 106 Mitglieder des grossen Rates erhalten 
sollte — vorgetragen ; als sie aber die entschiedene Stiminung der 
Majorität des grossen Rates sah, fand sie es doch auch für an- 
gebracht, dem Drucke nachzugeben und ihre Anträge vollständig 
zurückzuziehen. ^ 

Die endgiltigen Resultate der langen Beratung entsprachen 
vollkommen dem Umstände, dass die Behörde im Banne der neuesten 
Ereignisse stand: der Grosse Rat nahm schliesslich einmütig ^ 
das Repräsentationsverhältnis von '/g zu Va für Stadt und Land- 
schaft an und beschloss sogleich den Erlass einer beruhigenden 
Proklamation^, die dem Volke diesen inhaltsschweren Beschluss 
mitteilte und in einer nicht durchweg glücklichen Sprache^ zur 
Ruhe und Ordnung mahnte*^ Ferner wurde die bisherige Ver- 
fassungsrevisionskommission der Einundzwanzig, obwohl mehrere 
Mitglieder ihre Entlassung begehrt hatten, um vier Mitglieder 
vom Lande verstärkt und beauftragt, „mit Berücksichtigung der 

'Vgl. C. Dändliker: „Der üstertag'', p. 67, auf Grund mündlicher Mit- 
teilungen (vgl. auch L. I, p. 110). 

* So auf Schloss Mörsburg, in Wiesendangen, Hettlingen, Wülflingen und 
andern Orten (vgl. R. 1830 No. 1, p. 4 und C. Dändliker „Der üstertag", p. 65). 

3 Vgl. den Aufsatz von J. C. Bluntschli über ,, Die Revolution 
des Kantons Zürich vom Jahre 1830 in ihrer Entwicklung**. In 
Rankes politisch-historischer Zeitschrift, abgedruckt in der „Helvetia" Bd. 8, 
1838 [St. B. Z. XXXI 1429].) 

^ Leben der beiden zürcherischen Bürgermeister David von 
Wy SS, herausgegeben von Friedrich von Wyss. Bd. II, p. 585 (zitiert: F. v. W. II). 

* R. 1830 No. 1, p. 8 (Beilage). 

« Abgedruckt in M. T. v. V. I, p. 410 f. (ebenso bei L. I, p. 112 ff.). 

7 R. 1830 No. 2, p. 11 (3. Dez.). 

^ Die Proklamation wirkte tatsächlich beruhigend (Vgl. F. v. W. II, p. 587). 
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bekannten Wünsche des Volkes die Verteilung und Wahlart der 
angenommenen Repräsentation auT der Stelle zu beraten und bis 
übermorgen einen Antrag zu hinterbringen".* Bis zur Beendigung 
der Beratung dieses Vorschlages sollte der Grosse Rat permanent 
bleiben. 

Bei dieser kurzen Frist „durfte die Kommission", wie Hans von 
Reinhard bitter bemerkt, „nur einregistrieren, und dasselbe tat", fügt 
er hinzu, „am nächstfolgenden Tag auch der Grosse Rat".'- In der 
Tat nahm der Grosse Rat in der Sitzung vom 27. November die 
rasch entstandenen und formulierten Anträge der Kommission nach 
einer weitschichtigen Diskussion — es sprachen über 70 Mit- 
glieder^ — im Sinne einer partiellen Verfassungsrevision an: die 
Artikel 8—11 und 17—26 der zürcherischen Staatsverfassung vom 
11. Juni 1814 wurden aufgehoben und durch eine Reihe von Be- 
stimmungen ersetzt, welche in einem umfangreichen Beschlüsse 
niedergelegt^ und später ziemlich unverändert in die neue Ver- 
fassung selbst aufgenommen wurden. Das Wesentliche dieser neuen 
Bestimmungen lässt sich dahin zusammenfassen, dass am 6. Dezember 
ein neuer Grosser Rat nach dem bereits beschlossenen Reprä- 
sfentationsverhältnis von Va zu V3 gewählt werden sollte, und zwar 
so, dass Vc <ißi' Wahlen direkt und nur noch Vo indirekt blieben: 
a) der Grosse Rat . sollte aus 212 Mitgliedern bestehen, von denen 
die Landschaft (Winterthur mit inbegriffen) 141, die Stadt Zürich 
71 Mitglieder zu ernennen hatte; b) von den 141 Vertretern der 
Landschaft sollten 22, von den 71 Vertretern der Stadt 11 indirekt 
durch den Grossen Rat selbst gewählt werden. Von den übrigen 
Bestimmungen sei noch die eine herausgehoben, dass als Bedingung 
der Wählbarkeit in den Grossen Rat auch jetzt noch der Besitz 
eines Vermögens von wenigstens 5000 Schweizerfranken gefordert 
wurde (§ 9). Erst dieser nach dem neuen Repräsentationssj^stem 
gewählte neue Grosse Rat sollte sich dann über die Art und Weise 
der Verfassungsrevision schlüssig machen. Der motivierte Gegen- 
antrag des Oberamtmannes von Knonau, C. M. Hirzel, dass die Re- 
vision der Verfassung durch den bestehenden Grossen Rat vor- 
genommen und dann den Zünften der Stadt und Landschaft zur 
Abstimmung vorgelegt werde, vereinigte nur 18 Stimmen auf sich, 



' ß. 1830 No. 1, p. 8 (Beilage), auch L. I, p. 111 f. 

2 C. V. M., p. 434. 

3 R. 1830 No. 2, p. 11 (L. I, p. 115). 

^ R. 1830 No. 2, p. 11 f. (L. I, p. 115^119) und M. T. t. V. I, p. 412-414. 
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darunter auch diejenige Dr. L. Kellers *, der bald eine ganz andere 
politische Stellung einnehmen sollte. Der edle und vaterländische 
Sinn des Antrages wurde zwar allgemein anerkannt; die Ansiclit 
war eben doch vorherrschend, dass der abtretende (xrosse Rat für 
eine Revision nicht geeignet sei.^ 

Dieses kluge, wohlangebrachte, rasche Entgegenkommen der 
Obern Behörden, das der junge Dr. J. C. Bluntschli in seiner noch 
oft zu zitierenden Abhandlung als schmähliche, unwürdige Feiglieit 
mit dem heftigsten Tadel überschüttete ^ hatte so in äusserlich 
friedlicher Weise eine tiefeingreifende, auch für die übrige Schweiz 
einflussreiche Umwandlung im zürcherischen Staatswesen bewirkt \ 
Mit vollem Rechte konnte der zürcherische xlbgeordnete auf der 
Tagsatzung zu Bern, Ludwig Meyer von Knonau, darauf auf- 
merksam machen, dass der Kanton Zürich seine jetzige kräftige 
Stellung und das Glück, nicht durch Faktionen zerrissen zu sein, 
dem verdanke, dass die obern Behörden selbst der Bewegung ent- 
gegengekommen seien und den Bedürfnissen der Zeit nachgegeben 
hätten ^. Das unendlich schwierige Problem der Repräsentation, das 
in der letzten Zeit das Interesse der Bevölkerung zu Stadt und 
Land in weitgehendstem Masse erregt hatte, war dank dem halb 
freiwilligen, halb erzwungenen, in jedem Falle anerkennenswerten 
Entgegenkommen der Stadt für einmal in einem Sinne gelöst, der 
dem Willen der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung entsprach. 
Dass diese Lösung freilich nur die Bedeutung eines provisorischen 
Entscheides haben konnte, war eine nicht nur in radikalen Kreisen 
allgemein geltende Ansicht; in ihrem Urteil durchaus massvolle 
und vorsichtige Männer, wie Ludwig Meyer von Knonau, sprachen 
sich dahin aus, dass die besondere Berücksichtigung der höhern 
Intelligenz und der hohem ökonomischen Leistungen der Stadt an 
die Bedürfnisse des Staates bei den immer mehr zugunsten der 
Landschaft sich verschiebenden Kulturzuständen früher oder später 
dahinfallen müsse.* 



* Aus dem Aufsatz Bluntschlis in der „Helvetia", p. 114; für die damalige 
Stellung ist auch eine Notiz bei L. M. v. K., p. 323 von Bedeutung. 

'2 Der „Schweizerische Beobachter" (zitiert Schw. B.) bringt die Erklärung 
Hirzels 1830 No. 59, p. 113 (30. Nov.); auch bei L. I, p. 124 f.; vgl. ferner 
F. V. W. II, p. 585; L. I, p. 115; N. Z. Z. 1830 No. 97, p. 385. 

3 In dem Aufsatz in der „Helvetia", p. 14. 

^ F. V. W. II, p. 585. 

5 L. M. V. K., p. 330. 

• L. M. V. K., p. 323; vgl. auch die sehr interessante Broschüre: Entwurf 
einer Verfassung, u. s. w., p. 4 (St. B. Z., Varia Turicensia Gal. XXXI 516). 
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Für einmal war es nur ^ut, dass das Problem der Re- 
präsentation gelöst war und aus der öifentlichen Diskussion ver- 
schwand. Auf den 6. Dezember waren die Wahlen angesetzt; so 
war die Zeit zur Orientierung den Stimmberechtigten kurz zu- 
bemessen; um so intensiver musste sie ausgenutzt werden. Die 
Bedeutung der Wahlen wurde richtig eingeschätzt. Man sah wolil 
ein, so berichtet J. J. Leuthy, dass biedere, einsichtige Männer zur 
Lösung der grossen Aufgabe des neuen Verfassungswerkes not- 
wendig seien ; denn die Bestimmung des neuen Grossen Rates sei, 
eine neue Verfassung zu schaffen, deren Grundlage die Volksver- 
sammlung von Uster schon bestimmt habe; eine Verfassung, welche 
die drückenden aristokratischen Unterschiede, die so lange einen 
Teil des Volkes herabwürdigten aufheben, allen den Genuss gleicher 
bürgerlicher und politischer Rechte sichern, der Tätigkeit und 
Arbeit einen freien, ungehinderten Spielraum öffnen und unser 
Vaterland zu der hohen Würde eines wahren Freistaates erheben 
sollte. Man müsse von den Mitgliedern hoffen, dass sie der grossen 
Volkssache i^der bürgerlichen Freiheit und Rechtsgleichheit) den 
Sieg verschaffen, damit die Hoffnung, die leuchtend am Tage von 
Uster aufging, erfüllt werde. ' Eine andere Berichterstattung aus 
konservativem Lager schildert die Stimmung, welche die Einsichts- 
volleren der konservativen Partei erfüllte; Oberamtmann Escher 
in Wädenswil schrieb an David von Wyss am 29. November : .,Der 
Beschluss des Grossen Rates hat die Folge gehabt, die man sich 
davon versprach, nämlich allgemeine Beruhigung und Freude. Man 
beschäftigt sich jetzt mit Einwirkungen auf die Wahlen im guten 
Sinne, denn man will einerseits der Stadt nicht zum Spektakel 
werden und anderseits auch die Sachen keineswegs überstürzen. 
Überhaupt scheint der Geist der Mässigung auch bei den Heftigsten 
(z.B. beim Redner Steffan) wieder Platz zu finden, nachdem ein- 
mal der Hauptpunkt errungen ist. Diese Stimmung gewährt mir 
die Hoffnung, es sei wirklich gelungen, den Gang einer gewalt- 
samen und gänzlich subversiven Revolution durch jenen, freilich 
schmerzlichen Beschluss zu hemmen, und dann Heil uns, dass wir 
ihm die Fackel des Bürgerkrieges vorgezogen haben. Ich wage 
bereits für die Folgezeit tröstlichere Hoffnungen zu schöpfen als 
diejenigen, mit denen ich Zürich verliess. Der Hauptgesichtspunkt 
unseres Benehmens wird, wenn ich nicht irre, der sein, ohne Bitter- 
keit die Friedenshand anzunehmen, die das Land uns wieder bietet, 



» L. I, p. 121. 
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und durch — keineswegs schmeichelndes und serviles — wohl aber 
offenes, loj^ales, von grollenden Rückblicken freies Entgegenkommen 
das Vertrauen und den Einfluss wieder zu gewinnen, der zum all- 
gemeinen Besten so unentbehrlich ist^. * Selbstverständlich nahmen 
auch die öffentlichen Blätter zu den Wahlen in diesem oder jenem 
Sinne Stellung.^ Besonders bemerkenswert ist der Artikel im 
^Schweizerischen Republikaner'', der Eduard Sulzer aus Wintert hur 
zum Verfasser hat. Auch C. M. Hirzel legte in einem ersten „Send- 
schreiben'' den Bürgern die Bedeutung der Wahlen warm ans Herz. 
Trotz der noch immer grossen Aufregung erfolgten die Neu- 
wahlen am 6. Dezember im allgemeinen in Ruhe und Ordnung. ^ 
Allgemein war die Freude über das Resultat und sie war auch 
wohlberechtigt. Waren die Wahlen doch in der Stadt und auf 
der Landschaft nach dem Urteile des konservativ-liberalen „Beob- 
achters" erfreulich ausgefallen, wenn nicht für irgend eine starre 
Partei, doch für Die, welche auf das Ganze sehen. Solche Volks- 
wahlen, sagt das genannte Blatt, unmittelbar nach einem leiden- 
schaf tlicli bewegten Momente zeugen doch für einige politische Reife. 
Der gesunde Sinn des Volkes habe aus den Wahlurnen gesprochen. ^ 
In der Stadt fielen die getroffenen Wahlen ohne ausschliessliche 
Parteirücksicht auf die bedeutenderen Mitglieder der bisherigen 
Repräsentation^; ausserdem kamen noch mehrere tüchtige, besonders 
jüngere Männer an das längst heissbegehrte Ziel ilirer Wünsche, 
jetzt endlich, wo man nacli der Sprache der Radikalen die Stellen 
im grossen Rate nicht mehr wie einen Luxusartikel betrachtete, 
womit gewisse Honoratioren ohne Rücksicht auf Kenntnisse und 
Charakter per se versehen werden mussten, sondern bei ermässigter 
Zahl der Stellen sich ihrer Wichtigkeit etwas mehr bewusst ge- 
worden sei.^ Auf der Landschaft, wo gewisse Einwirkungen der 
südlichen Gegenden des Kantons auf die nördlichen stattfanden', 
wurden neben vielen neuen Mitgliedern, deren Gesinnung und 



i F. V. w. II, p. 587. 

•2 Zürcher Freita<?s-Zeitung, 1830 No. 49 (3. Dez.). (zitiert: Z. F. Z.); ß. 1830 
No. 2, Extra-Beilage [L. I, p. 121 ff.]; Schw. B. 1830, No. 60, p. 321 f. Beilage 
(8. Dez.). 

3 Nur in den Zünften Richterswil und Bäretswil kam es zu bedenklichen 
Störungen und Skandalen (R, 1830 No. 3, p. 18 f. (10. Dez.) [L. I, p. 126 f.]). 

4 Schw. B. 1830 No. 62, p. 334 (10. Dez.). 

^ Vgl. F. V. AV. II, p. 587 f. . 

6 R. 1830 No. 3, p. 17 (10. Dez.) [L. I, p. 127.] 
' Schw. B. 1830 No. 61, p. 331 Beilage (7. Dez.). 
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Fähigkeit sich noch erproben mussten, auch „die Bisherigen" 
meist wieder gewählt.* Allgemein wurde auch die Bemerkung 
gemacht, dass die Wahlen am See die besten seien; man erklärte 
dies damit, dass am See am meisten Kultur sich vorfände und die 
Wahlkreise am grössten seien.- Das Ergebnis dieser Wahlen 
zeigte, dass dem Systeme der direkten Wahlen ohne Gefahr grössere 
Ausdehnung gegeben werden konnte. ^ In den Sitzungen des Grossen 
Rates vom 14., 16. und 17. Dezember wurden die 33 indirekten 
Mitglieder gewählt ^ ; mancher verdiente Mann, welchen die bei den 
direkten Wahlen immer stark mitspielenden lokalen Interessen 
übergangen hatten, kam so noch an den gebührenden Platz. Die 
radikale Partei» der das indirekte Wahlsj'stem ein Dorn im Auge 
war, hatte freilich allerlei an dem Ergebnis dieser Ernennungen 
auszusetzen.^ 

Im Vergleiche zu dem abgetretenen Grossen Rate hatte der neue 
in seiner Physiognomie entschieden etwas jugendliches. Die Land- 
leute, so sagt Bluntschli in seinen Memoiren^, sahen frischer, 
kräftiger und freier aus als viele ältliche und philisterhafte Städter, 
welche von jenen verdrängt waren. Einem andern Berichterstatter 
war die Wahrnehmung sehr überraschend, dass der seiner Mehrheit 
nach von der Landschaft gewählte neue Grosse Rat weit mehr 
Lebendigkeit und praktische Einsicht verrate, als der abgetretene. 
Der gesunde Takt des Volkes habe die Besorgnisse vor dem mög- 
lichen Übergewichte einer unwissenden und ungelenken Mehrheit 
vollständig verscheucht.' In diesem Rate, so versicherte man wohl 
mit einiger Übertreibung, sei nie eine Spur vorgekommen von der 
kecken Halbwissersprache, die hie und da in Verfassungsräten zur 



' F. V. w. II, p. 588. 

« Schw. B. 1830 No. 69, p. 380 (31. Dez.). 

3 Schw. B. 1830 No. 69, p. 380 (31. Dez.). 

* Aus der kurzen Notiz Leuthys (I, p. 142) könnte man schliessen, dass 
alle indirekten AVahlen in der Sitzung vom 14. Dezember erfolgt wären, was 
nicht der Fall war. 

5 R. 1830 No. 4, p. 30 Beilage (14. Dez.) (L. I, p. 143 f., wo nicht nur die 
in Parenthese gesetzte, klein gedruckte Stelle, sondern auch der gross gedruckte 
Text wörtlich dem R. entnommen ist. 

^J. C. Bluntschli: Denkwürdiges aus meinem Leben. Erster 
Teil: Die schweizerische Periode (Nördlingen 1884), I, p. 124 (zitiert 
J. C. Bl. I). 

^ J. A. Pupikofer: Johann Jakob Hess, (Zürich 1859), p. 74 (zitiert; 
J. A. Pup.) 
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Geltung gekommen sei. * Der Historiker Hottinger stellte dem 
zürcherischen Grossen Bat^ ein glänzendes Zeugnis aus, indem er 
von ihm nach der Beratung der Verfassung sagte: „Soviel Einfluss 
auch natürliches Talent in Verbindung mit einer gesunden, ein- 
fachen Ansicht der Dinge, wie sie unter ländlichen Umgebungen 
leichter erhalten wird, mit Recht sich erwarb, und so selir gerade 
dadurch die Versammlung selbst an innerer Kraft gewonnen hat, 
so wenig ward das positive Wissen und der unbestrittene Wert 
höherer Geistesbildung missachtet; im Gegenteil, aus dem Vereine 
beider Richtungen erzeugte sich ein Charakter durchgreifender 
Lebendigkeit, welcher der Behörde in ihrer früheren Zusammen- 
setzung, vielleicht zu ihrem eigenen Nachteil, gefehlt hat".' Gerade 
Hottinger liat aber auch auf die Fehler und Gebrechen des neuen 
Rates hingewiesen; der bedenkliche Mangel an parlamentarischer 
Disziplin zeigte sich in der ermüdenden Weitschweifigkeit der 
Diskussionen, die nie zu Ende kommen wollten. 

Dieser jugendlich kräftige und initiativfrohe Grosse Rat, dessen 
Leitung bald die auf dem Boden derselben Partei stehenden und 
doch stark verschiedenen Staatsmänner Dr. Ludwig Keller und 
C. M. Hirzel an sich rissen^, trat schon am 14. Dezember zur 
ersten Sitzung zusammen. Die von einem starken Pessimismus ge- 
tragene Eröffnungsrede des Amtsbürgermeisters Hans von Reinhard, 
in der air die Gefühle, welche der so folgenreiche Wechsel in dem 
greisen Staatsmanne wecken musste^ zu deutlichem Ausdrucke 
kamen, konnte nicht befriedigen und musste die heftigste Opposition 
der Radikalen förmlich provozieren. ^ Aus dem Munde des greisen 
Amtsbürgermeisters zwar durchaus begreiflich, musste gleich schon 
der Anfang der Rede von der Versammlung bitter empfunden 
werden: „Welch eine Empfindung ergreift mich bei dem Anblick 
dieser neuen Versammlung! Wo ist die Zahl der Männer, mit 
denen ich seit beinahe 28 Jahren in diesem Saale gehauset und 
gehofet, die Sorgen für des Landes Wohl geteilt und von ihnen 
Worte der Belehrung und Weisheit empfangen habe? Einen Teil 



'Müller-Friedberg:, Schweizerische Anualeii, I. Band, p. 346 
(zitiert: M.-Fr.). 

2 Vaterlandsfreimd 1831 No. 10, p. 58 (21. März) (zitiert: V.). 

3 J, C. Bl. I, p. 124. 

* C. V. M., p. 434. (Die Rede ist teilweise abgedruckt bei L. I, p. 135—138, 
ganz als Broschüre St. A. Z. III. A. e. 2. 6.) 

^ Vgl. den Protest Ed. Sulzers im R. 1830 No. 5, p. 35 f. (24. Dez.) [L. I, 
p. 138—141.] 
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hat die dem menschlichen Leben bestimmte Frist, einen ebenso 
grossen die politische Umwälzung dahingerafft. Und warum hat 
die göttliche Vorsehung mir das Los vorbehalten, dass ich an 
dieser Stelle stehe, um zum dritten Male einen wesentlich neu- 
gestalteten Grossen Rat zu eröffnen ? Ist denn der Schrecken vor 
Eevolutionen und die natürliche Scheu vor Verfassungsänderungen 
so ganz von dem Menschengeschlechte weggenommen, dass dieselben 
zum Spielball der Völker werden sollen, und dass es nur auf kleine 
Wendungen des Zufalls und der Kunst ankommt, ob jene blutig und 
diese unschädlich ausfallen, und w^enn sie wie ein Schauspiel vor 
den Augen hintibergeführt sind, dann zur Ruhe in die Geschichte 
niedergelegt werden sollen?" Auch die Glorifikation der Verfassung 
von 1814, welche den Kernpunkt der Rede Reinhards ausmachte, 
war einseitig; w^eil die Verfassung von 1814 erstens an und für 
sich gut sei, zweitens frei von fremdem Einfluss gegeben worden 
sei, wurde sie in Schutz genommen und die Notwendigkeit einer 
durchgreifenden Verbesserung verneint. Für den Eindruck, den 
diese Rede Reinhards machte, ist charakteristisch, dass sich niemand 
gegen den Antrag von Ludwig Meyer von Knonau erhob, es sollten 
bei der vom Grossen Rate beschlossenen Publikation der Rede 
einige Ausdrücke weggelassen werden. Den extremen Radikalen 
wäre es freilich lieber gewesen, wenn die Rede gerade so, wie sie 
gehalten worden war, publiziert worden w^äre; so hätte sich eher 
Kapital daraus schlagen lassen. ' 

Die eidgenössischen Geschäfte, welche den Grossen Rat in 
diesen ersten Sitzungen sehr intensiv beschäftigten, kommen für 
uns nicht in Betracht. Am 17. Dezember wurde nuii die Kommission 
zur Entwerfung der neuen Staatsverfassung eingesetzt, was dem 
Volke in einer Proklamation mitgeteilt wurde.' In dieser aus 
13 Mitgliedern bestehenden Verfassungsrevisionskommission waren 
Stadt und Land so ziemlich zu gleichen Teilen vertreten; eine 
Reihe ausgezeichneter und um das engere und weitere Vaterland 
hochverdienter Männer sollte sich hier mit einigen noch w^eniger 
bekannten Persönlichkeiten zur gemeinsamen Arbeit vereinigen. 
Als erstes Mitglied und zugleich als Präsident der Kommission — 
es war dies eigentlich selbstverständlich — wurde Dr. Paul Usteri 
gewählt, der Gründer und drei Jahrzehnte hindurch unermüdlich 
tätige Vorkämpfer und F'tihrer des schweizerischen und zürcherischen 



» ß. 1630 No. 4, p. 26 (17. Dez,). 

^ R. 1830 No. 5, p. 37 Beilage (24. D.ez.) [L, I, p. 144—146], u. s. w. 
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Liberalismus^ welchem das Lob gebührte^ nicht zwar den Geist 
in die Verfassung gelegt zu haben (denn er beschränkte sich in 
der Yerfassungskommission auf die formelle Leitung der Geschäfte, 
ohne tätigen' Anteil an der Verfassung selbst zu nehmen) wohl aber 
diesen Geist völlig erkannt und im Grossen Rateg egen die Anfechtungen 
der Gegner durchgekämpft zu haben. * J. G. Bluntschli schien es, als 
ob Usteri die Revolution nur mit Besorgnissen betrachtete und sie 
nicht, wie die meisten erAvarteten, mit Feuereifer erfasste'^; er 
verleugnete zwar, wie L. Meyer von Knonau ausdrücklich bemerkt, 
seine Freisinnigkeit keinen Augenblick, er war den Grundsätzen 
der neuen Verfassung durchaus nicht abgeneigt, wenn ihm auch 
oft bange war über die Ausdehnung, welche die neuen Ent- 
Avicklungen noch nehmen konnten und ihn die vielen Volkswahlen 
und das unmittelbare Wirken des Volkes unruhig machten. Der 
Anfang eines Briefes, den Usteri am 10. Februar an den in Luzern 
abwesenden L. Meyer von Knonau schickte, ist für seine Stimmung 
charakteristisch ; er bittet ihn, zur Teilnahme an den Verfassungs- 
arbeiten nach Zürich zurückzukehren: „Helfen Sie uns das Rett- 
bare retten"!'^ Usteri zur Seite wurde als zweites Mitglied der 
schon oft genannte L. Mej^er von Knonau gewählt, welcher in 
seinen ausgezeichnet orientierenden, durchaus zuverlässigen und 
liebenswürdigen „Lebenserinnerungen" als ein Mann von über- 
legener Einsicht erscheint, wie Hans von Reinhard ein Staatsmann 
der alten Schule, der* aber im vollen Gegensatz zu jenem der le- 
bendig pulsierenden Gegenwart nicht ablehnend gegenüberstand, 
sondern ihre gerechten Bedürfnisse und Forderungen nach sorg- 
fältiger Prüfung anerkannte und bejahte. Alles in allem genommen 
erscheint L. Meyer von Knonau als ein Staatsmann im besten Sinne 
des Wortes, der auch im wildesten Gewühle der Parteien nie die 
sichere Ruhe seines überlegenen Urteils verlor.^ Zur Zeit der 
Verfassungsarbeiten musste er als zürcherischer Abgeordneter auf 
der Tagsatzung zu Luzern weilen; wie schon angedeutet, kehrte 
er bei Aviclitigen Beratungen wiederholt nach Zürich zurück und 



^ yg\. Allgemeine Zeitung, Ausserordentliche Beilage 1831 No. 227, p. 908 
(24. Juni;; der Verfasser dieser Korrespondenz dürfte Dr. jur. J. C. Bluntschli 
sein, der als Gehilfe in der Führung des Protokolls aus erster Quelle schöpfen 
konnte und sieh später in dem gleichen Sitine aussprach in dem oft zitierten 
Aufsatz hei Ranke (s. unten). 

2 Aus dem Aufsatz Bluntschlis, p. 15. 

3 L. M. V. K., p. 352. 

* Eine ausführliche Würdigung yon, L. Meyer von Knonau folgt später. 
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half dort die Grrimdsätze der neuen Verfassung, namentlich die 
Trennung der Gewalten, verteidigen. * Ein einflussreiches Mitglied 
der Kommission war ferner der von feurigem Enthusiasmus erfüllte 
C. M. Hirzel, dem man vorzüglich die Organisation der Bezirks- 
und Gemeindeverwaltung zu verdanken hatte. ^ Nach der Ansicht 
Bluntschlis war freilich der Einfluss Hirzels auf die Verfassung 
im ganzen genommen nicht günstig; „wir haben vielmehr seinem 
Bestrehen, abgesehen von dem Bedürfnisse und der Natur des 
Stoffes alles symmetrisch zu ordnen und für die verschiedensten 
moralischen Körper, als Staat,. Kirche, Schule, gleichmässig ge- 
gliederte Organe zu bestellen, mancli überflüssige und schädliche 
Einrichtung zuzuschreiben." ^ Neben Hirzel hatte wohl am meisten 
Einfluss in der Verfassungskommission ^ Dr. F. L. Keller, der spätere 
Chef der liberal-radikalen Partei, dessen umfassende und unendlich 
einflussreiche Betätigung auf allen Gebieten des staatlichen und 
parteipolitischen Lebens uns noch oft und nachdrücklich entgegen- 
treten wird; in der Verfassungskommission waren Kellers Be- 
strebungen hauptsächlich auf die Unabhängigkeit der Gerichte von 
jedem möglichen Eingriff von selten der vollziehenden Gewalt ge- 
richtet ^ und auf die Hoheit des Obergerichtes, als dessen künftigen 
Präsidenten er sich nach dem Urteile Bluntschlis mit gutem Grunde 
erkannte. ^ Dem Einflüsse Hirzels 'wurde an Bedeutung derjenige 
des Staatsschreibers und späteren Regierungsrates Ferdinand Meyer 
an die Seite gestellt ; " bedeutenden Reformen zwar nicht abgeneigt, 
suchte er doch im Sinne der Mässigung zu wirken und gegen die 
gänzliche Herabsetzung der vollziehenden Gewalt anzukämpfen. 
Gründliche Kenntnisse und andauernder Fleiss, freisinnige An- 
sichten, Vaterlandsliebe und eine tiefe Einsicht in die staatlichen Ver- 
hältnisse wurden Meyer nachgerühmt, der bei seinem bescheidenen, 
schüchternen Wesen wohl nicht immer den wünschenswerten Einfluss 
fand." Auch in dem schon genannten Winterthurer Eduard Sulzer, 



»L M. V.K., p. 326 u. 352. 

2 J. C. Bl. I, p. 125. 

' In dem Aufsatz in der „Helvetia'', p. 19. 

* AUgemeine Zeitung, A. B. 1831 No. 227, p. 908 (24. Juni). 

' In dem Aufsatz in der „Helvetia", p. 18. 

« J. C. Bl. I, p. 126. 

^ Vgl. Anmerkung 4. 

® Aus dem Aufsatz Bluntschlis, p. 18. (Vgl. meinen Aufsatz über „Hans 
Georg Nägeli als Politiker", Neue Zürcher Zeitung 1905, Beilage zu 
No. 36 (5. Febr.). 



Digitized by 



Google 



— 14 — 

in Oberricliter Johann Jakob Hess, dem spätei^en Bürgermeister, 
in Heinrich Gujer, dem Redner auf der Landesversammlung von 
Uster, und andern Slännern besass die Kommission Mitglieder, 
welche bereits einen Namen hatten oder doch in den nächsten 
Jahren zu Ansehen und Einfluss gelangen sollten. * Schon diese 
Zusammensetzung der Kommission, welche den Partei- und Zeit- 
verhältnissen geschickt angepasst war, garantierte für eine Re- 
vision der Verfassung, welche aus gründlicher, wissenschaftlich 
betriebener Arbeit hervorging und sich nicht mit Halbheiten be- 
gnügte. 

Selbstverständlich fesselte das Problem einer neuen Verfassung, 
das nun endlich definitiv gelöst werden sollte, das Interesse der 
verschiedenen Bevölkerungsklassen in starkem Masse. Es war auch 
dafür gesorgt w^orden, dass jeder Bürger seinen Willen rechtzeitig 
äussern konnte, indem der Artikel 2 der genannten Proklamation 
es allen freistellte, „ihre Wünsche bezüglich der Verfassungsrevision 
der Kommission innerhalb drei Wochen einzureichen." Von dieser 
Erlaubnis w^urde reichlich Gebrauch gemacht: eine Fülle von Pe- 
titionen ging ein. Freilich stammten diese 230 Petitionen nur zur 
kleineren Zahl von einzelnen Bürgern her; weitaus die Mehrzaiil 
bestand aus Kollektiv-Eingaben von Korporationen, Gemeinden, 
Zünften u. s. av. ^ Die meisten enthielten nicht nur Ansichten und 
Wünsche über die Verfassung, sondern auch und zum Teil aus- 
schliesslich eine Menge anderweitiger Begehren und Beschwerden, 
welche sich auf die verschiedenen Zweige der Landesverwaltung 
im Aveitesten Sinne, bezogen und nicht selten sogar durchaus par- 
tikuläre örtliche Verhältnisse beschlugen. Über diese Eingaben 
arbeitete der als Jurist und Parteimann ausgezeichnete David Ulrich, 
der spätere Staatsanwalt, im Auftrage der Kommission eine aus- 
gezeichnet orientierende Zusammenstellung aus, welche den Über- 
blick über das Ganze erleichtern und zugleich eine vollständige 
Kenntnis des Einzelnen verschaffen sollte. Die höchst interessante 
Arbeit Ulrichs, welche auf wenig Raum eine Übersicht sozusagen 
über den ganzen Kulturzustand des Kantons Zürich im Jahre 1830 
bietet, wird bei der Besprechung der Gesetzgebung, welche sich 
so reich und grossartig auf die Verfassung von 1831 aufbaute, 
fort und fort herbeigezogen werden müssen. Für die Verfassung 



1 AUq MitgHeder der Kommission sind genannt in der Proklamation des 
grossen Rates an das Volk vom 20. Dezember 1830. (Vgl. L, I, p. 145). 

2 N. Z. Z. 1831 No. 5, p. 17 (15. Jan.). 
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kommt sie indes nicht in Betracht, da sie die auf die Verfassung 
bezüglichen Petitionen nicht verarbeitete. ^ 

Am 22, Dezember 1830 trat die Kommission der Dreizehn zur 
Eröffnungssitzung zusammen.^ Zum- Aktuar wählte sie Staats- 
schreiber F. Mej-er ; ihm wurde als Gehilfe in der Führung des 
Protokolls der junge Dr. jur. J. C. Bluntschli beigegeben, der 
bereits durch einige kleinere, wissenschaftlich -politische Publi- 
kationen die Aufmerksamkeit der politischen Kreise auf sich ge- 
lenkt hatte. ^ Über den Gang der Beratung selbst Avurde festgesetzt, 
dass dem Auftrage des Grossen Eates gemäss die Verfassung von 
1814 zu Grunde gelegt und die Materien in derselben Folge der 
Abschnitte und in derselben Ordnung behandelt werden müssten, 
welche in der genannten Verfassung beobachtet sei. Es wurde 
aber sogleich hinzugefügt, dass sich diese Behandlung nur auf die 
Anordnung und Zeitfolge der Geschäfte bezöge, dass sie aber für 
die Form und Gestaltung der neuen Verfassung ganz unvorgreiflich 
sei. "* Neben der Verfassung von 1814 sollten auch diejenige von 
1803 und die während des Bestandes dieser beiden Verfassungen 
gemachten Erfahrungen vergleichend benutzt Averden. Selbstver- 
ständlich kamen auch das Küsnacher- und Uster-Memorial, sowie 
ein von dem deutschen Flüchtling Dr. Ludwig Snell aufgestellter 
vollständiger Verfassungsentwurf wesentlich in Betracht.^ 



^ St. A. Z. in. A. a. 1. 31: „Übersicht der der Yerfassungs-Kom- 
missiou gemachten Eingaben, insofern dieselben sich nicht zunächst auf 
die Staatsverfassung-, sondern auf die verschiedenen Zweige der Verwaltung, 
der Justizpflege und der Gesetzgebung beziehen. Zürich, gedruckt bei Orell, 
Füssli & Cie. 1831. — Da uns auch das Verzeichnis der Petitionen wie das 
Tableau, das nach den ProtokoUen der Verfassungs-Kommission hergestellt 
wurde, nicht zu Gesicht kam, sind wir auf die spärlichen Artikel der Zeitungen, 
vor allem des „Schweizerischen 'Republikaners", sowie einige Broschüren an- 
gewiesen : über den Inhalt der Petitionen sind wir so ausreichend unterrichtet. 

2 Vgl. St. A. Z., M. M. 535, Protokoll der Verf assungsre visions- 
Kommission. Vgl. auch N. Z. Z. 1830 No. 5, p. 417; wenn L. I, p. 154, be- 
richtet, dass die Kommission ihre Arbeiten am 11. Januar begonnen habe, so 
ist diese Notiz nicht ganz genau: die Kommission begann ihre Arbeit schon 
in der Eröffnungssitzung vom 22. Dezember 1830. (L. hat die N. Z. Z. 1831 No, 5, 
p. 17 [15. Jan.] nicht genau abgeschrieben.) 

3 J. C. Bl. I, p. 113 f. (Vgl. auch meinen Aufsatz über „Hans Georg Nägeli 
als Politiker", Neue Zürcher Zeitung 1905, Beilage zu No. 36) (5. Febr.). 

^ Protokoll der Verfassungsrevisions-Komnüssion. 

^ „Entwurf einer Verfassung nach dem reinen und echten Repräsentativ- 
system, das keine Vorrechte noch Exemptionen kennt, sondern auf der Demokratie 
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Am 10. Januar 1831 begann die Kommission ihre regelmässigen 
Arbeiten, indem sie ohne Unterbrechung Tag für Tag je zwei 
Sitzungen abhielt. Nach dem Urteil Usteris brachte jene Verein- 
barung über die Arbeit sowohl als das dabei angewendete Ver- 
fahren der Kommission jede tunliche Beschleunigung in die Lösung 
ihrer Aufgabe.* Von den Fortschritten der Kommiss^ionsarbeit 
di^ang nur wenig in die Öifentlichkeit und man hörte darüber Avohl 
auch klagen. - Mit um so lebhafterem Interesse wurden die kurzen, 
ruhigen und sachlichen Mitteilungen, die der Kommissionspräsident 
Dr. Paul Usteri über den Gang der Verhandlungen jeweilen in 
seinem Blatte ^ veröffentlichte, ohne bestimmte Pers'önlichkeiten zu 
nennen, entgegengenommen und von den andern Blättern nachge- 
druckt. ^ Die Arbeiten wurden so eifrig und rasch betrieben, dass 
man zwar nicht immer für jede wünschenswerte Forschung und 
die Ausmittlung aller Verhältnisse Müsse hatte ^, dass auf der 
andern Seite aber schon am 29. Januar die bestimmte Erwartung 
ausgesprochen werden konnte, die Arbeit werde um die Mitte 
Februar nicht nur vollendet, sondern den Gliedern des grossen 
Rates gedruckt mitgeteilt sein, auf dass sie vorbereitet die Wür- 
digung derselben beim Zusammentreten des letztern vornehmen 
könnten. ^ Am 5. Februar konnte die Neue Zürcher Zeitung die 
Mitteilung bringen, dass die Kommission mit den letzten Be- 
richtigungen ihrer Arbeit beschäftigt sei." Einer der letzten Be- 
schlüsse bewirkte die Drucklegung der Verfassung in 8000—10,000 
Exemplaren. Berichterstatter der Kommission im Grossen Rate 
sollte Paul Usteri sein. .Um die Beratung des Grossen Rates 



beruht" (im Sammelband „Varia turicensia" St. B. Z. XXXI 516 No. 3). Der Ver- 
fasser von „Dr. Ludwig SneUs Leben und Wirken" übertreibt doch stark, wenn 
er p. 66 sagt: „Dieser Entwurf, der ein sehr reiches Material für die bevor- 
stehenden konstituierenden und legislativen Arbeiten bot, erschien anfangs 
Januar 1831 und kann als Grundlage aller regenerierten Kantonsverfassungen 
angesehen werden". Man darf überhaupt die Bedeutung Dr. Ludwig Snells für 
die Regeneration des Kantons Zürich nicht überschätzen. 
' N. Z. Z. 1830 No. 105, p. 417. 

2 R. 1831 No. 10, p. 72 (21. Jan.). 

3 N. Z. Z. 1831 No. 5, p. 17 (15. Jan.), No. 6, p. 21 (19. Jan.), No. 7, p. 25 
(22. Jan.), No. 8, p. 29 f. (26. Jan.), No. 9, p. 33.f. (29. Jan.), No. 10, p. 38 (2. Febr.), 
No. 11, p. 41 (5. Febr.). 

* R. 1831 No. 10, p. 72 (21. Jan.); Z. F. Z. 1831 No. 2, 4 (Beilage), 5, u. s. w. 
^ N. Z. Z. 1831 No. 17, p. 66 .(26. Febr.). 

6 N. Z. Z. 1831 No. 9, p. 33 (29. Jan.). 

7 N. Z. Z. 1831 No. 11, p. 41 (5. Febr.). 
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möglichst zu fördern, sollte von dem zeitraubenden Systeme der 
gewohnten Umfrage abgesehen, dafür das freie Wortbegehren be- 
antragt werden. ^ Kurz und bündig lautet das Protokoll der letzten 
Sitzung : „Nach Verlesung des Protokolls wurde die Beratung über 
den vom Aktuariat verfassten artikulierten Verfassungsentwurf 
fortgesetzt und beendigt. Die Ergebnisse mehrerer Abstimmungen 
über untergeordnete Punkte weist der genehmigte Entwurf selbst 
nach. Auf den 15. Februar soll der Grosse Rat einberufen werden^." 
Am 15. Februar trat der verfassunggebende Grosse Rat zu- 
sammen. Der Namensaufruf ergab die Anwesenheit von 194 Mit- 
gliedern^. Ausser dem Entwürfe der Verfassung und dem Berichte 
über die Petitionen von Ulrich war den Mitgliedern noch ein 
ausgezeichnet unterrichtender, direkt aus dem Protokoll geschöpfter, 
beleuchtender Bericht — Paul Usteri nannte ihn das bereinigte 
Protokoll der Kommission * — in die Hände gegeben worden '. 
Die Eröffnungsrede des Amtsbürgermeisters David von Wyss® ver- 
breitete sich zuerst über die europäischen Verhältnisse und die 
politische Lage der Schweiz im Allgemeinen ; aber auch über die 
kantonalen Verhältnisse fiel manches zutreffende Wort. Die Rede 
war in der Tat, wie David von Wyss selbst sagte, die freisinnige 
Sprache eines Mannes, der an bald erreichtem Ziele eines lang- 
jährigen, treuerfüllten Staatsdienstes und in mannigfaltigem Schick- 
salswechsel wenigstens einige Erfahrung gewonnen zu haben hoffen 
durfte '. Paul Usteri referierte dann in einem sehr interessanten, 
gedrängten Berichte ^, dessen Publikation sehnlichst gewünscht 
wurde, über die Arbeiten der Kommission. Nachdem er die histo- 
rische Entwicklung der Verfassungsarbeiten kurz dargelegt und 
die eingereichten Wünsche scharf kritisiert hatte, sagte er über 
den Verfassungsentwurf unter anderem folgendes : „Der dargebotene 
Entwurf ist ein Kind. der Zeit und einer bedrängten Zeit, in der 
es not tut, aus einem provisorischen Zustand von Regierung und 
Verwaltung, welcher eben deshalb schwankend und kraftlos sein 



^ Protokoll der Verfassungs-Koiümission. 
* Protokoll der Verfassungs-Kommission. 

3 Protokoll des Grossen Rates (St. A. Z. VII, M. M. 482, p. 25) ferst später 
waren 197 Mitglieder anwesend (L. I, p. 154; M. T. v. V., I, p. 417). 

4 N. Z. Z. 1831 No. 17, p. 66 (26. Febr.). 

5 St. A. Z., III. A. a. 1, 32. 

6 St. A. Z., III. A. a. 1, 83, • 

7 F. V. W. II, p. 597. 

8 N. Z. Z. 1831 No. 17, p. 65 f. (26. Febr.). 

Wettstein, W.: Regeneration. 2 
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muss, so beförderlicli als möglich zu neuen und festen Einrichtungen 
überzugehen, welche die gesetzliche Ordnung gewährleisten können. 
Die Kommission hoift, ihr Entwurf möge dazu führen, weil darin 
erstens der verständigen und mit Einsicht ausgesprochenen Wünsche 
der Bürger und der Erfordernisse der Zeit Rechnung getragen ist 
und weil zweitens darin Grundlagen gegeben sind, aus denen eine 
umsichtige und den Bedürfnissen des Landes entsprechende Gesetz- 
gebung ungehemmt und allmählich sich entwickeln kann^ Ein Hin- 
blick auf die Lage des Kantons und die vollkommene Ruhe, mit 
welcher von jeglicher Störung unberührt seit zwei Monaten die 
Verfassungsarbeit also vorbereitet werden konnte, zeichnet ihren 
Gang in Vergleichung mit den Vorfällen anderer Kantone vorteil- 
haft aus, und bietet gegründete Hoifnungen, es möge die Krise 
glücklich überstanden werden, welche da, wo Krankheit und Heil- 
mittel beide gefährlich waren, die begründetsten Besorgnisse ver- 
anlassen musste. Wenn die geholfte Losung erzielt ist, so wird 
alsdann aber auch an der neuen Verfassug festhalten, wer ein 
guter Bürger ist." P. üsteri schloss seine Rede mit dem Antrage, 
dass zu möglichst freier Beratung und zur Zeitersparnis im grossen 
Rate statt der bisherigen Umfrage-Ordnung die in vielen andern 
Kantonen mit Erfolg eingeführte Beratungsweise des freien Wort- 
begehrens beobachtet werden möchte. Diese zeitgemässe Reform ', 
die sicherlich eine gründliche und echte Sachprüfung nur gefördert 
hätte, wurde aber nach einer Diskussion von über vier Stunden mit 
109 gegen 77 Stimmen abgelehnt. Schon bei diesem, man sollte 
denken, recht harmlosen Antrage, platzten die Geister heftig auf- 
einander ^. Anhänglichkeit an das Gewohnte bei den einen, bei den 
andern Scheu vor dem unbekannten Neuen, mit dem man vollends 
nicht gerne den ersten Versuch in der wichtigen Verfassungsan- 
gelegenheit machen wollte, wirkten zur Ablehnung zusammen^. 
Von den Argumenten, die gegen den Antrag vorgebracht wurden, 
erhält man nicht gerade einen hohen Begriif, wenn man hört, dass 
darunter auch die Behauptung figurierte, man habe nichts davon 
gehört, dass auf dem Grütli das freie Wortbegehren gegolten 
habe ^. 



» Im V. (1831 No. 10, p. 58 [21. März]) verteidigte h (Hottinger) das alte 
System der Umfrage. 

2 R. 1831 No. 18, p. 113 (18. Febr.). 

3 N. Z. Z. 1831 No. 18, p. 69 f. (2. März). 

4 E. 1831 No. 18, p. 113 (18. Febr.). Als bereits in der Sitzung vom 16. Febr. 
ein Mitglied über Verletzung des Reglements klagte, weil der Präsident nicht . 
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Am folgenden Tage, auj 16. Februar, ging der Grosse Rat 
zur Beratung des Verfassungsentwurfes über. Bei dem schon ge- 
tadelten Mangel an parlamentarischer Disziplin zogen sich die 
Beratungen stark in die Länge. Beginnend am 16. dauerten sie 
ununterbrochen bis zum 18. Februar, am 22. u. 24. Februar wurden 
sie wieder aufgenommen, vom 1. bis 3., vom 4. bis 8. März fort- 
geführt und am 10. März endlich abgeschlossen. Eine Mittagspause 
von zwei Stunden ausgenommen, dauerten die Verhandlungen ge- 
wöhnlich von Morgen bis Abend'. So sehr hatte es jedoch die 
Kommission verstanden, den neuen Ideen trefflichen, klaren und 
festen Ausdruck zu geben, dass trotz der einlässlichen und oft er- 
müdend breiten Diskussionen im Grossen Rate verhältnismässig nur 
geringe Modifikationen eintraten. Wenn Veränderungen erfolgten, 
waren es mehr oder minder bedeutsame Verbesserungen : nach dem 
Urteil Usteris war man nirgendwo geneigt, sie Verschlimmbesse- 
rungen zu nennen '. 

Nach der Beendigung der Beratung über die einzelnen Artikel 
am 10. März schritt der Grosse Rat noch am gleichen Tage zur 
Abstimmung über die Annahme oder Verwerfung des Ganzen. Mit 
169 gegen 4 Stimmen ^ wurde die Annahme der neuen Staatsver- 
fassung beschlossen; 3 Stimmen erklärten sich für die Nichtannahme 
und eine — Hans von Reinhard ^ — wollte den Beschluss ledig- 
lich dahin gefasst wissen, dass die beratene Verfassung dem Volke 
zur Annahme oder Verw^erfung vorzulegen sei. * Dann wurde die 
von C. M. Hirzel redigierte Proklamation an das Volk verlesen 
und genehmigt, welche zugleich mit zahlreichen Abdrücken der 
Verfassung in alle Gegenden des Kantons verschickt wurde. Mit 
würdigem Ernste wurde in der Proklamation die neue Verfassung 
dem Volke vorgeführt, ein Abschnitt nach dem andern kurz erklärt 
und besprochen, das Neue und Wertvolle der erfüllten Wünsche 
und erreichten Rechte überall nachdrücklich hervorgehoben und 
schliesslich mit der pathetischen Anrede an die Bürger geschlossen: 

mehr wie gewohnt in der Umfrage-Ordnung zu sprechen beliebe, wurde ihm 
gar nicht mehr geantwortet: man wollte erst das Resultat dieses Manövers ab- 
warten. (R. 1831 No. 18, p. 115 [18. Febr.]). 
* Protokoll des Grossen Rates. 

2 N. Z. Z. 1831 No. 18, p. 69 (2. März). 

3 Die „AppenzeUer Zeitung" (1831 No. 43, p. 184) warf die Frage auf, ob, 
wirklich nur vier Grossräte gegen die Verfassung seien! 

4 Vgl. St. A. Z., VII. M. M. 482; Protokoll des grossen Rates (vgl. L. I, 
p, 193; V. 1831 No. 9, p. 90 [17. März]). 

s N. Z. Z. 1831 No. 21, p. 81 (21. März). 
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„Prüfet nun, werte Mitbürger!, die Yerfassimg-, welche wir Euch 
hiermit A^orlegen; und wenn Ihr, wie wir hoffen, das Gute in der- 
selben überwiegend findet, wenn Ihr Euch überzeuget, dass sie 
Freiheit und Ordnung beschütze, dass die Vervollkommnung unseres 
l)ürgerlichen Verbandes durch sie gefördert werde, so erteilt Ihr 
in Eueren Versammlungen, deren xlbhaltung auf Sonntag, den 20. d. M., 
morgens um 10 Uhr, geboten ist, Eure Genehmigung. Jeder von 
Euch wird seine Stimme nach freier Überzeugung so abgeben 
können, wie er es dem Wohl des Kantons angemessen erachtet. 
Wer von. der Versammlung ausbleibt, dessen Stimme wird nicht 
gezählt, und er wird angesehen, als habe er auf sein Stimmrecht 
Verzicht geleistet. Um so zuversichtlicher erwarten wir, dass kein 
Bürger ohne dringende Entschuldigungsgründe ausbleiben, sondern 
jeder sein Recht, zur Gründung einer neuen Verfassung mitzuwirken, 
auch wirklich ausüben werde. Nur an einem lebendigen Anteil aller 
Bürger an dieser neuen Verfassung finden wir, finden die von uns 
ausgehenden Behörden die wünschbare Ermunterung, sie ins Leben 
treten zu lassen und unserem Staate in dieser bewegten Zeit mit 
Kraft und Erfolg vorzustehen'* '. 

In der Sitzung vom 11. März gab der Grosse Rat der Ver- 
fassungskommission noch zwei Aufträge, erstens die Verbalprozesse 
über Annahme oder Verwerfung der Verfassung durch das Volk 
zu revidieren und über das Ergebnis am 23. März dem Grossen 
Rate zu referieren, zweitens alle weiteren Schritte des Grossen 
Rates vorzuberaten, welche für den Fall der Annahme der Ver- 
fassung notwendig seien : Einleitungen zu Organisationen aller Art, 
Wahlen der obersten Behörden, Beschwörung der Verfassung, u. s w. 
Die im Grossen Rate zum peinlichen Aufsehen der Mitglieder er- 
wachten Gerüchte, dass ein zweiter ganz anderer von dem Ober- 
amtmann von Grüningen, Heinrich Escher, verfasster Verfassungs- 
entwurf in einigen Gegenden des Kantons herumgetragen werde, 
liess eine Untersuchung bald als vollkommen unbegründet erscheinen '; 
auch die noch abenteuerlicheren Gerüchte, dass Landjäger für die 
Verwerfung der Verfassung Propaganda machten, wurden vom 
Clief des Landjägerkorps auf das bestimmteste dementiert ^. Mit 
zwei Beschlüssen, die dem grossen Verfassungswerke sich würdig 



1 N. Z. Z. 1831 No, 22, p. 82 (12. März); ebenso L. I, p. 193—197. 

2 Vgl. insbesondere H. Esclier, Erinnerungen u. s. w. I, p. 348—353, wo 
die Aktenstücke publiziert sind; V. 1831 No. 9, p. 50 (17. März), No. 10, p. 58 f. 
(21. März); E. 1831 No. 25, p. 154 (15. März); App. Z. 1831 No. 49, p. 207. 

3 V. 1831 No. 6, p. 33 (3. März); N. Z. Zv 1861 No. 21, p. 84 (12. März). 
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anreihten, scliloss der Grosse Rat seine Sitzungen : auf den Antrag 
der Verfassungsrevisionskomniission wurde einerseits eine allgemeine 
Amnestie ^ für Diejenigen beschlossen und ausgesprochen, welche 
während der Dauer der Verfassungen, von 1803 und 1814 wegen 
politischer Vergehen verurteilt worden Avaren ; man dachte in erster 
Linie natürlich an die Opfer des Bockenkrieges, deren Zahl nur 
noch klein war. — Auf den Antrag der Hülfsgesellschaft Wintertliur 
wurde ferner ein Aufruf zur Erhebung einer kantonalen Liebes- 
steuer zur Unterstützung der durch Verdienstlosigkeit leidenden 
östlichen Gegenden des Kantons beschlossen und zu ihrer Vertei- 
lung eine Kommission eingesetzt *. Darauf wurde die Sitzung bis 
zum 23. März vertagt. 

Von den fünf politischen Zeitungen, welche im Jahre 1831 im 
Kanton Zürich — und zwar alle in der Stadt ! — erschienen '^^ 
sprachen sich alle für die Annahme der neuen Verfassung aus, 
nach ihrer politischen Haltung natürlich in verschiedener Tonart. 
Das damals sicher am meisten gelesene und sehr einflussreiche Blatt 
der radikalen Partei, der „Schweizerische Republikaner", trachte 
am 18. März, wohl aus der Feder Ludwig Snells einen äussert 
schwungvollen Artikel zu Gunsten der Verfassung, der sich durch den 
Mangel der üblichen Schlag worte auszeichnete und geschickt die Ein- 
wände, die man eventuell gegen die Verfassung vorbringen konnte, 
zurückwies. Hier wie übrigens auch in den anderen Blättern wurde 
den Bürgern nachdrücklich zu Gemüte geführt, dass die meisten 
Verhältnisse, über die sie sich in den eingereichten Petitionen be- 
klagt hätten, gar nicht in die Verfassung hineingehörten, sondern 
nur durch die Gesetzgebung gelöst werden könnten. Unzufriedene 
müsse es geben, denn alle Wünsche zu befriedigen, liege in keines 
menschlichen ^yillens Macht, und wäre er auch der beste, was 
hier in Wahrheit der Fall sei. Man solle die Vollkommenheiten, 

1 Den Wortlaut des Amnestiedekretes brachte die N. Z. Z. 1831 No, 21, 
p. 89 (19. März). 

* Vgl. die damals aufsehenerregende und in der Presse (z. B. V. 1831 
No. 6, p. 35 [3. März]) viel besprochene Schrift von L. J. Schweizer, Pfarrer in 
Wyla: „Über den zunehmenden Verdienstmangel in den östlichen Gegenden des 
Kantons Zürich«. Zürich 1831 (im Sammelband Varia Turicensia St. ß. Z. XXXI 
516, No. 10). Über die Verwendung der Liebessteuer vgl. „Rechenschaft über 
die Verwendung der im Frühjahr 1831 eingesammelten ausserordentlichen Kan- 
tonalsteuer". Zürich 1831 (ebenfalls im Sammelband Varia Turicensia St. B. Z. 
XXXI 516, No. 13). 

3 Ein Verzeichnis „der .i>-egenwärtig in der Schweiz erscheinenden Zeitungen" 
brachte am 14. Januar 1831 der „Schw. B." (No. 4, p. 19). 
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welche diese Verfassung besitze^ in Erwägung ziehen; diese ent- 
halte alles, wodurch ein Volk frei, ein Staat glücklich werde. 
Der „Schweiz. Rep." schloss seinen Artikel mit den Worten: „Das 
Wesen einer wahrhaft republikanischen Verfassung ist, dass die 
Stimme und der Wille des Volkes selbst über sein Wohl entscheidet. 
Das gewährt Euch vollständig die Verfassung, die Euch zur An- 
nahme vorgelegt ist. Gesetzt, Ihr werdet sie verwerfen, so wäre 
das ein Zeichen, dass Ihr eine freie Verfassung nicht wollet; man 
müsste alsdann Anstalten treffen, Euch eine- unfreie zu entwerfen ; 
an Händen, die dazu bereit wären, dürfte es nicht fehlen. Die 
Annahme der Verfassung allein — und -das bedenket wohl — kann 
uns aus dem Zustand von Ungewissheit und Schwanken, in dem 
wir uns jetzt befinden, befreien und uns in eine feste und ge- 
sicherte Lage versetzen, die uns in den jetzigen Zeiten der Gefahr 
mehr als je not tut." Die „Neue Zürcher Zeitung" brachte keinen 
besondern die neue A^erfassung empfehlenden Artikel \ aber man 
wusste ja allgemein, dass ihr Redaktor als Präsident der Ver- 
fassungskommission sich wie kein zweiter um sie verdient gemacht 
hatte. Das Organ der konservativen Partei, der „Schweizerische 
Beobachter", der die Verfassung scharf unter die Lupe genommen 
und manches auszusetzen gehabt hatte, konnte sich immerhin zu 
einer gewundenen Erklärung zu ihren Gunsten verstehen, die in der 
Form eines Gespi*äclies gegeben wurde. AA'eil es nicht möglich sei, 
eine Verfassung zu machen, die Allen in allen Stücken recht sei, 
weil diese Verfassung im Ganzen besser seh als die vorige, weil 
es weder wahrscheinlich noch möglich sei, dass im Falle der Ver- 
werfung jetzt eine bessere gemacht oder angenommen werden könne, 
deshalb, so schloss die Zeitung, müsse die neue Verfassung ange- 
nommen werden ^. Der liberal-konservative „Vaterlandsfreund" ^, 
dem sein massvolles Urteil und seine gewissenhafte Berichterstattung 
einen bedeutenden historischen Wert verleihen, brachte eine längere, 
begeisterte und begeisternde Empfehlung der Verfassung. Ihre Ver- 
werfung würde das Vaterland in neue Verwirrung, in den Abgrund 
gänzlicher Gesetzlosigkeit stürzen. Gesetzlosigkeiten jeder Art, 
Gefahren für die Sicherheit der Personen und des Eigentums, gänz- 
liches Aufhören des schon durch innere und äussere Umstände so 
sehr geschwächten Fabrikverdienstes, allgemeines Misstrauen, neue 

• Es ist ja möglich, dass die N. Z. Z. ein besonderes Flui^blatt zugunsten 
der Verfassung" erlassen hat, aber gefunden habe icli keines. 

2 Schw. B. No. 23, p. 119. 

3 No. 9, p. 51 f. 
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Vergrösserung der allmählich sich zuschliessenden Kluft zwischen 
Stadt und Land würde eintreten. Eine zweite, verderbliche Folge 
der Verwerfung wäre die gänzliche Unmöglichkeit, den von Aussen 
drohenden Gefahren irgendeinen kräftigen Widerstand zu leisten. 
„Wohlan denn, so schloss der „Vaterlandsfreund'', „wer immer es 
gut mit dem Vaterland meint, der nehme Teil an der Abstimmung 
und trage durch Annahme der Verfassung, so viel in seinen Kräften 
steht, bei zur Sicherung seiner selbst und der Seinigen, zum Wohl 
seiner Mitbürger zu Stadt und Land und zur Befestigung des all- 
gemeinen schweizerischen Vaterlandes." Die „Zürcher Freitags- 
Zeitung" von David Bürkli sprach sich kurz aber warm für die 
Annahme aus, da dadurch die Staatshaushaltung einen neuen festen 
Bestand erhalte und Ruhe und Ordnung aufs neue befestigt würden. 
Auch hier wurden die Bürger gemahnt, nicht in der Verfassung 
zu suchen, was nicht darin liegen könne, sondern sich erst aus 
derselben entwickeln müsse *. 

Am 20. März, am Tage vor dem stadtzürcherischen Frühlings- 
feste des Sechseläutens, fand die Volksabstimmung statt. Ohne 
alle Ausnahme ward die Verhandlung überall nach gesetzlicher 
Vorschrift, mit Ordnung und Ruhe, mit Ernst und Würde begangen. 
Die frohe Zustimmung drückte sich vielerorts rührend aus. „Die 
bei der Verfassungskommission eingegangenen Verhandlungs- Verbale 
waren ebensoviel Danksagungen für erfüllte A\'ünsche", schrieb die 
„Neue Zürcher Zeitung" am dritten Tage nach der Abstimmung *. 
Mit Jubel sei die Verfassung angenommen, wurde dem „Schweiz. 
Republikaner" aus Stäfa geschrieben ^ Das die kühnsten Erwar- 
tungen übertreffende Resultat der Volksabstimmung war in der 
Tat hocherfreulich und bedeutete für die Verfassungskommission 
und den grossen Rat das denkbar glänzendste Zutrauensvotum; 
eine schönere Anerkennung hätte ihre Arbeit nicht finden können. 
Mit 40 503 Ja gegen 1721 Nein wurde die Verfassung angenommen. 

Alle 11 Amtsbezirke wiesen wuchtige Mehrheiten auf. 

Aunehmende Ablehnende 

Zürich, die Stadt ...... 1791 138 

Landgemeinden des Bezirkes Zürich 4316 95 

Knouau 1767 76 

Wädenswil 3874 36 

Meilen . 3719 119 

Übertrag- 15467 464 

' No. 11. 

2 N. Z. Z. 1831 No, 24, p. 93. 

3 R. 1831 No. 27, p. 161. 
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Annehmende Ablejinende 

Übertrag 15467 464 

Grüningen 3967 537 

Kiburg 3955 233 

Greifensee 3233 129 

Winterthur . ., 4656 117 

Andellingen ........ 3169 36 

Embrach 3568 107 

Rej^ensberg ........ 2488 98 

40503 1721 

Selbst in der Stadt standen den 1791 Ja nur 138 Nein gegen- 
über, welche nach der höhnischen Bemerkung der „Appenzeller 
Zeitung" zum grössten Teil „aus dem alten Göttergeschlechte 
und ihrem Hofgesinde *" herrührten. Die Landgemeinden des Be- 
zirkes Zürich zählten 4316 Ja und 95 Nein; die glänzendsten 
Abstimmungsresultate wiesen die Bezirke Wädenswil und Andel- 
flngen auf, wo 3874 (resp. 3169) Ja je 36 Nein gegenüberstanden. 
35 Gemeindeversammlungen hatten die Vertassung vollkommen ein- 
stimmig angenommen, viele andere mit an Einstimmigkeit grenzenden 
Majoritäten, z. B. Küsnach, das 516 Ja und 2 Nein zählte ^ Weit- 
aus am meisten Nein, 537, brachte der Bezirk Grüningen, der jene 
östlichen Gegenden des Kantons umfasste, welche in ihrer schweren 
ökonomischen Bedrängnis von der Verfassung die Erfüllung jener 
materiellen Versprechen erhofften, welche ihnen auf der Landes- 
versammlung von Uster der Kedner Steffan gemacht hatte. 

Damit hatte sich das Zürcher Volk zum ersten Male durch 
Urabstimmung kraft seines Selbstbestimmungsrechtes und ohne 
fremden Einfluss eine Verfassung gegeben. Ohne fremden Einfluss: 
man hat dies zu betonen. Die helvetische Verfassung wie die 
Mediationsverfassung waren durch den Willen einer fremden Macht 
geschaffen und der Schweiz kurzerhand aufoktroyiert worden ; auch 
bei dem Zustandekommen der kantonalen Verfassung von 1814 war, 
wie die Arbeit von Prof. Dr. K. Dan dl ik er ^ vollkommen über- 
zeugend nachgewiesen hat, der Einfluss des Auslandes ganz ent- 
schieden tätig. Von fremder Einwirkung war im Jahre 1831 absolut 
nicht mehr die Kede. Hervorgegangen aus den gründlichen und tiefge- 
henden Beratungen der Kommission und des Grossen Rates, durch die 

1 App. Z. 1831 No. 47, p. 199. * ' 

* In der App. Z. 1831 No. 49, p. 208 wird eine fröhliche Abstimmungsge- 
schichte aus einer Ztirichseegemeinde gemeldet. 

=* C. Dändliker : Zur Entstehungsgeschichte und Charakteristik der zürche- 
rischen Kantonsverfassuüg von 1814. Zürcher Taschenbuch 1904. 



Digitized by 



Google 



- 25 — 

doppelte Beratung gereinigt, durch die weitgehende Berücksichtigung 
der eingegangenen Volkswünsche gesichert, hatte die zürcherische 
Staatsverfassung von 1831 von vornherein auf Annahme durch die 
Mehrheit der Bürger reclinen dürfen. Die allgemeine Freude fand 
in der Presse ihren Wiederhall. Die „Neue Zürcher Zeitung" * 
sprach am Schlüsse ihres kurzen Artikels: „Das höchste und schönste 
und dasjenige Souveränitätsrecht, welches unmittelbar ausgeübt 
werden kann und soll — die Sanktion der Staatsverfassung, ist 
auf die freiwilligste Weise im Kanton Zürich ausgeübt worden. 
Neubekräftigte Rechte und Pflichten vereinbaren von dem ent- 
scheidend wichtigen Tage an alle Bürger, und es wird der ver- 
ständige und einsichtige Gebrauch der einen, sowie die treue Erfüllung 
der andern des Landes Wohlfahrt neu zu begründen vermögend 
sein." Wärmer sprach sich der „Schweiz, ßep."*^ aus: „Die Ver- 
fassung ist angenommen. Ehre der heilbringenden Versammlung in 
üster, wo der erste Grundstein zu diesem grossen Werke gelegt 
wurde. Ehre der Verfassungskommission, welche in freier und edler 
Gesinnung den herrlichen Bau autführte. Mit dieser Verfassung 
beginnt der Kanton Zürich eine neue und hoifentlich ruhmvolle 
Laufbahn — die schöne Laufbahn eines freien Volkes, das den 
alten Fesseln der Aristokratie entledigt, rasch alle die grossen 
Kräfte, welche der Schöpfer in die menschliche Natur gelegt hat, 
nach allen Richtungen entfaltet. Die Zeit, wo der eine Teil der Be- 
völkerung mit seinen Vorrechten niederdrückend auf den andern Teil 
der Bevölkerung wirkte, wo dieser andere Teil seiner edelsten Rechte 
beraubt war, ist vorüber." Die Zeitungen konservativer Richtung 
brachten die einfachen Resultate der Abstimmung ohne Kommentar ^. 
Die „Appenzeller Zeitung" ^ dagegen erklärte, dass dieses Resultat 
ein Zeuge sei für die Einsicht und die trefflichen Gesinnungen der 
Verfassungskommission und des Grossen Rates wie von dem guten 
Geiste, der im Volke herrsche, „Wahrlich, so schloss das Blatt, 
„die übrigen Kantone müssen ihre Kräfte zusammennehmen, wenn 
sie diesem Vorort nachkommen wollen." 

In der Sitzung vom 23. März nahm der Grosse Rat das Re- 
sultat der Abstimmung entgegen mit Vergnügen und Freude, wie 



» N. Z. Z. 1831 No. 24, p. 93 (23. März). 

2 ß. 1831 No. 27, p. 168 (22. März). 

3 V. 1831 No. 10, p. 57 (21. März) und No. 11, p. 61 (24. März); Seh. B. 1831 
No. 25, p. 129 (25. 3Iärz); Z. F. Z. 1831 No. 12. 

* App. Z. 1831 No. 48, p. 203. 
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der Kepublikaner berichtet *. Nach dem Berichte der A^erfassungs- 
kommission war die Zahl von 11 086 Bürgern, welche nach den 
eingereichten Verbalprozessen von der Abstimmung ausgeblieben 
sein sollten, als völlig unrichtig anzusehen, da man zuverlässig 
Avusste, dass in manchen Gemeinden Personen als abwesend auf- 
gezeichnet wurden, welche in einer andern Gemeinde stimmten und 
dass die auswärts und sogar die im Auslande sich aufhaltenden 
Bürger in die Register aufgenommen worden waren '*. Das von der 
Kommission eröifnete Ergebnis der Abstimmung wurde infolge der 
vorgeschlagenen Untersuchung als richtig anerkannt und demnach 
die von der Bürgerschaft des Kantons angenommene Staats ver- 
verfassung vom 10. März zum Grundgesetz des Kantons erklärt. 
Von freudiger Zuversicht erfüllt war die Proklamation, in welcher 
der Grosse Rat dem Volke dies mitteilte : „Mit frohem Mute, auf Eure 
willige Beihilfe bauend, werden wir auf der betretenen Bahn fort- 
schreiten, werden wir mit Eurer Vollmacht ausgerüstet, die von 
Euch gut geheissene Verfassung ins Leben rufen, im Sinn und 
Geist derselben die verheissenen Gesetze erlassen."^ 



B. Die Entstehung und Charakteristik der Verfassung. ' 



Titel 1. 
Allgemeine Grundsätze. 

Der erste der sechs Abschnitte, in welche die Verfassung von 
18/}1 gegliedert war^ enthielt unter der Aufschrift „Allgemeine 
Grundsätze" eine Reihe von Bestimmungen^ welche die durch- 



' R. 1831 No. 28, p. 165 (25. März). 

* Protokoll des Grossen Kates, p. 148 f. 
3 L. I, p. 200 f. 

* Em kurzer Hinweis auf die zur Verfüguno- stehenden Quellen sei hier 
gebracht. Das Quellenmaterial ist nicht so reich, wie man vielleicht annehmen 
könnte. Namentlich in einer Hinsicht steht es sehr böse. Wohl sind wir über 
den sukzessiven Entwicklungsgang der Beratung der Kommission im allge- 
meinen recht gut unterrichtet, denn die umständlichen Ausführungen des Pro- 
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schlagende Kraft der Volksbewegung in die Verfassung hereinge- 
braclit hatte, obgleich vielleicht die eine oder andere eigentlich 
nicht in ein Verfassungswerk hineingehörte. Gerade die Aufnahme 
solcher Bestimmungen bewies die Richtigkeit des zitierten Aus- 
spruches P. Usteri's, dass auch die A^erfassung von 1831 ein Kind 
ihrer Zeit war. 

Der erste Artikel ', der in Übereinstimmung mit einem Artikel 
der helvetischen Verfassung von 1798 die Verfassung des Kantons 



tokoHs sowohl wie der daraus geschöpfte Bericht an den Grossen Rat gestatten 
uns tiefe und äusserst interessante Einblicke in die Fülle von Erwägungen, 
Beobachtungen und Bedenken, die bei den einzelnen Artikeln jeweilen vorgebracht 
wurden. Um so bedenklicher steht es mit den ebenfalls uugedruckten Protokollen 
des verfassungsgebenden Grossen Rates, die nur die nackten Resultate der Ver- 
handlungen bringen und uns nicht zeigen, wie diese Resultate entstanden sind. 
Die detaillierte Berichterstattung, die der „Schwelzerische Republikaner" den 
Verhandlungen des Grossen Rates widmete, füllt die Lücke einigermassen aus. 
Da aber die vier andern zürcherischen Blätter, Neue Zürcher Zeitung, Zürcher 
Freitagszeitung, Schweizerischer Beobachter und Vaterlandsfreuud sich meistens 
auf die unkommentierte Publikation der vom Grossen Rate angenommenen Ver- 
fassungsartikel beschränkten und den Rat Paul Usteris, den Geist der Er- 
örterungen zu bezeichnen und ihre wichtigsten Momente herauszuheben, fast 
ganz unbeachtet Hessen, so fehlt uns leider das Mittel, die hin und wieder 
ganz entschieden tendenziöse Darstellung des radikalen Blattes zu kontrollieren 
und zu korrigieren. J. J. Leutby, der den Verfassungsarbeiten des Grossen 
Rates volle 38 Seiten (I, p. 155—193) widmet, kommt nicht in Beträcht ; seine 
ganze Darstellung ist von Anfang bis Ende sozusagen wörtlich dem ,,Schwei- 
zerischen Republikaner" entnommen. In allen Quellen, sowohl in den Protokollen 
wie in den Zeitungen, fehlt durchwegs das persönliche Moment. Namen werden 
keine oder doch nur ganz selten genannt. Es ist viel, wenn in den Protokollen 
der Revisionskommission die Namen der Antragsteller und der Mitglieder der 
Minorität genannt werden: Weder hier noch in der Presse erhalten wir be- 
stimmte Kunde von der persönlichen Anteilnahme des einzelnen Mannes andern 
grossen Werke ; es würde uns doch sehr interessieren, zu vernehmen, in welchem 
Masse einzelne Männer an dem Werden dieses oder jenes Verfassungsartikels, an 
dieser oder jener Form der Redaktion beteiligt gewesen sind. Da uns positive 
Angaben leider meistenteils fehlen, verzichten wir lieber auf die Lösung dieser 
Fragen, als dass wir uns mehr oder weniger wahrscheinlichen Vermutungen 
hingeben. Das Eine werden wir freilich mit aller Sicherheit annehmen können 
dass die Männer, deren hervorragende Betätigung im Schosse der Verfassungs- 
kommission wir oben bestimmt feststellen konnten, auch bei der Beratung der 
Verfassung im Grossen Rate den massgebendsten Einfluss ausübten. 

^ J. C. Bluntschli macht in seiner „Staats- und Rechtsgeschichte der Stadt 
und Landschaft Zürich" II, p. 371 mit vollem Rechte darauf aufmerksam, dass 
diese „allgemeinen Grundsätze" doch schon etwas praktischer gehalten seien 
als die Erklärung der Menschenrechte in der französischen Revolution. 
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kurz und knapp eine repräsentativ-republikanisclie nannte, war für 
Zürich neu. Er lautete: „Der Kanton Zürich ist ein Freistaat mit 
repräsentativer Verfassung und als solcher ein Glied der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft. Die Souveränität beruht auf der Gesamt- 
heit des Volkes. Sie wird ausgeübt nach Massgabe der Verfassung 
durch den Grossen Bat, als Stellvertreter des Volkes." Zweiund- 
zwanzig Mitglieder stritten sich heiss um die Frage: Wer sollte 
Repräsentant dieser Souveränität sein? Die einen nannten den 
Grossen Eat; andere wollten die richterliche und vollziehende Ge- 
walt mithereinbeziehen. Schliesslich siegte die Ansicht, dass mü- 
der Grosse Rat der Repräsentant der Souveränität sein könne, 
denn nur diese Behörde repräsentiere das ganze A^olk und habe 
als Repräsentant des Volkes auch die höchste Gewalt, was man ja 
mit dem Ausdruck Souveränität ' bezeichnen wolle. Sie sei keineswegs 
blosser Gesetzgeber, sondern ihr seien alle übrigen (lewalten, die 
vollziehende und die richterliche, untergeordnet*. 

Auch über den Ausdruck „Volk" selbst wurde recht viel Ver- 
ständiges und Unverständiges vorgetragen ; die ganze Fülle staats- 
rechtlicher und philosophischer Probleme, die mit diesem Begriff in 
Verbindung gebracht werden können, mussten bei dieser Gelegenheit 
wieder einmal gestreift werden K Am Ende der Beratung wurde der 
Satz nach dem Entwürfe so formuliert: „Sie (d. h. die Souveränität) 
wird ausgeübt nach Massgabe der Verfassung durch den Grossen 
Rat als Stellvertreter des Volkes." In keiner der damaligen schwei- 
zerischen Verfassungen wurde das Repräsentativsystem schärfer 
ausgeprägte Die direkte Volkssouveränität beschränkte sich auf 
die Wahlen in den Grossen Rat und Sanktion die der Verfassung. 

Die Beratung des zweiten Artikels, der von der Einteilung 
des Kantons in Bezirke und der Bezirke in Zünfte und Gemeinden 
sprach, nahm im Grossen Rate wenig Zeit in Anspruch, da dieser 
auf die von der Kommission besprochene Frage ^ einer eventuellen 

' Da diese Auseinandersetzungen für die einzelnen Verfassung-sartikel zum 
grössten Teil aus dem Protokoll der Verfassungskommission geschöpft sind, 
dürfte dieser einmalige Hinweis genügen. Auch dort, wo andere Quellen zitiert 
sind, wurden durchweg die Protokolle beigezogen. 

* Vgl. auch noch p. 5 ff. der Schrift: „Entwurf einer Verfassung'^ u.s. w. 
(in den Varia Turicensia Gal. XXXI 516, St. B. Z.). 

3 R. 1831 No. 18, p. 113 f. (18. Febr.) [L. I, p. 157 f.]. 

* Vgl. Hans Sträuli: Die Verfassung des eidgenössischen 
Standes Zürich vom 18, April 1869. 1902. p. 37. (Zitiert: Str.) 

-- R. 1831 No. 16, p. 104 (8. Febr.). 
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Verminderung der Zahl der Bezirke gar nicht eintrat, sondern die 
näheren Bestimmungen dem Gesetze überliess. 

Die folgenden Bestimmungen (Art. 3—9) brachten wie die Ver- 
fassung von 1798 und in beschränkterem Masse auch die von 1814 
die Garantie der individuellen Rechte der Bürger. Als ein Zeichen 
guter Vorbedeutung konnte betrachtet werden die zum ersten Male 
einstimmig und ohne Opposition erfolgte Annahme des bedeut- 
samen Art. 3, der nicht nur wie Art. 2 der Verfassung von 1814 
allen Bürgern die gleichen staatsbürgerlichen Eechte im allgemeinen 
garantierte, sondern auch die Allen gleichmässig geöffnete A\'ählbär- 
keit für öffentliche Stellen aussprach K Um so eifriger wurde Art. 4 
besprochen, der die Glaubensfreiheit garantierte und das Verhältnis 
von Staat und Kirche formulierte. Die Notwendigkeit einer be- 
sonderen Garantie der Glaubensfreiheit wurde von einer Minorität 
von über 50 Stimmen als überflüssig erklärt. Ein Blick auf die Ge- 
schichte der vergangenen Jahrhunderte zeigte freilich, wie wenig 
berechtigt diese Ansiclit war; mit vollem Rechte konnte die 
Älajorität daran erinnern, dass auch das reformierte Zürich es 
durchaus nicht an religiösen Verfolgungen habe fehlen lassen; 
man brauchte nur an die Schicksale der Wiedertäufer, der Herrn- 
huter und der Neugläubigen zu erinnern. Der Kirche selbst, die 
man als Landeskirche anerkannte, sei man es schuldig auszu- 
sprechen, dass in Glaubens- und Religionssachen die Freiheit des 
Gewissens geachtet werden sollte. Schon die blosse Möglichkeit, 
an Verfolgungen nur zu denken, sollte nun ausgeschlossen werden -. 
So wurde die Garantie der Glaubensfreiheit mit Mehrheit be- 
schlossen. Der zweite Satz des Art. 4 nannte die christliche Re- 
ligion nach dem evangelisch-reformierten Lehrbegriffe ^ die vom 
Staate anerkannte Landesreligion und setzte damit an die Stelle 
der alten, starren, zwinglianischen Staatskirche die freiere Landes- 
kirche ^ Ein dritter Satz dieses Artikels, welcher den gegenwärtig 



* Vgfl. S. 2 der einflussreichen Schrift : „Entwurf einer Verfassung nach 
dem reinen und echten Repräsentativsj'stem, das keine Vorrechte noch Exemp- 
tionen kennt, sondern auf der Demokratie beruht" (in Varia Turicensia St. B. Z. 
Sammelband XXXI 516). Wie es mit der Stellenbesetzung' vor 1830 stand, 
schildert anschaulich die Broschüre „Zeitgemässe Beleuchtung" u. s.w. p. 11 f. (im 
Sammelband Varia Turicensia St. B. Z. XXXI 547. 

« R. 1831 No. 18, p. 114 (18. Febr.). 

^ Von einer reformierten Religion könne nicht ernstlich gesprochen werden, 
wie dies die Verfassung; von 1814 in Art. 1 tat. 

4 Vg-1. Str., p. 234. 
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bestehenden katholischen (Temeinden ihre Religionsverhältnisse ga- 
rantierte, gab in Kommission und Grossem Rate viel zu verhandeln ; 
eine Minorität, die Umzüge mit Kreuz und Fahnen in den Maueni 
Zürichs zu erleben befürchtete, proponierte vergeblich eine Ein- 
schränkung der (4arantie auf die katholischen Gemeinden von 
Rheinau und Dietikon, wie die Verfassung von 1814. ' 

Nach einer äusserst lebhaften Diskussion im Grossen Rate, die 
zeigte, wie stark diese Frage die Gemüter noch immer erregte, 
wurde „nach dem ehrwürdigen Antrage des Schutzpatrons der 
Pressfreiheit" Art. 5, der die Freiheit der I^esse gewährleistete, 
die Bestrafung des ilissbrauchs derselben der gesetzlichen Re- 
gulierung überliess und die Wiederherstellung der Zensur auf immer 
verbot, vom Grossen Rate einmütig angenommen *. Die straffe und 
energische Formulierung des Art. 5 war von einem andern (jeiste 
erfüllt als das Pressgesetz vom 16. Juni 1829^; zwischen beiden 
lag die Landesversammlung von Uster *. 

Das Recht, auf dem Wege der Petitionen Ansichten, Wünsche 
und Beschw^erden vor den Grossen Rat zu bringen, welches Art. 6 
garantierte, wurde nicht nur den einzelnen Bürgern, sondern auch 
den Gemeinden, den vom Staate anerkannten Korporationen, sowie 
allen Behörden zuerkannt. Dem Gesetze blieb es vorbehalten, die 
näheren Bestimmungen zu treffen, um den Missbrauch des Rechtes 
zu verhüten, ohne doch die individuelle Freiheit einzuschränken. 
Wie die Pressfreiheit war auch das Petitionsrecht auf dem Tage 
von Uster energisch gefordert worden. Kollektivpetitionen dagegen 
wurden nicht gestattet, da diese in vielen Fällen sehr gefährlicher 
Natur sein konnten '. 

Vielleicht die schwierigste aller Fragen, welche die Kommission 
im Laufe der ihr aufgetragenen Beratung beschäftigten, war die 
in Art. 7 enthaltene der Gewerbefreiheit, vornehmlich in Hinsicht 
der Handwerksinnungen und der sogenannten „Ehehaften", — so 



1 R. 1831 No. 18, p. 114 (18. Febr.) [L. I, p. 158]. ^ 

' R. 1831 No. 18, p. 114 f. (18. Febr.) [L. I, p. 160 if.]. 

3 F. V. W. II, p. 567 f.; vgl. ausserdem: H. Escher, Einige Reflexionen über 
die beabsichtigte Veränderung der zürcherischen Kantonalverfassung**, p. 11 f.; 
ferner : „tlber die Verfassung des Standes Zürich** 1830 p. 3 f. (im Sammelband 
„Varia Turicensia** XXXI 547 No. 1, St. B. Z.). 

* Die Redefreiheit glaubte man nicht besonders gewährleisten zu müssen, 
da sie als selbstverständlich angesehen wurde. Die Verfassung von 1860 tat 
das dann aber doch in Art. 3 (vgl. Str., p. 39). 

'" Vgl. die (gedruckten) „Verhandlungen des Grossen Rates von Zürich**, 
1832, p. 209. 
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steht im Berichte der Verfassimgskommission an den Grossen Eat. 
Ihre Protokolle bewiesen, welch' gründliche und umfassende Be- 
ratung sie diesem Probleme zuwandte. Nicht über die leitenden 
Ideen, nur über die Art der Gewerbefreiheit war die Kommission 
im Ungewissen. In Hinsicht auf den zweiten Punkt, die Ehehaften, 
erachtete es die Kommission am zweckmässigsten^ dass einstweilen 
das bisherige System obrigkeitlicher Bewilligungen für Gewerbe 
dieser x^rt fortbestehen bliebe. Die Zeit werde lehren, ob und wie 
vielleicht in der Folge eine Freigebung dieser Gewerbe gegen 
Entschädigung der bis dahin ausschliesslich Berechtigten einge- 
leitet werden könnte. Zu einem einheitlichen Antrage hatte es die 
Kommission indessen nicht gebracht. Zwei volle Tage, den 17. und 
18. Februar verwandte der Grosse Rat auf die Behandlung dieses 
Problems, dem auch von der Presse die verdiente Aufmerksam- 
keit entgegengebracht wurde K In der neunstündigen Sitzung vom 
17. Februar sprachen sich 69 Mitglieder, zum grössten Teile Ver- 
treter der Landschaft, über die Gewerbefreiheit aus; die Beratung 
über die Ehehaften nahm am 18. Februar noch mehr Zeit in An- 
spruch und blieb in der Zahl der Redner nur um drei hinter dem 
vorigen Tage zurück. In seinem Eröffnungsreferate sprach sich 
Dr. Paul Ust6ri folgendermassen aus: „Nachdem wir die Freiheit 
des Glaubens, der Presse, der Petitionen ^ ausgesprochen, kommen 



* Ausser den ProtokoUen u. s. w. vi>l. schon hier die Abhandlungen: „Das 
Zunft- und Innungswesen gegenüber der Gewerbefreiheit mit besonderer Be- 
ziehung auf den Kanton Zürich", dargestellt von H. Gysi-Schinz. Zürich 
bei Friedrich Schulthess 1831 .— ,.Bericht an die Schweizerische gemeinnützige 
Gesellschaft über das Zunft- und Innungswesen in der Schweiz", von J.Conrad 
Pestalutz, eidgenössischem Stabshauptmann m Zürich. Zürich, bei Orell, 
Füssli & Cie. 1829. •— „urteile und Bemerkungen über Gewerbefreiheit und 
Innungswesen. Mit besonderer Beziehung auf den Kanton Zürich und die Schweiz 
überhaupt." Zürich, gedruckt bei Orell, Füssli & Cie. 1832. Anonym. (AUe drei 
Abhandlungen in dem Sammelband „Zunftwesen" St. B. Z. XXXI 354 No. 1—3). 
Vgl. ferner: Berneulli, Christoph: „Über den nachteiligen Einfluss der 
Zunftverfassung auf die Industrie". Basel 1822; Yest, Joh. Jak.: „Beant- 
wortung und Wiederlegung von Chr. Bernoullis Schrift: „Über den " 

Basel 1823 (beide im Sammelband „Zunftwesen" St. B. Z. XXXI 544). Ferner: 
Hirzels „Beiträge" u. s. w., p. 34; auch H. Escher, „Einige Reflexionen" u. s. w., 
p. 10; Snells „Entwurf einer Verf." u. s. w., p. 3; V. 1831 No. 3, p.l3 ff. (21.Febr.) 
und No. 4, p. 17 f. 24. Febr.) von h (Hot tinger). 

^ An dieser Stelle sei bemerkt, dass nirgends in der Verfassung die Ga- 
rantie des Vereins- und Versammlungsrechtes ausgesprochen ist, obgleich dies 
mehrfach gewünscht wurde. (Vgl. „Entwurf einer Verfassung" u. s. w., p. 14; 
R. 1831 No. 16, p. 104 [11. Febr.]). 
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wir zu einer vierten, bei der aber die Aufgabe schwieriger wird, 
da materielle Interessen ins Spiel treten. Indessen geht der Schrei 
nach Handels- und Gewerbefreiheit lUcht erst seit den Juliustagen 
durch Europa. Er gründet sich auf das Naturrecht. Diesem aber 
befinden sich als geschichtliche Tatsachen die seit langem beste- 
henden Hemmungen gegenüber, teils in den Innungen, teils in den 
privilegierten Gewerben. Unter diesen Umständen durfte die Kom- 
mission nicht einfach auf Anerkennung des Grundsatzes antragen; 
sie hatte zugleich auf Anbahnung eines möglichst schonenden Über- 
gangs ihr Augenmerk zu richten. Die wirkliche Ausgleichung der 
Interessen der reklamierenden Privilegierten und des ebenfalls re- 
klamierenden Publikums wird des Gesetzgebers spätere Aufgabe 
sein '.^ Der Gedanke an einen Kompromiss klang in allen anderen 
Voten nach : die Pflicht wurde anerkannt, den gesamten Handwerks- 
stand, der sich nach einem Berichte aus 6572 Meistern, 3313 Gesellen, 
1404 Lehrknaben und 598 nicht einverleibten Meistern zusammen- 
setzte und mit Weib und Kind ungefähr den sechsten Teil der 
Bevölkerung ausmachte 2, vor evidentem Schaden zu bewahren, 
indem man ihn nur bei demjenigen befasste, was er selbst angeboten 
hatte. Denn in richtiger Erkenntnis der Sachlage hatte der durch 
übertriebene Gerichte von weitgehendsten Massregeln stark ge- 
ängstigte Handwerkerstand in einem Memorial an den Grossen ßat 
sein gutes Recht zwar energisch verteidigt, aber doch schönes 
Entgegenkommen gezeigt ^. Eine Delegiertenversammlung von 48 
Handwerkern hatte nämlich beschlossen, die Verfassung der Innungen 
dem Geiste der Zeit anzupassen, und das Memorial nannte bereits 
Mittel und Wege. Die Handwerker selbst proponierten Aufliebung 
des Zunftzwanges. Der gute Wille der Handwerker wurde allgemein 
anerkannt und ihr Memorial^ als ein Original bezeichnet, weil 
es das erste sei, das nicht nur fordern, sondern auch opfern wollte. 
Dieser klug entgegenkommenden Haltung hatten es die Hand- 
werker zu verdanken, dass die Radikalen, welche für den Grund- 
satz der uneingeschränkten Gewerbefreiheit eine Reihe blendender 
Argumente vorzubringen wussten, unterlagen und die verständig ge- 
mässigte Richtung durchdrang, welche in der von Heinrich Gujer ^ 



» y. 1831 No. 3, p. 13 (21. Febr.). 

2 y. 1831 No. 3, p. 14 (21. Febr.). 

3 R. 1831 No. 19, p. 119 (22. Febr.). 

4 Abgedruckt in den M. T. v V. II, p. 239 ff. 

5 K. No. 19, p. 119. 
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proponierten Redaktion schliesslich ihren bestimmten Ausdruck 
fand : „Die Freiheit des Handels und der Gewerbe ist ausdrücklich 
gewährleistet, soweit sie mit dem Wohl der Gesamtheit und dem- 
jenigen der Handel, Gewerbe und Handwerk treibenden Klassen 
vereinbar ist. In diesem Sinne sollen die Handwerksordnungen be- 
förderliclist durch die Gesetzgebung revidiert werden." 

Noch ungleich grössere Schwierigkeiten bot die schliesslich 
ebenfalls im Sinne eines Kompromisses gelöste Frage dar, wie es 
künftig hinsichtlich der sogenannten Ehehaften gelialten werden 
solle. Unter Ehehaften oder Konzessionsgewerben verstand man 
die an bestimmte Lokalitäten gebundenen Gewerbe und rechnete 
damals dazu 160 Mühlen, 145 Metzgen und zirka 200 Tavemen- 
wirtschaften. Diese Gerechtsamen waren, obschon sie ursprünglich 
auf obrigkeitlicher Bewilligung beruhten und durch das Gesetz 
vom 28. Mai 1804 nur auf diese Grundlage hin anerkannt worden 
waren *, als seit undenklichen Zeiten in das Privateigentum überge- 
gangene Rechte angesehen worden, und teils wegen des allgemeinen 
Verkehrs, teils um des seltenen Gebrauches willen, den die Regie- 
rung von ihrer Befugnis, neue Bewilligungen zu erteilen, gemacht 
hatte 2, zu einem bedeutenden Kapitalwerte angestiegen, so dass 
unter diesen Verhältnissen der Grundsatz der Gewerbefreiheit in 
Bezug auf diese Gewerbe unmöglich strenge durchgeführt werden 
konnte. Eine einmalige Freigebung derselben ohne Entschädigung 
der bisher ausschliesslich Berechtigten, die ihre Rechte vielleicht 
erst vor wenigen Jahren erkauft oder sonst übernommen hatten, 
wäre eine so bedenkliche Störung des bisherigen Rechtszustandes 
gewesen, dass kaum die Radikalsten der Radikalen daran zu denken 
wagten; die Erschütterungen, welche das ganze Kreditwesen durch 
diesen Akt erlitten hätte, wären zu gross gewesen. Aber auch der 
durchaus richtige Gedanke einer Schadloshaltung der Ehehaften- 
besitzer war im gegenwärtigen Momente unausführbar, sowohl 
wegen der enormen Kosten, als wegen der Schwierigkeit, den für 
den Einzelnen sich ergebenden Verlust richtig auszumitteln. So 
schlug denn auch die Kommission eine Übergangsbestimmung vor, 
welche der Grosse Rat nach einer breiten Diskussion akzeptierte : 
das ex^ptionelle Sj^stem sollte einstweilen beibehalten, aber eine 



* Die Gesetzgebung der Helvetik hatte theoretisch die Ehehaften abge- 
schafft; weder die Verfassung von 1803 noch die von 1814 sprach von ihnen. 

2 So waren in der Zeit von 26 Jahren nur 14 Metzgen bewilUgt worden; 
im ganzen Oberamt Regensberg gab es nur 3 Metzgen ! (R. 1831 No. 19, p. 120). 

WetUtein, W.: Regeneration 3 



Digitized by 



Google 



— 34 — 

distributive und eine restriktive Anwendung fiiiden. Man durfte wolil 
annehmen, dass die Ehehaftenbesitzer dem schönen Beispiele der 
Handwerker folgend den billigen Forderungen der Zeit Rechnung 
tragen und nicht durch hartnäckiges Festhalten am bisherigen 
Zustande einen um so empfindlicheren Umsturz herbeiführen würden. 
Der Gesetzgebung harrte auch hier eine äusserst schwierige Aufgabe '. 

Bei weitem kürzer konnten die beiden folgenden Artikel (8 u. 9) 
abgetan werden: Art. 8, der sich schon in der Verfassung von 1814 
vorfand (Art. 4), gab dem Bürger das Recht, sich sowohl das 
Bürgerrecht in jeder änderen Gemeinde des Kantons zu erwerben 
als sich auswärts niederzulassen; eine baldige Lösung der schon 
oft besprochenen Ansässenverhältnisse und der von den Ansässen be- 
zahlten Gebühren, deren Verminderung oder Aufliebung dringend ver- 
langt worden war, wurde [der gesetzlichen Regulierung überlassen^. 
Art. 9 gewährleistete die persönliche Freiheit, indem jeder Ver- 
haftete innerhalb einer durch das Gesetz zu bestimmenden Zeitfrist 
vor seinen ordentlichen Richter gestellt werden sollte 3. 

Mit der Beratung des Art. 10, welcher das Prinzip von dei 
Trennung der Gewalten aufstellte, trat man wieder auf eine Ma- 
terie ein, welche alle Leidenschaften wecken und die erbittertsten 
Kämpfe veranlassen musste. Theoretisch schon durch die helvetische 
Verfassung eingeführt, wurde das Prinzip von der Trennung der 
Gewalten auch durch die Verfassungen VQn 1803 und 1814 im 
Wesentlichen durchgeführt : aber eine Reihe von Einzelbestimmungen 
und noch mehr der ganze Geist, welcher das Regierungssystem 
von 1815—1830 beherrschte, hatten eine weitgehende Abhängigkeit 
der Rechtsprechung von der Exekutive, des Obergerichtes vom 
Kleinen Rate bedingt ^. Immer heftiger wurde gegen das Ende der 
zwanziger Jahre durch die von den fremden Universitäten heim- 
kehrenden jungen Juristen, vor allem durch Dr. Ludwig Keller % 

^ Über die Ehehaften vgl. für einmal ausser den Protokollen auch den 
y. 1831 No. 4, p.l8 (24. FebrO, No. 5, p. 26 f. (28. Febr.), u. s. w,; R. 1831 
No. 19, p. 119 f. (22. Febr.) [L. I, p. 165 ff.}. 

2 j)ass die Ansicht, die politischen Rechte seien unabhängig von der Kon- 
fession, noch durchaus nicht selbstverständlich war, bewies die Diskussion der 
Bür^errechtsfrage, welche durch die Hereinziehung konfessioneller Gesichts- 
punkte unnötig verlängert wurde, (Vi>l. 1831 No. 18, p. 115 [18. Febr.]) [L. I, 
p. 362]. 

'^ Vi>l. Hirzels „Beiträge" u. s. w., p. 5 f. u. 36; ferner Snells „Entwurf 
einer V^erfassunö" u. s. w., p. 2. 

^ R. 1831 No. 19, p. 121 (22. Febr.). 
. ä L. M. V. K., p. 285 f.; J. C. Bl. I, p. 110 ff.; vgl. das spätere. 
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gegen dieses Missverhältnis opponiert und protestiert; das Prinzip 
von der Trennung der Gewalten wurde von der liberal-radikalen 
Partei zu einem Schlagw^orte gestempelt, für dessen unbedingte und 
strenge Durchführung der „Schweizerische Republikaner" alles 
einsetzte *. Als ein Bollwerk, ein Hauptwall der konstitutionellen 
Freiheit, Avelches der menschliche Geist gegen die Zwingherrschaft 
ausgeführt habe, als ein Grundpfeiler der Freiheit, dessen Wiclitig- 
keit im einzelnen das Volk tausendfacli fühle, wurde dort mit 
einem Schw^all von Worten die Trennung der Gewalten gefeiert. 
Schon im Schosse der Kommission Avaren dann aber die Ansichten 
. w^eit auseinander gegangen. Gegen den Willen einer Minorität, 
welche von der Aufnahme des Grundsatzes nichts wissen wollte, 
weil, wie sie sagte, die spätere Durchführung bei den einzelnen 
Behörden die Hauptsache sei, wurde • die Aufnahme dann aber doch 
beschlossen; die Majorität erblickte in dieser Trennung eine uner- 
lässliche Bedingung der bürgerlichen Freiheit und folglich auch 
der öffentlichen 'Wohlfahrt überhaupt. Bis anhin sei die Trennung 
der Gewalten nur unvollständig vorhanden gewesen; fürs erste 
hätten mehrere Regierungskommissionen, wie z. B. das Strassen- 
departement, das Sanitätskollegium, die Jäger-Kommission Straf- 
befugnisse ausgeübt*; zweitens sei die Justiz-Kommission in formeller 
Hinsicht als obere Instanz für die Amtsgerichte aufgestellt und 
die Verfassung hätte überhaupt dem Kleinen Rat die Oberaufsicht 
über das Justizwesen beigelegt. Endlich habe ja die Kommission 
für administrative Streitigkeiten sehr häufig Gegenstände beurteilt, 
welche vor die ordentlichen Gerichte gehört hätten. Dies alles 
wurde jetzt als durchaus fehlerhaft bezeichnet, w^eil sich der Ge- 
schäftsgang der Regierung oder eines Regierungskollegiums über- 
haupt nicht zur Behandlung von Rechtssachen eigne. Etwas anderes 
sei die Tätigkeit .der Regierung, etwas anderes die der Gerichte. 
Jene sei eine mehr vorsehende, auf die Zukunft gerichtete; diese 
hingegen bestehe in scharfer Zerlegung und rechtlicher Würdigung 
durch die Vergangenheit gegebener Verhältnisse ohne Rücksicht 
auf die Zukunft. Diese Verschiedenheit habe auch Einfluss auf die 
Personen; der beste Regienmgsmann könne ein sehr schlechter 
Richter sein. Deshalb, so schloss die Majorität, müsse die Trennung 
der Gewalten streng und konsequent durchgeführt werden-^. Sowohl 



^E. 1831 No. 19, p. 120 f. 

'^ Vgl. auch C. M. HirzeJ, Beiträge, u. s. w., p. 10. 

3 Vgl. Entwurf einer Verfassung u. s. w., p. 10 f. ; ferner : „Über die Verfassung- 
Kantons Zürich" (in St. B. Z. Varia Turicensia. Gal. XXXI. 547 p. 23 ff.) 
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J)\ej welche aus politisch-reaktionären Gründen überhaupt nichts 
von dem Grundsatze wissen wollten, als die Andern, welche den 
Grundsatz im allgemeinen billigend doch eine Hintertüre offen 
lassen wollten, um gelegentlich wieder eine etwelche Vermischung 
der Gewalten zu ermöglichen, wurden von den radikalen Rednern 
mit der gleichen Heftigkeit bekämpft ; von Halbheiten, Konzessionen 
und Konvenienzen wollten sie nichts wissen. Als Gegenstück zu 
dem von der Opposition viel gebrauchten Schlagworte von dem 
Gerichtsdespotismus und von der ungeheuren Gewalt, die sich im 
Obergerichte konzentrieren werde, wurde der Despotismus der Re- 
gierungen genannt und noch beigefügt, dass ja im Regierungsrate 
die Vereinigung aller Gewalt noch grösser und ein Despotismus 
der Regierung ebensogut oder noch mehr zu fürchten sei, weil ja 
ihre Verhandlungen ein Geheimnis für die betreffenden Parteien 
seien, bis sie wenig oder nichts mehr machen könnten. Auch das 
wurde betont, dass die [grosse Gewalt des Obergerichtes ihr Gegen- 
gewicht habe in der Öffentlichkeit, in der Pressfreiheit, in dem 
I^etitionsrechte und in dem Rechte des Grossen Rates, die Mitglieder 
jener Behörde zu wählen und abzuberufen. Die definitive Redaktion 
des Art. 10, die schliesslich nach einer ungemein breitschichtigen 
Diskussion ' vom Grossen Rate mit 97 gegen 63 Stimmen gutge- 
heissen Avurde, war durchaus im Sinne der Kommissionsmehrheit; 
sie stellte fest, dass der Wirkungskreis der verschiedenen Behörden 
im Staate nach dem Grundsatze von der Trennung der Gewalten 
eine genaue Bestimmung oder Abgrenzung erhalten sollte; die 
Befugnis, Streitiges zu entscheiden und Straffälle zu beurteilen, 
komme ausschliesslich den ordentlichen Gerichten zu; weder die 
gesetzgebende noch die vollziehende Gewalt dürfen richterliche 
Verrichtungen ausüben; das Gesetz werde die genaue Ausscheidung 
zwischen den Verwaltungs- und Zivil-Streitigkeiten treffen. Ein 
Gerichtsstand, der nicht in der Verfassung vorgesehen sei, dürfe 
weder errichtet noch angesprochen, niemand seinem verfassungs- 
mässigen Richter entzogen werden. 

Von den vier folgenden x\rtikeln (11 — 14), die der Grosse Rat 
zur grösseren Beschleunigung der Beratung in einen Ratschlag 
zusammenzog, wurde der erste und die zwei letzten unverändert 
angenommen, nur Art. 12, dessen Beratung ein recht komisches 
Intermezzo herbeiführte^, erlitt eine von dem Kommissionsentwurf 

' n. 1831 No. 19, p. 120, No. 20, p. 127 f. [L. I, p. 168—171]. 
•^ E. 1831 No. 20, p. 128 (25. Febr.). Als ein Eedner, dem die grosse Artikel- 
zahl der neuen Verfassung auffallend war, Artikel 12 mit Artikel 10 verbinden 
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tibweichende Formulierung? und lautete nun so: „Jede Rechtssache 
soll vor wenip^stens zwei Instanzen gebracht werden." Namentlioh 
für Kriminalsachen wurden zwei Instanzen als unerlässlich be- 
zeichnet *. Ebenfalls neu war der in Art. 11 aufjErestellte Gedanke 
der Garantie der Beamten, welche diese vor einer eventuellen 
Reaktion von Seite der Stadt schützen solle: kein g-eist lieber oder 
weltlicher Beamter kann seiner Stelle entsetzt werden, ausser infol«:e 
eines Urteils des zuständigen Gerichtes. Diese Garantie, an deren 
eventuelle ungerechte Konsequenzen damals wohl gar nicht gedacht 
wurde ^, wurde nicht engherzig: auf die Staatsbeamten eingfeschränkt, 
womit die Stadt- und Gemeindebeamten wenig zufrieden gewesen 
wären ^ Die Öffentlichkeit der Gerichtsverhandlungen garantierte 
Art. 13, die Abschaffung der peinlichen Prozedur im Kriminal- 
prozesse Art. 14. Hier kam es wieder zu den lebhaftesten Ausein- 
andersetzungen, indem Männer wie C. M. Hirzel, erfüllt von über- 
strömendem Humanitätsgefühl es als ihre Ehrenpflicht erachteten, mit 
der ganzen Begeisterung ihres leidenschaftlichen Idealismus für dieses 
Postulat einzutreten. Mit warmen Worten hatte Hirzel über die Ab- 
schaffung der Peinlichkeit geschrieben : „Wir leben in einer Zeit, wo 
ein Staat durch Beibehaltung veralteter Rohheiten und Missbräuche 
in (Gefahr steht, die so wichtige Achtung der Einsichtigen seines 
Volkes und der beobachtenden P>emden einzubüssen. Nicht begreifend, 
wie Peinlichkeit mit ilii'en Folgen eines dunkeln, lichtscheuen, 
verhaftsvollen Verfahrens mit wahrer Freiheit bestehen könne, 
rufen uns ja sogar freisinnige Engländer über das Meer zu, die 
Peinlichkeit, diesen barbarischen Rest des Mittelalters von uns zu 
tun, auf ein Beweismittel zu verzichten, das für den empfindlichen 
Unschuldigen einen Abgrund, für den unempfindlichen Schuldigen 
ein Schutzmittel eröffne und bei Volk und Richter den gesunden 
Rechtssinn untergrabe ^ In diesem Tone wurde in Kommission und 
Grossem Rate für die Abschaffung der peinlichen Kriminalprozedur, 
welche die Helvetik schon beseitigt, die Mediation aber wieder 
eingeführt hatte *, plädiert und dieser Artikel eine Zierde der Ver- 
wollte, um so einen Artikel zu ersparen, wurde ihm erwidert, ja wenn er die 
Verfassung revidieren könnte, würde er diese wahrscheinlich auf einen Artikel 
reduzieren, der ungrefähr so lauten würde: „Es soll alles beim alten 
bleiben'' ! 

* Hirzels „Beiträge", u. s. w., p. 11. 

2 Str., p. 59 u. 243. 

3 R. 1831 No. 20, p. 128 (25. Febr.). 

* Hirzels .,Beiträffe*' u. s. w., p. 12 f. 
^ Str.. p. 51. 
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fassimg" genannt. Ja die Frage war aufgeworfen worden, ob nicht 
zugleich mit der Peinlichkeit alle entehrenden Strafen wie der 
Pranger und die Stud durch die Verfassung aufgehoben werden 
sollten, was C. M. Hirzel dringend gewünscht hatte *. Der Grosse 
Eit beschränkte sich in der Verfassung auf die Abschaffung der 
Peinlichkeit, indem er wohl froh war, aus der die Geduld stark 
beanspruchenden Beratung herauszukommen, die neben viel Gutem 
so viel Unnötiges und nicht zur Sache Gehöriges gezeigt hatte ^. 

Die folgenden vier Aitikel (Art. 15—18) konnten recht wohl 
vom Grossen Rate in eine Beratung zusammengezogen werden, da sie 
genug Berührungspunkte besassen, ja der eine den andern bedingte. 
Schon der erste einstimmig angenommene Art. 15 musste allent- 
halben, besonders aber in den interessierten Kreisen der Gewerbe-, 
Ehehaften-, Grundzins- und Zehnten-Besitzer förmlich befreiend 
wirken : indem er die ünverletzlichkeit des Eigentums ^ garantierte 
und gerechte Entschädigung versprach für Abtretungen, die das 
öffentliche Wohl erheischte, zerstreute er eine Fülle von Besorg- 
nissen und Bedenken, welche weniger der blinde Übereifer der 
radikalen Presse verschuldet hatte, als jene vagen, unkontrollier- 
baren, tollen Gerüchte, welche damals so gut wie in allen andern 
Zeiten revolutionärer Aufregung verbreitet und geglaubt wurd en ^ 
Von tief einschneidender, die materiellen Interessen der zahlreichsten 
Bevölkerungsklasse, die Bauernschaft, aufs stärkste berührenden 
Bedeutung war Art. 16, der die Befugnis garantierte. Zehnten und 
Grundzinse auf gesetzliche Weise loszukaufen oder auch dieselben 
nach gesetzlichen, auf billige Weise festzusetzenden Vorschriften 
durch Übereinkunft mit dem Berechtigten in eine jährliche Geld- 
leistung umzuwandeln. Theoretisch hatte ja scJion die Helvetik 
dieses Problem in der denkbar durchgreifendsten Weise gelöst, 
indem sie durch Gesetz vom 10. November 1798 alle sogenannten 
P'eudallasten, d, h. Zehnten und Grundzinse aufhob, die. kleinen 
Zehnten ohne, die grossen gegen Entschädigung. Dieses Gesetz, 
das auch die Grundzinse befasste, kam aber wie alles andere, was 
die Helvetik schuf, nie zur rechten Vollziehung, ja es musste am 
15. September 1800 in seiner Wirksamkeit suspendiert werden. Am 



> V;cri. c. M. Hirzel „Beiträge^S u. 8. w., p. 35 ; ferner R. 1831 No. 16, p. 104 
(8. Febr.). 

* R. 1831 No. 20, p. 128 (25. Febr.) [L. I, p. 172 f.]. 
^ Vgl. C. M. Hirzel „Beiträge", u. s. w., p. 34. 
4 R. 1831 No. 19, p. 119 (22. Febr.) [L. I, p. 164]. 
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6. Oktober 1800 wurde der Fortbestand der Grundzinse wieder aner- 
kannt und nur gestattet, dieselben in Geld statt in Naturalien zu 
entrichten '. Die Mediationszeit behandelte in nicht weniger als 
acht Gesetzen das Problem vom Loskaufe der Zehnten und Grund- 
zinse •: der kleine Zehnten blieb abgeschafft, der grosse Zehnten 
und alle Grund- und Bodenzinse von Seiten des Eigentümers des 
belasteten Grundstückes loskäuflich, aber die Loskaufs^umme, der 
25 fache Jahresertrag, der 25fache' Kapital wert war so hoch 
bemessen und den Interessen der Landwirtschaft so wenig ent- 
sprechend, dass wir den wachsenden Widerstand, der sich im Bocken- 
krieg äusserte, begreiflich finden. Jetzt nach dem Tage von Uster, 
wo die Bauernschaft mit einem ganz anderen Nachdrucke und Erfolg 
ihre Interessen zur Geltung bringen konnte, musste die Härte 
jener Loskaufsbestimmungen erst recht empfunden werden; jetzt 
musste umgekehrt befürchtet werden, dass die egoistisch agrarischen 
Gesichtspunkte allzusehr auf Unkosten des stark beteiligten Staates 
betont würden. Das wäre wohl auch geschehen, wenn die Ansicht 
einer Mindeiheit des Grossen Rates, jetzt sofort das frühere Los- 
kaufgesetz zu revidieren, durchgedrungen wäre ; die Majorität fand 
aber, da ja nach Art. 21 alle Gesetze einer beförderlichen Revision 
unterworfen würden und eben auch eine gerechte Berücksichtigung 
der Interessen des Staates und anderer rechtmässiger Besitzer 
solcher Gefälle eintreten müsse, so könne man sich vorerst mit 
einer Andeutung einer billigen Umwandlung begnügen und die Aus- 
führung einem zukünftigen Gesetze überlassen. So vereinigte die 
definitive Redaktion des Ait. 16 recht glücklich die nachdrückliche 
Berücksichtigung der Landwirtschaft mit denen der Gesamtheit; 
die Gerechtigkeit war nicht verletzt worden^. 

Die in Art. 16 enthaltene Ankündigung über die Umwandlung 
der Zehnten und Grundzinse in fixe Geldleistungen — die sogenannte 
Admodiation — stand in engem Zusammenhange mit der Bestimmung 
des Art. 17, dass die Besoldung der öffentlichen Beamten in barem 
Gelde aaszurichten sei. Vor dem Jahre 1831 war die, w^enigstens 
teilweise, Bezahlung in Naturalien vorherrschend. So erhielt im 
Jahre 1803 ein Mitglied des Kleinen Rates 25 Mütt Kernen, 25 Eimer 
Wein und 600 Schweizerfranken und der Oberamtmann im Jahre 



^ Dr. J. C. Bluntschli : Staats- und Rechtsgeschichte der Stadt und' Land- 
schaft Zürich, Band II, p. 379. 

2 1. ^., p. 383 (M. T. V. V. IIL p. 613). 
3 R. 1831 No. 20, p. 128. [L. I, p. 173 f.] 
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1815 „1600 Fr. an Geld, 10 Mütt Kernen und 10 Klafter Brenn- 
holz", ferner Siegelgelder und freie Wohnung *. Als Inhaber der 
meisten Zehnten im Kanton konnte und wollte der Staat jetzt durch 
diese Veränderung des Staatshaushaltes eine Reduktion oder viel- 
leicht gänzliche Abschaffung des kostspieligen Naturalsystems 
erlangen und an seine Stelle ein einfaches, natürliches und für 
Jedermann verständliches Geldsystem einführen. Freilich wurde 
auch die Frage aufgeworfen, ob die Beamten durchweg mit 
dieser Veränderung einverstanden wären, ob nicht z. B. die Geist- 
lichen ihre Gehalte lieber in Naturalien weiter beziehen würden. 
Die Verneinung der Frage wurde auch damit begründet: man hätte 
doch die Pflicht, dafür zu sorgen, dass die Geistlichen als würdige 
Nachfolger ihres ersten Lehrers nicht nur Essig zu trinken bekämen, 
denn der Zehntenwein sei oft nicht viel besser gewesen ; vernünftiger 
sei, es kaufe und trinke jeder, was er selbst für gut findet 

Art. 18 stellte den Grundsatz auf> dass alle Einwohner des 
Kantons gleichmässig nach Vermögen, Einkommen und Erwerb zu 
den Staatslasten beitragen sollten ^. Die Kommission war nämlich 
darin einverstanden, dass das bisherige System des Abgaben- 
wesens notwendig verändert werden müsse. Die bestehenden 
indirekten Abgaben sollten vermindert, dagegen eine jährliche 
Vermögenssteuer eingeführt werden, ohne die ersteren ganz zu 
verdrängen; es sollte dafür gesorgt werden, dass alle Stände in 
einem gerechten und gleichmässigen Verhältnisse an den Staats- 
haushalt beitrügen. Die Verfassung konnte natürlich auch hier 
nur den Grundsatz im allgemeinen aufstellen. 

In Artikel 19, welcher in Übereinstimmung mit dem, Artikel 5 
der Verfassung von 1814 das Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht 
aufstellte, ist Abschnitt 2^ besonders interessant, da hier Militär- 
kapitulationen mit fremden Staaten als Verträge, welche die Ehre 
eines freien Volkes nicht gestatte, für immer verboten wurden. 
Dem einzelnen Bürger war erlaubt, für sich in fremde Dienste zu 
treten; der Staat selbst aber wollte keine förmlichen Werbungen 
zu Gunsten einer fremden Macht eingehen noch dulden, dass solche 
von einzelnen Privatleuten unternommen würden ^ 



* Str., p. 90 f. 

2 R. 1831 No. 20, p. 129 (25. Febr.) [L. I, p. 174 f.]. 

* Vgl. C. M. Hirzel, „Beiträge", u. s. w., p. 41 f. 

* Ed. Sulzer hatte diesen Grundsatz vorgeschlagen. 

^ Ein Artikel üher Pensionen, Titel, Orden, Stellen von fremden Staaten, 
den E. Siilzer ebenfalls vorgeschlagen hatte, wurde im Gegensatze zu Basel und 
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Die durchgreifende A'erbesserung des Schulwesens aller Stufen 
war ein Postulat, das schon lange vor der Landesversanimlung 
von Uster aufgestellt und dessen Erfüllung seit jenem Tajre 
immer dringender und nachdrücklicher gefordert worden war. 
Ein tüchtiges öffentliches Erziehungssystem, welches den Geist des 
Volkes für die politische Tätigkeit und die republikanische Staats- 
form immer fähiger und tauglicher mache, wurde als die letzte 
und notwendige (4nmdlage des Repräsentativsystems bezeichnet *. 
Artikel 20 eröffnete da die schönsten Aussichten, indem er die 
Pflege und Unterstützung des Schulwesens eine Pflicht des Staates 
nannte \ 

Den würdigen Abschluss des ersten Abschnittes der Verfassung, 
der „Allgemeinen Grundsätze'^, brachte Artikel 21 : die Revision 
der gesamten Gesetzgebung, die hier in Aussicht gestellt wurde, 
war von der höchsten Wichtigkeit und dringendsten Notwendig- 
keit. Denn w^eitaus die grössere Zahl der eingereichten Petitionen 
bezog sich ja, wie wir wissen, nicht auf die Verfassung, sondern 
auf die verschiedenen Zw^eige der Gesetzgebung. Nur dadurch 
konnten die Leute beruhigt . werden, wenn sie sahen, dass man 
wirklich die ganze Gesetzgebung revidiere und, wo immer möglich, 
ihre Wünsche berücksichtige. Aber auch die nicht weniger ent- 
schiedenen Begehren des gebildeten Teiles der Bevölkerung, welcher 
ebenfalls eine Sichtung und Revision der überall zerstreuten und 
in jeder Hinsicht mangelhaften (4esetze verlangte, war zu beachten. 
Eine durchgreifende und konsequente Prüfung und Reformierung 
des ganzen Finanzwesens und des gesamten Staatshaushaltes geholte 
ebenfalls zu den wichtigsteniBedüi-fnissen und wurde ganz besonders 
verlangt. Auf die Veränderungen, welche die Umwandlung des 
ganzen Naturalsystems in ein Geldsystem mit sich zog, war man 
nicht weniger gespannt. Nun konnte man aber nach der Ansicht 
der Kommission auf dem ordentlichen Wege einer ruhigen und all- 



Lnzeru, wo ein wahres Bedürfnis nach einem solchen Verfassungsartikel ge- 
rufen hatte, nicht angenommen, da ja bereits ein Gesetz vom Jahre 1814 darüber 
entschieden hatte. 

* Vgl. Entwurf einer Verfassung u. s. w,, p. 13. 

*R. 1831 No. 20, 1). 129 (25. Febr.) [L. I, p. 175]. Hans Georg Nägeli, der 
gerade damals einen interessanten pädagogisch-journalistischen Prozess mit 
J. J. Hottinger ausfocht (vgl. Extra-Beilage zu No. 6 des V. 1831 ; auch in Samniel- 
band „Varia" St. B. Z. XXXI 490 Xo. 14), hätte ein „pädagogisches Memorial'^ 
eingereicht, zu dem J. C. OreUi .,Bemcrkungen" publizierte (Vgl. Sammelband 
„Päda^ogica" St. B. Z. XXXI 345 No. 6; ferner Schw. B. 1831 No. 15, p. 73). 
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mählichen gesetzlichen Entwicklung- unmöglich rasch genug vorwärts 
gehen ; das gewünschte Ziel wurde nur erreicht, wenn man ausser- 
ordentliche Massregeln eintreten liess. So wurde die Einsetzung 
mehrerer Kommissionen in Aussicht gestellt, welche ihre Ver- 
richtungen bis zu deren Vollendung ununterbrochen fortsetzen 
sollten. Die Regierung sollte gewissermassen den Mittelpunkt 
dieser verschiedenen Kommissionen bilden; ihr sollten die aus- 
gearbeiteten Anträge derselben zur Begutachtung mitgeteilt werden; 
sie sollte dann die Gesetzesvorschläge zur endlichen Entscheidung 
vor den Grossen Eat bringen. 



Titel II. 

Stimmrecht und Wählbarkeit. Zunftversammlungen. 
Erwählung des Grossen Rates. 

Die vier Artikel, welche die Verfassung von 1814 über Stimm- 
recht und Wählbarkeit, Zunft Versammlungen und Erwählung des 
Grossen Rates gebrächt hatte/ vervierfachte die Regenerations- 
verfassung, indem ihr zweiter Abschnitt 15 Artikel umspannte. 
Einer freundlichen Aufnahme war dieser Abschnitt nach dem „Re- 
publikaner" * von vornherein sicher, da er zum grössten Teil die 
Bestimmungen herübernahm, welche die partielle Verfassungsrevision 
vom November des vergangenen eTahres als direkte Erfüllung der 
im Memorial von Uster genannten Wünsche gebracht hatte. Die 
Debatten im Grossen Rat änderten nur wenig und beanspruchten 
nur kurze Zeit ; nachdem noch in der vSitzung vom 23. Febiiiar die 
drei ersten Artikel über Stimmrecht und Wählbarkeit absolviert 
worden waren, konnten die Beratungen am folgenden Tage durch 
Zusammenziehung aller übrigen Artikel in einen Ratschlag so rasch 
gefördert werden, dass noch am gleichen Tage der ganze Abschnitt 
erledigt werden konnte. Wir können uns kurz fassen! 

Vorerst ein paar Worte über Stimmrecht und Wählbarkeit 
(Art. 22—24) ! Statt des durch die Partialrevision vom November 

' R. 1831 No. 16, p. 104 (8. Febr.). 
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j>:efor(lerten 20. Altersjahres wurde jetzt das angetretene 20. Jahr als 
Bedingung der aktiven politischen Handlungsfähigkeit erklärt. Da 
der Zwanzigjährige ja auch schon im ersten Bundesauszuge Dienst 
leisten niusste, so^fand es die Kommission für billig, dass derjenige 
zur Ausübung des staatsrechtlichen Bürgerrechts zugelassen werde, 
der gegen das Vaterland eine Pflicht voii solcher Wichtigkeit zu 
erfüllen habe. Dem aktiven Wahlrechte stellte Art. 23- das passive 
gegenüber : jeder stimmberechtigte Bürger ist auch zu allen Stellen 
Avählbar. Schon mehr zu sprechen gab in Kommission und Grossem 
Eate Art. 24, der sich über die vom Stimmrecht Ausgeschlossenen 
ausliess. Durchaus zeitgemäss war die Aufhebung der Nicht-Stimm- 
berechtigung der in Kost und Lohn Stehenden, Avelche die Partial- 
revision in Art. 4 noch aus der Verfassung von 1814 (Art. 11) 
herübergenommen hatte. Das Ungerechte und Harte des bis- 
herigen Zustandes für diese Klasse von Staatsbürgern musste ein 
gesehen werden ; die Diskussion machte denn auch auf die oft gar 
sonderbaren Verhältnisse aufmerksam, welche jene Bestimmung 
erzeugt hatte, indem zuweilen der Vater vom Stimmrecht aus- 
geschlossen wurde, während seine Söhne zugelassen waren, und 
umgekehrt. Da übrigens diese Klasse von Einwohnern militärpflichtig 
war und so die Staatslasten nicht weniger trug als die übrigen 
Bürger, war es nur recht und billig, dass sie auch gleichen Rechtens 
mit diesen waren K Ein liberaler Geist erfüllte auch die Bestimmung 
betreif den Ausschluss der gerichtlich Akkordierten und Eehabili- 
tierten. Hatte die Kommission bestimmt, dass die gerichtlich 
Akkordierten und Rehabilitierten drei Jahre vom Stimmrecht aus- 
geschlossen sein sollten, so ging der Grosse Rat noch weiter und 
schränkte den Ausschluss auf ein Jahr ein ; darin waren Kommission 
und Grosser Rat einig, dass in Bezug auf die Wählbarkeit für 
Kantonal- und Bezirksstellen die Ausschliessung auf Lebenszeit aus- 
gedehnt werden sollte. Diese Bestimmungen, welche in der Revisions- 
kampagnß von 1869 als „barbarisch" verschrieen waren -, Miirden 



\ So heisst es in Snells ,,Entwurf einer Verfassung" u. s. w., p. 17 f. : ,,Es 
lässt sich in der Tat aus dem rein privatrechtlichen Verhältnis, in welchem 
z. B. ein Hauslehrer, ein Kommis, ein Handwerksgeselle, ein Dienstbote zu 
seinem Herrn stefit, ein vernünftiger Grund nicht ableiten, warum dieser ver- 
trauengeniesseude und verdienende Teil von Staatsbürgern, welcher nicht 
weniger als jeder andere die Staatslasten zu tragen hat, von der Ausübung 
irgend eines politischen Rechts ausgeschlossen sein soll". 

* Str., p. 74. 
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schon damals in Bezu^ anf die Rehabilitierten als hart empfunden. 
J.J.Lenthy schrieb darüber: ^Es ist aber eine eigentliche Ungerecli- 
tigkeit, wenn ein Staatsbürger, welcher in Konkurs geraten ist, 
es aber durch Fleiss und Anstren|2:uno' dahin bringt, dass er seine 
Schulden bezahlen kann,, ja die Kreditoren samt Interesse bezahlt 
zu haben sich ausweist — dann gleichwohl in die Klasse der 
gerichtlich Akkordierten versetzt und (bezüglich auf die Wählbar- 
keit) an seinen bürgerlichen Recliten beschränkt wird" *. 

Zur Erwählung des Grossen Rates blieb der Kanton in Zünfte 
eingeteilt; wie nach der Verfassung von 1814 (Art. 8) zählte die 
Stadt 13, der übrige Kanton 52 Zünfte (Art. 25). Auf eine Revision 
der^ Zunfteinteilung war man deshalb noch nicht eingetreten, weil, 
wie man glaubte, die scharfe Abgrenzung zwischen Stadt und Land 
vorläufig durchaus nicht aufgehoben werden durfte ; einer späteren 
Revision blieb es vorbelialten, die Scheidewand niederzureissen. 
In der Stadt stand jedem stimmfähigen Bürger nach beliebiger 
Auswahl der Eintritt in eine der 13 Zünfte offen (Art. 26). Die 
Stadtbürger, welche zugleich Bürger einer Landgemeinde waren, 
hatten ihr Zunftrecht auf einer Stadtzunft auszuüben (Art. 26), 
gleichwie in der Stadt Zürich angesessene Landbürger an ihrem 
Burgerrechtsorte ihr Zunftrecht ausüben mussten. Die Frage des 
Doppelbürgertunis hatte in Kommission und Grossem Rate lange 
Beratungen gefunden; der (jefahr, dass die Stadtbürger aus der 
Institution des Doppelbürgertums eine Spekulation machen und sich 
ein Landbürg^rrecht erwei-ben könnten, um sich auf der Landschaft 
wählen zu lassen, glaubte man durch bescliränkende Bestimmungen 
gar leicht vorbeugen zu können, ohne unbillig zu werden. Immer 
mehr drang aber die Ansicht durch, dass man in Bezug auf die 
Doppelbürger nicht von dem bisherigen Stande abweichen wolle 
(Art. 10 der Verfassung von 1814). Zwar widerstrebte es dem 
Gefühle der Gerechtigkeit, dass Doppelbürger, deren eigentliche 
Heimat eine Landgemeinde, und die ihrem Berufe und ihren Ver- 
hältnissen nach nicht in die Stadt gehörten, von ihren Wahl- 
recliten auf der Landschaft ausgeschlossen sein sollten. Allein es 
war dort immer ein Ausweg denkbar, der in der Macht dieser 
Doppelbürger selbst stand: Verzichtleistung auf ihr Stadtbürger- 
recht. Bei dem gegenwärtigen Misstrauen und der allgemeinen 
Spannung war es nach dem Urteile der Kommission gefährlich, hier 
grössere Freiheit zu geben; das Übel liege in der schroffen Ab- 



> L. I, p. 175 f. 
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^•renzung* von Stadt und Land, und diese sei durch den Drang der 
Verhältnisse geboten und für jetzt notwendig*. — ^^'ertvoll und 
neu war die aus Rücksichten der Billigkeit und Gerechtigkeit her- 
vorgegangene Bestimmung, dass die Ansässen, sofern sie es ver- 
langten, ihr Staatsbürgerrecht in den Landgemeinden ausüben 
konnten, in denen sie wohnten, aber nur dann, wenn sie seit 
wenigstens einem Jahr auf Grundeigentum oder mit Familie in der 
Gemeinde angesessen waren. T)iese einschränkende Bestimmung 
sollte natürlich die Zünfte gegen allzu grossen Andrang und über- 
mässigen Einfluss der Ansässen schütze.". Jährlich sollten nach 
Art. 27 zwei ordentliche Zunftversammlungen zusammentreten zur 
Ausübung der ^^'ahlrechte (Art. 27). Die Gültigkeit der Zunftwahlen, 
die ein auf die Dauer von zwei Jahren gewählter Präsident leitete 
(Art. 29), wurde nicht von der Anwesenheit einer bestimmten Anzahl 
von Zunftgenossen abhängig gemacht, denn man fand, dass die 
gewissenhaften und pflichttreuen Bürger um der Gleichgültigen und 
Saumseligen willen, nicht benachteiligt werden dürften. 

Die fünf folgenden Artikel (33—37) handelten von der Er- 
wählung des Grossen Eates. Die meisten Bestimmungen sind, wie 
schon bemerkt, aus der partiellen Verfassungsrevision vom November 
des vergangenen Jahres herübergenommen ; wir dürfen uns deshalb 
mit der Anführung der eingetretenen Veränderungen begnügen. 
Zusammensetzung des Grossen Rates, Verhältnis der von zwei 
Zünften zugleich Gewählten, Modus der indirekten Wahlen wurden 
unverändert und augenscheinlich ohne grosse Diskussion vom Grossen 
Rate angenommen; um so heftigere Anfechtungen erlitt Art. 36 
über die Vi^ahlfähigkeit jedes zünftigen Bürgers, der das dreissigste 
Altersjahr angetreten hat, wegen der darin inbegriffenen Wahl- 
fähigkeit der Geistlichen. Schon die Kommission hatte sich über 
das Thema der Wählbarkeit der Geistlichen reichlich ausgesprochen 
und auch in der Presse fehlte es nicht an Kundgebungen in diesem 
oder jenem Sinne '. Die Majorität der Kommission hatte sich davon 
überzeugt, dass nach den Grundsätzen des Protestantismus, der 
eine Sonderung zwischen Geistlichen und Laien nicht anerkenne, 
die Geistlichen Staatsbürger seien wie alle andern, und daher vom 
Grossen Rate rechtmässigerweise nicht ausgeschlossen werden 



• Der Historiker und spätere Regieruugsrat J. J. Hottinger schrieb im 
V. 1831 No. 6, p. 33 f. (3. März) einen ausgezeichneten Artikel zugunsten der 
Wählbarkeit der Geistlichen ; vgl. auch Schw. B. 1830 No. 69 Beilage, p. 381 f. 
(31. Dez.) u. Schw. B. 1831 No. 4, p. 20. 
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könnten. Zu zwei Dritteilen stimmte der Grosse Rat dieser An- 
sicht bei: „dem (Trundsatz der Freiheit zu Liebe, und weil das edle 
Wort eines Zwingli, dass wir eigentlich alle geistlich sein sollten, 
alle tiberzeugte, dass die Freiheit gerade das beste Gegengift für 
Anmassung eines Standes sei, der ganz anmassungslos sein und 
wirken soll'S stimmten 111 Stimmen' gegen 61 zur Freiheit und 
Reinheit des Grundsatzes ohne Zusatz oder Bedingung*. Damit 
wurde das (lesetz vom 7. Juli 1814, welches die Geistlichen vom 
Grossen Rate ausgeschlossen hatte, implicite für aufgehoben erklärt K 
Nur wenn der geistliche Stand, so schrieb ein Zeitgenosse ^ wie 
z. B. im Kanton Basel, von Sektirerei uiid Pietismus angesteckt 
sei, rate die Staatsklugheit, die Geistlichen von der Repräsentanten- 
würde auszuschliessen. — Ebenso wurde die noch in die Partial- 
revision vom vergangenen Jahre herübergenommene Bestimmung, 
dass zur Wählbarkeit in den Grossen Rat der Besitz eines Ver- 
mögens von mindestens 5000 Schweizerfranken notwendig sei, jetzt 
gestrichen. Die Kommission fand, dass dieses Vermögensrequisit 
viel zu niedrig sei, als .dass dadurch ökonomische Unabhängigkeit 
garantiert würde. Die Bedeutung dieser Bestimmung wird erst 
klar, wenn man sich an die betreffenden Artikel der früheren Ver- 
fassungen erinnert: die Mediationsverfassung hatte als Bedingung 
der Wählbarkeit in den Grossen Rat ein Alter von 2ö resp. 30 
Jahren und ein Vermögen von 5000 resp. 20,000 Fr. aufgestellt. 
Nach der Restaura tions Verfassung waren der Nachweis eines Ver- 
mögens von 10,000 Fr. und das angetretene 30. Altersjahr not- 
wendig gewesen ^. Jetzt wurde der Census, den L. Meyer von Knonau*^ 
als Vergiftung des rechtlichen Sinnes bezeichnete, vollständig 
beseitigt. 

Die Bedeutung einer kurzen Amtsdauer für das politische 
Leben des Kantons als des einzigen Mittels, stets ein gutes Ein- 
vernehmen zwischen Regierung und Volk zu erhaltien, Avar schon 
auf dem Tage von üster erkannt und deshalb eine Reduktion der 



1 Nach der N. Z. Z. 1831 No. 18, p. 69 (2. März) waren lU (nicht 111 !( 
bejahende Stimmen. 

■' E. 1881 No. 21, p. 133 (1. März) [L. I, p. 177]. 

3 Die 31inoritUt hatte die Frage der Wählbarkeit der Geistlichen und die 
Beschränkungen, unter denen sie stattfinden könnte, dem Gesetze überlassen 
oder dann das bestehende Gesetz in Kraft erhalten wollen. 

* ,,Entwurf einer Verfassung-', u. s. w., p. 24. 

^ V^l. Str., p. 70. 

« L. M. V. K.. p. 352; vgl. auch „Entwurf einer Verfassung'*, u. s. w., p. 23 f. 
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Amtsdaiier von seclis auf drei Jahre gefordert worden. 8ov/eit 
ging der Grosse Eat nun freilich nicht: nach dem Vorsclilag der 
Kommission wurde mit 92 gegen 83 Stimmen die vierjährige Anits- 
dauer beschlossen^ (Art. 13). 



Titel IIL 
Kantonal-Behörden. 

Fast so umfangreich wie die beiden ersten Titel zusammen 
war der dritte Abschnitt der Verfassung, welcher in 32 Artikeln 
die Kantonal-Behörden besprach. In 15 Artikeln wurde der Grosse 
Bat behandelt; 8 Artikel galten dem Regierungsrate, 6 Artikel 
dem Obergerichte, und je einer dem Kriminalgericht, Kirchen- und 
Erziehungsrate. Die Mediationsverfassung sowohl wie die Ver- 
fassung von 1814 hatten über die kantonalen Behörden einige Be- 
stimmungen gebracht. 

1. Grosser Rat. 

Nachdem die Bestandteile und die Wahlart des Grossen Rates 
in Abschnitt 2 fixiert worden waren, folgten nun die Kompetenzen 
der Behörde. Da die Verfassung von 1814 diese Befugnisse nur 
sehr lückenhaft, auch nicht in der besten Ordnung aufzählte "^ so 
konnte die Kommission sie nicht als Leitfaden zu ihrer Diskussion 
benutzen, sondern bezeichnete sich selbst im allgemeinen den Gang, 
welchen die Beratung zu nehmen hatte. Der Grosse Rat zog zur 
raschen Förderung die 15 Paragraphen in zwei Beratungen zu- 
sammen ; an dem Kommissionalentwurfe wurde nur wenig geändert. 
Zu wesentlich verschiedenen Formulierungen, einer Folge ausführ- 
licher und heftiger Diskussionen, kam es nur bei wenigen Artikeln. 

Die höchste Gewalt, welche nach dem ersten Artikel der 
neuen Verfassung dem Grossen Rate übertragen wurde, fand ihren 
prägnanten Ausdruck gleich im Artikel 38, der die umfassenden 



» R. 1831 No. 21, 1). 183 (l. März) [L. I, p. 177]. 
2 Ähnlich wie die Mediatiönsverfas.sung! 
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Kompetenzen, welche die folgenden Artikel in Details brachten, 
bereits unter drei grossen Gesichtspunkten andeutete : „Die Aus- 
übung der höchsten Gewalt, nach Vorschrift der Verfassung, ist 
einem Grossen Rat von 212 Mitgliedern übertragen. Ihm steht die 
Gesetzgebung und die Oberaufsicht über die Landesverwaltung zu. 
Er ist der Stellvertreter des Kantons nach Aussen." Der folgende 
Artikel (39) zählte zunächst die Kompetenzen des Grossen Rates 
in seiner Eigenschaft als Gesetzgeber auf, welche die Verfassungen 
von 1803 und 1814' mit einer kurzen Bemerkung abgetan hatten. 
Nicht mehr gehemmt durch die Initiative des Regierungsrates übte 
der Grosse Rat nunmehr das Recht der Gesetzgebung unbeschränkt 
aus. Zu den Gegenständen der Gesetzgebung, welche das kurz 
vor dem Tage von Uster, am 4. Dezember 1829, unter dem Drucke 
einer leidenschaftlich erregten und stürmisch begehrenden Zeit er- 
lassene Reglement' dem Grossen Rate bereits zuerkannt hatte, 
erhielt er jetzt noch zwei neue legislatorische Kompetenzen: 1. Die 
Bestimmung der Münzverhältnisse und die ^\'ertung der Geld- 
sorten; 2. die Einstellung (Suspension) sowie Erläuterung eines 
bestehenden Gesetzes. Die übrigen legislatorischen Kompetenzen 
des Grossen Rates blieben dieselben: Alle Bestimmungen, welche 
auf die öffentlichen und Privatrechte und -Pflichten der Bürger 
Bezug hatten und die in dieser Beziehung allgemeine und bleibende 
Rechtssätze aufstellten, durften ausschliesslich vom Grossen Rat 
ausgehen. Weit mehr als diese zwei neuhinzugekommenen legis- 
latorischen Kompetenzen erhöhten die Gewalt des Grossen Rates, 
die unter dem Begriff „Oberaufsicht" fallenden Befugnisse (Art. 40). 
Vermöge seiner Oberaufsicht über die Landesverwaltung besass 
der Grosse Rat das Recht, von dem Zustande des gesamten Staats- 
gutes, unter welcher Verwaltung es immer stand, jederzeit Einsicht 
zu nehmen und dessen Verwaltungsweise anzuordnen. Neu und 
von grösster Bedeutung war das Recht, ein jährliches Budget auf- 
zustellen und gleichzeitig ' die jedesmal erforderlichen Steuern zu 
bewilligen. Ausser der Staatsrechnung mussten ihm nunmehr jähr- 
lich die Rechnungen, also nicht die blossen Rechnungskonspekte 
über die gesonderten Verwaltungen zur Prüfung und Abnahme vor- 



1 Das Grossratsreglement vom 18. Brachmonat 1816 hatte dann die näheren 
Bestimmungen gebracht. (Vgl. üsteri: Schweizer. Staatsrecht, Ausgabe von 
1821, p. 216 f., 2. Anmerkung). 

2 L. M. V. K., p. 301. F. V. W., p. 573; vgl. auch p. 4 f. der ßroschüie: „Über 
die Verfassung des Staates Zürich" (in „Varia Turicensia" Gal. XXX 547 St. B. Z.). 
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gelegt werden. Gelegenheit, sich von der Richtigkeit der kan- 
tonalen Finanzwirtschaft zu überzeugen, gab die Bestimmung, dass 
durch den Druck jährlich eine vollständige Übersicht der Rechnungen 
bekannt gemacht werden sollte *. 

In einem besonderen Artikel (41) wurde das Recht der Ober- 
aufsicht des Grossen Rates über die andern Behörden, Regierungs- 
rat und Obergericht, foimuliert. In der Kommission schon war 
der Grundsatz der Verantwortlichkeit aller, auch der höchsten 
Behörden, ausgesprochen worden. Wie die untern Behörden den 
Obern, so durften auch die oberste vollziehende und die oberste 
richterliche Behörde von der Verantwortlichkeit nicht ausgeschlossen 
sein: diese konnte aber Niemandem zukommen als dem Repräsen- 
tanten der höchsten Gewalt, dem Grossen Rate. So gab denn der 
in der Form der Kommission angenommene Artikel 41, dem die 
Verfassungen von 1803 und 1814 nichts Ähnliches zur Seite zu 
stellen hatten, dem Grossen Rate das Recht, wegen Verletzung 
der Verfassung, Gesetze oder Amtspflichten an den Regierungsrat 
und das Obergericht Mahnungen zu erlassen oder auch die Mit- 
glieder dieser Behörden vor dem Grossen Rat in Anklagezustand 
zu versetzen*. Die Überlegenheit des Grossen Rates über die 
andern kantonalen Behörden wurde durch diese Bestimmung be- 
sonders nachdrücklich betont. 

Als besonderes, neues Recht der Souveränität war in der 
Kommission das von mehreren Seiten her gewünschte Begnadigungs- 
recht behandelt worden. Man hielt bei den herrschenden Kultur- 
zuständen die Aufhebung der Todesstrafe einstweilen noch für un- 
möglich ; es sollte aber dem Grossen Rate vorbehalten bleiben, für 
diese höchste Strafe aus Gründen der Humanität eine Milderung 
in einem einzelnen Falle eintreten zu lassen. Im Grossen Rate 
wurde diese Frage Gegenstand einer lebhaft bewegten Diskussion, 
welche der „Republikaner" als höchst anziehend bezeichnete. Das 
Begnadigungsrecht wurde von der einen Seite als ein Akt der 
Willkür, als ein Eingriff in die Trennung der Gewalten und als 
etwas ünrepublikanisches angefochten und im bedenklichsten Lichte 
geschildert, von der andern Seite als ein Akt der Humanität, der 
Milde, als ein Recht der Souveränität und als etwas, das auch 
in Republiken ohne den geringsten Nachteil schon seit 20 und 



1 Vgl. was Hirzel in den „Beiträgen" u. s. w., p. 56 zusammenfassend über 
die Kompetenzen des Grossen Rates sagt. 

2 „Entwurf einer Verfassung", u. s. w., p. 9, 30 if. 
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mehr Jahren geübt wurde, lebhaft verteidigt. Nach und nach 
vermehrte sich doch die Zahl der Verteidiger, selbst unter den 
strengsten Juristen. So Hess sich ein Jurist unter anderem also 
vernehmen : „Die Härte des Gesetzes empört den Eichter^ er kann 
nicht helfen ; jede Abweichung wäre eine Verletzung des Gesetzes. 
Welche Behörde kann nun wohl schicklich mildernd das wahre 
Eechtsyerhältnis wiederherstellen? Niemand als der Gesetzgeber*." 
Andere Redner traten für das Begnadigungsrecht aus christlichen 
Gründen ein; wieder andere schilderten die Bedeutung des Be- 
gnadigungsrechtes in Zeiten politischer Gährung. Das Ende der 
Beratung war, dass durch Majori tätsbeschluss der Kommissions- 
entwurf angenommen wurde. 

Damit waren die Kompetenzen des Grossen Rates in Bezug 
auf Gesetzgebung und Oberaufsicht über die gesamte Landes- 
verwaltung erschöpft. Art. 43 betraf die dritte Funktion des 
grossen Rates : die Stellvertretung des Kantons nach Aussen. Der 
Kommissionsentwurf lautete : „Der Grosse Rat führt die Stimme des 
Kantons in allen eidgenössischen Angelegenheiten. Er entscheidet 
über die Frage der Zusammenberufung ausserordentlicher Tag- 
satzungen, er wählt die Gesandten auf die ordentlichen und ausser- 
ordentlichen Tagsatzungen und erteilt denselben die erforderlichen 
Aufträge". Als im Grossen Rate zu dieser letztern Bestimmung der 
Zusatz vorgeschlagen wurde: „es geschieht dies im Geiste einer 
kräftigen und für die gemeinsamen vaterländischen Bedürfnisse 
befriedigenden Vereinbarung der eidgenössischen Kantone", — 
protestierten die föderalistischen Elemente sofort laut dagegen als 
Antwort auf eine Stimme in der Diskussion, welche den Zuruf 
Dr. Casimir PfyfFers an den Vorort Luzern- als das Fundament 
bezeichnet hatte, auf welches hin gearbeitet werden müsse ^. 

Artikel 44 fonnulierte in ziemlicher Übereinstimmung mit dem 
Art. 15 der Verfassung von 1814 die Wahlkompetenzen des Grossen 
Rates. Ausser seinen indirekten Mitgliedern, seinem Präsidenten 
und Vizepräsidenten durfte der Grosse Rat alle höchsten Staats- 
stellen besetzen; er wählte die Mitglieder des Regierungsrates, 
des Obergerichtes, des Erziehungsrates und die Präsidenten dieser 



1 R. 1831 No. 21, p. 134 [L. I, p. 177 f.]. 

2 „Zuruf an den eidgenössischen Vorort'Luzern bei Übernahme der Leitung 
der Bundesangelegenheiten von Doktor Casimir Pfyffer." 

3 R. 183-1 No. 21, p. 134 [L. I, p.:i79]; auch N. Z. Z. laSl No. 18, p. 69. 
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Behörden, mit einer durch die Artikel 58, 68 und 69 bedingten 
Einschränkung die Mitglieder und den Präsidenten des Kriminal- 
Gerichtes, das Kantonal-Verhöramt und den Staatsanwalt, die Mit- 
glieder des Kirchenrates und den Antistes der zürcherischen Kirche. 
Der aus republikanischem Doktrinarismus hervorgegangene Antrag 
einer Minorität, dass auch die höchsten militärischen Würdenträger, 
die Obersten und Oberstlieutenants vom Grossen Rate gewählt 
werden sollten, wurde abgelehnte — In dem ohne Opposition auf 
Grund des Entwurfes angenommenen Art, 45, der das Initiativ- 
recht des Grossen Rates festsetzte, erhielt das Anzugsrecht der 
Mitglieder eine wesentliche Ausdehnung: jedes Mitglied durfte 
auch ausgearbeitete Gesetze oder Beschlüsse in Vorschlag bringen*, 
nur musste vor der definitiven Annahme jeweilen das Gutachten 
der Regierung eingeholt werden. Von gewisser Seite war ge- 
wünscht worden, dass man es dem Grossen Rate freistellen möchte, 
diese Begutachtung einzuholen oder ohne sie definitiv zu ent- 
scheiden. 

Die bedeutend vermehrten Geschäfte des Grossen Rates machten 
eine häufigere Zahl von Sitzungen für die Zukunft notwendig. 
Mit besonderer Rücksicht auf die Mitglieder des Grossen Rates 
auf der Landschaft, welche öftere und kürzere Sitzungen den lange 
Zeit und mehrere Wochen hindurch dauernden Versammlungen vor- 
zogen, wurden vier ordentliche vierteljährliche Zusammenkünfte 
in Aussicht genommen (Art. 46), während die Verfassung von 1814 
nur zwei ordentliche Sessionen festgesetzt hatte. Neu und ganz 
aus dem Geiste der Zeit herausgewachsen war die Züsatzbestim- 
mung, dass auf ein gemeinsames motiviertes Begehren von 24 Mit- 
gliedern der Grosse Rat von seinem Präsidenten ausserordentlich 
einberufen werden musste. 

Art. 48 handelte von der Präsidentschaft des Grossen Rates. 
Nach den Verfassungen von 1803 und 1814 war der Präsident des 
Kleinen Rates auch Präsident des grossen Rates, ein Verhältnis, 
das die Kommission beinahe einstimmig als der gegenseitigen 
Stellung der beiden Behörden nicht angemessen erachtete, denn 
sie fand, dass der Grosse Rat als Aufseher der Regierung einen 
von dieser unabhängigen Präsidenten haben sollte. Das nämliche 



* R. 1831 No. 17, p. 110. 

^ Dass diese Leichtigkeit, Gesetze zu erlassen, abzuändern, aufzuheben, 
wieder ihre sehr nachteiligen Folgen hatte, lehrte die Erfahrung der nächsten 
Jahre. 
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gelte von der Stellung des Grossen Rates zum Obergerichte. Des- 
halb hatte die Kommissionsmehrheit den Ausschluss der gerade 
funktionierenden Präsidenten des Regierungsrates und des Ober- 
gerichtes proponiert; die eine Minorität hatte den Ausschluss 
beider Präsidenten des Regierungsrates wie des Obergerichtes 
vorgeschlagen, die andere, welcher natürlich der prinzipientreue Re- 
publikaner * folgte, hatte dazu noch sämtliche Mitglieder des Regie- 
ningsrates ausschliessen wollen, damit der Grundsatz der Trennung 
der gesetzgebenden, vollziehenden und richterlichen Gewalt gehörig 
durchgeführt würde. Eine dritte Minoritätsansicht endlich ging 
dahin, dass der Grosse Rat seinen Präsidenten mit voller Freiheit 
aus seiner Mitte wählen sollte. Wahrscheinlich wäre der Würfel im 
Sinne des Majoritätsantrages gefallen, wenn nicht im Momente der 
Abstimmung 46 Mitglieder des Grossen Rates abwesend ^gewesen 
wären — sicherlich fast alle Vertreter der Landschaft, die ge- 
schlossen für den Entwurf gestimmt hätten; so aber wurde mit 
84 gegen 82 Stimmen der Antrag der dritten Minderheit auf voll- 
kommen freie Wahl angenommen und der Artikel so formuliert; 
„In der letzten Versammlung des Jahres wählt der Grosse Rat 
zur Leitung seiner Geschäfte einen Präsidenten und einen Vize- 
Präsidenten aus seiner Mitte für das nächstfolgende Jahr. Nach 
Verfluss dieser Amtsdauer ist jeder von ihnen für die nämliche 
Stelle nicht unmittelbar wieder wählbar.** — So war also die Wahl 
der Regierungspräsidenten zu Vorsitzenden des Grossen Rates durch 
die Verfassung nicht unmöglich gemacht. 

Die Öffentlichkeit der Grossratssitzungen, welche der Artikel 49 
in Aussicht stellte, war ein altes und stets wieder aufgestelltes 
Postulat, welches auch im „Memorial von üster" figurierte. Ganz 
im Sinne der öffentlichen Meinung hatte so Hirzel'^ in den „Bei- 
trägen" geschrieben, dass ein williges Beachten der Gesetze von 
selten der Bürger dann eintreten werde, wenn die Bürger die Ein- 
sicht gewännen, dass das einzelne Gesetz zweckmässig und wohl- 
begründet sei, und dass überhaupt die zuständige Behörde bei Er- 
lassung der Gesetze wohlwollend, überlegt, unparteiisch zu Werke 
gehe; dies geschehe durch Öffentlichkeit der Grossratsverhandlungen. 
Nun wusste man aber, dass die Durchführung in dem beschränkten 
Raum des damaligen Sitzungslokales ein unübersteigliches Hindernis 



• R. 1831 No. 17, p. 110 (15. Febr.). 

* Hirzels „Beiträge'* u. s. w., p. 15. 
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fand*. Schon die Kommission fragte sich daher, wie man diesem 
Übelstande einigermassen abhelfen und dem Bürger auf anderem 
Wege mit dem Gang und den Resultaten der Grossratssitzungen 
bekannt machen könnte. Stenographen von Staats wegen* zur Auf- 
zeichnung der Diskussion zu bestellen, hielt die Kommission nicht 
für rätlich. Der Kanton Waadt hatte es versucht ; aber die Sache 
war sehr kostspielig; die gedruckten Verhandlungen schwollen zu 
einem Volumen an, dass sie wenig Leser fanden. Die Protokolle 
des Grossen Rates drucken zu lassen fand man so lang nicht rät- 
lich, als sie, wie bis anhin, nur die Ergebnisse der Beratungen ent- 
hielten. Aber noch weniger ratsam schien es zu sein, einen Ab- 
riss der Diskussionen in das Protokoll aufzunehmen. Man glaubte 
nämlich, dass die Genehmigung eines solchen Protokolls meist 
nach einer ebenso zeitraubenden als uninteressanten (neuen Dis- 
kussion erfolgen und dadurch den Hauptgeschäften die nötige Zeit 
und Aufmerksamkeit entziehen würde. Dagegen gestattete man den 
Zutritt von Zeitungsredaktoren; auch fand man es für zweckmässig, 
jährlich einen simimarischen und raisonnierenden Bericht über die 
Verrichtungen des Grossen Rates von Staats wegen zu drucken und 
an sämtliche Gemeinden des Kantons auszuteilen. Es konnten diese 
Berichte als eine öffentliche Rechnungsablegung des Grossen Rates 
betrachtet werden. Dass die Öffentlichkeit der Grossratsverhand- 
lungen zur Hebung der parlamentarischen Disziplin ausserordent- 
lich beitragen musste, beweisen gerade die zum Teil recht naiven 
Bedenken, welche in der Diskussion gegen die Neuerung vorgebracht 
wurden; so liess sich nach dem „Republikaner" ein Redner also 
vernehmen: „Die Worte stehen mir nicht immer zu Gebote; ich 
sage oft, was ich nicht sagen wollte und sage oft nicht, was ich 
mir zu sagen vornahm. Ich bin kein Schönredner und wenn nun 
so ein Redakteur eines Journals meine Worte wiedergeben würde 
imd ich fände, ich habe nicht so gesprochen und auch nicht so 
sprechen wollen, so müsste ich einen Prozess mit ihm anfangen! 
Ich bin auch schon in Zeitungen herumgezogen worden, aber ich 



^ Über die erfolglos bleibenden Pläne, ein neues Gebäude für die Sitzungen 
des Grossen Rates zu erbauen, vgl. M. T. v. V. II.. p. 229. 

* Was von Staats wegen nicht geschab, erfolgte glücklicherweise für die 
Jahre 1831—1833 wenigstens durch Privatinitiative, indem Kantonsfürsprech 
Dr. Jakob Pestalutz im Verlage von Friedrich Schulthess die „Verhand- 
lungen des grossen Rates des Kantons Zürich*' herausgab. Diese 
von uns so stark benützten V. d. g. R. bilden eine unerschöpfliche Quelle. 
(St. B. Z. XXXI 57) [zitiert: V. d. g. R.]. 
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setzte mich darüber weg. Allein wenn gleichsam oiBziell die 
Redaktoren alles mitteilen könnten, dann könnte ich es nicht mehr 
tun *". — Ganz einmütig wui'de Art. 50 angenommen, der die von 
Instruktionen völlig unabhängige Stellung der Grossratsmitglieder 
aussprach, die ja eigentlich schon im Begriffe der repräsentativen 
Eepublik enthalten war: „Jedes Mitglied des Grossen Rates hat 
die Pflicht, seinen Rat und seine Stimme nach freier Überzeugung 
zu geben, wie es solches für das Wohl des gesamten Kantons zu- 
träglich erachtet". Der 51. Artikel, der bestimmte, dass die Mit- 
glieder des Grossen Rates für ihre Teilnahme an den Versanunlungen 
keine Entschädigung vom Staate beziehen sollten, war nach der 
„Neuen Zürcher-Zeitung" von Deputierten der Landzünfte zuerst 
vorgeschlagen und von diesen auch vorzugsweise verteidigt worden; 
er erhielt lediglich einen schon in der Mediationsverfassung (Art. 12) 
enthaltenen Nachsatz ' : „Den Zünften, wo sie es für gut finden, bleibt 
Überlassen, ihre Stellvertreter zu entschädigen". Dieser Beschluss 
erfolgte mit 91 Ja gegen 67 Nein, welche vom Zusatz nichts hatten 
wissen wollen. Nur zwei Stimmen hatten Diäten verlangt. 

Der letzte Artikel (52) über den Grossen Rat versprach den 
baldigen Erlass eines neuen Grossrats-Reglementes. 

2. Regiernngsrat. 

Die acht folgenden Artikel (53—60) behandelten den Re- 
gierungsrat. Seine durch die Verfassung von 1831 vollkommen 
veränderte Stellung wurde streng und konsequent als die der 
obersten Administrativ- und Exekutivbehörde formuliert. Die höchste 
Gewalt in ihren verschiedenen Ausstrahlungen war mit grösstem 
Nachdrucke dem Grossen Rate übertragen worden. Das Verhältnis 
vom Grossen zum Kleinen Rate hatte sich zu Ungunsten des letztern 
verschoben. Die im Geiste der Zeit liegende Tendenz, die regierungs- 
rätlichen Tendenzen einzuschränken, kam auch in Zürich zum Aus- 
druck. Mit Recht sprach Bornhauser von dem „Misstrauen gegen 
die Regierungen", in dem alle neuen Verfassungen sich glichen^. 
Dem „Schweizerischen Beobachter" schien nach der Publikation 
des Entwurfes der hohe Grad von Misstrauen auffallend, mit welchem 
der Regierungsrat von allen Seiten eingeengt und ihm eigentlich 



• R. 1831 No. 21, p. 134 (1. März) [L. I, p. 180]. 

« N. Z. Z. 1831 No. 18, p. 69 (2. März); ferner: Hirzel „Beiträge" u. s. w., 
p. 16 f.; R. 1831 No. 21, p. 134 f. (1. März); Einleitung zu den „Verfassungen 
der Kantone der schweizerischen Eidgenossenschaft" (p. 28). 
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die Hände gebunden würden ; er warf die Frage auf, ob sich dieses 
Misstrauen wirklich geschichtlich oder moralisch oder auch nur aus 
politischen Gründen rechtfertigen lasse, ob nicht durch so ein- 
schränkende, man möchte sagen, erniedrigende Schranken ihrer 
Wirksamkeit die Mitglieder der Regierung sich berechtigt und 
beinahe aufgefordert linden sollten, in jedem Falle, für den die 
Verfassung noch keine Schranken gesetzt habe, die Gewalt, die 
ihnen der Augenblick gebe — und dergleichen unvorhergesehene 
Fälle würden oft genug eintreten — für selbstsüchtige Zwecke 
zu missbrauchen K 

Die Abweichungen vom Entwürfe, der am 1. und 2. März vom 
Grossen Rate beraten wurde, waren nach dem Urteil Usteris nicht 
eben wesentlich, aber immerhin doch in verschiedener Hinsiclit 
bedeutsam *, , 

Schon Art. 53, der Name, Zusammensetzung, Zahl der Mit- 
glieder und Wahlfähigkeit bestimmte, veranlasste in Kommission 
und Grossem Bat eine lange Diskussion. In erster Linie fragte 
man sich, wie man die neue Behörde benennen sollte. Man fand 
in der Kommission fast allgemein die bisherige Benennung „Kleiner 
Rat" darum unzweckmässig, weil sie bloss von einer beschränkten 
Mitgliederzahl gegenüber dem Grossen Rate, mithin von einem 
ganz unwesentlichen Merkmale hergenommen sei und nur einen 
negativen Begriff ausdrücke. Dr. L. Keller hätte den Ausdruck 
„Staatsrat" vorgezogen; die Mehrheit erklärte sich aber für den 
Ausdruck „Regierungsrat", und der Grosse Rat stimmte ihr bei. 
Die liberal-radikale Majorität war gewohnt, mit dem Ausdruck 
„Kleiner Rat" den Begriff einer so wenig populären Institution zu 
verbinden, dass das konservative Blatt mit der Verteidigung, ein 
Grosser Rat setze notwendig einen Kleinen voraus, keinen Erfolg 
haben konnte^. Auch die Zahl der Mitglieder gab viel zu sprechen. 
Dass eine Vermindferung der bisherigen Zahl von 25 allgemein ge- 
wünscht wurde, ging aus den schriftlichen Eingaben hervor; die 
Tatsache, dass ein Regierungskollegium besser bestellt ist, wenn es 
wenige, aber gutbesoldete Mitglieder zählt, als viele und schlechtbe- 
soldete, wurde nicht übersehen ; eine gewisse Konzentration, so hiess 
es, gebe der vollziehenden Behörde mehr Kraft und vermehre die 



» Schw. B. 1831 No. 17, p. 85 (25. Febr.). 
« N. Z. Z. 1831 No. 19, p. 73 (5. März). 
3 Schw. B. 1831 No. 17, p. 85 (25. Febr.). 
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Schnelligkeit des Geschäftsganges. Wenn sich die Majorität der 
Kommission dennoch nur zu einer geringen Reduktion entschliessen 
konnte und im Gegensatze zu Ansichten, die bis auf 17, 15 und 13 
hinuntergehen wollten, 19 vorschlug, so begiündete sie dies damit, 
dass einige Mitglieder durch die eidgenössischen Geschäfte absorbiert, 
andere, weil alt, nicht ijaehr die nämlichen Dienste leisten könnten 
A\ ie in kräftigen Jahren ; solche könnte man bei der durchweg vor- 
handenen, gerechten Abneigung gegen jede Art von Pensionierung 
ohne Verletzung der Humanität nicht von ihren Stellen entfernen; 
mithin sei Vorsorge zu treffen, dass neben ihnen stets noch eine 
gehörige Zahl nötiger Arbeiter vorhanden sei. Diese Motiviening 
drang auch im Grossen Rate durch*. — In Bezug auf die Wahl 
hatte die Kommissionsmehrheit den Grundsatz einer völlig freien 
Auswahl der Regierungsrats-, und fügen wir gleich hinzu, auch 
der Obergerichts-Mitglieder aus oder ausser dem Grossen Rate vor- 
geschlagen; die Minderheit hielt aber dafür, dass nach den Grund- 
sätzen der repräsentativen Republik die Regierung nur aus der Mitte 
der vom Volke gewählten Stellvertreter, des Grossen Rates, hervor- 
gehen dürfe ; ein Teil dieser Minderheit wollte den Grundsatz auch 
auf das Obergericht ausgedehnt wissen. Der Grosse Rat nahm den 
liberaleren Antrag der Mehrheit an, fand es aber nicht für nötig, 
die Stellung der ausserhalb des Grossen Rates gewählten Regie- 
rungsräte zum Grossen Rat besonders zu bestimmen^. 

Das Prinzip einer völlig freien Wahl der Regierungsratsmit- 
glieder war auch dahin zu verstehen, dass kein Repräsentations- 
verhältnis zwischen Stadt und Land für die Exekutive aufgestellt 
wurde. Von der einen Seite war dies zur Beruhigung der Land- 
schaft gewünscht worden, indem freilich noch eine gewisse Zahl 
freier Wahlen gestattet worden wäre ; . auf der andern Seite wurde 
aber bezweifelt, ob ein solches Zahlen Verhältnis ohne feste Ab- 
grenzung die gewünschte Beruhigung herbeiführe» würde, und die Er- 
Avartung geäussert, dass diese Beruhigung in der Zusammensetzung 
des Grossen Rates zu -/g von der Landschaft und zu Va ^^s der Stadt 
am sichersten gefunden sei. So vereinigte in der Kommission der 



' Vgl. „über die Verf. d. St. Z.'S p. 28. 

2 Damit hatte der Kanton Zürich die Ehre, am meisten Kegierungsräte 
zu besitzen! Es folgten auf Zürich Schwyz (äusseres Land) mit 18, Bern mit 
17, Luzern mit 15, Freiburg mit 13, Schaff hausen mit 11, u. s. w. — Im Jahre 
1840 wurde die Zahl der zürcherischen Regierungsräte auf 13 reduziert, 1849 
auf 9, 1869 auf 7. 
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Giiindsatz der partiellen Repräsentation nur vier Stimmen auf sich *. 
Der Grosse Rat entschied im Sinne der Mehrlieit. Wie für den 
Grossen Rat wurde auch für Regierungsrat und Obergericht das 
angetretene dreissigste Altersjahr gefordert. So lautete schliesslich 
die Redaktion des Art. 53: „üie oberste Verwaltungsbehörde * des 
Kantons bildet ein Regierungsrat von 19 Mitgliedern, welche der 
Grosse Rat nach freier Auswahl aus dem ganzen Kanton, in oder 
ausser seiner Mitte, erwählt/- 

Zum Unterschiede von der vierjährigen Amtsdauer des Grossen 
Rates blieb für die Regierungsräte — wie für die Oberrichter — 
die sechsjährige, welche schon die Verfassung von 1814 festgesetzt 
hatte (Art. 32 und 46) bestehen. Auch die Bestimmungen betreff 
der Partialerneueiningen blieben dieselben: jedes zweite Jahr Aus- 
tritt eines Dritteiles und Gestattung steter Wiederwahl. Bei Art. 55, 
der vom Regierungsvorsitz handelte, war die Kommission für Bei- 
behaltung des Doppelpräsidiums eingetreten. Ein solches doppeltes 
Präsidium wurde als der Stellung einer obern Behörde angemessener 
erklärt als ein einfaches; es sei auch deshalb notwendig, weil der 
erste Präsident häufig auf Tagsatzungen oder andern Sendungen 
abwesend sein, werde. Der Grosse Rat stimmte der Kommission 
bei ^. Weniger Glück hatte sie dagegen mit dem Antrage, die Re- 
gierungspräsidenten Landammänner zu nennen. Diese Bezeichnung 
wurde sofort von allen Seiten angegriffen; nur republikanischer 
Doktrinarismus^ habe diese vollkommen unhistorische und deshalb 
unpopuläre Bezeichnung ^ vorbringen und verteidigen können. Mit 
132 Stimmen beschloss der Grosse Rat, den altehrwürdigen Namen 
„Bürgermeister^', welchen die Kommission als eine städtische Be- 
zeichnung verworfen hatte, auch weiterhin zu gebrauchen. Wie bis 
anhin führten die beiden, auf zwei Jahre vom Grossen Rate aus 



1 V;^l. H. Esclier, „Einige Reflexionen'* u. s. w., p! 14; die obligatorische Re- 
partition der Regierungsratstelleu wurde da bekämpft ; ebenso in der Broschüre 
„Über die Verf. d. St. Z.'S p. 32. 

2 Der Seh. B. 1831 No. 17, p. 86 nannte mit Recht die Bezeichnung „oberste 
Verwaltungsbehörde" eine teils zu niedrige, teils zu einseitige, die übrigfens 
noch im Widerspruch stehe mit Art. 57. Denn die Entwerfung und Begut- 
achtung von Gesetzesvorschlägen und Beschlüssen, die dieser Artikel als Auf- 
gabe des Regierungsrates bezeichne, sei doch nicht blosse Verwaltungssache. 

3 Erst die Verfassung von 1869 schuf an der SteUe des 2. Präsidenten den 
Vizepräsidenten. 

* R. 1831 No. 22, p. 139 (4. März) [L. I, p. 182]. 
' Seh. B. 1831 No. 17, p. 86. 
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dem Regierungsrate gewählten Bürgermeister * abwechselnd, jeder 
ein Jahr lang, im Regierungsrate den Vorsitz. Trotz der Befürch- 
tung, dass aus der sofortigen Wiederwahl Lebenslänglichkeit er- 
wachsen könnte, wurde diese doch gestattet. 

In Bezug auf Art. 57, der die Kompetenzen des Regierungsrates 
festsetzte, schloss man sich der bisherigen Verfassung (Art. 27) 
mit einer blossen Redaktionsändemng an. Der neue Zusatz : „Das 
Reglement des Grossen Rates wird Vorsorge treffen, dass diese Ver- 
ordnungen die Schranken der Verfassung und der Gesetze nicht 
überschreiten", entsprach dem Misstrauen, das jene Zeit den Re- 
gierungsorganen allgemein entgegenbrachte. Natürlich war jetzt 
von einer „Oberaufsicht über alle Teile des Justizwesens" wie in 
der Verfassung von 1814 unter den regierungsrätlichen Kompetenzen 
nicht mehr die Rede. — Ein dritter Abschnitt des Art. 57 behandelte 
„die füi' das Regierungswesen erforderlichen Kollegien". Nach der 
Verfassung von 1814 bestand im Schosse des Regierungsrates, diesem 
gewissermassen koordiniert, ein vom Grossen Rate gewählter sieben- 
gliedriger Staatsrat, der die diplomatischen Geschäfte zu besorgen 
und unter dringenden Umständen auch die die äussere und innere 
Sicherheit des Staates bedingenden vorläufigen Massregeln zu treffen 
hatte (Art. 33). Schon die Mehrheit der Kommission hatte sich ent- 
schieden dahin ausgesprochen, dass die zweite Befugnis des Staats- 
rates wegfallen müsse, denn einzig dem Regierungsrate in seiner 
Gesamtheit dürfe diese Befugnis zustehen. Die Tendenz, den Staats- 
rat dem Regierungsrate vollkommen zu subordinieren und auf die 
bescheidene Stellung eines der vielen Ratskollegien herabzudrücken, 
kam noch deutlicher in der Bestimmung zum Ausdruck, dass der 
Staatsrat fortan, wie jedes andere Ratskollegium, von dem Regie- 
rungsrate gewählt werden sollte, da er auch zunächst unter dessen 
Aufsicht und Kontrolle stehe, nicht unter derjenigen des Grossen 
Rates. Auch beschloss man, neben dem Staatsrate die übrigen 
Hauptkollegien der Regierung in diesem Artikel aufzuzählen, und 
diese gleichfalls als Räte, nicht als blosse Kommissionen zu quali- 
fizieren ^ So lautete der dritte Abschnitt : „Der Regierungsrat be- 



* Im „Entwurf einer Verf." u. s. w., p. 38, wird dazu bemerkt : „Zweck- 
mässiger wäre nach unserer Ansicht die Errichtung von einer Bttrgermeister- 
stelle unter dem Namen eines Präsidenten des Kleinen Eates. Man kann aber 
hier das Alte, weil es unschädlich ist, schonen; die Zukunft mag fortbessern". 

2 L M. V. K. spricht das p. 358 deutlich ans : „Der Staatsrat war nicht 
mehr eine vom Grossen Rate ausgehende, selbständige Behörde, sondern nur 
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stellt die für das Regierungswesen erforderlichen Kollegien, ins- 
besondere einen Staatsrat für die auswärtigen Angelegenheiten, 
einen Rat für die innem Angelegenheiten, einen Polizeirat, einen 
Finanzrat, einen Kriegsrat, einen Rat für die Gesetzgebung und 
einen Gesundheitsrat. Die beiden Bürgermeister sind von Amts 
wegen Mitglieder des Staatsrates." 

In einem besonderen Zusätze wurde dem Regierungsrate die 
Aufsicht über Kirchen- und Erziehungsrat zuerkannt; man fand 
nämlich, dass die beiden obersten Schul- und Kirchenbehörden 
nicht ganz unabhängig neben dem Regierungsrate stehen sollten, 
damit die Einheit des Ganzen nicht gestört werde ^ Weitere Kom- 
petenzen des Regierungsrates : Bestellung der Kanzlei, Wahl der 
meisten Beamten, Handhabung der administrativen Jurisdiktion in 
letzter Instanz, wurden aus der Verfassung von 1814 (Art. 27) her- 
übergenommen. 

Art. 58 bezeichnete die künftige Stellung der Regierung in 
Hinsicht auf Strafsachen. Ein unter ihrer Mitwirkung ernannter 
und ihr verantwortlicher Staatsanwalt, der an die Stelle des bis- 
herigen öffentlichen Anklägers trat, sollte im Namen des Staates, 
dessen Interesse es sei, dass auf jedes Verbrechen die gerechte 
Strafe folge, die Urheber von solchen vor den Gerichten verfolgen, 
die Untersuchung gegen sie anhängig machen, das Interesse des 
Staates bei der Untersuchung selbst vertreten und im Namen des- 
selben die Anklage führen. Die Funktionen des Staatsanwalt^es 
waren wie die des öffentlichen Anklägers lediglich strafrechtlicher 
Natur*. Da bei der Diskussion im Grossen Rate das Prinzip von 
der Trennung der Gewalten durch den Antrag einer Minorität, 
auch fernerhin durch eine Justizkommission dem Regierungsrate 
die Oberaufsicht über das Gerichtswesen zu übertragen, in Gefahr 
stand, durchbrochen zu werden^, fand man es nach Ablehnung 
dieses Antrages noch für notwendig, in einem besondern Artikel 
(59) die Unabhängigkeit der Gerichte von der Exekutive zu be- 
tonen, da dieser keinerlei Einwirkung auf Rechtssachen zustehen 
dürfe. Um Kollisionen der Gerichts- und Polizeibehörden zu ver- 
hüten, wurde in einem zweiten Abschnitte dieses Artikels der 



eine Sektion des Regierungsrates und auf die blosse Vorberatung staatsrecht- 
licher Materien beschränkt". 

^ Vgl. „Entwurf einer Verf." u. s. w., p. 62. 

2 Vgl. auch Str., p. 178 f. 

3 R. 1831 No. 22, p. 139 (4. März) [L. I, p. 182]. 
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Grundsatz ausgesprochen, dass die vollziehende Gewalt dort, wo 
die Gerichte des Arms der Vollziehungsbehörden bedürften, ver- 
pflichtet sei, die von den Gerichten geforderten Schritte zu tun. ^ 

3. Obergericht. 

Die Artikel 61 — 67 behandelten das Obergericht. Die Tendenz 
ging dahin, im Sinne der vollständigen Trennung der Justiz von 
der Administration das Obergericht dem Regierungsrate vollkommen 
gleichzustellen und jenem die gesamte Justizaufsicht zu übertragen. 
Die Verfassung von 1803 hatte als letzte Instanz in Zivil- und 
Kriminalsachen ein aus 13 Mitgliedern des Grossen Rates bestehen- 
des Appellationsgericht eingesetzt, das der nicht im Amte stehende 
Bürgermeister präsidierte (Art. 8). Die Verfassung von 1814 hatte 
diese Bestimmungen herübergenommen, indem sie den Ausdruck 
Appellationsgericht durch Obergericht ersetzte (Art. 42 — 47). Beide 
Verfassungen Hessen in allen Fällen, wo eine Todesstrafe eintreten 
konnte, vier Mitglieder des Kleinen Rates hinzutreten, „welche ver- 
eint mit dem Obergerichte — so sagt Art. 47 der Verfassung von 
1814 — das Malefizgericht bilden'-. 

Art. 61 der neuen Verfassung reduzierte vorerst das Ober- 
gericht von 13 auf 11 Mitglieder, da durch Absonderung des Ver- 
höramtes, Wegfall des Ehegerichtes und Aufstellung eines Kriminal- 
geiichtes erster Instanz der höchste Gerichtshof etwas entlastet 
wurde. In Hinsicht auf Wahlart, AVählbarkeitsbedingungen *, Amts- 
dauer ^, Einrichtung des Präsidiums, wurde das Obergericht der Re- 
gierung vollkommen gleichgestellt ^ (Art. 61 — 65). Die Bestimmung, 
dass die beiden Präsidenten des Obergerichtes abwechselnd den 



* Der Antrag der Kommissionsmiiiderheit, die Gleichstellung von Re- 
gieruugsrat und Obergericht in Bezug auf Besoldung und Bang förmlich zu er- 
klären, ging nicht durch, obgleich diese ostentative Koordination dringend ge- 
fordert worden war (vgl. B. 1831 No. 17, p. 111 (15. Febr.) und No. 23, p. 145 
(8. März); auch Seh. B. 1831 No. 19, p. 99. 

* In der Broschüre „Entwurf einer Verf." u. s. w., p. 50 wurde die Lebens- 
länglichkeit der Oberrichterstellen vorgeschlagen: „die Lebenslänglichkeit ist 
hier völlig gefahrlos wegen der Unabhängigkeit, welche das Obergericht be- 
hauptet, zugleich aber durchaus notwendig, wenn Einheit, wissenschaftlicher 
Geist und eine feste Leitung für das gesamte Gerichtswesen sich bilden soll**. 

3 Die den Ausschluss bedingenden Verwandtschaftsverhältnisse wurden für 

Begierungsrat und alle übrigen Verwaltungsbehörden auf Vater und Sohn» 

Schwiegervater und Schwiegersohn und zwei Brüder beschränkt (Art. 56) ; für das 

Obergericht und alle übrigen Gerichtsstellen wurde noch die Schwägerschaft 

. hinzugefügt (Art. 65). 
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Vorsitz zu führen hatten, sollte auch hier dazu beitragen, den 
allzu grossen Einfluss eines einzigen Präsidenten zu verhindern. 
Damit fiel die die Unabhängigkeit des Gerichtes gefährdende Be- 
stimmung der Verfassung von 1814, nach der jeweilen der nicht im 
Amte stehende Bürgermeister Präsident des Obergerichtes war, da- 
hin. Durch diese Institution unterschied sich das Obergericht auch 
von den untern Gerichten, die einen Präsidenten und Vizepräsi- 
denten hatten. Nach einstimmiger Ansicht wurde auch hier keine 
Rücksicht auf die Vertretung von Stadt und Land genommen. 

Der Art. 66 brachte die Attribute, welche in konsequenter 
Durchführung der Trennung der Gewalten die reiche Ausstattung 
des Obergerichtes ausmachten. Dieses wurde als die höchste Be- 
hörde in Rechtssachen erklärt, in formeller und materieller Hinsicht. 
Nach dem Antrag der Kommissionsmehrheit, der vom Grossen Rate 
mit 88 gegen 82 Stimmen angenommen wurde, hatte das Obergericht 
ausser den Appellationen auch die Rekurse zu behandeln ; es sollte 
dazu überhaupt die unteren Gerichte, das Advokatur- und Notariats- 
wesen und endlich den Rechtstrieb beaufsichtigen. Trotz der schlechten 
Erfahrungen, welche die Gegner der Trennung der Gewalten mit 
ihrer Opposition bei früheren Artikeln gemacht hatten, erhoben sie 
auch jetzt wieder ihre Stimmen gegen diese bedenklichen Neue- 
rungen, indem sie die letztgenannten Funktionen wie bis anhin der 
Regierung überlassen wollten *. Die Majorität fand aber, dass das 
Advokatur- und Notariatswesen und der Rechtstrieb mit den gericht- 
lichen Funktionen in engem Zusammenhange stünden und ihr wohl- 
geordneter Zustand für die Gerichte wichtiger sein müsse als für 
irgend eine Vollziehungsbehörde. Um eine allfällige kollegialische 
Schonung des obersten Gerichtes bei der Beaufsichtigung der untern 
zu vermeiden, wollte die Minderheit dem Regierungsrate ein be- 
dingtes Recht der Beaufsichtigung der Gerichte geben. Doch die 
Mehrheit hatte sich einmal für die konsequente Durchführung der 
Trennung der Gewalten entschieden; was nur als ein entfernter 
Schein einer Verletzung des Prinzipes aussah, wurde zurückgewiesen. 

»Die Ansicht des Seh. ß. [1831 No. 16, p. 80]; vgl. auch R. 1831 No. 17, 
p. 111 (15. Fehr.), dass in der Verfassung die Garantie aufgesteUt werde, es 
sollten nur studierte und geprüfte Juristen zu Oberrichtern gewählt werden, 
wurde in der App. Zeitg. (1831 No. 33, p. 141 f.) als eine läppische Zumutung 
taxiert. Auch in den folgenden Nummern (No. 36, p. 183, No. 37, p. 158) pole- 
misierte die App. Zeitg. scharf gegen den Seh. B. Die Bestimmung in Art. 61 , 
„Weitere Wählharkeitserforderriisse kann das Gesetz aufstellen", liess diese 
umstrittene Frage für einmal noch offen. 

2 K. 1831 No. 23, p. 145 (8. März) [L. I, p. 185]. 
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Wie der ßegierungsrat war auch das Obergericht dem Grossen Rate 
für seine Verrichtungen verantwortlich; jährlich hatte es diesem 
Bericht zu erstatten *. 

Da der Grundsatz der Trennung der Gewalten neu war, waren 
häufige Konflikte zwischen den richterlichen und vollziehenden 
Organen zu erwarten. Fälle, wo es zweifelhaft war, ob eine Rechts- 
oder eine Verwaltungssache vorliege, mussten früher oder später 
eintreten. Aus den verschiedenartigen Ansichten, die Kommission 
und Grosser Rat darüber äusserten, ging schliesslich diejenige als 
Siegerin hervor, dass für jeden Fall eine besondere Kommission 
eingesetzt werden solle, zu der die beiden streitigen Parteien je 
zwei Mitglieder aus ihrer Mitte und drei Mitglieder des Grossen 
Rates ausser ihrer Mitte zu wählen hatten. Damit hoffte man einen 
leicht und bequem funktionierenden Mechanismus zu erhalten. Bei 
der Beratung dieses x\rtikels, der die eben genannten Bestimmungen 
brachte, wurde eine Zusatzbestimmung vorgeschlagen, nach welcher 
eine solche Kommission eine über dem Obergericht stehende Be- 
hörde,*ein schlechtes Surrogat eines Kassationshofes geworden wäre, 
der das Fundament der ganzen Gerichtsordnung schon von vornherein 
untergraben hätte*. Das ewige Jammergeschrei über die schroffe 
Trennung der Gewalten bewirkte, so schrieb die „Neue Zürcher 
Zeitung", dass Viele, welche die praktisch und theoretisch notwendige 
Durchführung solcher Grundsätze nicht immer klar zu denken ver- 
mochten, anfingen zu glauben, man könnte vielleicht durch eine gut- 
mütige Konzession wieder Alle zufrieden stellen, besonders da denn 
doch der Schrecken über eine allzu grosse Richtergewalt nach und 
nach Wurzel fasste. Vergebens wurde nachdrücklich und wiederholt 
auf die durchaus genügende Kontrolle der richterlichen Gewalt hinge- 
wiesen; der Schrecken war einmal da und zeigte sich in der Ab- 
stimmung über diese Zusatzbestimmung: in einer ersten Abstimmung 
wurden 84 gegen 84 Stimmen gezählt, während sich in einer zweiten 
Abmehrung nach neuen heftigen Diskussionen 94 gegen 84 Stimmen 
gegen den improvisierten Zusatz erklärten. Die Ansicht einer kleinen 



* Der Vorwurf des Seh. B. (1821 No. 17, p- 86 [25. Febr.]), dass in der 
Verfassung nirgends von einer Aufsicht über das Personal der Richter und die 
gehörige Erfüllung ihrer Amtspflichten die Rede sei, hatte wenig Sinn, denn 
die Aufsicht, die das Obergericht über die untern Gerichte und der Qrossb Rat 
über das Obergericht nach der Verfassung ausübten, umfasste selbstverständlich 
auch das Personal der Richter und die gehörige Erfüllung ihrer Amtspflichten. 

2 Ausser den Protokollen s. R. 1831 No. 21, p. 145 [L. I, p. 185 f.]; N. Z. Z. 
1831 No. 20, p. 78. 
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Kommissionsminderheit, den Grossen Rat selber mit diesen Streitig- 
keiten zu belästigen, wäre das beste Mittel gewesen, die Konflikte 
zu gar keiner Entscheidnng gelangen zu lassen. 

4, Kriminalgericht. 

Von der Errichtung eines besonderen Kriminalgerichtes * erster 
Instanz erhoffte man eine bessere Organisation der Kriminaljustiz, 
wodurch allein eine gleichförmige Behandlung aller Kriminalfälle 
erzielt werden könnte. Bis jetzt waren alle Urteile der Amtsgerichte, 
welche eine Strafe verfügten, die 12 Tage Gefängnis nicht über- 
stieg-, inappellabel; ferner war in Kriminalfällen, welche die Straf- 
kompetenz der Amtsgerichte tiberstiegen, das Obergericht erste 
und einzige Instanz, — Dinge, gegen welche sich der Rechtssinn 
aller denkenden Bürger schon längst empört hatte '. Ein solches 
Zentralgericht gewährte denn auch die Möglichkeit der Aufstellung 
eines besondem Kantonal- Verhöramtes, w^elches vom Gerichte ge- 
trennt wurde und desto wirksamer von ihm beaufsichtigt werden 
konnte. Die Errichtung eines solchen Verhöramtes war schon längst 
und allgemein als ein dringendes Bedüi^nis für den Kanton gefühlt 
worden; deshalb war auch in dem neulich bearbeiteten Entwürfe 
eines Strafgesetzbuches darauf angetragen worden. Ohne ein ge- 
trenntes Verhöramt, sagte die Kommission, könne an eine einiger- 
massen gute Kriminaljustiz nicht gedacht werden. Denn wenn der 
Verhörrichter wie bisher selbst im Gericht sitze, dürfe es der An- 
walt des Beklagten nicht wagen, ohne Schonung die Mängel der 
Prozedur aufzudecken und das Gericht auf die Versehen der Ver- 
hörrichter aufmerksam zu machen. Der Beklagte habe daher kein 
Mittel, sich gegen die Folgen eines schlecht geführten Verhöres 
zu schützen. Eine solche Vermischung des Verhör- und Richter- 
amtes wäre bei dem Kriminalgericht erster Instanz um so gefähr- 
licher, als dieses nur aus fünf Richtern bestehe, die sich unfehlbar 
gegenseitig nur sehr nachsichtig beurteilen würden. Diese Argu- 
mente wirkten so überzeugend, dass der Entwurf der Kommission 
mit unwesentlichen Abänderungen angenommen wurde ^. 



^ Schon damals wurde auch auf die Errichtung eines Kassationshofes und 
von Geschwornengerichten für politische Vergehen hingewiesen (vgl. „Entwurf 
einer Verf.'' u. s. w., p. 48). 

* „Entwurf einer Verf." u. s. w., p. 50. 

3 R. 1831 No. 23, p. 145 (8. März) [L. I, p. 186]. Mit der Einführung der 
Schwui*gerichte für politische und Kriminalverhrechen fiel das Kriminalgericht 
im Jahre 1851 dahin (vgl. Str., p. 23). 
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5. Kirchen- und Erziehungsrat. 

Während die Organisationen der anderen Kantonalbehörden 
in der Verfassung mit grosser Ausführlichkeit niedergelegt sind, 
beschränkten sich Verfassungskommission und Grosser Eat bei den 
obersten Schul- und Kirchenbehörden, beim Kirchen- und Erziehungs 
rat, auf die notwendigsten Andeutungen und überliessen Alles 
weitere der künftigen Gesetzgebung (Art. 69 u. 70). Nur die Zu- 
sammensetzung der beiden Behörden wurde in der Verfassung fixiert *. 
Der Sitz in beiden Behörden war nicht mehr an gewisse Stellen 
gebunden; die Mitglieder wurden durch freie Wahl gewählt. Der 
Präsident des Kirchenrates, der Antistes, wurde auf einen Drfeier- 
vorschlag der Synode durch den Grossen Rat gewählt * ; die Mit- 
glieder der Behörde, deren Zahl noch nicht bestimmt war, wurden 
teils unmittelbar von dem Grossen Rat gewählt, wie die Mitglieder 
und der Präsident des Erziehungsrates ^, teils von der Synode unter 
Bestätigung des Grossen Rates. Entgegen dem Entwürfe, der nur 
auf vier Jahre angetragen hatte, wurde die Amtsdauer für beide 
Behörden auf sechs Jahre ausgedehnt, da, wenn irgendwo, sich 
hier eine längere Amtsdauer empfahl *. Die äusserliche Gleich- 
stellung von Schule und Kirche im Staate fand ihren Ausdruck in 
den Institutionen einer Schul- und einer Kirchensynode. 

Die Aufsicht über das Kirchenwesen wurde als Aufgabe des 
Kirchenrates, die Aufsicht über die sämtlichen Schulanstalten des 
Kantons, die Förderung der wissenschaftlichen sowohl als der 
Volksbildung als Aufgabe des Erziehungsrates bezeichnet ^ 



1 Keine der beiden Verfassungen von 1803 und 1814 brachte Bestimmungen 
über die Organisation von Kirchen- und Erziehungsrat. 

^ £ine Kommissionsminorität, bestehend aus Sulzer, Brändlin und Keller, 
wollte dem Grossen Rate ganz freie Wahl lassen, indem die Synode ihn allzu 
sehr durch die ^rt eines blossen Vorschlages beschränken und beinahe zwingen 
könnte, eine ihm missliebige Wahl zu treffen. 

^ Die Ansicht von C. M. Hirzel (p. 58 der „Beiträge" u. s. w.), dass ausser 
dem Staatsrat und der Schulsynode auch dem Kirchenrat ein Vorschlagsrecht 
bei der Wahl der Mitglieder des Erziehungsrates zustehe, wurde in dem „Ent- 
wurf einer Verfassung" u. s. w., p. 52 bekämpft: das Schulwesen müsse von der 
Kirche emanzipiert werden; ein verfassungsmässiger Einiiuss der Kirche auf 
das Schulwesen dürfe durchaus nicht statuiert werden. 

4 Der Seh. B. 1831 No. 18, p. 92 hat da ganz recht! 

5 Vgl. C. M. Hirzel, „Beiträge" u. s. w., p. 60 f. 
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Titel IT. 
Bezirksbehörden. 

Die konsequente Durchführung der Trennung der Gewalten 
offenbarte sich auch in der Organisation der Bezirksbehörden^ 
welche in den Art. 71 — 79 niedergelegt wurde. Die Exekutive re- 
präsentierte der Bezirksrat mit dem Statthalter an der Spitze 
(Art. 73—75); die richterliche Gewalt: 1. die Bezirksgerichte, 
2. die Kreis- oder Zunftgerichte, die jeder Bezirk nach dem Ver- 
hältnisse seiner Bevölkerung erhielt (Art. 77). Die Forderung, dass 
die dreigliedrige Grundlage in Kantonal-, Bezirks- und Gemeinde- 
behörden, auf die das zürcherische Staatswesen aufgebaut wurde, 
vollständig durchgeführt werde, schuf auch in Schul- und Kirchen- 
wesen zwei mittlere Instanzen ; so wurden in der Bezirksschulpflege 
und der Bezirkskirchenpflege zwei Institutionen ins Leben gerufen, 
deren Existenzberechtigung man später in Zweifel zog *. Die 
A^erfassung von 1803 hatte sich begnügt, in Art. 1 von der Ein- 
teilung des Kantons in 5 Distrikte zu sprechen; die Verfassung 
von 1814 hatte bei weitem ausführlicher den Bezirksbehörden — 
Oberamtmann, Amtsgerichten — 6 Artikel gewidmet (Art. 35—40)*. 

Die Hauptänderung der neuen Verfassung bestand in der Aufhe- 
bung des Institutes der Oberamtmänner, die nach der Verfassung 
von 1814 die Funktionen der vollziehenden und richterlichen Gewalt 
in ihrer Person vereinigt hatten. Zwei Männer, der Statthalter und 
der Gerichtspräsident, sollten sich in die Arbeit teilen, da, wie 
sich die Regierung in ihrer Proklamation an das Volk ausdrückte, 
„die Versuchung zum Missbrauch bei der Trennung der Gewalten ge- 
ringer sei als bei ihrer Vereinigung in einer Hand, und es leichter 
sei, zwei Männer zu finden, von denen der eine für das richterliche, 
der andere für das Verwaltungsgeschäft sich eigne, als einen 
Mann, der beiden gewachsen wäre"^. 



' Vgl. Str., p. 185. 

^ C. M. Hirzel drang mit den in den „Beiträgen" u. s. w., p. 61 ff. gemachten 
Vorschlägen betreff Organisation der Bezirksbehörden nicht durch, namentlich 
in Bezug auf die Bezirksversammlung, die nach Hirzel weit mehr als eine blosse 
Wahlbehörde geworden wäre (p. 61). 

3 In der Broschüre „Über die Verf." u. s. w., p. 46 f. wurde zwar behauptet, 
dass das Institut des Oberamtmannes den getrennten Gewalten weit vorzuziehen 

Wettstein, W.: Regeneration 5 
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Betrachten wir die einzelnen Artikel der Reihe nach! 

Da für die Organisation der Bezirksbehörden die Bezirksein- 
teilung von Bedeutung war und von allen Seiten verlautete, dass 
eine mit der planierten Reduzierung der Bezirksgerichte Hand in 
Hand gehende Verminderung der Bezirke selbst böses Blut machen 
würde, so hielt es der Grosse Rat für angebracht, gleich am An- 
fang einen Art^ (71) einzuschieben, welcher benihigend wirken 
musste: „Der Kanton ist in elf Bezirke eingeteilt. In Hinsicht auf 
den Bezirk Zürich blfeibt dem Gesetze voi'behalten, die Verhältnisse 
zwischen der Stadt und den Ländgemeinden festzusetzen und eine 
zweckmässige Teilung der Bezirksversammlung und der Bezirks- 
beamten anzuordnen" *. 

Da das bisherige System, das die Wahl der Bezirksbeamten 
ausschliesslich von der Regierung ausgehen Hess und dem Volke 
gar keine Einwirkung gestattete, jetzt nach dem Tage von Uster 
nicht mehr anging, auf der andern Seite aber die direkte Volkss 
wähl doch nicht im Geiste der Zeit lag, wurde in der aus 200 
Wahlmännem bestehenden Bezirksversammlung ein Organ geschaffen, 
welches ausschliesslich Wahlkompetenzen hatte. Die Wahlmänner 
wurden von den einzelnen Kirchgemeinden des Bezirkes durch 
offenes und absolutes Mehr auf drei Jahre nach dem Verhältnis 
der Zahl der stimmberechtigten Bürger ernannt, so jedoch, dass 
keine Gemeinde weniger als drei Wahlmänner erhielt ^. Die folgenden 
drei Artikel über Wahl und Kompetenzen des Bezirksrates und 
des Statthalters gaben schon mehr zu sprechen. Sollte die Bezirks- 
gemeinde den Statthalter wählen, weil der Statthalter der besondere 



sei. Ganz anders äusserte sich C. M. Hirzel, der aus seinen langjährigen Er- 
fahrutigen als Oberamtmann von Knonau in den „Beiträgen", p. 63, sagen 
konnte: „Es kann nicht Irrtum, es liiuss Wahrheit in dem Triebe liegen, dass 
das Volk nicht nur in unserem, sondern in den meisten Kantonen der Schweiz 
verlangt, dass Verwaltung und Gericht nicht in dieselbe Hand gelegt, dass 
diese Gewalten scharf von einander getrennt werden sollten. Das Volk spricht 
diesfalls nicht über einen Satz der Wissenschaft, sondern über einen Satz 
der Erfahrung; es lebte zur Zeit der Mediation unter Statthaltern und Ge- 
richtspräsidenten, zur Zeit der Restauration unter Oberamtmännern, fis muss 
in der Trennung ein Gut, in der Vereinigung ein t)bel liegen. 

> R. 1831 No. 24, p. 149 (11. März) [L. I, p. 188 f.]. Die Verfassung von 
1814 .hatte in Art. 35 von iehn bis elf Amtsbezirken gesprochen; jetzt wurde 
der Ausdruck Amtsbezirk, Amtsgericht durch den einfacheren Namen Bezirk, 
Bezirksgericht ersetzt. 

* Erst 1865 wurde dieses System beseitigt und wurden die direkten Be- 
zirkswahlen eingeführt (Str. p. 24). 



Digitized by 



Google 



- 67 - 

Vertrauensmann des Bezirkes sein müsse, oder die Regierung, weil 
der Statthalter als Stellvertreter der Regierung die vollziehende 
Gewalt im Bezirke ausübe? Die Kommissionsmajorität, deren Ansicht 
der Grosse Rat zum Beschluss erhob, Hess die Bezirksversammlung 
einen Dreiervorschlag machen, aus dein dann die Regierung den 
Statthalter wählte. Dagegen, dass der Regierungsrat seine ersten 
Vollziehungsbeamten ohne Einschränkung wählen dürfe, sprach 
sowohl die Erfahrung, schrieb der „Republikaner" *, dass von einem 
solchen Recht etwa auch schon Missbrauch gemacht worden sei, 
als die Notwendigkeit einer Garantie für das Volk, damit nicht 
ein neues Reich der Willkür entstehe. Die Bezirksräte wurden 
allein von der Bezirksversammlung gewählt. Als Stellvertreter der 
Regierung sind die Obliegenheiten des Statthalters bekannt; bei 
Polizeivergehen hatte er dieselben Befugnisse vor den Gerichten 
wie der Staatsanwalt in Kriminalfällen 2. In Verbindung mit dem 
Statthalter bildeten zwei Beisitzer den Bezirksrat; dieser hatte die 
nämlichen Befugnisse wie bis anhin das Oberwaisenamt ; er beauf- 
sichtigte femer die Gemeindegüter des Bezirkes und die Gemeinde- 
verwaltungen, wählte die Gemeindeammänner aus Zweiervorschlägen 
der Gemeinden und urteilte als erste Instanz in Verwaltungsstreitig- 
keiten (Art. 75). 

Des langen und breiten wurde in der Kommission die Gerichts- 
Organisation der Bezirke besprochen; das Resultat war, dass dem 
Grossen Rate neben dem Entwürfe der Majorität fünf Minderheits- 
ansichten vorgelegt wurden. Vor allem beschäftigte die Frage 
einer Reduzierung der Zahl der Bezirksgerichte die Kommission 
stark. Auf diesem Wege allein sei es möglich, diese Gerichte, die 
für die Rechtspflege des Kantons von so ausnehmender Wichtigkeit 
seien, zu heben und ein sachkundiges und tüchtiges Gerichtspersonal 
zu erhalten. Denn nur so könnte von höheren Besoldungen die 
Rede sein. Die Mehrheit aber betonte den Nachteil der grössern 
Entfernung vom Gerichtssitze und erinnerte daran, dass das Volk 
an die gegenwärtige Bezirkseinteilung gewöhnt sei und grossen 
Wert darauf setze, das Gericht in der Nähe zu haben. Die Mehr- 



1 R. 1831 No. 24, p. 149 [L. I, p. 189]. 

^ Die Ansicht der Koramissionsmehrheit, dass der Statthalter in der Hin- 
sicht dem Staatsanwalt untergeordnet sein solle, damit nicht bei völliger Gleich- 
stellung mannigfaltige Kollisionen und Reibungen zwischen beiden Behörden 
entstünden, wurde im (frossen Rate für gefährlich, wenigstens für unschicklich 
gehalten und bei 90 gegen 90 Stimmen durch Stichentscheid des Präsidenten 
wegzulassen beschlossen (R. 1831 No. 24, p. 149 [L. I, p. 190]). 
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lieit schlug: so trotz der guten Gründe, welche dagegen vorgebracht 
wurden, die Errichtung von 1 1 Bezirksgerichten vor und der Grosse 
Bat stimmte ihr zu. Die Kompetenzen der Bezirksgerichte um- 
fassten auch die Matrimonialsachen des bisherigen zum Teil aus 
Geistlichen bestehenden Ehegerichtes (Art. 41 der Verf. v. 1814). 
Als eine Institution der Reformation im Mai 1525 in Ziirich ein- 
geführt, hatte sich das Matrimonialgericht Jahrhunderte hindurch 
bis zur Staatsumwälzung von 1831. erhalten '. Die Absicht einer 
Aufliebung rief einen Sturm der Entrüstung in den Reihen der Geist- 
lichen hervor, welche darin eine bedenkliche Schmälerung ihrer Macht 
und ihres Einflusses erblickten. Im Interesse der exakten Aus- 
scheidung der Kirche vom Rechtswesen wurde die Aufliebung immer 
dringender verlangt, indem man die geistliche Einwirkung auf das 
Richteramt als etwas Unzeitgemässes verw^arf. Die Geistlichen 
sollten sich auf den moralischen und religiösen Einfluss beschränken 
und die Jurisdiktion den richterlichen Organen überlassen. Aus diesen 
Gründen trug die Mehrheit der Kommission darauf an, dass die Be- 
fugnisse des bisherigen Ehegerichtes den ordentlichen Gerichten zu- 
geteilt würden, nämlich das rein Matrimonielle und das Strafpolizei- 
liche den Bezirksgerichten, die Bestrafung von Verbrechen hingegen 
dem Kriminalgerichte. In seinem dem Grossen Rate vorgelegten Be- 
denken über einige Artikel des Verfassungsentwurfes wurde vom 
Kirchenrate die Weiterexistenz des Ehegerichtes gewünscht. Die Ehe 
sei nicht bloss ein bürgerlicher Vertrag, sondern ein sittliches und für 
die Bekenner der christlichen Religion geheiligtes Verhältnis. Solange 
der christliche Staat für die christliche Weihe der Ehe sorge, er- 
heische es die Natur der Dinge, dass Diener der Kirche, welche die 
Eh(B geheiligt hat, ebenfalls bei Auflösung derselben als mitwirkend 
erscheinen. Die xA^nsicht des Kirchenrates, dass bei der Lösung der 
Ehe auch das sittlich-religiöse Element gehörig zur Geltung komme, 
damit nicht die Heiligkeit der Ehe durch allzu leichtsinnige 
Scheidungen Abbruch erleide, wurde zwar als richtig und wohl- 
gemeint bezeichnet, aber der Glaube erschien irrig, dass dies nur 
durch geistliche Repräsentation in einem besonderen Ehegericht 
erreicht werden könne. Wie der evangelische Staat gesetzliche 
Bedingungen vorschreibe, unter welchen allein der evangelische 
Geistliche die Trauung vollziehen dürfe, so werde er Sorge tragen, 
dass erst nach gewonnener Gewissheit, dass alle von selten der 
Kirche angewandten Mittel fruchtlos geblieben, in bestimmten Stuf en- 



M. T. V. V., p. 160 f. 
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folgen die Auflösung ausgesprochen werde. Da es aber am Ende 
immer um einen rechtlichen Entscheid, um einen Richterspruch zu 
tun sei, was könnten hierbei nach den wohlverstandenen Grund- 
sätzen der evangelischen Kirche die Kirchendiener zu tun liaben, 
als ob ihnen noch, zur Hälfte wenigstens, eine geistliche Gerichts- 
barkeit wie dem katholischen Bischöfe zustände ? D^r evangelische 
Kirchenmann könne nichts als belehren und Friede und Versöhnung 
predigen; was darüber hinaus liege, sei nicht seines Amtes, und 
am allerwenigsten könne er dazu mitwirken, ein Band zu lösen, 
das die Kirche, ja vielleicht er selbst im Namen derselben geschlossen 
habe, in der Willensmeinung, dass es für immer geschlossen sei K 
Als im Grossen Rate mit 131 gegen 49 Stimmen die Aufhebung 
des Ehegerichtes beschlossen wurde, geschah es ganz in diesem 
klug versöhnenden Sinne, mit der Bestimmung, dass der gericht- 
lichen Behandlung von Ehescheidungen eine religiöse und sittliche 
Einwirkung vorangehen solle ^ 

Die Wahl der Bezirksrichter wurde trotz der Bedenken, welche 
gegen die Volkswahl der Richter vorgebracht wurden ^, wie die der 
Bezirksräte der Bezirksversammlung überlassen. Die Altersbestim- 
mung zur Wahlfähigkeit in das Bezirksgericht, das angetretene 
25. Altersjahr, wurde in der Beratung als besonders bedenklich 
hervorgehoben, obgleich selbst mit der heiligen Schrift, wie der 
„Republikaner" berichtet, der Beweis * geleistet ward, dass auch 
alte Richter einer keuschen Susanna noch gefährlich werden können, 
wenn nicht das Prinzip der Tugend vorherrsche! Dass die Ver- 



./ V. 1831 No. 5, p. 28 f. (23. Mai); interessant ist, dass dieser Artikel von 
einem Geistlichen verfasst ist; vgl. auch Schw. B. 1831 No. 18, p. 93 (1. März) 
hier wird das Ehegericht verteidigt, wogegen die App. Z. 1831 No. 87 po- 
lemisiert; vgl. auch „Über die Verf. d. St. Z ", p. 40 ff. u. 51. 
« B. 1831 No. 24, p. 149 (11. März) [L. I, p. 190]. 

3 Der Schw. B. schrieb in No. 18, p. 92 f. (1. März): „Das ist nun in 
Wahrheit gar zu volkstümlich! Darf man wohl auuehmeu, dass bei diesem 
Vorschlag die Wichtigkeit und Heiligkeit des Richteramtes, ja jeder einzelnen 
Kichterwahl erwogen worden sei? Es fällt dem gesunden Sinn beinahe un- 
möglich zu glauben! Die 100 bis 200 Wahlmänner jedes Bezirkes sollen die 
Gerichte bestellen, deren jedes in der Regel nur aus fünf Mitgliedern besteht, 
so dass also schon jede einzelne Wahl von bedeutendem Einfluss ist. Welchen 
Maßstab haben aber jene Wahlmänner, um darnach teils die geistige Tüchtigkeit, 
teils die sittliche Würdigkeit des zu Wählenden zu beurteilen? Warum wird 
nicht wenigstens ein Vorschlag von Seite des Obergerichtes verlangt?*' (Vgl. 
C. M. Hirzel, „Beiträge" u. s. w., p. 54.) 

4 R 1831 No. 24, p. 149 (11. März) [L. I, p. 191]. 
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fassung: keine weiteren Wählbarkeitsbedin^ungen aufstellte, ja dass 
sie nicht einmal wie anderswo auf ein später zu erlassendes Gesetz 
hinwies, A\Tirde von einem konsenativen Blatte scharf kritisiert: 
,,Es ist ein Schandfleck für Zürich, das sich so gern das erleuchtete 
und echt wissenschaftliche betiteln lässt; es erregt grosse Zweifel 
gegen die geistliche und sittliche Bildung unsers Volkes ; es erniedrigt 
uns in den Augen imserer Miteidgenossen und des gebildeten Europa; 
es wirft endlich ein zweideutiges Licht auf unsere Juristen, die 
seit Jahren über die mangelhafte juristische Bildung in hohen und 
höchsten (Terichtsstellen — oft laut und stark genug — Klage 
geführt haben: wenn im Jahre 1831 in einer Verfassungsrefonn, 
die durch die vorgeschrittene Bildung des Volkes notwendig wurde, 
keinerlei gesetzliche Erfordernisse für die auf niedere und höliere 
(4erichtsstellen Aspirierenden ausgesprochen, und so dem Bürger 
nicht die kleinste Gewähr für eine den Bedürfnissen der Zeit und 
unserer Kulturstufe entsprechende Besetzung der „Gerichte gegeben 
wird?" * Ein Zürcher Korrespondent der „Appenzeller Zeitung'^ 
protestierte auch hier kräftig gegen diese Auseinandersetzungen, 
indem er auf die 15-jährige gänzliche Vernachlässigung des Gerichts- 
wesens hinwies und hinzufügte, dass man den Bau eines Hauses 
nicht beim Dache anfangen dürfe ^ 

Art. 77 sprach von den untern (xerichten, welche jeder Bezirk 
haben sollte, je nach der Zahl der Bevölkerung drei bis sechs. Die 
Kommission hatte ursprünglich auf die Errichtung von Gemeindege- 
richten angetragen, damit die Beteiligten den Richter sowohl in Zivil- 
ais in geringen Strafsachen in unmittelbarer Nähe hätten. Die Ge- 
meinden bildeten einen engern Verband als die Zünfte, die blosse 
A\'ahlversammlungen seien. Schon ein Teil der Kommission fand 
aber, dass die Friedensrichter durch die Genieindegerichte über- 
flüssig gemacht würden, da diese gewöhnlich dasselbe zu tun 
hätten was bis anhin die P'riedensrichter. Auch wäre ein ordent- 
liches gerichtliches Verfahren ohnehin von den Gemeindegerichten 
im grösseren Teile des Kantons nicht zu erwarten. Da sich von 
allen Seiten Stimmen gegen die Errichtung von Gemeindegerichten 
erhoben ^, beantragte die A^erfassungskommission . die Errichtung 
von Unter- oder Kreisgerichten, mit andern AVorten: die Wieder- 



' Schw. B. 1831 No. 18, p. 93 (1. März). 

2 App. Z. 1881 No. 36, p. 153; sehr wann war auch 0. M. Hirzel in den 
,,Beiträj2:en" ii. s. w., p. 66 f., für die Errichtung*, von Gemeindegerichten eingetreten. 

3 Schw. B. 1831 No. 18, p. 94 (1. März). 
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lierstellung der Zunftgerichte, welche die Verfassung von 1803 ge- 
schaffen und die von 1814 wieder aufgehoben hatte '. Faktisch 
konnte freilich der Unterschied zwischen den Kreis- und Gemeinde- 
gerichten nicht sehr bedeutend sein. Die Notwendigkeit der Kreis- 
oder Zunftgerichte konnte mit denselben Gründen angefochten und 
verteidigt werden, welche für und gegen die Gemeindegerichte vor- 
gebracht worden waren '. 

Art. 78 u. 79 sprachen sich noch in aller Kürze dahin aus, 
dass auch für Kirche und Schule besondere Bezirksorgane geschaffen 
werden sollten : Bezirkskirchenpflege und Bezirksschulpflege, deren 
Einrichtung der Gesetzgebung überlassen blieb. Der „Schweizerische 
Beobachter^ glaubte nicht absehen zu können, was für Geschäften 
diese beiden Behörden eigentlich obliegen sollten. Man solle doch 
nachweisen, wo im Volke selbst das Bedürfnis rege geworden sei 
oder sich ausgesprochen habe, seine Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten bezirksweise verwalten zu können. Wenn aber kein solches 
Bedürfnis vorhanden sei, sei auch diese Einrichtung sehr überflüssig 
und würde bald in sich selbst zerfallen. Ein anderer Nutzen könne 
bei diesem Vorschlage nicht gesehen werden, als auch in dieser 
Beziehung die he'ilige Drei zu erfüllen, wodurch aber bekanntlich 
das Wohl des Vaterlandes noch nicht geborgen sei. Bei dem Schul- 
wesen könne allenfalls das Bedürfnis nach einer Bezirkspflege noch 
eher zugegeben werden als im Kirchenwesen, insofern als in jenem 
weit mehr als in diesem manches Neue zu schaffen, manches Un- 
entwickelte auszubilden sei ^. Eine immer wachsende Zerstückelung 
und Zersplitterung im Innern, eine immer grössere Ungleichheit in 
allen Einrichtungen und Gebräuchen der Kirche und Schule und 
ein weiteres Auseinandergehen der moralischen und intellektuellen 
Volksbildung selbst, wurden vom „Schweizerischen Beobachter'^ 
als weitere Folgen der Errichtung dieser Institutionen hingestellt. 
Die Erfahrung musste zeigen, inwieweit diese Befürchtungen be- 
rechtigt waren. 



' Vgl. auch M. T. v. V. II, p. 766, Artikel „Zunftgerichte*'; nur wurden 
jetzt die Zunftgerichte auch auf die Stadt Zürich ausgedehnt. 
« R. 1831 No. 24, p. 150 (11. März). 
3 Vgl. „Entwurf einer Verf." u. s. w., p. 54 f. 
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Titel V. 
Gemeindebehörden. 

In dreizehn Artikeln (80—92) behandelte der fünfte und zweit- 
letzte Abschnitt die Gemeindebehörden, welche die Verfassungen von 
1803 und 1814 mit keinem Worte berührt hatten *. Die Kommission, 
deren Beratung auch hier wieder ein Bericht von Oberamtmann 
C. M. Hirzel zu Grunde lag, glaubte der Gemeindeverfassung als 
der Grundlage des gesamten Staatsgebäudes eine besondere Auf- 
merksamkeit schenken zu müssen. Eine freisinnige Gemeindeordnung 
erschien ihr als die beste Übungsschule für das öffentliche Leben 
fn weiten Verhältnissen und deshalb für einen Freistaat die uner- 
lässliche Bedingung eines kräftigen und dauerhaften Bestandes. 
Die Gemeindeverfassung musste freisinniger werden und nament- 
lich sollten die Rechte der Gemeinde als solche im Gegensatze zu 
ihrem Vollziehungsbeamten gehörig ausgeschieden und von den 
letztern unabhängig gemacht weMen. „Eine freie Gemeindever- 
fassung", so schrieb eine Broschüre * jener Tage, „ist eine treffliche 
Vorschule zur Bildung von Repräsentanten und Staatsleuten. Die- 
selben Geschäfte und Interessen, die dort in kleinerem Umfange 
vorkommen, bieten sich in weitern Kreisen wieder der Funktion 
der Repräsentanten dar. In der Gemeindeverfassung öffnet sich 
also die erste Bildungsstätte für das politische Talent.'^ 

Die Bedingungen einer vollen Entfaltung aller kommunalen 
Kräfte und Bestrebungen bringend konnten die Bestimmungen der 
neuen Verfassung über das Gemeindew^esen von den einen als der 
erste und zwar höchst gelungene Versuch einer echten Munizipal- 
verfassung bezeichnet werden ^, während andere nur den verderb- 
lichen Missbrauch dieser ausgedehnten Gemeindefreiheit voraussahen 
und befürchteten, dass sie im Innern des Kantons dem Ortsgeiste 
und Egoismus allen möglichen Vorschub leisten werde *. Wie die 
Gemeinden schon seit dem Mittelalter im Gegensatze zu den Be- 
zirken nicht nur blosse Verwaltungsabteilungen, sondern selbständige, 
juristische und ökonomische Organismen, öffentlich-rechtliche, poli- 



* Die Gesetzgebung hatte diese Verhältnisse geordnet ; vgl. Str., p. 188. 
^ „Entwurf einer Verf." u. s. w., p. 12 f. 

« R. 1831 No. 17, p. 111 (15. Febr.). 

* Schw. B. 1831 No. 18, p. 93 f. (1. März). 
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tische Körperschaften warea, welche die Grundlage der Staatsver- 
i^altung bildeten, so fanden diese tatsächlichen Verhältnisse in 
diesen Verfassungsbestimmungen ihre rechtliche Anerkennung und 
Weiterentwicklung, 

Die beiden ersten Artikel (80 u. 81) behandelten die Gemeinde- 
versammlung, deren Stellung zum Gemeinderate so festgesetzt 
wurde, dass sie der des Grossen Rates zum Regierungsrate ent- 
sprach ^ : sowie jener als Stellvertreter des Volkes die Souveränitäts- 
reehte ausübe und dem Regierungsrate die Vollziehung übertrage, 
so übe die Gemeinde in der Regel ihre Rechte selbst aus ohne 
Stellvertreter; sie müsse daher vom Gemeinderat unabhängig ge- 
macht werden, wie der Grosse Rat vom Kleinen unabhängig ge- 
macht worden sei. So wurden alle wichtigeren Gemeinderechte — die 
Aufsicht über den Gemeindehaushalt, die Bewilligung von Gemeinde- 
steuern, die Erteilung des Gemeindebürgerrechts, insbesondere aber 
das kostbare Recht, die ganze Gemeindeverfassung zu ordnen, so- 
weit hierin durch die Verfassung und die Gesetze des Kantons 
freier Spielraum gelassen wurde — der Gemeindeversammlung zu- 
erkannt*. Ausser den Gemeindebehörden bekam jeder Bürger das 
Recht, durch einen Anzug einen Gemeindebeschluss zu provozieren. 
Um leidenschaftliche Übereilungen zu verhindern, wurde die Be- 
stimmung getroffen, dass einem solchen Beschlüsse die gemeinde- 
rätliche Begutachtung vorausgehen müsse K 

• Die fünf folgenden Artikel (82—86) behandelten die fünf (tc- 
meindebehörden: Gemeinderat, Gemeindeammann, Friedensrichter, 
Stillstand und Schulpflege, Nach dem „Schweizerischen Beobachter^ * 
wären alle der Verhältnisse nicht ganz Unkundigen darin einver- 
standen, dass diese Zahl der aufgestellten Gemeindebehörden zu 
gross war. Wer könne es für möglich halten, in allen, besonders 
den kleinen Gemeinden, die erforderliche Anzahl tüchtiger Leute 



» Vgl. C. M. Hirzel „Beiträge" u. s. w., p. 42 ff. Hirzel proponierte auch 
die Errichtung von „Weibergemeinden*'! („Beiträge", p. 51 ff.) 

2 Diese Bestimmung, die C. M. Hirzel in den „Beiträgen", p. 50 warm 
empfohlen hatte, gefiel den Konservativen nicht. Am 1. März 1831 (No. 18, p. 94) 
schrieb der Schw. B. : „Welcher Kenner der Menschen und der Menge sieht nicht 
ein, welcher verderbliche Missbrauch von dieser weiten Freiheit gemacht werden 
wird ? Wie oft wird eine Gemeinde, als Teil des souveränen Volkes sich selbst 
schon souverän zu sein dünken und tun, was ihr gefällt und angenehm scheint, 
unbekümmert um das, was Verfassung und Kantonsgesetze von ihr fordern." 

3 Schw. B. 1831 No. 18, p. 93 f. (1. März). 
* Schw. B. 1831 No. 18, p. 94 (1. März). 
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zu finden, um alle diese Behörden zu besetzen V Müsste nicht in 
sehr vielen Gemeinden eine Häufung: der Ämter und Ehrenstellen 
eintreten, welche einerseits die damit Beladenen von ihren notweu- 
dio:en Berufsgeschäften abziehen, anderseits eine weit drückendere 
und verderblichere Dorfaristokratie herbeiführen würde, die darum 
viel verderblicher wäre, weil sie sich jetzt nach oben hin viel freier 
und schrankenloser bewegen könnte. 

Der Gemeinderat, dessen Mitgliederzahl je nach Bedürfnis von 
zwei bis auf zwölf ansteigen sollte, hatte ausser der Vorberatung 
und Vollziehung der Gemeindebeschlüsse und der Verwaltung der 
Gemeinde auch das Vormundschaftswesen zu übernehmen. Hirzel 
hatte das mit überzeugenden Gründen als sehr wünschenswert be- 
zeichnet '. Als Vollziehungsbeamter der Regierung in der Gemeinde 
wurde der Gemeindeammann eingesetzt, der aus einem Zweier- 
vorschlage der- Gemeinde durch den Bezirksrat gewählt wurde-. 

Art. 84 handelte vom Friedensrichter, auf den schon die Ver- 
fassung von 1814 hingewiesen hatte (Art. 84). Um das Institut 
des Friedensrichteramtes, das sich seit einer Reihe von Jahren 
wohltätig erwiesen, in seiner ganzen Bedeutung zu erhalten, hatte 
man auf die Errichtung von Gemeindegerichten, wie wir früher 
sahen, verzichtet. So blieb man bei dem Friedensrichter, den jede 
Gemeinde sich wählen sollte, je nach Bedürfnis auch mehrere. 

Die Bestimmungen über Schul- und Kirchenpflege brachten 
Art. 85 und 86. Der Pfarrer wurde durch die Verfassung zum 
Präsidenten beider Behörden eingesetzt^. Am meisten gaben die 
Pfarrwahlen zu reden. Nach einem Gesetze vom Jahre 1803 wurden 
die Geistlichen durch den Kleinen Rat auf einen Vierervorschlag 
des Kirchenrates gewählte Die Kommission fand nun, dass der 
Pfarrer ein Mann des Volkes sein müsse; da ihm die Sorge für 
die religiöse und sittliche Bildung der Gemeinde obliege und er 
dadurch einen überwiegenden Einfluss auf das Wohl oder Wehe 
derselben ausübe, müsse den Gemeinden billigermassen eine Mit- 
wirkung zur Erwählung ihres Seelsorgers eingeräumt werden. Der 
Pfarrer müsse aber auch ein Mann der AVissenschaft sein; von 



» C. M. Hirzel, „Beiträisre« u. s. w., p. 8 f. 

2 Vgl. Hirzels „Beiträge'* u. s. w., p. 6 f. Erst mit dem Jahre 1865 wurde 
der Gemeindeammann direkt von der Gemeinde gewählt. (Vgl. Str., p. 24). 

3 Auch diese Bestimmung fiel bei der Verfassungsrevision vom Jahre 1865 
(Vgl. Str., p. 24). 

* Str., p. 240. 
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dieser Seite könne nicht die Gemeinde, sondern nur die kirchliche 
Behörde den Kandidaten richtig beurteilen. In welcher Form Hessen 
sich diese beiden Gesichtspunkte am geschicktesten vereinen? In 
der Presse meldeten sich die verschiedensten Ansichten zum Worte *; 
die Eadikalen proponierten ganz freie Wahl durch die Gemeinden, 
damit die Geistlichen inniger an die Sozialinteressen der Ge- 
meinden geknüpft würden. A\'enn die konservative Presse auch 
den Gemeinden nicht allen Einfluss auf die Wahlen ihrer Pfarrer 
streitig machen wollte, so erinnerte sie doch nachdrücklich an die 
zu erwartenden unangenehmen Begleiterscheinungen der Pfarr- 
wahlen durch die Gemeinden: heftige Parteiungen und Umtriebe 
innerhalb der Gemeinden, unwürdige Stellenbewerbung der Geist- 
lichen u. s. w. „A\'enn die (Tcmeinde ihren Präsidenten, den Ge- 
meinderat und die Stillständer wählt, so weiss sie, was für Leute 
sie unter sich hat; sie sind unter ihren Augen aufgewachsen und 
von ihr vielfältig beobachtet worden. Aber wie schmerzlich muss 
gerade der bessere Teil der Gemeinde, die ihren Geistlichen wählen 
soll, ihre Unbekanntschaft mit den Männern fühlen, deren einem 
sie die Sorge für ihre heiligste Angelegenheit anvertrauen soll. 
Aber gibt es denn keinen weniger misslichen AVeg? Würde er 
nicht sicherer zum Ziele führen, wenn die Gemeinde durch Abge- 
ordnete mit Denen zusammenträte, welche die Bewerber zu kennen 
und zu beurteilen im Falle sind, wenn eine Wahlbehörde aufge- 
stellt würde, bei der die Gemeinde durch eine gewisse Zahl von 
Stimmen repräsentiert wäre : auf diesem ^yege würde vielen Miss- 
helligkeiten der Gemeinden und ihrer Seelsorger, ohne Schaden 
der erstem, abgeholfen, womit, was man auch sagen mag, die 
vorgeschlagene Wahlart uns kaum verschonen würde -.^ Aber diese 
Erwägungen vermochten die Majorität des Grossen Rates nicht zu 
überzeugen; mit 124 gegen 58 Stimmen wurde nach dem Entwürfe 
der Art. 85 al. 2 so formuliert: „Die Pfarrer und Helfer der Ge- 
meinden werden künftig bei eintretenden Erlediffungsfällen auf 



1 R. 1831 No. 17, p. 111 (15. Febr.), No. 21, p. 135 f. (1. März), No. 22, p. 143 
Beilage (4. März): V. 1831 No. 5, p. 28 (28. Febr.); Z. F. Z. 1831, No. 6. 

^ V. 1831 No. 5, p. 28. Die Minderheit teilte sich in drei verschiedene 
Meinungen. Nach der ersten sollte der Kirchenrat der Gemeinde einen sechs- 
fachen motivierten Vorschlag machen, diese daraus Zweier wählen und die Re- 
gierung aus den Zweiern den Pfarrer bezeichnen. Zwei andere Meinungen 
wollten jedoch unter abweichenden Redaktionen den Gemeinden bloss in allge- 
meinen Ausdrücken ein Wahl- und Vorschlagsrecht zusichern und alles übrige 
dem Gesetze vorbehalten (V. 1831 No. 9. p. 49, 1. Anmerkung). 
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einen Dreiervorschlag des Kirchenrates aus der Zahl der in das 
zürcherische Ministerium aufgenommenen Geistlichen von der Kirch- 
gemeinde erwählt." üie Zusatzbestimmung, dass die Privatkollaturen 
durch das Gesetz geordnet werden sollten, war deshalb wichtig, 
weil man diese sehr ungleichen und* komplizierten Verhältnisse, um 
die Grundsätze des Rechts und der Billigkeit nicht zu verletzen, 
erst nach genauer Untersuchung ordnen konnte. Für Beibehaltmig 
dieses Zusatzes stimmten 97, für Weglassung 86 Stimmen. 

Analog den Pfarrwahlen wurde die Wahl der Schullehrer ge- 
ordnet (Act. 86). Nach einer Schulordnung vom Jahre 1779 stand 
„das Wahlrecht zu einem erledigten Schuldienst dem Herrn Pfarrer 
mit Zuzug der Vorgesetzten und Beamten in der Gemeinde zu''; 
gemäss Gesetz vom 20. Dezember 1803 wurden die Lehrer auf der 
zürcherischen Landschaft vom Erziehungsrate gewählt, nachdem 
sie eine Prüfung abgelegt hatten vor dem Schulinspektor und dem 
Ortspfarrer im Beisein der zwei ersten Stillständer und zweier 
Mitglieder der Schulgenossenschaft, deren Schule zu besetzen war '. 
Jetzt wurde durch Art. 86 al. 2 die Wahl der Lehrer den Gemeinden 
übertragen auf einen Dreiervorschlag des Erziehungsrates hin^ 

Wie für alle andern Gemeindeämter wurde auch für Kirchen- 
und Schulpflege ^ die vierjährige Amtsdauer festgesetzt; die Schul- 
pflege musste mindestens vier Mitglieder haben, während der Still- 
stand misser dem Pfarrer als Präsidenten und den übrigen in der 
Gemeinde angestellten Geistlichen die Präsidenten der übrigen 
Gemeindebehörden, den Gemeindeammann und wenigstens vier 
weitere Mitglieder umfasste. Verwaltung des Kirchen- und Armen- 
gutes waren Aufgaben des Stillstandes ; ihm kamen auch in allen 
Ehesachen die Einleitung und das Vermittleramt zu, nachdem die 
Verfassung das Ehegericht abgeschafft hatte. 

Noch seien die übrigen Bestimmungen über das Gemeinde- 
wesen in aller Kürze erwähnt (Art. 87—92). Die Ordnung der 
Kirchen- und Schul Verhältnisse der Städte Zürich und Winterthur 
wurde dem Gesetze vorbehalten (Art. 87). Über die Verwaltung 
der verschiedenen Gemeindegüter sollte alljährlich Rechnung ab- 
gelegt werden; die Gemeinden hatten die Kompetenz, entweder 
eine ßechnungskommission zur Begutachtung der Rechnungen, oder 

' Str., p. 240. 

2 Dieses letzte Erfordernis wurde durch die Partialrevision von 1849 be- 
seitigt (vgl. Str., p. 240). 

^ Vgl. auch, was C. M. Hirzel in den „Beiträgen" u. s. w., p. 55 f. über die 
Aufgaben der beiden Behörden sagt; dito „Entwurf einer Verf.** u. s. w., p. 56 f. 
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einen Ausschuss der Bürger zur Erweiterung und Beaufsichtigung 
der Gemeindeverwaltung aufzustellen (Art. 88). Die Oberaufsicht 
über die verschiedenen Gremeindegüter kam selbstverständlich den 
Bezirks- und Kantonalbehörden zu (Art. 89). Als Bedingung der 
Wählbarkeit für alle Gemeindeämter wurde das angetretene 
25. Altersjahr aufgestellt (Art. 90). Der Amtszwang, den Art. 91 
innerhalb bestimmter Schranken festsetzte, musste gerade kleinen 
Gemeinden als ein Ketter in der Not erscheinen*. 

Schon diese Ausführlichkeit, mit der die Verfassung von 1831 
die Bestimmungen über das Gemeindewesen brachte^ wies auf die 
Bedeutung hin, welche dieses nach dem Willen des Gesetzgebers 
erhalten sollte. 



Titel VI. 
Revision und Beschwörung der Verfassung. 

Ein letzter und sechster Abschnitt der Verfassung verbreitete 
sich noch in zwei Artikeln (93 und 94) über die Revision und 
Beschwörung der Verfassung. Auf der Landesversammlung von 
Uster war der Wunsch nach einem in den früheren Verfassungen 
fehlenden gesetzlichen Verfahren geäussert worden, „wie die Ver- 
fassung nach dem Gesittungsstande und den allgemeinen Bedürf- 
nissen zu ändern sei". „Da eine jede freie Verfassung der in einem 
steten Fortschritte begriffenen Kultur entsprechen, fortdauernd aus 



' Im V. 1831 No. 7, p. 40 (7. März) nannte eine „Stimme aus dem Volke" 
den Amtszwang einen Widerspruch mit der persönlichen Freiheit, welche die 
Verfassung jedem Bürger gewährleiste. Oh von dem gezwungenen Beamten 
eines Volkes zu erwarten und zu fordern sei, da»s sie mit Lust und Eifer ihre 
Amtspflicht erfüllten? Und wie, wenn Einem seine religiösen Grundsätze ver- 
hieten, hürgerliche Ämter zu verwalten, was dann? — Ganz anders äusserte 
sich C. M. Hirzel in seinen „Beiträgen", p. 9: „Jeder anwesende Gemeindehürger 
soll verpflichtet werden, eine ihm ühertragene Gemeindeheamtung wenigstens 
während einer halben Amtsdauer, also für drei Jahre, über sich zu nehmen. 
Nur eine solche Verpflichtung erhält der Gemeinde für die Besorgung ihrer 
Gemeindegeschäfte gute Beamte, da sie diesen weder grossen Lohn noch grosse 
Ehre gewähren kann. Der Bürger hat nicht nur Dienstpflicht gegen den Kanton, 
er hat solche auch gegen ^ie Gemeinde". 
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dem Volke hervorgehen und der Ausdruck des gesamten Volks- 
lebens sein solP, wie ein Zeitgenosse sehrieb, „so müsste die Ver- 
fassung selbst die gesetzlichen Mittel zu einer fortgehenden, volks- 
tümlichen Verbesserung (Revision) enthalten"^ ^ Welch' hohen Wert 
Paiil Usteri auf die Aufnahme einer derartigen Bestimmung legte, 
geht daraus hervor, dass er in der Verfassungskommission^ wo 
er sich sonst durchweg auf die formelle Leitung der Geschäfte 
beschränkte, allein bei der Festsetzung der Revisionsbestimmungen 
mit jugendlicher Kraft und Beredsamkeit auftrat und seiner An- 
sicht in der Art den Sieg verschaffte, dass dieselbe zur allge- 
meiheil Überzeugung wurde ^. Die Kommission hatte die Wahl 
zwischen zwei Systemen, dem der periodischen Revision und dem 
der sukzessiven Verbesserung ohne Festsetzung einer Zeitfrist. 
Nur eine Minderheit der Kommission war für die sukzessive Ver- 
besserung auf dem Wege der Gesetzgebung, ein System, das sich 
in Genf erprobt habe ; die Mehrheit, welcher der Grosse Rat bei- 
stimmte, trug für die nächsten sechs Jahre auf Unabänderlichkeit 
der Verfassung an. Während dieser Zeit konnte die Gesetzgebung 
die in der Verfassung niedergelegten Grundsätze vollständig ent- 
wickeln, und die neue Ordnung sich in allen ihren Teilen erproben. 
Eine gewisse Sicherheit, dass die einzelnen Arjtikel wenigstens 
einstweilen gültig bleiben und nicht sogleich wieder angefochten 
werden konnten, war notwendig und lag auch im Sinne des Volkes, 
welches die erhaltene Freiheit dauerhaft machen wollte. Erst wenn 
ein auf die Revision der Verfassung bezüglicher Gesetzes Vorschlag 
die Feuerprobe einer zweimaligen Beratung durch den Grossen Rat 
bestanden hatte, deren zweite erst sechs Monate nach der ersten statt- 
finden durfte, konnte er dem Volke zur Annahme oder Verwerfung 
vorgelegt werden ^. Aber während alle andern regenerierten Kantone 
nichts angelegentlicheres zu tun wussten, als auf alle fünf, sechs, zehn 
Jahre eine Totalrevision der Verfassung anzuordnen, so war davon 
in der zürcherischen Verfassung nicht die Rede. Da bei einer 
Totalrevision stets der ganze Staatsorganismus in Frage gestellt 
wird, ein Nachteil, der durch die ganze Landesverwaltung bis zum 



' „Entwurf einer Verf." u. s. w., p. 61. 

2 Das erfahren wir aus der Rede Dr. L. KeUers, welche dieser anlässlich 
der Revision der Verfassung am 30. März 1837 im Grossen Rate hielt. (Vgl. 
R. 1837 No. 27, p. 120 (3. April). 

3 Eine Verbindung der beiden Systeme, welche Dr. L. Keller und E. Sulzer 
vorgeschlagen hatten, blieb schon in der Kommission in der Minderheit. 
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kleinsten Zweige der Administration herunter auf eine sehr eni- 
pflndliche Welse gefühlt wird, und da überdies die Gefahr besteht, 
dass in diesem Falle dem einzelnen Artikel nicht die wünschenswerte 
Aufmerksamkeit geschenkt wird, war es gerade Usteri gewesen, 
der betont hatte, dass die Anfertigung eines neuen Grundgesetzes 
in ganzen grossen Partien oder gar gleichsam in einem Gusse nur 
durch entschiedene Notwendigkeit gerechtfertigt werden könne. Der 
Autorität Usteris gelang: es so zu verhindern, dass die Revisions- 
bestimmüngen der zürcherischen Verfassung eine Totalrevision ver- 
langten '. 



Zusammenfassende Betrachtungen. 



Wohl verdiente die Regenerationsverfassung diese eingehende 
Darstellung. Schon konservative Zeitgenossen^ verkannten die 
Weisheit und die der Zeit entsprechende Zweckmässigkeit der neuen 
Verfassung nicht ; ihr höchster Wert bestehe darin, in hochbewegter 
Zeit, wo von den aufgeregten Leidenschaften unabsehbare Übel zu 
besorgen stünden, ein Werk des Friedens und der Verträglichkeit 
zu sein. Aber nicht nur dessen waren sich die Zeitgenossen bewusst, 
dass die Verfassung der stark bewegten Sturm- und Drangperiode 
der Revisionskampagne einen friedlichen Abschluss brachte, auch 
das sahen sie schon ein, dass die Verfassung in formeller wie ma- 
terieller Hinsicht einen ungeheuren staatsrechtlichen Fortschritt dar- 
stellte. Diese Überlegenheit der Verfassung von 1831 über die voran- 
gegangenen Verfassungswerke der Mediations- und Restaurationszeit 
schliesst eine gerechte Würdigung dieser Verfassungswerke nicht 
aus^; je mehr sich aber der Historiker mit den Verfassungen von 
1803 und 1814 beschäftigt, um so eindringlicher und überzeugender 
tritt ihm diese Überlegenheit entgegen. 



' Aus der zitierten Rede Kellers. 
• Müller-Friedbeiff. Politische Annaleii, I. Band, p. 370. 
^ Vgl. die ausgezeichnete Arbeit (\ Dändlikers über die Verfassung von 
1814 (Zürcher Taschenbuch 1904). 
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Die formelle Durchbildung der Verfassung" von 1831 wurde 
schon von Bluntschli * scharf betont: „Nicht nur dem Inhalte, auch 
der Form nach unterscheidet sich diese Verfassung" sehr von den 
frühem der Mediation und Restauration. Man sieht deutlich, dass 
Männer von wissenschaftlicher Ausbildung daran gearbeitet haben; 
das Ganze ist bei weitem systematischer geordnet, die verschiedenen 
Begriffe genauer auseinandergehalten, die Sprache sorgfaltiger als 
bei frühern ähnlichen Arbeiten". In ähnlichem Sinne äusserte sich 
das konservative St. Galler Blatt, der „Erzähler" ^ : „Die allgemein 
aufgenommenen Garantien der Freiheit erhielten sinnige, bestimmte 
Redaktionen, die Elementargrundsätze sind klarer als irgendwo 
bestimmt." Auch Oberrichter Dr. Sträuli^ wies auf die sorgfältige 
und klare Redaktion der 94 Artikel der Verfassung von 1831 hin. 

Auf die materiellen Vorzüge der Verfassung von 1831, welche 
ja weit deutlicher und greifbarer vorlagen, wurde von den zeit- 
genössischen Berichterstattern aller Richtungen mit grösstem Nach- 
drucke hingewiesen. Am prägnantesten wohl formulierte Dr. Ludwig 
Keller^, der an dem Zustandekommen der Verfassung selbst den 
grössten Anteil hatte, ihre Bedeutung in einem Briefe an Blnntschli : 
„Das Wesentliche dieser A'erfassung besteht mir in Wegschaffung 
des alten väterlichen (auf Giiade und Ungnade, besser gesagt, auf 
dem individuellen Willen und der individuellen Güte der Regenten 
beruhenden) Regimentes und in Substituierung der Herrschaft des 
Gnindsatzes, des Gesetzes, der Wissenschaft". Das Urteil einer 
gemässigt konservativen Persönlichkeit ^ lautete ziemlich gleich : 
„Im Übrigen war charakteristische Eigentümlichkeit die Umwand- 
lung der bisherigen, mehr patriarchalischen Einrichtungen in einen 
grundsätzlichen Rechtsstaat, der in vollständig durchgeführter 
Trennung der administrativen und richterlichen Gewalt, Gleich- 
stellung der Regierung und des obersten Gerichtes in Rang und 
Ansehen, Unabhängigkeit der gesetzgebenden Behörde von der Re- 
gierung mit Öffentlichkeit ihrer Verhandlung, ihr Gepräge fand. 



• J. C. Bluntschli, „Staats- und Rechtsgeschichte der Stadt und Landschaft 
Zürich". 2 Bände. II, p. 370. Wenn Bluntschli sagt, dass sich die Verfassung 
von 1831 „in mehreren Beziehungen^' von den frühem unterscheide, so wird er 
der Regenerationsverfassung freilich nicht gerecht. 

2 Erzähler 1831 No. 8, p. 53; No. 9, p. 63. 
5 Str., p. 13. 

* Den Brief findet man in Bluntschlis „Erinnerungen an Ludwig Keller", 
p. 21 (abgedruckt bei Str., p. 15). 

5 F. V. W. II, p. 597. 



Digitized by 



Google 



- 81 — 

Bleibend bemerkenswert ist, wie die theoretische Durchbildung es 
verstand, neben der grundsätzliclien Schärfe einfach und praktisch 
die Organisation zu bestimmen, die daher auch durch lange an- 
dauernde Wirksamkeit sich bewährte". Bluntschli * wies darauf 
hin, dass wie die andern modernen Verfassungen auch diese eine 
Übersicht des ganzen Staatsorganismus enthalte: Alle Beamtungen 
von den Kantonalstellen bis zu den Gemeindebehörden herunter 
seien berücksichtigt, ihre Kompetenzen bezeichnet. Das Organ 
MtiUer-rFriedbergs, der st. gallische „Erzähler", welcher an dem 
zürcherischen Verfassungsentwurfe vieles Selbstsüchtige und Über- 
spannte gefunden hatte-, sprach schliesslich von der „mit weisen 
Kücksichten auf Ordnung und Wohlfahrt wirklich volkstümlichen 
Verfassung", und lugte hinzu: „Sind wir arge Aristokraten, wenn wir 
den Kanton Zürich zu seiner gleich freisinnigen und gedeihlichen 
Verfassung beglückwünschen?"^ Wenn die Institutionen, die Bildung 
und der Wohlstand des Kantons Zürich ungehemmt fortschritten, 
trotz der Stürme, die über ihn gingen, und des vielfachen Wechsels 
in seinen obersten Behörden, so hatte man dies nach einem späteren 
Urteile von Eegierungsrat Ed. Sulzer grösstenteils den Vorzügen 
einer Verfassung beizumessen, welche in weiser Mässigung jedweden 
Keim der Fortbildung und zuletzt immer die glückliche Richtschnur 
im Kampfe der streitenden Interessen enthielt ^ Ein Zürcher 
Korrespondent stellte der neuen Verfassung in der Allgemeinen 
Zeitung ein gutes Zeugnis aus; nachdem er den mehr juristischen 
Cliarakter der zürcherischen Revolution, welcher den andern Ver- 
fassungsänderungen in der Schweiz fast ganz abgehe, hervor- 
gehoben hatte, fügte er hinzu, dass überhaupt die andern Ver- 
fassungen gewöhnlich roher und ungünstiger als die zürcherische 
seien und sich auf Befriedigung der sogenannten Volkswünsche und 
Anerkennung der Lieblingsideen der Zeit beschränkten ^. 

Die Staatsverfassung vom Jahre 1831 darf mit Fug und Recht 
als ein Markstein in der politischen Entwicklung des Kantons 
Zürich bezeichnet werden^'. Die Grundlage, auf der die ganze 



* J. C. Bluntschli. ., Staats- und Rechtsgeschichte der Stadt und Landschaft 
Zürich'' II, p. 870. • 

« Erzähler 1831 No, 7, p. 45, 
3 Erzähler 1831 No. 11, p. 83. 

* Eduard Sulzer, „Die Finanzen des Kantons Zürich in den Jahren 1832 bis 
1848« (Zürich 1851), p. 11. 

5 Allgemeine Zeitung. Ausserordentliche Beilage 1831 Xo. 227, p.908 (24. Juni). 

6 Vgl. C. Dändliker, Der Ustertag, p. 69. 

Wettstein, W.: Reg^eneration ^ 
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staatsrechtliche Weiterentwicklung: des Kantons sich aufbaut — das 
System der repräsentativen Demokratie — wurde hier zum ersten Male 
scharf und konsequent durchgeführt. Das Prinzip der Trennung 
der (lewalten wurde nicht nur theoretisch aufgestellt, sondeni 
praktisch verwirklicht. Die drei öffentlichen Gewalten, gesetz- 
gebende, vollziehende (zugleich verwaltende) und richterliche wurden 
reinlich von einander geschieden, indem die gesetzgebende ihrer 
Stellung entsprechend über die beiden andern gestellt wurde. Die 
Kirchen- und Erziehungsgewalten, die ja ihrer ganzen Natur nach 
auch zur Verwaltung gehörten, wurden wegen ihrer hervorragenden 
A\'iclitigkeit sozusagen von der übrigen Verwaltung losgelöst und 
als eigene, ziemlich selbstständig funktionierende Gewalten ver- 
fassungsgemäss organisiert. Neben der Durchführung der Trennung 
der* Gewalten erscheint als zweites Fundamentalprinzip der Ver- 
fassung von 1831 die aus dem A\>sen der repräsentativen Demo- 
kratie hervorgehende, ebenso streng und konsequent durchgeführte 
(Gliederung des Staates. Gewiss war schon im alten zürcherischen 
Staatswesen vor 1798 diese Gliederung vorhanden gewesen; das 
Neue bestand darin, dass die Verfassung von 1831 sich gleich- 
massig damit beschäftigte und die Organisation vorschrieb. Was 
nun die Wahlen anbelangt, so wurde von den obersten Behörden 
nur die höchste Gewalt, die gesetzgebende, unmittelbar vom Volke 
gewählt, der dann die Wahl der andern zustand. Wenn auch auf 
der mittleren Stufe der Bezirke von direkten Volkswahlen ebenfalls 
noch nicht die Rede war, so gestaltete sich doch hier das ganze 
Wahlsystem bedeutend demokratischer, da die als Wahlbehörde 
funktionierende Bezirksversammlung naturgemäss in weit innigerem 
Kontakte mit den Bürgern stand als der Grosse Rat, welcher die 
AVahlbehörde für den ganzen Kanton darstellte. Auf der dritten 
Stufe endlich, im Gemeindewesen, wurde die reine Demokratie rea- 
lisiert, wo alle Behörden direkt von der Gemeinde gewählt und 
die wichtigsten Entscheidungen durch das Volk selbst getroffen 
wurden. Wenn man auch Bezirk und Gemeinde unter die Leitung 
und Aufsicht der Oberbehörden stellte, so erfreuten sie sich doch 
einer durch die Verfassung garantierten bedeutenden Selbstständig- 
keit, welche die schönsten Aussichten einer freiheitlichen, die ganze 
volle Kraft des Volkes beanspruchenden Entwicklung eröffnete. In Be- 
zirks- und Gemeindeverfassung legte man verfassungsmässige Grund- 
lagen, auf denen man bis zum heutigen Tage weiterbauen konnte. 
So wurde die Regenerationsverfassung des Kantons Zürich 
vom Jahre 1831 zur Grundlage jeder weiteren Entwicklung des 
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kantonalen Staatswesens. Die strenge Scheidung der gesetzgebenden 
von der vollziehenden und richterlichen Gewalt, die nachdrückliche 
Betonung der Überlegenheit der ersten über die beiden letzten, die 
vollständige Organisation des Bezirks- und Gemeindelebens, die 
Fülle der individuellen und staatsbürgerlichen Rechte der Bürger, 
— das alles sind Fundamentalgrundsätze, welche eine folgende 
Zeit und Verfassung nur weiterausbilden, aber nicht mehr beseitigen 
konnte. Gegenüber der Verfassung von 1814 erscheint die von 
1831 als eine glänzende Neuschöpi;ung, welche nach allen Seiten 
weiterentwickelt und fortgeführt schliesslich in der Verfassung von 
1869 aufging. Diese Verfassung ist nur eine Weiterbildung. Von 
der repräsentativen zur reinen Demokratie war verhältnismässig 
ein kleiner Schritt, auf den ja schon die Verfassung von 1831 mit 
den Bestimmungen über das Gemeindewesen hingewiesen hatte. 
Ausser der vollständigen Durchführung der reinen Demokratie war 
in der Verfassung von 1869 original und neu nur die im Geiste der 
Zeit liegende starke Betonung des wirtschaftlich-sozialen Elementes, 
das in der Verfassung von 1831 noch weniger zur Geltung kam. 
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Die EntncUnng des politisclien Lebens und der wachsende 
Gegensatz der Parteien. Vom 20. März 1831 biz znm 20. März 1832. 



L Bis zum Tode Paul Usteris. 

In einem anderen Zusammenhange soll erzählt werden, wie dank 
dem eifrigen und erfolgreichen Zusammenwirken einer ganzen Reilie 
hervorragender Persönlichkeiten, von denen wenigstens Dr. Friedrich 
Ludwig Keller entschieden etwas (leniales an sicli hatte, in wenigen 
Jahren Leistungen möglich wurden, welche von den Zeitgenossen 
als märchenhaft bezeichnet werden konnten *. Eine Umgestaltung 
des gesamten Staatswesens von tiefeingi^eifender Art trat damit ein, 
eine Regeneration des Staates im besten Sinne des AVortes, 
die in der zürcherischen Geschichte höchstens mit dem Reforma- 
tionszeitalter verglichen werden kann. Aber wenn wir die gute 
Seite der Regenerationsperiode, „ilire jugendliche Schöpferkraft, ihr 
frisches Naturgeftilil gegenüber der Erstarrung, dem Altherge- 
brachten, dem Erstorbenen^' *, warm anerkennen und bewundern, so 
dürfen wir doch die finsteren Schatten, die über dem politischen 
Leben lagerten, nicht übersehen^. Nach diesem düsteren Bilde wird 



* Vgl. p. 45 der interessanten „Betrachtungen über die Revolution . im 
Kanton Zürich in Briefen eines Ztirchers an einen Basler'-. Basel, Druck der 
.Schweighauserschen Buchhandlung 1889 (St. A. Z. III. B. b. 2; 43 und St. B. Z., 
Oktav-Thek 1839/5). 

2 Aus der unter ^ zitierten Broschüre, i». 4; vgl. auch: Eduard Sulz er, 
„Die Finanzen des Kantons Zürich in den Jahren 1832 bis 1848" 
(Zürich 1851), p. 9 f. 

3 Vgl. meinen Aufsatz: „Hans Georg Nägel i als Politiker" („Neue 
Zürcher Zeitung" 1905, Beilage zu No. 36 [5. Febr.]), Spalte 2, (unten). 
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dann die eigentliche Reg^eneration des Staates nur in so helleren 
Farben vor uns auferstehen. 

Durch den imponierenden Einfluss, den Paul Usteri auf alle 
Parteien seines Kantons ausübte, hatte die neue Verfassung eine 
Gestalt erhalten, welche am Ende die grosse Mehrzahl der Staats- 
bürger hatte befriedigen müssen *. Am 20. März 1831, am Tage der 
Abstimmung, hätte sich die allgemeine Zustinimung mit Nachdrück 
offenbart : 40,503 Stimmen hatten die Verfassung angenommen und 
nur 1721 sich ablehnend ausgesprochen. Dieser heilsame Geist der 
Mässigung zeigte sich vorerst auch bei den Wahlen, auf welche 
der Grosse Rat in der ersten Sitzung vom 23. März eintrat, nach- 
dem er „allervorderst die Sanktion der Verfassung durch das Volk 
mit Vergnügen und Freude vernommen hatte'' *. Dem Wahlakte 
voraus ging das Demissionsgesuch des 75 jährigen Hans von Reinhard, 
welcher erklärte, dass „die Rücksicht auf sein hochgestiegenes 
Alter bereits seit einiger Zeit den Entschluss in ihm gereift hätte, 
von den öffentlichen Geschäften abzutreten und seine noch übrige 
Lebenszeit unter P^ortdauer innigster Wünsche für die öffentliche 
Wohlfahrt in der Ruhe des Privatstandes zuzubringen'' ^. Dem 
greisen, um die ganze Schweiz verdienten Staatsmanne, der sich mit 
seiner ausgesprochen konservativen Auffassung der Sachlage in den 
gänzlich veränderten politischen Verhältnissen nicht behaglich fühlen 
konnte, wurde der Abschied in den ehrenvollsten Formen erteilt; 
der Grosse Rat würdigte ganz „die ausgezeichneten und hohen Ver- 
dienste, welche sich Herr Bürgermeister von Reinhard in einem 
langen öffentlichen Geschäftsleben, besonders aber als Vorstand 
unseres eidgenössischen Bundesstaates und vorzüglich seit drei De- 
zennien als Standeshaupt unseres Kantons um das allgemeine und 
besondere Vaterland, unter allen, oftmals auch den schwierigsten Zeit- 
umständen in weiser, treuer und hingebender Leitung der öffentlichen 
Angelegenheiten erworben hatte" ^ Dann schritt der Grosse Rat zu 



• So äussert sich ein Korresp. der Allg. Zeit. A. B. 1831 No. 185 (26. Mai), p. 789. 
2R. 1831 No.28, p. 165,- N. Z. Z. 1831 No. 25, p.97; vgl. auch C. v. M. 

u. s. w., p. 435 f. 

* Über Reinhard vg:l. ausser der oft zitierten Biographie Conrad von Muralts 
auch noch den Artikel G. von Wyss' in der Allgemeinen Deutschen Biographie 
Band 28, p. 39—43. 

4 N. Z. Z. 1831 No. 25, p. 97 ; den boshaften Satz : „Dem Abtretenden wurde 
der Dank für geleistete Dienste in einer Urkunde auszusprechen für gut be- 
funden", hat L. I, p. 201 natürlich wörtlich dem E. 1831 No.28, p. 165 ent- 
nommen. 
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den Regierungsratswahlen, die erst an den beiden folgenden Tagen 
vollendet wurden. Als der „Vaterlandsfreund^ — es war der Histo- 
riker Hottinger — an die Mitteilung der Wahlresultate vom ersten 
Tage (4 Stadt- und 2 Landbtirger waren gewählt worden) die Be- 
merkung anschloss, dass die edle Weise, wie die Mitglieder der 
Landschaft bei diesen ersten AVahlen ihre .Überlegenheit der Zahl 
angewendet hätten, dazu beitragen möchte, das Band des. Ver- 
trauens und der Eintracht zwischen Stadt, und Land aufs neue 
recht fest zu knüpfen *, musste er sich eine grobe Zurechtweisung 
durch einen Landbürger im „Republikaner^ - gefallen lassen, der am 
Schlüsse erklärte, dass es für den ganzen Kanton wahrhaft be- 
trübend wäre, wenn bei der Besetzung der höhern Behörden die 
politischen Interessen des Landes von dessen Stellvertretern den 
persönlichen Interessen von Mitgliedern der alten Regierung ge- 
opfert und Männer an die Spitze gewählt wwden,. w^elche der 
neuen Ordnung der Dinge nicht mit Leib und Seele zugetan seien. 
Sicherlich vermochten diese Deklamationen die massvolle Haltung 
der unter dem Einflüsse Paul üsteris stehenden ländlichen Mehr- 
heit- des Grossen Rates nicht stark zu beeinflussen, sonst wären 
nicht an 10 von den 19 Regierungsratsstellen, also an mehr als die 
Hälfte, Stadtbürger gewählt worden; dazu kamen dann noch zwei 
Winterthurer ; die übrigen sieben wurden aus den Landbezirken 
gewählt. Der getreue Berichterstatter dieser Zeit, Ludwig Meyer 
von Knonau, war über dieses freundliche, verständnisvolle Ent- 
gegenkommen der Landschaft so erfreut, dass er in seinen Lebens- 
erinnerungen die Bemerkung macht: ., Hätte die Mässigung, . mit 
welcher von Seite der Landschaft die Staatsveränderung bisher 
betrieben worden, verbunden mit dem Rechte ihrer Forderungen 
mich nicht schon für das Neue gewonnen, so würden das Vertrauen 
und die Gutmütigkeit, mit welcher der Grosse Rat sogleich zehn 
Glieder des Regierungsrates von neunzehn, also die Mehrheit, aus 
zürcherischen Bürgern erwählte, diese Wirkungen haben hervor- 
bringen müssen, w^eil kaum einige davon eine vollständige Garantie 
gaben, dass sie dem neuen System aufrichtig zugetan seien'* ^. Auch in 
der „Allgemeinen Zeitung" wurde durch einen Korrespondenten darauf 
hingewiesen, dass die AVahlen, welche das Neue mit dem Alten 
verschmelzen sollten, durchaus frei geschahen, und mit wenig Aus- 



» V. 1881 No. 11, p. Gl; v^l. No. 12, p. 67. 
2 K. 1881 No. 28, p. 165 (25. März). 
' L. M. V. K., p. 35.8. 
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naliinen ebensoviel Befriedigung zu gewählten schienen, als die 
Verfassung selbst Freude und Zufriedenheit bereitet liabe •. 

Acht Mitglieder des bislierigen Kegierungsrates traten in die 
neue Exekutive über; die elf übrigen waren neu, doch waren nach 
einer Mitteilung alle in früherem Staatsdienste bereits vorteilhaft 
bekannt geworden -. An erster Stelle wurde im ersten Scrutinium 
Staatsrat Paul Usteri mit 119 Stimmen gewählt, Avas nach allem, 
was vorangegangen war, als durchaus selbstverständlich ersclieint. 
Als zweiter entstieg der Urne ein Staatsmann der alten Schule, 
der konservative Bürgermeister David von AVyss, als dritter Staats- 
rat Conrad von Muralt, welcher der politischen Anschauung Wyss 
nahe stand. Es folgte der damals bei den Liberalen der Stadt und 
der Landschaft im höcLsten Ansehen stehende Redner der Landes- 
versammlung von Uster, Dr. Hegetschweiler in Stäfa, der so nach 
der „Neuen Zürcher Zeitung'"-^ einer der wesentlichsten Schöpfer 
und eine der kräftigsten Stützen der neuen Dinge wurde; als 
fünfter folgte der Verfasser des besten schweizergeschichtlichen 
Memoirenwerkes, der schon oft genannte Ludwig Meyer von Knonau, 
als sechster sein Freund, der als tüchtiger Finaiizmann und ein- 
sichtiger Ökonom sich auszeiclinende Stäfner Eatsherr Rudolf 
Rebmann ^; wie Rebmann war auch der siebentgewählte, Ratsherr 
Kaspar Pfenninger, ein Stäfner, mit einer vielbewegten Vergangen- 
heit. Schon an dem Stäfner-Handel hatte er als junger Chirurg 
einen ganz wesentlichen Anteil gehabt, nach der Staatsunnvälzmig 
von 1798 als helvetischer Regierungsstatthalter des Kantons Zürich 
geamtet ; von 1 8(^3 an war er dann 27 Jahre liindurch mit Rebmann 
ununterbrochen Mitglied der obersten Exekutivbehörde gewesen. 
Die Staatsumwälzung von 1830 traf den Siebzigjährigen als einen 
immer noch aufmerksamen, aber nicht mehr tätigen Mann % der 



- » AUg-. Zeitung, Ausserord. Beilag-e No. 116 u. 117, p. 468 (26. März). 
- Vi>-1.. Anmerkung* 1. 

^^. Z. Z. 1^8J) No. 9, p. 35 (21. Jan.). Nekrolog in N. Z. Z. 1839 No. 110, 
p. 437 f. (13. Sept.); vgl. ferner: J. Tli. Scherr: „Meine Beobachtungen'* u. s. w. I, 
p. 67f. und Allgemeine Deutsche Biographie, Bd. 11, p. 276-278: Artikel über 
Hegetschweiler von Meyer von Knonau. Weitere Literatur wird gelegentlich zitiert. 
* L. 31. V. K., p. 84, 186 f., 309; vgl. ferner; H. Escher, „^Erinnerungen'* u. .s. w. 
I, p. 328; Nekrolog im R. 1837 Nö. 61, p. 261 (1. Aug.) [wörtlich bei L. II, 
p. 466—469]; N. Z. Z. iaS7 No. 91, p. 363 (31. Juli). 

. •' L. M. V. K., p. 162 u. 309; Nekrolog im E. 1836 No. 11, p. 42 (6. Febr.); 
[wörtlich bei L. II, p. 471— 475]; dieser Regiernngsrat Pfeniiinger ist alr«o in 
der Tat identisch mit dem helvetischen Regierungsstatthalter Pf. und nicht 
ein Neffe desselben, wie H. Escher in dem 1867 publizierten zweiten Bäudchen 



Digitized by 



Google 



- 88 - 

die Leidenschaft und das Temperament der Jugend bewahrt hatte 
und sich übrigens darin gefiel, sich selbst als „Märtyrer der Frei- 
heit^' zu feiern oder von andern feiern zu lassen. Dem bisherigen 
Oberamtmanne von Khonau, Konrad Melchior Hirzel, gab nicht nur 
die feurighingebende Art, mit der er in seinem Amtsbezirke für das 
Wohl seiner Untergebenen eingetreten war, ein Anrecht auf den 
Begierungsratssessel, den er als achter erhielt, sondern vor allem 
seine energische, durchgreifende Anteilnahme an dem Verfassungs- 
werke. AVinterthur war durch zwei Sulzer vertreten, welche sich 
beide im rechten Momente der Eevolution angeschlossen hatten': 
Amtsrichter Melchior Sulzer und der entschieden hervorragendere 
Professor* Eduard Sulzer, der uns schon als radikaler Journalist 
entgegengetreten ist und sich bald als einer der besten Arbeiter in 
der obersten Verwaltungsbehörde und vor allem als genialer Reorga- 
nisator des Finanzwesens auszeichnete^. Vertreter von mehr oder 
weniger ausgeprägt konservativen Anschauungen waren die aus 
der Stadtbtirgerschaft hervorgegangenen Eegierungsräte : Ratsherr 
Spöndli, Escher, Oberamtmann von AVädenswil, Ratsherr Rahn und 
Stadtrat Hirzel-Escher, während Ferdinand Meyer, der bisherige 
Staatsschreiber, einer vermittelnden Richtung huldigte. Von den 
noch nicht genannten Vertretern der Landschaft im Regierungsrate 
war x\mtsrichter Keller von Glattfelden eine unbedeutende Persön- 
lichkeit. Als tüchtigere Mitglieder und überzeugte Vertreter der 
liberal-radikalen Mehrheitspartei erwiesen sich Quartierhauptmann 
Hauser von Wädenswil und Hauptmann Hüni von Horgen (Lehrer 
am dortigen Erziehungsinstitute). Als sehr tätiges und eifriges 
Mitglied des Regierungsrates und mannhaften Vorkämpfer der 
Landschaft zeigte sich Amtsrichter Weiss von Fehraltdorf, dem 
nach einer Äusserung der „Neuen Zürcher Zeitung^- „die De- 
mokraten nicht Kraft, die Aristokraten nicht Talente absprechen 
konnten, der bei entschiedenem warmem Eifer für Volksinteressen 
dennoch Mässigung und Achtung für strenges Recht nie verleug- 
nete^ *. Der radikale Regierungsmann erwies sich schon in kurzen 

seiner ,,Lebeuseriniierungeii*', p. 70, irrtümlicherweise annehmen wiU. Dieser 
Fehler ist zugleich charakteristisch für die Gewissenhaftigkeit, mit der H. Escher 
seine Lebenserinneruugen geschrieben hat. Wie unendlich viel höher stehen 
doch die Lebenserinnerungen von Ludwig Meyer von Knonau ! 

^ H. Escher, „Erinnerungen" u. s. w. I, p. 329. 

^ „Professor" wird Ed. Sulzer z. B. in dem Verzeichnisse der Regierungsräte 
N. Z. Z. 1831 No. 25, p. 97 (26. März) genannt. 

3 Schw. Const. 1835 No. 24, p. 441 (24. März). 

^ N. Z. Z. 1833 No. 75, p. 297 f. (18. Sept.). 
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Jahren als so tüchtig und brauchbar, das« er zum Präsidenten 
des Grossen Rates vorgeschlagen wurde und sein durch persönliche 
Verhältnisse im September 1833 vorübergehend veranlasster Austritt 
aus dem Regierungsrate als ein Verlust für den Staat bezeichnet 
werden konnte *. 

Auf die Wahlen der Eegierungsräte, die nach der Freitags- 
Zeitung' derart waren, dass man den Kanton Zürich beglück- 
wünschen konnte, folgte am 25. März die Wahl der beiden Bürger- 
meister. Als erster wurde im ersten Scrutinium mit 103 Stimmen 
Paul Usteri gewählt, als zweiter mit 141 Stimmen David von Wyss^, 
und es gelang auch den wiederholt und eindringend ausgesprochenen 
Wünschen und Bitten des Grossen Rates die beiden Staatsmänner, 
welche anfänglich unter Hinweis auf ihr Alter und ihre geschwächten 
Hesundheitsverhältnisse abgelehnt hatten, zu bewegen, wenigstens 
für die nächste Zukunft sich dem wichtigen Amte zu unterziehend 
Den konservativen David von Wj ss bewogen zur Annahme der 
Wiederwahl namentlich die dringenden Bitten Paul Usteris, der 
damit zugleich auch zeigte, in welchem- Geiste er die Regierung 
zu führen gedachte ^ Dass Paul Usteri nicht, wie einige sein bis- 
heriges Benehmen glaubten deuten zu dürfen, nach der Bürger- 
meisterstelle trachtete, sondern dass seinen Neigungen und seinem 
gerechten Ehrgeize die Stelle eines Grossratspräsidenten, die ihm 
am 28. März übertragen wurde, genügt hätte, weist L. Mej^er von 
Knonau wohl überzeugend nach. Das anfängliche Sträuben Usteris 
war sicher ehrlich gewesen, da er in einem Briefe folgendes 
schreiben korinte: „Ich musste, nachdem alles vielfach überlegt 
war, mich fügen, mit wie schwerem Herzen es auch geschah. Mein 
entscheidender Bestimmungsgrund, den ich freilich nicht aus- 
sprechen und eingestehen konnte, war der, dass bei starrer beharr- 
licher Weigerung ich dann im Regierungsrate vermutlich alsbald 
nolens volens zu einer Art Oppositionsführer gegen die Häupter 
wäre gemacht worden, was wir, womöglich, in alleweg verhüten 
sollen, was aber mir insonderhdt auch höchst widrig hätte sein 
müssen^." 

• B. 1833 No. 80, p. 440 (20. Sept.). 

2 Z. F. Z. No. 12. 

3 N. Z. Z. 1831 No. 25, p. 97 (26. März). 
^ V. 1831 No. 12, p. 65. 

M'gl. Allgemeine Deutsche Biographie Bd. 39, p. 399— 408: Artikel über 
Paul Usteri von Wilhelm Oechsli. 
« L. M. V. K., p. 354. 
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Die Wahlen in das Obergericht geschahen ain 26. und 28. März *. 
Als erstes Mitglied und zugleich zum ersten Präsidenten der Be- 
hörde wurde Amtsrichter Dr. Friedrich Ludwig Keller gewählt, 
dessen Wahl an die höchste richterliche Stelle des Kantons gerade 
so selbstverständlich erschien, wie die P. Usteris zum Amtsbtirger- 
meister. Keller war der weitaus bedeutendste der Jüngern Juristen- 
partei, der bei den Verfassungsarbeiten die vollständige Unabhängig- 
keit der Gerichte von der Exekutive mit der grössten Energie 
durchgekämpft hatte, der auch als einer der ersten Schüler Savignys 
und durch seine als Mitglied des Amtsgerichtes bewiesene Tüchtigkeit 
empfohlen war ', musste an die Spitze des gesamten Gerichtswesens 
gestellt werden, um die Verfassungsgrundsätze inj^ Leben* zu rufen 
und das Gerichtswesen von der untersten bis zur obersten Stufe 
im wissenschaftlichen Sinne zu reorganisieren. Zum zweiten Mit- 
glied und Präsidenten wurde der ehemalige Oberamtmann von Meiss, 
der die Eeformbestrebungen des Amtsgerichtes in der Restaurations- 
zeit begünstigt hatte ^, gew^ählt. Sieben Mitglieder des bisherigen Ober- 
gerichtes traten in die neue Behörde hinüber: Oberrichter Joh. Jakob 
Hess, der aber bald auf das nach Aussen glänzendere, aber auch 
gefahrvollere Gebiet des politischen Lebens hinübertreten sollte, 
Näf von Hausen a- Albis, Toggenburg von Marthalen, Steiner von 
Unterstrass, Wehrli, Schul thess und Schinz von Zürich; dazu kamen 
noch neu hinzu von Orelli und Ulrich, bisheriger Vizepräsident 
des Amtsgerichtes in Zürich. 

Damit waren die neuen obersten Behörden bestellt, welche 
sogfeich mit Enthusiasmus und durchgreifender Energie die Re- 
organisation oder Regeneration des Staates an die Hand nahmen. 

Ein tragisches Geschick AvoUte es, dass der an die Spitze des 
Staatswesens gestellte, von allen Parteien gleich ermassen geachtete 
und von den Liberalen zu Stadt und Land bewunderte Amtsbürger- 
meister Paul Usteri, der angesehenste Zürcher und Schweizer jener 
Tage, kaum zwei Wochen nach seiner Erhebung zur höchsten 
Ehrenstelle seines Kantons, am frühen Morgen des 9. April 1831 

i N. Z. Z. 1831 No. 26, p. 101 QiO. März). 

^ Vgl. unter anderem : H, Escher, „Erimieruni^en" u. s. w. II, p. 17. 

3 Vi^d. den viel zitierten Aufsatz von Dr. jur. J. C. Bluntschli ,,Die Re- 
volution des Kantons Zürich" in Rankes historisch-politischer Zeitschrift Bd. I, 
p. 593 ff.; abgedruckt in der ,,Helvetia'* Bd. VIII. p: 1-28 [über den Aufsatz 
selbst vgl. die Rezension in der N. Z. Z. ISaS No. 25, p. 100 (27. März) und 
meinen Aufsatz über „Hans Georg Nägeli als Politiker", N. Z. Z. 1905. Beilage 
zu No. 36 (5. Febr.)]. 
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eines unerwarte^t raschen Todes starb. Kurz nach dem Beginne der 
Sitzung des Grossen Rates vom 30. März niusst^ sich Usteri von 
einem Fieberfrost ergriffen vom Rathause nach Hause tragen lassen 
und 10 Tage später war er eine Leiche. Niemand hielt, wie L. Meyer 
von Knonau schildert, die Kra^ikheit , sogleich für gefährlich, und 
wenn auch die Nachrichten von seinem Krankheitszustande bald 
bedenklicher lauteten, so kam doch die Todesnachricht Jedermann 
ganz unerwartet '. Die tiefe Teilnahme, welche der Hinschied des 
hervorragenden Mannes, vor allem bei den Liberalen des Kantons 
zu Stadt und auf der Landschaft, wie in der ganzen SchAveiz, er- 
regte, kann hier so wenig geschildert werden . wie die Bedeutung 
dieses Verlustes für die Eidgenossenschaft überhaupt. Siclier ist, 
dass für den Kanton Zürich und dessen politische Entwicklung 
der Hinschied Paul Usteris in diesem Momente ein Ereignis von 
weitgehendsten Folgen war. Den unermüdlichen Anstrengungen 
Usteris wie dem überlegenen Ansehen, das er bei den radikalen 
Juristen und den gemässigt Konservativen der Stadt und den 
liberalen Führern der Landschaft genoss, war es gelungen, in der 
neuen Verfassung ein AVerk dei^ Versöhnung zwischen Stadt und 
Landschaft zu schaffen. Auch die noch unter seinem Einfluss er- 
folgten Wahlen waren im Zeichen einer Fusion der Parteien, im 
Sinne einer Versöhnung von Stadt und Land geschehen, da Paul 
Usteri in der Ausgleichung der historischen und natürlichen Gegen- 
sätze zwischen Stadt und Landschaft ein Hauptaxiom der inner- 
zürclierischen Politik erblickte-. In diesem Sinne musste auch 
seine Wahl zum ersten Bürgermeister und Grossratspräsidenten 
gedeutet werden : der Stadtzürcher Paul Usteri, der unbedingte 
Vertrauensmann der gesamten Landschaft, äu dem alle Landgrossräte 
mit derselben uneingeschränkten Bewunderung emporblickten, wurde 
durch das stillschweigende, selbstverständliche Übereinkommen der 
Parteien auf die ersten Stellen seines Kantons emporgehoben. Die 
Berufung ihres Vertrauensmannes an die Spitze des Staates musste 
auf der Landschaft im besten Sinne beruhigend wirken; solange 
Usteri an dieser Stelle stand, durften sich das Misstrauen und der 



y L. M. V. K., p. 855 : Nekrologe in N. Z. Z. 1831 No. 30, p. 117 f. (12. April) 
E. 1831 No. 33, p. 185 (12. April) von E. Sulzer (abgedruckt in L. II, p. 205—208) 
und No. 34, p. 189 f. (15. April); V. 1831 No. 16, p. 85 (11. April) von Hottinger; 
Z. F. Z. No. 15 (15. April); Allgem. Zeit. A.B. No. 159, p. 633 f. (.5. Mai); die 
bemerkenswerten Nekrologe über Usteri findet man in dem Sammelband XXXI 
347, St.B.Z. 

* Aus dem Aufsatze Bluntschlis, p. 15. 
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Argwohn der Landschaft gegen die Stadt nicht zum Worte melden. 
Ein Artikel im Republikaner vom 15. April 1831, betitelt: „Die 
Landschaft bei üsteris Tod^, zeigt, dass man sich dort der 
Schwere des Verlustes voll bewusst war; unter anderem wurde 
dort gesagt: „Die Wahl dieses Mannes zum Bürgermeister in 
der schwierigsten Lage der Gegenwart hatte allen Gemütern 
jene sichere Ruhe eingeflösst, Avie — die Vergleichung sei 
mir erlaubt — in den schönen Tagen Roms die Wahl eines 
Mannes zum Konsulate in gefahiToUer Zeit, welcher die AVeis- 
heit einer langen Erfahrung mit dem Ruhm unentweihter Ge- 
rechtigkeit und bewährter Vaterlandsliebe verband. Die Kunde von 
seinem Erkranken brachte aligemeine Bestürzung; es war, als sehe 
Jeder ein kostbares Kleinod seines Lebens gefährdet; doch wollte 
sich keiner, wie denn zärtliche Besorgnis sich selbst gerne täuscht, 
den Fall seines Absterbens als möglich denken. Die Kunde von 
seinem Tode *, nach der kurzen, trügerischen Freude über die Nach- 
richt seines Besserbefindens, erfasste alle Gemüter mit einem tiefen, 
ergreifenden Schmerz. Wer in diesen Tagen auf der Landschaft 
gewesen war, konnte Männer, obschon an harte Schicksale gevr^6\üit, 
dennoch weinen sehen, als habe ihnen die Natur eines der teuersten 
Bande gelöst ; Jeder glaubte in dem Verstorbenen einen Vater ver- 
loren zu haben. Der Tag nahte heran, an welchem der neue Staats- 
vertrag beschworen werden sollte. Längs den Ufern des Sees waren 
für diesen Tag Festlichkeiten vorbereitet, wie sie vielleicht noch 
nie diese blühenden Gestade erlebt hatten; das stolze Bewusstsein 
der errungenen gleichen Bürgerfreiheit wollte sich auf eine glän- 
zende Weise aussprechen. Aber der Tod des geliebten Hauptes der 
Republik raubte diesem Tage jeden Schmuck der Freude; die Hand- 
lung des Schwures blieb in ihrer einfach-ernsten Feierlichkeit 
immer gross und erhebend, aber von einer unverkennbar tiefen 
Trauer begleitet; alle Festlichkeiten unterblieben; Jeder hätte in- 
ihnen eine Entweihung seines Schmerzes über den unersetzlichen 
Verlust erblickt. Nach vollzogener Handlung widmeten die Männer 
der zahlreichen Orte des Sees den Rest des Tages in freundschaft- 
lichen Versammlungen dem Andenken des verehrten Mannes. 
Einige erinnerten an seine vielfache Wirksamkeit für das öffentliche 
A\'ohl in der Vergangenheit, an die vielfachen Kämpfe, die er stets 



* Eine Anzahl Nekrologe über P. üsteri findet man in dem Sammelband 
,,Varia Turicensia" St. B. Z. XXXI, 347; vgl. fenier Kourad Otts Biographie von 
Paul üsteri (1836). 
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mit ungebeugtem Mute für die gute Sache bestanden habe. Andere 
verweilten bei der unermüdlichen Tätigkeit, womit er besonders in 
den letzten Zeiten die Rechte des Volkes verfochten; in der Ver- 
fessungskommission, im Grossen Rate, überall habe er an der Spitze 
der Kämpfer für die Freiheit gestanden und seine Geistesüberlegen- 
heit habe mehr als alles beigetragen, der Verfassung den Sieg zu 
erringen. Andere hoben die Menschlichkeit und die hohe, uneigen- 
nützige Denkart hervor, die ihn stets geadelt habe; noch kürzlich, 
als der Kleine Rat infolge der Wädenswiler- Versammlung zu harten 
Massregeln und dadurch zu neuer, unabwendbarer Entzweiung ge- 
neigt gewesen, habe er mit unwiderstehlicher Beredsamkeit alle 
Herzen zur Milde gewendet; noch auf seinem Tod bette habe er 
den Ruf zur Versöhnung aller Gemüter und zum Innern Frieden 
gleichsam als seinen letzten Willen an alle seine Mitbürger ergehen 
lassen *. — Alle segneten sein Andenken, fürchteten für die Zukunft 
und beschlossen, möglichst zahlreich seiner Beerdigung beizuwoluien. 
xlm folgenden Tage (22. April), dem Tage der Beerdigung, wogte, wie 
noch nie beim Begräbnis eines Staatsbeamten gesehen worden war, 
eine ungeheure Menge von der Landschaft in die Stadt, um dem 
geliebten Toten die letzte Ehre zu erweisen. Die Sängerchöre an 
dem See hatten sich verbunden mit vereintem Trauergesang die 
Totenfeier des Verstorbenen zu verherrlichen. Mit schwarzen Wimpeln 
und der eidgenössischen Flagge — ein schönes Sinnbild für den 
Verlust der ganzen Eidgenossenschaft! — segelten am Morgen düster 
gefärbt die Schiffe der Sänger von Männedorf, Stäfa, Wädenswil, 
Horgen und anderer Orte, langsam und unter feierlichen Gesängen 
den See hinab nach Zürich und schlössen sich an die Sängervereine 
der Stadt und des Limmat-Tales. Von der Wohnung des Verstorbenen 
begaben sich die höchsten Behörden, die Geistlichkeit, der Stadtrat 
und Abgeordnete von den meisten Gemeinden des Kantons, das 
Offizierskorps, die Bürger seiner Zunft, die Natuiforschende, Medi- 
zinische und Gemeinnützige Gesellschaft in langem Trauerzuge in 
die Peterskirche. Die Kirche konnte die unennessliche Menge Volkes 
nicht fassen; zahlreiche Gruppen lauschten an den Türen auf die 
Begräbnisrede des Pfarrer Fäsi. Ein Chor von mehr als vierhundert 
Sängern brachte gerührt dem Schatten des jgrossen Mannes ihr 
letztes Lebewohl. So weiss das Volk die Männer, die für sein Heil 
leben, nach ihrem Tode zu ehren ^.'^ 

' „Abschietlsworte an meine Mitbürger'* (vgl. Pnpikofer, p. 76). 
2 R. 1831 No. 34, p. 189 ff. (15. April). Über das Begräbnis P. Usteris 
konnte mir die anfangs September 1904 verstorbene Frau Rosa Meyer -Kitt 
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Die unheilvolle Folge des allzu irtihen HinsdüMes Usteris 
war, dass die Landschaft ihres einzig^en städtischen Vertrauens- 
mannes; auf den sie fest baute, beraubt, von neuem mit Misstrauen 
und Argwohn gegen die Stadt erfüllt wurde und die Befürchtungeti, 
mit denen sie der Zukunft entgegenblickte, auch nicht zurückhielt *. 
Zugleich konnte die liberal-radikale Partei mit den jungen Juristen 
der Hauptstadt an der Spitze^ die trotz dem lärmenden Gebahren 
ihrer jungen Presse doch stets vor der überlegenen Autorität und 
staatsmännischen Einsicht des greisen Usteri Halt gemacht hatte, 
dieser unbequemen Rücksicht enthoben ihren Tendenzen rücksichts- 
los sich hingeben und dadurch Grosses von bleibender Bedeutung 
schaffen, aber nur unter der heftigsten Opposition einer Minoritäts- 
partei und einer Entfesselung der politischen Leidenschaften, die 
dann schliesslich in der Katastrophe vom 6. September 1839 ihre 
Entladung finden sollte. Vielleicht wäre es Paul Usteri bei längerem 
Leben vergönnt gewesen — wie er sich selbst nach bestimmten 
Mitteilungen in den letzten Tagen seines Lebens geäussert hatte 
— zugleich mit der wissenschaftlichen und konsequenten Durch- 
führung der Grundsätze der Verfassung die Aufrechterhaltung eines 
weisen, gemässigten, rechtlichen, ordnungsliebenden Sinnes in der 
Administration zu erreichen 2. J. C. Bluntschli freilich vertrat die 
Ansicht, dass der Tod für Usteri im rechten Momente kam, da er 
den von allen Parteien Geehrten und Verehrten vom Höhepunkte 
seines Ruhmes hinwegnahm; „wenn Usteri länger gelebt und im 
nämlichen Geiste fortgewirkt hätte, wäre er auch unzweifelhaft 
in den Ruf der Aristokratengesinnung gekommen, denn er allein 
wäre nicht imstande gewesen, die siegtrunkene Partei in ihrem 
Siege zu hemmen. Keller war ihm, wenn auch nicht an Vielseitig- 
keit, doch an Klugheit, Scharfsinn und Kälte überlegen und hätte 
ihm durch mehrere Anstrengung und Anspannung aller Kräfte in 
der Popularität sicher den Rang abgelaufen" ^. 



in Küsnacli noch mündliche Mitteilungen machen. (Vgl. meinen Nekrolog in der 
Neuen Zürcher Zeitung 1904 No. 247, 1. Abendblatt (5. Sept.). 

* Allgem. Zeit., Ausserordentliche Beilage 1832 No. 124, p. 495 (2. April) 
-[--Korr.; ferner N. Z. Z. 1831 No. 92, p. 366 (16. Nov.). 

2 Allgera. Zeit. 1832 A. B. No. 124, p. 495 (2. April) -f-Korr. (wohl J. J. Hess). 

^ Aus dem Aufsatze Bluntschlis, p. 15 f.; vgl., auch den sehr bemerkens- 
werten Aufsatz im V. 1831 No. 80, p. 390 f. (21. Nov.). 
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2. Die drei Parteien und Ihre Führer. 

In der ausserordentlichen Grossratssitzung vom 13. April * fanden 
die Ersatz wählen für üsteri statt. Zum Bürgermeister wurde der 
wohlerfahrene, sein Vaterland aufrichtig liebende und pflichtgetreue 
Regierungsrat Conrad von Muralt gewählt, der nach L. Meyer von 
Knonau alle Teilnahme verdiente'^ und auch den politischen An- 
sichten seines Kollegen viel näher stand als Paul üsteri; zur Würde 
eines Grossratspräsidenten stieg C. M. Hirzel empor, der von seiner 
AVirksamkeit auf dem Knonaueramte her starke Sympathien bei der 
ländlichen Majorität des Grossen Rates genoss -^ Zum Regierungsrat 
endlich wurde der Historiker J. J. Hottinger gewählt. 

Wohl musste in den Behörden die Lücke, die der Tod Usteris 
gerissen, oft und tief empfunden werden ; Mancher verzweifelte an 
dem glücklichen Gelingen einer wichtigen Unternehmung, wenn er 
auf den leeren Stuhl hinblickte, der im Grossen Rate wie in dem 
Regierungsrate vergeblich für den grossen Mann hingestellt zu 
sein schien^. Und doch gingen die Zürcher Staatsangelegenheiten, 
wie die „Neue Zürcher Zeitung" in einem zusammenfassenden Rück- 
blicke mit auffallender Objektivität ausführte, in gesetzlicher Ordnung 
von statten, und zwar so, dass selbst die heftigsten Gegner keine 
gewichtigen Tatsachen als Beweis des Gegenteils anführen konnten ^ 
Freilich fand sich für die ehrfurchtgebietende Stellung, welche 
Üsteri wohl manchen leidenschaftlichen Ausbruch verhütend zwischen 
den streitenden Parteien eingenommen hätte, kein ebenbürtiger, 
gleich angesehener Nachfolger. 

Bürgermeister David von AVyss gehörte seiner ganzen viel- 
bewegten Vergangenheit nach zu den Vertretern konservativer 
Tendenzen, freilich nicht zu den ganz extremen. In der Rede, mit 
der er am 15. Februar 1831 die Verhandlungen des zürcherischen 
Grossen Rates bei der Beratung über die Vorlage der Verfassungs- 



» N. Z. Z. 1831 No. 31 (16. April). 
. 2 L. M. V. K., i>. 356 u. N. Z. Z. 1838 No. 26, p. 101 (28^ Febr.;. 

' N. Z. Z. 1831 No. 31, p. 121 (16. April). 

* R. 1831 No. 75. p. 383 (11. Nov.) in den bemerkenswerten „Mitteilungen 
über die Bestrebungen und Leistungen des zürcherischen Regierungsrates"; 
Fortsetzung im R. 1831 No. 76, p. 387 (18. Nov.). 

5 N. Z. Z. 1831 No. 92, p. 366 (16. Nov.). 
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komiiiission eröffnet hatte, hatte er betont, dass seine Überzeugung 
zwar ihre Wurzel in der früheren Zeit und den früheren Er- 
fahrungen habe, dass sie aber dem N^uen nicht bloss abweisend 
sich entgegenstelle, sondern mit warmer Vaterlandsliebe zu besserer 
Wendung der Dinge nach Kräften mitzuhelfen suche*. Conrad 
von Muralt, sein Kollege im Bürgenneisteramte, der nach dem 
Urteile G. von Wyss' „mit grosser Leichtigkeit der Auffassung in 
allen Dingen einen offenen und geraden Charakter ritterlichen Ge- 
präges und ein AVohlwoUen gegen Jedermann verband", hatte sich 
in der Restaurationszeit trotz der engen persönlichen und ge- 
sellschaftlichen Beziehungen mit der Mehrzahl der Staatsmänner 
der älteren Generation dank seinem offenen, mehr durch das 
Leben als durch schulgerechte Studien geschärften Blicke der Er- 
kenntnis nicht verschlossen^ dass die bestehenden Formen des 
Gemeinwesens den Bedürfnissen der Zeit nicht entsprechend und 
dem heranwachsenden Geschlechte allzu enge seien. Seit 1823, dem 
Tode des verdienten Eschers von der Linth, Mitglied des Kleinen 
Rates, hatte ihm seine eigene vermittelnde Natur, die ihm nicht 
gestattete Parteimann im vollen Sinne des Wortes zu sein, oft 
eine wenig dankbare Stellung geschaffen, ihm aber die Achtung 
bei Freund und Gegnern gewonnen -. 

Diesen vermittelnden Konservativismus vertraten in noch milderer 
Form die Regierungsräte Ferdinand Meyer und Joh. Jak. Hottinger. 
Ferd. Meyer — der Vater des Dichters K. F. Meyer — , auf dessen Be- 
deutung schon früher hingewiesen wurde, war ein hervorragender Ver- 
treter der jungen liberal-juristischen Reformpartei gewesen; er war 
dann juristischer Lehrer am politischen Institut neben Keller, Staats- 
schreiber und Erziehungsrat geworden^. Sein Schüler Bluntschli 
rühmte an ihm gleichermassen die gründlichen Kenntnisse, den aus- 
dauernden Fleiss, den edlen Charakter und aufrichtigen Patriotismus, 
die ihn stets auszeichneten. Als die Revolution kam und siegte, trat er 
nicht mit seinen Genossen an die Spitze der siegreichen Partei, sondern 
er gehörte zu den Stadtliberalen, welche über die ganze unerwartete 



' Vgl. AUg-emeine Deutsche Biographie Bd. 44. p. 404—417: Artikel über 
David von Wyss (den älteren und den jüngeren) von Meyer von Knonau; [die 
ganze Rede im Sammelband Varia Turicensia XXXI 516 St. B, Z.]. 

^ Nach der Allgemeinen Deutschen Biographie Bd. 23, p. 54—56 : Artikel 
über C. von Muralt von G. von Wyss. 

3 Allgemeine Deutsche Biographie Bd. 21. p. 569-571: Artikel über F.Meyer 
von G. von Wyss; vgl. ferner in dem Aufsatze Bhmtschlis, p. 6 u. 18, in den 
„Denkwürdigkeiten^- 1, p. 111 u. 116; ferner C. Dändliker, Der Ustertaio-, p. 30. 
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Entwicklung der Dinge erschrocken sich zurückzogen und in dem 
„Vaterlandsfreund" ein Blatt gründeten, das im Gegensatze zum „Ke- 
publikaner" die Interessen der bisherigen Stadtliberalen verteidigte. 
Ferd. Meyer selbst war stets bemüht, dem schrankenlosen Kampfe der 
Parteien eine Grenze zu setzen und sich in jeder einzelnen Frage auf 
Grund seines historischen Standpunktes ein gewissenhaftes, eigenes 
Urteil zu bilden und zu wahren ; in diesem Sinne nahm er unter fort- 
gesetztem, eindringendem Studium der vaterländischen Staatsver- 
hältnisse einen tätigen Anteil an den KeformbestrelSungen *. Die- 
selbe politische Richtung vertrat der im Jahre 1783 geborene 
Historiker Joh. Jak. Hottinger, der sich in der Restaurationszeit 
immer mehr von seinen theologischen Studien und geistlichen 
Amt^verrichtungen historischen Arbeiten zugewendet hatte. Als 
eines der eifrigsten Mitglieder der unter dem Präsidium von 
L. Meyer von Knonau zu neuem Leben erwachten historischen Ge- 
sellschaft und als Historiker hatte er sich einen so guten Ruf er- 
worben, dass er 1822 die Professur der Geschichte an der Kunst- 
schule bekam. Seine eifrige Jlnteilnahme an religiösen und kirch- 
lichen Fragen, die vielfach ihre Spitze gegen H. G. Nägeli* richtete, 
brachten ihn ein Jahr darauf in den Erziehungsrat. Als die Um- 
wälzung gekommen, erneuerte er die journalistische Betätigung, die 
er schon 1816—1818 als Redaktor der „Schweizerischen Monats- 
chronik^ ausgeübt hatte, indem er mit andern am 12. Februar 1831 
ein neues, gemässigt konservatives Blatt, den „Vaterlandsfreund", an- 
kündigte und in ihm auch eine Reihe bemerkenswerter Artikel publi- 
zierte. Zum Mitglied des Grossen Rates, des Regierungs- und Er- 
ziehungsrates gewählt, war Hottinger mit hingehendstem Eifer für 
Schule und Kirche tätig, bis er sich vom Jahre 1833 an aus- 
schliesslich der Professur für Geschichte an der Universität wid- 
mete^. Der Redaktion des „Vaterlandsfreundes" gehörte auch als 
einer der eifrigsten Mitarbeiter der hochverdiente Philologe J. Kaspar 
von Orelli an ^, der schon Ende der zwanziger Jahre energisch auf 

' Über F. Mej^er vgl. auch noch : „Zur Erinnerung an den Herrn Regierungs- 
rat Ferd. Meyer, Doktor der Philosophie, Mitglied des Kirchenrates und Präsident 
des Erziehungsrates", 8 S., gr. S'*, 1840. Verfasst von Prof. Heinrich Escher. (Vgl. 
Sammelband St. B. Z., XXXI 493, No. 14). 

* Vgl. darüber meinen Aufsatz: „Hans Georg Nägeli als Politiker" (Neue 
Zürcher Zeitung 1905 Beilage zu No. 36 [5. Febr.]). 

3 Nach der Allgemeinen Deutschen Biographie, Bd. 13, p. 199—201 : Artikel 
über J. J. Hottinger von G. von Wyss. 

* Vgl. C. Dändliker, Der Ustertag, p. 29 ; ferner den Artikel „Joh. Kaspar 
von Orelli" in 0. Hunzikers Geschichte der schweizerischen Volksschule III^ 
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den überaus klägliclien Stand des Volksschulwesens hingewiesen 
und wiederholt und dringend alle mögliclien Verbesserun^svor- 
schläge eingereicht hatte. Da tat Orelli für die Elementarschulen, 
was zu erreichen war. Als aber nach der Umwälzung die sieg- 
reiche Partei, von der er mit so vielen anderen Stadtzürchern den 
Anbruch eines ^Bauernregimentes^ befürchtet hatte, als die eigent- 
liche Hauptaufgabe der Regeneration des Staates vielmehr die 
gründliche Reform des gesamten Unterrichtswesens bezeichnete, 
stellte ihr Orelli sein hervorragendes Organisationstalent zur Ver- 
fügung. Politisch war er bedeutend radikaler als die Regierungs- 
räte F. Meyer und J. J. Hottinger ; nur hatte Hottinger ein heftigeres 
Temperament als seine Gesinnungsgenossen *. Ausser den aus der 
juristischen Oppositionspartei hervorgegangenen Dr. Joh. G. Finsler 
und Oberrichter Ulrich, welche sich während der ganzen Regene- 
rationsperiode als einflussreichste Verfechter eines gemässigt kon- 
servativen Standpunktes hervortaten und sich auch um die Re- 
generierung des Staates bleibende Verdienste erwarben, gehörte 
dieser Mittelpartei mehr oder weniger damals noch an der politisch 
stets schwankende, immer geistreiche und originelle ^ Oberamtmann 
von Grüningen, Heinrich Esclier. Trotz seiner im ganzen eher 
ablehnenden Haltung gegen die demokratische Umgestaltung der 
Verfassung, die ihm die früher erwähnte, unangenehme Unter- 
suchung eingetragen hatte, erhielt dann Heinrich Escher doch 
dank seiner bedeutenden juristischen Verdienste^ 1831 die Stelle 
eines Präsidenten des für den ganzen Kanton neuerrichteten Kri- 
minalgerichtes *. 

Ein Hauptwortführer dieser Partei war der jugendliche 
J. C. Bluntschli. Geboren im Jahre 1808 hatte Joh. Kaspar 
Bluntschli nach dem Besuche des politischen Institutes, wo s.ein 
Lehrer und späterer politischer Gegner, Dr. Friedrich Ludwig 



p. 18— 24. Vgl. auch Neu Jahrsblatt des Waisenhauses 1890/1891; ferner Allg. 
D. B., Bd. 24. 

* Das beweisen nicht nur seine Artikel im „Vaterlandsfreund", sondern 
auch sein pädagogischer Streit mit Hans Georg Nägeli (vgl. u. a. die Extra- 
Beilage zu No. 6 des V. 1831 u. Schw. B. 1831 No. 15, p. 73 [18. Febr.]). 

2 So nannte J. C. Bluntschli 1832 in dem oft zitierten Aufsatze, p. 14 (An- 
merkung) H. Escher ; ein paar Jahre später fuhr er ganz anders im „Schweiz. 
Konst." über den Redaktor der „Neuen Zürcher Zeitung" her! 

3 H. Escher, „Erinnerungen" u. s. w. I, p. 253 if. u. s. w. 

* Vgl. auch Allgem. Deutsche Biographie Bd. 6, p. 355— 357: Artikel über 
H. Escher von Brie. 



Digitized by 



Google 



- 99 — 

Keller, auf ihn einen grossen, äusserst förderlichen Einfluss aus- 
geübt hatte, in den Jahren 1827 bis 1829 in Bonn und Berlin 
studiert, und wurde da durch Savigny vollends für die historische 
Rechtsschule gewonnen *. Nach Zürich zurückgekehrt war der 
junge Dr. juris zuerst als Auditor bei dem Amtsgerichte, später 
als Regierungssekretär bei der Kommission des Innern tätig und 
hielt daneben Vorlesungen am politischen Institute. Als die Revo- 
lution ausbrach, fühlte sich Bluntschli ebenfalls vom frischen 
Winde berührt; er freute sich des gesteigerten Lebens, war aber 
auch misstrauisch gegen radikale Überspannung der Reformanträge; 
ebenso misstraute er auch der kaltselbstsüchtigen Art Kellers, so 
sehr er mit diesem seinem Lehrer das Ideal, eine wissenschaftliche 
und unabhängige Rechtspflege zu erreichen, teilte. Innerlich fühlte 
sich Bluntschli, wie oben angedeutet, mehr mit seinem andern 
Lehrer, Ferdinand Meyer, verbunden, der einen ruhigen, allmäh- 
lichen Fortschritt anstrebte. Als dann in rascher Entwicklung der 
Dinge mit der Landesversammlung von Uster die „Revolution des 
Kantons Zürich" begann und damit die Postulate^ welche der 
22jährige Jurist im September 1830 in der Broschüre „Über die 
Verfassung des Standes Zürich" niedergelegt hatte — Teilung der 
Repräsentation im Grossen Rate in gleiche Hälften zwischen Stadt 
und Land — überholt waren, legte er seine Stellung zur Revolution 
und den vorliegenden Fragen in drei neuen Schriften dar. Schon 
in der 1831 herausgegebenen Arbeit : „Das Volk und der Souverän 
im allgemeinen betrachtet, und mit besonderer Rücksicht auf die 
schweizerischen Verhältnisse" nahm er entschieden Stellung gegen 
den „Souveränitätsschwindel der Menge", und denselben Stand- 
punkt, nur noch schärfer formuliert, behauptete er 1832 in der von 
uns stark benützten Abhandlung über die Zürclier Revolution in 
Rankes „Historisch-politischer Zeitschrift" (Bd. I, pag. 593 ff.) -. Als 
eigentlicher Vorkämpfer der konservativ-liberalen Mittelpartei der 
„Gemässigten" — des „juste-milieu" — zeigte sich Bluntschli, der 
immerhin bei der Neubestellung der Behörden die Ämter eines 
Gerichtsschreibers für das neue Bezirksgericht Zürich und eines 
städtischen Notars übernommen hatte, in einer Serie von Aufsätzen 



' Nach der Allgem. Deutschen Biographie Bd. 47 (Nachträge): Artikel über 
J. 0. Bluntschli von Meyer von Knonau; ausserdem J. C. Bluntschli, „Denk- 
würdiges aus meinem Leben" I; vgl. auch meinen Aufsatz über Hans Georg Nägeli 
als Politiker" (Neue Zürcher Zeitung 1905, Beilage zu No. 36 [5. Febr.]). 

2 Abgedruckt in der „Helvetia" 1838 Bd. VIII, p. 1—28. 
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im „Vaterlandsfreund^ *, welche nachher erweitert als Broschüre^ 
erschienen: „Von der Partei der Gemässigten und ihrem Sein und 
Wollen". Bluntschli begründete zuerst das Irreführende der Be- 
zeichnung „Partei der Gemässigten^ damit, dass dieser Name ähn- 
lich wie die Bezeichnung „du juste milieu" eine blosse Verneinung 
des Charakters anderer Parteien enthalte und nicht zugleich den 
innern positiven Kern der Gemässigten, das, was diese eigentlich 
wollen, angebe. Nachdrücklich wies er auf den positiven Willen der 
Gemässigten hin, im Staate etwas Bestimmtes zu wirken, was sich 
schon äusserlich darin zeige, „dass diese Partei bereits grosses Ge- 
wicht besitze und denkwürdige Werke geschaffen hat, was nicht 
möglich wäre, wenn sie durch kein positives Wollen geleitet noch 
eine bestimmte Richtung auf ein klar vorgesetztes Ziel nehmen 
würde". Preussen, Frankreich und England wurden als die Länder 
bezeichnet, in denen das „juste milieu" Grosses geleistet habe. — 
Im Staate, so wie überhaupt im Leben, führte er weiter aus, gebe 
es ein zweifaches Element, das der Bewegung und das der Ruhe, 
des Bestandes ; jede dieser beiden Richtungen, welche sich in jedem 
Staatswesen vorfänden, Averde gewöhnlich in ihrer schroffen, ein- 
seitigen Gestalt durch eine Partei repräsentiert. Die radikale 
Partei, jeder Ruhe im Staate feind, stets nach Veränderung und 
Umwälzung gierig, strebe den Staat in den Strudel ihrer Neue- 
rungen hineinzuziehen und ihre Pläne, von denen ein neuer den 
andern schlage, um jeden Preis zu verwirklichen. „Entschiedene 
Gegner aller Veränderungen, befangen in den althergebrachten 
Formen und an diese sich anklammernd als an die einzige sichere 
Norm, das alleinige Heil des Staates, stehen ihnen entgegen und 
vertreten das Element der Ruhe, des Stätigen in seiner äusserlichen 
Einseitigkeit. Diese Partei erscheint öfter in der Form der Aristo- 
kratie; wir können sie daher, wenn auch der Name der Sache 
wieder nicht ganz entspricht, auch jetzt als die aristokratische 
bezeichnen. Wie aber im Staatsleben beide Elemente gleichzeitig 
vorhanden sind, so gibt es auch eine dritte Partei, welche weder 
den einen noch den andern allein und ausschliesslich sich hingibt, 
sondern beide zugleich berücksichtigt. Sie hat nicht weniger eine 
entschiedene Richtung als die beiden andern Parteien, wenn die- 
selbe auch gerade darum, weil sie nicht einseitig ist, nicht so 
klar am Tage liegt und zwischen den beiden andern lediglich zu 

i V. 1831 No. 79, p. 885 f., No. 81, p. 394, No. 87, p. 426 f. 

2 In dem Saminelband „Varia Turicensia** St. B. Z., Gal. XXXI 516 No. 20. 
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schwanken scheint. Sie huldigt der Bewegung; auch sie will Fort- 
schritte der politischen Freiheit, der vernunftgemässen Entwicklung 
des Staatslehens. Aher sie erkennt in dem Staate ein organisches 
Lehen und weiss, dass sich die Verfassungen nicht ändern lassen 
wie Kleider, heute dieses, morgen jenes, sondern dass ein innerer 
Zusammenhang hesteht zAvischen der Vergangenheit und der Gegen- 
wart, und dass diese durch jene bedingt ist. Sie ist daher dem 
Althergel)rachten nicht feind, noch sieht sie von dem Elemente der 
Ruhe, des Bestandes ab; sie berücksichtigt vielmehr auch dieses 
nach seinem Innern Werte.'' Bluntschli fasste seine interessanten 
Ausführungen in dem Satze zusammen: r)Der Begriff der Partei der 
Gemässigten, welche man besser die freisinnige nennen könnte, 
(denn sie ist sinnig im Streben nach Freiheit, nicht wütend und 
stürmisch) lässt sich demnach so bestimmen : Sie ist die Partei im 
Staate, welche weder das Bestehende allein halten, noch das Neue 
ohne weiteres ins Leben bringen will, die aber eine zeitgemässe, 
dem Kulturzustand des Volkes angemessene organische und all- 
mähliche Entwicklung des Staatslebens anstrebt*." 

Diese konservativ-liberale Mittelpartei der Gemässigten war 
zwar, wie wir gesehen, durch die siegreich liberal-radikale Partei 
nicht aus den öffentlichen Stellen verdrängt worden; sie war aber 
doch in der Minderheit und nur in der Hauptstadt behauptete sie 
dauernd das Übergewicht. Gerade dadurch aber musste der kaum 
vernarbte Schaden des zürcherischen Staates, die Zwietracht 
zwischen Stadt und Land, zur offenen schmerzlichen Wunde werden \ 
Denn die Führer dieser Mittelpartei, welche in den städtischen 
Dingen fortwährend als Liberale bezeichnet wurden, erschienen 
der Mehrzahl der auf die liberal-radikale Parole eingeschworenen 
und ihrem Führer Dr. Friedrich Ludwig Keller sozusagen blindlings 
folgenden Grossräten vom Lande sowie den Massen, welche sie 
gewählt hatten, als „Aristokraten*'. Die Tendenzen der Gemässigten, 
den oft rücksichtslos darauf losstürmenden Übereifer der siegreichen 
Partei in die ruhigen Bahnen eines allmählichen, stetigen Fort- 
schrittes einzulenken, wie ihre mit starken kritischen Zweifeln 
durchsetzte Mitarbeit an dem Regenerationswerke, vor allem auch 



*p. 8. 

2 Vgl. p. 14 der „ErinneruDgen an Fr. L. KeUer von J. C. Bluntschli" (aus 
dem III. Band der „Kritischen Vierteljahrsschrift für Gesetzgebung und Rechts- 
wissenschaft", besonders abgedruckt) München 1861. Literarisch-artistische An- 
stalt der J. C. Cottaschen Buchhandlung. 
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ihre heftige Opposition gegen die vielfachen Auswüchse der Radi- 
kalen mussten diese Ansicht bestärken. Dazu kam dann hoch, 
dass sich die „Gemässigten'' oft in gewollter Verkennung der 
Staatsinteressen als entschieden einseitige Vertreter der Stadt auf- 
spielten und der selbst von Bluntschli vorausgesagten geistigen 
und moralischen Gefahr, dass ihr Konservativismus zu philisterhaft 
engem und kleinlich bösem Absolutismus abgeschwächt und zur 
zeit widrigen Reaktion entstellt werde, nicht entgingen*. 

Und doch darf diese Mittelpartei nicht identisch erklärt werden 
mit der eigentlich konservativ -aristokratischen, natürlich nicht 
scharf von ihr geschiedenen Stadtpartei, die sich nun einmal der 
neuen Zeit und dem vielen Neuen, das sie brachte, absolut ablehnend 
gegenüberstellte. Die Führer dieser extremen Partei waren die 
Staatsmänner der alten Generation, Angehörige der alten, vornehmen 
städtischen Familien, welche sich bis anhin mehr oder weniger 
ausschliesslich in den Besitz der hohen Staatsämter geteilt hätten 
und nun den Verlust dieses Privilegs, welcher durch das immer 
stärkere Eintreten neuer Elemente vom Lande in die Leitung der 
(reschäfte erfolgte, als eine schwere Einbusse ihres politischen An- 
sehens und wohl auch ihrer ökonomischen Interessen mit schmerz- 
licher Bitterkeit empfanden. Es waren das Männer, welche den 
besten Willen, aufrichtigen Patriotismus und wohl auch staats- 
männische Routine, nicht aber so viel Bildung und überlegene Ein- 
sicht besassen, dass sie den Pulsschlag der Zeit richtig empfanden, 
das einmal unumgänglich Notwendige erkannten und sich wie die 
oben geschilderten ,, Gemässigten" zu einer wenn nicht freudigen, 
so doch leidlich tätigen Mitarbeit an dem grossen Regenerations- 
werke hätten entschli^ssen können. Die Opposition ä tout prix 
war die Parole, der sie unter allen Umständen nachlebten; kein 
(4esetzesvorschlag, auch der beste und zweckmässigste, den der 
Regierungsrat dem Grossen Rate vorlegte, war vor dieser Opposition 
siclier. Die Hauptführer dieser extrem-konservativen Stadtpartei 
werden uns in den Kapiteln, da wir das grosse Reformwerk schildern 
werden, fort und fort begegnen; Avir werden die Namen dieser 
Männer, welclie je und je im Grossen Rate gegen die neuen (besetze 
sprachen und stimmten, genug zu nennen haben ^. Als der eifrigste, 
unerschütterlichste, und man muss leider sagen, bis zur Borniert- 



' Aus der „Erinnerung an F. L. Keller" von Bluntschli, p. 14. 
^ Vgl. die gedruckten Verhandlungen des Orossen Rates in Zürich 1831—1833 
(St. B. Z. XXXI 57). 



Digitized by 



Google 



- 103 - 

lieit konsequente Wortführer dieser konservativen Ultras Avird uns 
Oberstlieutenant und Stadtrat David Nüscheler entgegentreten, der 
nach einer boshaften Bemerkung der Neuen Zürcher Zeitung * einzig 
das Unrecht hatte, nicht vor 15Ö bis 200 Jahren in die AVeit 
gekommen zu sein. 

So kam es, dass der Neubau des Staates nicht in Ruhe, wie 
man hatte holfen dürfen, erfolgte; sondern bei jeder Massregel, die 
der herrschenden Partei zur Reformierung des Staates unvermeid- 
lich erschien und es in der Tat auch war, flammten die Partei- 
leidenschaften stets auf's heftigste empor ^. Die tiefeingreifenden 
Reformen in Schul- und Grerichtswesen, in Finanzwirtschaft und 
Medizinalwesen u. s. w., welche diese Periode zürcherischer Geschichte 
auszeichneten, erfolgten nur unter der ununterbrochenen, heftigen 
Opposition dieser konservativ-aristokratischen Stadtpartei, deren 
Hartnäckigkeit und Leidenschaft durch die andauernde Erfolg- 
losigkeit ihrer Bemühungen nur noch gesteigert wurden. Von ent- 
scheidender Bedeutung war, dass sich die Masse der Stadtbürger- 
schaft naturgemäss viel eher den Führern dieser extremen Partei 
anschloss als den „Gemässigten", deren schwankende Kompromiss- 
politik sie weniger ansprechen konnte als die Opposition der Ex- 
tremen, welche ihnen im Glorienschein einer mannhaften Ver- 
teidigung der Stadt erschien, deren Interessen die brutale Übermacht 
der Landschaft — nach ihrer Auffassung — auf alle Art beein- 
trächtigte und schmälerte. Man kann es begreifen, dass die neuen 
Einrichtungen wie die Partei selbst, die sie schuf, in der Stadt 
fast ohne Ausnahme scheel angesehen wurden^. Denn das liess 
sich einmal nicht leugnen, dass die Stadtbürger durch die Um- 
wälzung verloren hatten. Wenn schon bis anhin vorzugsweise die 
ersten Würden bei gewissen Familien geblieben waren, so waren 
doch auch immer gemeine Bürger zu solchen gekommen. Haupt- 
sächlich handelte es sich auch, wie die Neue Zürcher Zeitung aus- 
führte, um mancherlei Bedienstungen, „die vielen Stadtbürgeru zu 
Gute gekommen waren. Das politische Übergewicht der Stadt- 
bürgerschaft hatte überdies die meisten der gemeinen Bürger ver- 
anlasst, sich für eine Art Aristokraten zu halten, und ihre Miss- 



» N. Z. Z. 1833 No. 84, p. 334 (19. Okt.). 

■' Sehen-, ,.Meine Bestrebungen'* u. s. w., p. 81 [L. II, p. 12 folgt hier wörtlich 
Scherr]. 

3 Vgl. den die politischen Verhältnisse klar und sachlich erörternden Auf- 
satz in der N. Z.Z. 1831 No. 89, p. 354 f. (5. Nov.). 
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Stimmung erscheint um so erklärliclier, als sie nicht ohne Grund 
vermuteten, das« noch manches Unangenehme nachkommen werde, 
dass die weitere Entwicklung der in der Verfassung niedergelegten 
Grundsätze noch mancherlei Änderungen zum Nachteile der Stadt 
hervorbringen müsse */' Es war eben durchaus so, wie Keller in 
einem späteren Briefe an Bluntschli schrieb ; „Bekanntlich beissen die 
allgemeinen Grundsätze, die in einer Verfassung stehen, niemanden ; 
aber die Spezialisierung und Durchführung derselben, die freilich 
derjenige, welcher mit Grundsätzen und der Entwicklung zu ver- 
kehren gewohnt, als blosse Folge, der Alltagsmensch aber als etwas 
Neues betrachtet, die beissen so, dass viele zucken und schreien, die 
an dem allgemeinen Grundsatze keinen Anstoss genommen haben" ^ 
Diesen beiden Parteigruppen der Extremkonservativen wie der 
„Gemässigten^', welche sich beide jetzt noch ausschliesslich aus 
städtischen Elementen zusammensetzten und trotz verschiedener 
Grundlagen und Tendenzen oft zusammenstunden und zusammeii- 
kämpften, stand die siegreiche Jlehrheitspartei gegenüber, welche 
wir in Beziehung zu den andern als die liberal-radikale — oder 
kurzweg als die radikale — Partei bezeichnen können. Unter diesem 
Parteinamen hat man jene Massen des zürcherischen Landvolkes 
zu verstehen, welche gegen das Ende der ßestaurationszeit hin 
ihre verschiedenartigen Postulate immer nachdrücklicher und lauter 
geäussert, durch ihre Führer deren Erfüllung auf der Landesver- 
sammlung von Uster so bestimmt und energisch gefordert hatten, 
dass die Regierung freiwillig dem Sturme weichend zurücktrat 
und der siegreichen Partei Platz machte. Für die Partei selbst 
wie für das Regenerationswerk und die politische Entwicklung des 
Kantons war es nun ein grosses Glück, dass sich eine Anzahl Stadt- 
bürger nach kurzem Schwanken rasch entschlossen an ihre Spitze 
stellten. Es waren das fast ohne Ausnahme jüngere, gebildete 
Männer, welche in der Restaurationszeit als Glieder der liberal- 
juristischen Oppositionspartei mit immer grösserer Kühnheit gegen 
den herrschenden Schlendrian der Behörden, die trostlose Unfrucht- 
barkeit und Unwissenschaftlichkeit der Gesetzgebung und Ver- 
waltung gekämpft hatten und, ohne es eigentlich zu wollen, mit- 
geholfen hatten, den Boden der Regierung zu untergraben ^. Sicher 

» Aus der N. Z. Z. 1831 No. 89, p. 384 f. (5. Nov.). 

2 Aus der „Erinnerung an F. L. Keller", p. 22. 

3 Vgl. ausser dem früher Gesagten L. M. v. K., p. 285 ff. ; Aufsatz Bluntschlis, 
p. 6 f. [L. I, p. 25 f.]; „Erinnerung an F. L. Keller", p. 8; Rüttimann, Dr. 
F. L. V. KeUer, p. 39; Mtiller-Friedberg", „Schweizerische Annalen". 
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ist, dass diese wissenschaftliche Oppositionspartei, wie Bluntschli 
hervorhob, damals nach keiner Umwälzung strebte, sondern nach 
einer zeitgemässen Entwicklung des Staatslebens; als dann aber 
mit der Landesversammlung von Uster die Eevolution plötzlich da 
war, hatten sich die Glieder der bisherigen städtischen Oppositions- 
partei rasch zu entscheiden. Während die einen, angsterfüllt über 
den raschen und erfolgreichen Gang der Eevolution von dem sieg- 
reichen und siegesbewussten Landvolke den Anbruch eines ihre 
wissenschaftlichen Eef ormtendenzen vernichtenden Bauernregimentes 
befürchteten und desshalb als Partei der „Gemässigten^^ in einer 
vermittelnden Eichtung ihr und des Staates Heil suchten, trennten 
sich die andern von ihnen, stellten sich selbst an die Spitze der 
Eevolution und der Bewegungspartei, deren ländliche Führer sie 
durch die Überlegenheit ihrer Bildung und ihres wirklichen Könnens 
bald von sich abhängig machen konnten. 

So traten zum Heile des Eegenerationswerkes hochgebildete, 
aufgeklärte und entschieden freisinnige Stadtbürger, die meisten 
aus alten, vornehmen Geschlechtern, in die Leitung der regierenden 
Partei ein. Die Bedeutung dieses Ereignisses wusste schon der 
deutsche Flüchtling Kombst richtig einzuschätzen, wenn er in 
seinen Lebenserinnerungen gelegentlich die Bemerkung machte, 
dass so wenig früher wie später in irgendeinem Kanton so viele 
gebildete und begabte Männer an der Spitze der Geschäfte ge- 
standen seien*. Nur auf . diese Weise konnte dem ganzen Ee- 
generationswerke ein entschieden wissenschaftlicher Charakter 
gegeben werden. Auf der andern Seite freilich umfasste die 
regierende . liberal-radikale Partei von vornherein zwei so ver- 
schiedenartige Elemente, dass ihr die innere Einheit abging. Die 
Parteileitung war genötigt, dem erregten Misstrauen und den 
Leidenschaften des Landes manche Konzessionen zu machen, welche 
den städtischen Parteiführern sehr unangenehm sein mussten, weil 
dadurch ihr wissenschaftlicher Liberalismus, wie Bluntschli voraus 
gesagt hatte, zu ungebildetem Eadikalismus ausartete und verdarb - ; 
hier lagen zugleich die Keime zu künftigen Konflikten, die zu 



1 G. Kombst, ,,Erinnerungen" u. s. w., p. 151. 

^ Aus der „Erinnerung an F. L. Keüer" von Bluntschli, p. 14. Von diesen 
Parteibezeichnuugen, die wir einmal aus praktischen Gründen nicht entbehren 
können, gilt das Wort Bluntschlis in dem oft zitierten Aufsatze, p. 9 (Anmerkung) ; 
„Parteiuamen sind wie Sprichwörter meist schlagend, ohne streng genommen 
wahr zu sein". 
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verhüten ein Hauptbestreben einer ^escliickten Parteiführung sein 
niusste. 

An die Spitze der liberal-radikalen Partei und damit in den 
Besitz der öffentlichen Gewalt überhaupt kam der schon oft ge- 
nannte Dr. Friedrich Ludwig Keller, nach dem Urteile seines 
politischen Gegners Bluntschli wohl der ausgezeichnetste all der 
Männer, welche sich in der Schweiz an die Spitze der Revolution 
und ihres Treibens gestellt hatten. Ludwig Keller stammte aus 
einem der ältesten Zürcher Geschlechte, das schon zu Anfang des 
13. Jahrhunderts das Stadtbürgerrecht erworben hatte und dann 
im 15. Jahrhundert, zum Dank für seine österreichische Haltung 
1487 von Maximilian einen Adels- und Wappenbrief erhielt \ Der 
Vater Kellers war ein sehr wohlhabender Mann, der von seinen 
Zinsen lebte und ein Landgut in Goldbach-Küsnach besass*. Der 
junge Ludwig Keller, geboren 1799 zu Zürich, erhielt seine Aus- 
bildung am Carolinum und politischen Institute und entschied sich 
frühzeitig für den Staatsdienst, da die x^ussichten für einen Stadt- 
bürger aus einer wohlhabenden und angesehenen Familie sehr 
günstig waren. In den Jahren 1819 — 1822 studierte er auf den 
Universitäten zu Berlin und Göttingen die Eechtswissenschaften. 
Insbesondere übte Savignj^ auf seine Studien und auf seine wissen- 
schaftliche Bildung einen mächtigen und nachhaltigen Einfluss aus. 
Keller zog auch die persönliche Aufmerksamkeit Savignys auf sich. 
Nachdem er 1822 in Göttingen zum Dr. juris promoviert hatte, 
kehrte der durch Geburt, Reichtum und Talente gleichermassen 
ausgezeichnete und begünstigte Zürcher nach einem kurzen, wenig 
erfolgreichen xlufenthalte in Paris nach seiner Vaterstadt zurück 
und wandte sich dort der juristischen Praxis und Wissenschaft 
zu, in deren Verbindung er für beide das Heil, in deren Trennung 
er frühzeitig das Verderben beider erkannte. Glücklicherweise 
machten es die einheimischen Einrichtungen möglich, dass er für 
beide Richtungen auch eine öffentliche Wirksamkeit, wenn gleich 



* Diese Anfangspartie ziemlich wörtlich aus der Allgemeinen Deutschen 
Biographie 15. Band, p. 570—579: Artikel über Keller von Bluntschli. 

2 Es war das schöne Landgut, das heute Herrn Kantonsrat E.-Brunner- 
Yogt gehört. So kam es, dass Dr. Ludwig Keller nicht nur Stadtbürger, sondern 
auch Gemeindebtirger von Küsnach war. Wenn diese Gemeinde in der Ge- 
meindeversammlung vom 13. November 1831 dem Nassauer Dr. Ludwig Snell, 
dem Verfasser des „Ktisnacher Memorial'', das Bürgerrecht schenkte, war das 
auch einer der vielen Erfolge der Kellerschen Beredsamkeit. (Vgl. V. 1821 
No. 79, p. 383 [17. Nov.] u. B. 1831 No. 76, p. 38G f. [18. Nov.]) 
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in beschränkten Verhältnissen erhielt '. Nicht weniger bedeutend 
als seine akademische Tätigkeit als Professor der Eechtswissen- 
schaft am politischen Institute — Keller war gleich ausgezeichnet 
als Forscher und Lehrer — war sein Einfluss als Mitglied des 
Amtsgerichtes Zürich^ in welcher Behörde damals eine Anzahl 
junger Juristen zusammenwirkten, die sich seither grosser Ver- 
dienste um die Wissenschaft sowohl als um die Praxis des zürche- 
rischen Rechtes erwarben und sich auch als politisch-liberale 
Oppositionspartei hervortaten. Keller war ohne Zweifel das be- 
deutendste Mitglied des Amtsgerichtes, das durch ihn und seine 
Freunde zum Grundpfeiler der neuen Richtung wurde: „die be- 
wusste Klarheit und Grundsätzlichkeit, die das Amtsgericht in 
der Durchführung der Prozesse und in seinen mit Erwägungen 
versehenen Urteilen an den Tag legte und die Energie, mit der 
es die richterliche Selbständigkeit auch der Regierung und dem 
Obergerichte gegenüber wahrte, machte damals in der kleinen Repu- 
blik grosses Aufsehen und erlitt auch manche Anfechtung" '. So w^ar 
es denn auch Keller, der im Jahre 1828 in einer frisch und energisch 
geschriebenen Broschüre sich und seine Freunde gegen die mannig- 
fachen Missdeutungen und Anfechtungen kräftig in Schutz nahm. 
In den ,, Neuen Theorien in der zürcherischen Rechtspflege", wie 
er seine knapp 42 Seiten umspannende, eine Fülle von Anregungen 
bringende Arbeit betitelte, wies er mit allem Nachdrucke auf die 
•Einführung des römischen Rechtes als der Grundlage des juristischen 
Studiums hin: „wie es jedem wissenschaftlichen Manne, sagte er 
zusammenfassend, begreiflich ist, dass man Römisches Recht zum 
Zwecke der formellen Bildung, des juristischen Verstandes studieren 
könne, so sieht er auch ein, dass beim Studium römischer und 
griechischer Sprache die allgemeine formelle Bildung im allgemeinen 
im ganzen Hauptzweck ist ; und so lächerlich man es finden würde, 
wenn jemand aus dem letztern den Verdacht schöpfen wollte, man 
gehe damit um, in unserem guten Zürich die Leute lateinisch oder 
griechisch reden zu machen, gerade so verkehrt ist der Schluss: 
weil man römisches Recht kenne und liebe, so strebe man darnach, 
dasselbe auf Kosten des zürcherischen einzuführen^". Dann ver- 
teidigte er die junge Rechtsschule, die in den Augen der alten 
Herren so eine Art von Jakobinerklub zu sein schien ^ gegen die 

' Aus der „Erinnerung au F. L. Keller", p. 4. 

•^ Aus der Allgem. Deutsehen Biographie 15. Bd., p. 573. 

3 p. 19. 

^ Vgl. Rüttimann, ,.Dr. Friedrich Ludwig von Keller", p. 39. 
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mannigfachen Anfeclitun^en, boshaften Verleumdungen und ge- 
hässigen Vorurteile, denen sie in Zürich damals ausgesetzt war. 
Wenn man ihm und seinen Freunden zum Vorwurf machte, dass 
sie sich einem Zweige der Staatsverwaltung ausschliesslich oder 
doch ganz vorzugsweise widmeten, so entkräftete er diese Vor- 
würfe damit, dass er auf die Bedeutung des Rechtswesens hinwies ; 
es sei nur gut, wenn der Rechtspflege, von der überhaupt das 
Wohl eines Staates vorzüglich abhänge, diesem Grundpfeiler zu- 
gleich wahrer Ordnung und wahrer Freiheit, auch besondere Auf- 
merksamkeit gewidmet werde; darum müsse es einen besonderen 
Juristenstand geben; denn auch im Staate gelte das Prinzip der 
Arbeitsteilung. „Man wird es nicht für unbescheiden halten, dass 
da, wo die Väter in ihrer Jugend den ganzen Staat erneuert, im 
Grossen und Ganzen geschaffen und zerstört haben nach Gutfinden, 
die Söhne dagegen in einem einzigen Fache, dem sie ihr Leben 
widmen, noch etwas nachbessern wollen; man wird es erkennen, 
dass wir nie Lärm geblasen, bis jetzt noch keine einzelnen Miss- 
griffe und Missbräuche öffentlich zur Sprache gebracht und be- 
zeichnet, sondern uns begnügt haben, nach unserer Überzeugung, 
Jeder an seinem Platze im Stillen zu wirken und die Fehler anderer 
nur uns selbst zur Belehrung dienen zu lassen : und man wird end- 
lich aufhören, uns zu verketzern und im Lichte junger Schwindel- 
köpfe und eitler Weltverbesserer darzustellen '". Den Zweck seiner 
Arbeit fasste Keller am Schlüsse in den Satz zusammen: „Es ist 
an der Zeit, unseren Obern Rechenschaft zu geben von dem Treiben 
des heranwachsenden Geschlechtes, beruhigenden Aufschluss zu 
erteilen dem Publikum, das in Irrtum gesetzt ist, denen aber, 
welche noch Zweifel und Verdacht hegen sollten, den Mund zu 
öffnen, damit wir ihnen Rede stehen können, einen Sporn zu geben 
der lernenden Jugend, dass sie sich nicht abschrecken lasse, sondern 
mutig fortschreite auf der Bahn der Wissenschaft; es ist endlich 
der Mühe wert, ein Denkmal zu setzen der Zeit der Verkennung 
und der unbelohnten Arbeit, wäre es auch nur zum abschreckenden 
Beispiel für uns selbst, wenn einst unsere Söhne Männer geworden 
sind2\ 

Gerade aber aus dieser Schrift, die schon die ganze Schärfe 
der Kellerschen Diktion aufweist, geht mit aller Deutlichkeit 
hervor, wie wenig Keller und seine Freunde damals noch eine 



p. 39 f. 
'■ p. 40 f. 
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neue Eevolution voraussahen*. Seit 1829 war L. Keller Mitglied 
des Grossen Rates, wo sein Streben zugleich mit dem Anderer, 
welche die liberale Eeformpartei bildeten, darauf gerichtet w;ar, 
dem Grossen ßate freie Bewegung und selbständige Stellung der 
Eegierung gegenüber zu verschaifen, in deren Schoss sie an Usteri 
einen Freund besassen. Als Keller nach der Landesversammlung 
von Uster sah, dass die Eevolution unvermeidlich geworden, dass 
sie da war, hielt er es für töricht, sie zu bekämpfen und entschloss 
sich nach kurzem Zögern - als einer der ersten, sich derselben hin- 
zugeben und sie womöglich zu leiten ^ und seine Führerschaft zur 
wirklichen Verbesserung, insbesondere der Eechtspflege, zu be- 
nutzen. Und so wurde denn Keller das geistige Haupt, ja die 
ersten Jahre der allmächtige Chef der liberal-radikalen Partei. 

Eine Würdigung dieser ausserordentlichen und gross veranlagten 
Persönlichkeit fällt deshalb so schwer, weil der Parteien Hass und 
Gunst sich ihm wie keinem Zweiten zuwandten und sein Bild ver- 
zeichneten. Bei einer Würdigung Kellers werden sicher die Aus- 
führungen seines ehemaligen Schülers und späteren politischen 
Gegners J. C. Bluntschli in erster Linie in Betracht kommen \ 

Die hervorragendste und charakteristischste Eigenschaft Kellers 
bestand in einem ausserordentlich scharfen, klugen, zersetzenden 
Verstände. Diese höchste Intelligenz kam dem Juristen und Partei- 
führer gleichermassen zu gute: mit ungemeiner Gewandtheit und 
grossem Scharfblicke fand er schnell die nötigen Mittel, um seine 
Pläne zu realisieren, erspäMe er die verschiedenen Schwierigkeiten 



* Konnte Keller doch p. 23 den Satz aussprechen: „Der Staat steht 
jetzt wieder, das baufällige Haus ist von ihnen (i. e. den jetzigen älteren 
Regenten) wieder neu im Groben aufgeführt." 

^ Vgl. das Kapitel über die Entstehung der Verfassung. 

3 Aus der „Erinnerung an F. L. Keller", p. 13. 

'* J. C. Bluntschli urteilt — ganz abgesehen von seinen gelegentlichen Aus- 
führungen in der „Allgemeinen Zeitung", im „Schweizer. Konstitutionellen" 
au folgenden Orten über Keller; 1) In dem oft zitierten Aufsatz in Rankes 
„Historisch-politischer Zeitschrift" (abgedruckt in der „Helvetia" VIII, p. 16 ff.); 
2) in der „Erinnerung an Friedrich Ludwig Keller"; 3) in seinen Memoiren 
„Denkwürdiges aus meinem Leben" I, p. 124 ff., 132 ff., 140 ff. u. s.w.; 4) in 
der Allgemeinen Deutschen Biographie Bd. 15, p. 570—579; es ist sehr in- 
teressant, diese verschiedenen, zeitlich stark auseinander liegenden Urteile 
Bluntschlis über Keller miteinander zu vergleichen. — Vgl. auch noch ; Rüttimann, 
Dr. F. L. von Keller (zuerst in der N. Z. Z., dann als Separatabdruck [St. ß. Z. 
L. K. 775 k.]). Zeitgenössische Quellen über Keller werden gelegentlich zitiert 
werden. 



Digitized by 



Google 



— 110 - 

und wusste sie leicht und unvermerkt zu umgehen oder plötzlich 
auf einen Schlag zu überwinden. Als Redner war er ausgezeichnet 
durch die Sicherheit und Klarheit seiner Sprache, die Biegsamkeit 
seiner Wendungen; seine Reden waren frei von allem Pathos und 
aller Rhetorik, immer verständig und auf das Ziel gerichtet ; den 
schwierigsten Gegenständen wusste er auf das glücklichste eine 
Seite abzugewinnen, die auch für die bäuerliche Mehrheit des 
Grossen Rates leicht fasslich war; die Schlagwörter der neueren 
Zeit liatte er nach Bluntschli vollständig in der Gewalt, und selbst 
das Feuer, das er andern mitzuteilen w^ünschte, wusste er als sein 
eigenes darzustellen. Auf der andern Seite sprach er zuweilen über 
Gegenstände, die ihm vor allem wichtig waren, mit der schein- 
barsten Gleichgültigkeit, nur um desto .sicherer zu täuschen*. So 
musste Keller in den beratenden Kommissionen der gewandteste 
Debatter, im Grossen Rate der populärste und einflussreichste Redner' 
werden. In der Stellung eines Präsidenten des Grossen Rates, zu 
der er schon im folgenden Jahr emporstieg, war er so recht eigent- 
lich in seiner Sphäre; ^er hielt die Zügel der Verhandlungen mit 
Meisterhand, fasste die verschiedenen Ansichten schnell auf und 
w^usste sie auf bewundernswürdige Weise, wenngleich nicht selten 
nach seinem Interesse und Willen gestellt, in klaren Gegensätzen 
zur Abstimmung zu bringen^". 

Neben diesem alles durchdringenden und beherrschenden Ver- 
stände waren es das jeder bedeutenden aktiven Individualität eigene 
energische Selbstbew^usstsein und der »Wille, sein Wesen in der 
Welt zur Wirksamkeit und zur Geltung zu bringen, die ihn rasch 



' Ziemlich wörtlich aus dem Aufsatze Bluntschlis bei Ranke. Über 
diesen Aufsatz hatte — beiläufig bemerkt — R. 1832 No. 74, p. 410 (Beilage) 
gesagt : „Bekanntlich hatte schon früher ein malitiöser Fleischerhund in Rankes 
Zeitschrift für Geschichte die Revolution des Kantons Zürich angeknurrt, ob- 
schon er sehr behaglich das reichliche Futter frisst, das ihm die neuen In- 
stitutionen gewähren". -— Vgl. über KeUer auch noch; Prof. Dr. A. Schneider: 
„Rede zur Feier des hundertsten Geburtstages des Prof. Dr. L. von Keller'*. 
Separatabdruck aus der N. Z. Z. (St. B. Z., L. K. 775 k.). Die Arbeiten von 
Rüttimann und Schneider berücksichtigen natürlich mehr den Juristen als den 
Staatsmann Keller. 

2 Aus der „Erinnerung an F. L. Keller", p. 15; vgl. ferner den Aufsatz 
Bluntschlis bei Ranke; über Keller als Redner vgl. auch noch p. 8— 9 der 
„Betrachtungen über die Revolution im Kanton Zürich in Briefen eines Zürchers 
an einen Basler", Basel, Druck der Schweighauserschen Buchhandlung 1839 
(St. A. Z. III. B. b; 2; 43 und St. B.Z. Oktav-Thek 1839;5). 

3 Aus dem Aufsatze Bluntschlis bei Ranke, p. 17. 
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emportrugen. Keller besass vor allem auch die für den Politiker 
so wichtige durchdringende Menschenkenntnis; seine vortreffliche 
Kenntnis der menschlichen Schwächen reizte ihn dann freilich oft 
zum Spotte oder gar zur Menschenverachtung. Nach einem scharfen 
Urteile, das der junge J. (\ Bluntschli 1832 mitten im leidenschaft- 
lichen Kampf über Keller fällte ', später aber, in ruhigeren Zeiten, 
als gereifter Mann stark dämpfte, beruhte überhaupt das ganze 
Wesen und Handeln Kellers auf Bei^chnung.' „Die Welt, in der 
er lebt und wirkt", schrieb Bluntschli 1832, ^ist ihm ein Spielbrett, 
die Personen, mit denen oder auf welche er wirkt, sind ihm die 
Figuren. Ferneres Interesse an ihnen hat e^ nur wenig, und die 
Natur der Mittel ist ihm ziemlich gleichgültig. Ist das Spiel ge- 
endigt, der Gewinn errungen, oder ist er ihrer überdrüssig, so 
wirft er sie von sich". Vorteilhaft für Keller war auch das heitere, 
einnehmende Äussere, das er besass und das sich doch zur Würde 
erheben konnte, wo es notwendig war; ja es gab gar, wie der 
Musiker H. G. Nägeli, enthusiastische 'Anhänger, welche „das 
ganze Angesicht Kellers im Zustande der Ruhe himmlisch heiter 
fanden" und konstatierten, dass er an Stirn und Augen mehr Engel 
als Mensch sei 2". 

Alles in allem genommen erscheint Dr. Friedrich Ludwig 
Keller als der weitaus bedeutendste Repräsentant der zürcherischen 
Regenerationspolitik 3. Freilich besass er auch Schwächen, welche 
schliesslich ihm, seiner Partei und Politik verhängnisvoll werden 
sollten. Wenngleich das Privatleben, wie schon Bluntschli^ be- 
tonte, nicht der Öffentlichkeit angehört, so wirken doch Privat- 
fehler unter Umständen nacliteilig auf den Kredit auch des Staats- 
mannes und bringen ihn in Gefalir, von Freunden verlassen und 
von P^inden mit Vorwürfen überschüttet zu werden. Auf Kellers 
Leben wirkten immer zwei Leidenschaften störend und schädigend 
ein: Erstens seine Habsucht! Vielleicht mochte dieser bedenklich- 
realistische Zug seiner Wirtschaft, der ihm vielen Tadel und Hass 
und den Ruf eines entschiedenen Egoisten zuzog % zusammenhängen 
mit der in der römischen Schule ausgebildeten Neigung, die harten 



' Aus (lern Aufsatze Bluntschlis bei Ranke. 
^ Aus dem Aufsatze Nägelis in der „Holvetia" VIII, p. 37. 
^ Rüttimann u. s. w., p. 42 f. 

^ Vgl. auch L: M. v. K., p. 3.57, 3()7 u. s. w.-, Gustav Korabst, „Erinnerungen 
aus meinem Leben", p. 154 u.s. av.; Alli>emeine Deutsche Biographie Bd. 15, p. 576. 
* G. Kombst, „Erinnerungen" u. s. w., p. 154. 
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und zwingenden Eechtsfornien egoistisch auszunutzen. Tatsache 
war, dass Keller in Geldsachen sehr genau und gewandt war, dass 
er zuweilen durch Rechtskautelen seine Schuldner strenger band 
und unter Umständen härter drückte, als billig war *. Dazu kam 
seine geschlechtliche Eeizbarkeit ! Keller war mit einer sehr liebens- 
würdigen und reizenden Frau, Ida, geborne Lavater, verheiratet, 
welche ihm mehrere Kinder gebar. Seine ^,zu grosse Verehrung 
des weiblichen Geschlechtes ^'^^ wirkte oft störend auf die im ganzen 
glückliche Ehe, und die äusseren Beziehungen und Erfahrungen 
warfen zuweilen ihre Schatten auf die Heiterkeit des Familienlebens. 
Keller gestattete freilich seinem sinnlichen Temperamente keinen 
Einfluss auf sein öifentliches Leben; er betrachtete diese Dinge 
als eine Privatsache, die Niemanden etwas angehe als ihn selbst^. 
Unmittelbar nach Keller muss David Ulrich genannt werden, 
der intime Freund und politische Verbündete Kellers, nach ihm 
wohl der hervorragendste der stadtzürcherischen Juristen, welche 
als ausgesprochene radikale Parteimänner in die Fühining der sieg- 
reichen Mehrheitspartei eingetreten waren. Wie Keller stammte der 
im Jahre 1 797 geborne Ulrich aus einer vornehmen städtischen Fa- 
milie. Bürgermeister David von Wyss (Vater), der „letzte impo- 
nierende Repräsentant der alten Aristokratie", war sein Gross vater 
mütterlicherseits und zugleich sein Pate, der auf die Entwicklung 
und Erziehung des Enkels einen entschiedenen Einfluss ausübtet 
Nach Absolvierung des Gymnasiums und des politischen Institutes 
studierte er auf den Universitäten Göttingen und Berlin Juris- 
prudenz, wurde aber im Sommer 1819, als die grosse Untersuchungs- 
jagd gegen die „demagogischen Umtriebe^ der Burschenschaft, des 
Männerbundes u. s. w. begann, ohne jede Verschuldung so nach- 
drücklich in die Untersuchung mitverflochten, dass er noch im 
gleichen Jahre Berlin, das ihm eine Fülle von Anregungen geboten, 
verliess und nach einem weitern Aufenthalt in Paris im Jahre 1820 
nach Zürich zurückkehrte, wo man nach einem für die damaligen 



* Allgemeine Deutsche Biographie Bd. 15, p. 573 u. 576. 

* G. Kombst, „Erinnerungen" u. s. w., p. 154. 

3 Aus der „Erinnerung an F. L. KeHer", p. 16 ; vgl. H. Escher, Erinnerungen 
n. s. w. II, p. 180 ff. 

* p. 22 ff. der recht hübschen Biographie David Ulrichs, welche Jakob 
Vogel, Dozent an der Universität Bern, in seinen „Schweizergeschichtlichen 
Studien" publiziert hat. Das Leben Ulrichs ist nur bis 1830 geschildert. Am 
Schlüsse steht der Nekrolog, den Ludwig Snell dem am 2. März 1844 verstorbenen 
Freunde im „Schweiz. Republikaner" gewidmet hat. (St. B. Z., W. C. 1133.) 
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Verhältnisse charakteristischen Äusserung Ulrichs arbeiten müsste, 
um nicht vor Langeweile zu sterben K Schon 1824 wurde der hoch- 
begabte junge Mann an die Stelle eines öffentlichen Anklägers be- 
fördert, die er zur besten Zufriedenheit seiner „Herren und Obern" 
versah; er gewann durch die Gediegenheit seiner Arbeiten bald 
einen bedeutenden Einfluss auf das Obergericht. Daneben aber nahm 
er — seine Bildung und seine ganze Individualität gestatteten 
ihm nichts Anderes, wie sein Biograph sagt^ — gleich nach seiner 
Eückkehr an den freisinnigen, besonders juristischen Reformten- 
denzen, welche die jüngere Generation in einer Reihe von Gesell- 
schaften und besonders in der mehr und mehr erstarkenden Publi- 
zistik vertrat, zum höchsten Missfallen seiner vornehmen Verwandt- 
schaft einen so eifrigen und energischen Anteil, dass der Apostat 
nicht lange vor 1830 bei einem Vorschlage zu fünf erledigten Stellen 
im Grossen Rate durch den Einfluss der Aristokraten übergangen 
wurde. Als dann die Revolution kam, da war David Ulrich einer 
der wenigen Abkömmlinge der vornehmen Geschlechter, welche den 
Geist der neuen Zeit begriffen und mit klarem, entschiedenem 
AVillen sich in ihre Bewegungen hineinwarfen^. Wenn er sich zu 
diesem Schritte entschloss und in engster Berührung mit Keller in 
die Leitung der siegreichen Partei eintrat, war das nicht zuletzt 
eine Folge der begeisterten und begeisternden Beredsamkeit des 
Nassauers Dr. Ludwig Snell, welcher auf der vielgenannten Zu- 
sammenkunft von Zürcher Liberalen auf der Rigi^ im Sommer 1830, 
als die eTulirevolution eben ausgebrochen, in einer Unterredung ihm 
das Ideal einer auf Volksbildung beruhenden wahren Volksherrschaft 
überzeugend geschildert hatte, so dass Ulrich, der anfänglich aus 
Furcht vor dem Bauernreginiente als dem Grabe aller Bildung, 
die Regeneration durch die Intelligenz der Stadtaristokratie hatte 
herbeiführen wollen, ganz für diesen demokratischen Gedankenkreis 
gewonnen wurde und an dem Reformwerke selbst den tätigsten An- 
teil nahm. So war z. B. das Gesetz über die Organisation der Straf- 
rechtspflege sein Werk, wie er es denn auch war, der in seiner Eigen- 
schaft als Staatsanwalt am meisten dazu beitrug, das Gesetz in 
das Leben zu rufen. Denn da sich, wie Ludwig Snell in seinem 
Nekrologe bemerkte, Sicherheit und Scharfblick im Urteil, ein ru- 

• Vogel u. s. w., 11. 276. 

2 Vogel u. s. w., p. 315. 

3 Vogel II. s. w., p. 222. 

4 Vogel u. s. w., p. 318 ff.; ferner: „Dr. Siiells Leben und Wirken" u. s. w., 
p. 55 ff. ; C. Dändliker, „Der üstertag", p. 49. 

Wettstein, W.: Regeneration. 8 
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higes, gleichmässiges Temperament, unerschütterliche Eechtlichkeit, 
Geradheit, ausgezeichnete Leichtigkeit und Gewandtheit im Arbeiten, 
eine seltene Bildung sich bei ihm vereinigten, hätte das neuge- 
schalfene Amt eines Staatsanwaltes unmöglich besseren Händen 
anvertraut werden können; und wenn dann dieses Amt in der 
öffentlichen Meinung sehr bald die grösste Bedeutung gewann, 
so hatte dies vorzüglich in der Persönlichkeit Ulrichs seinen 
Grund ^ Wenn an dem Juristen und Staatsanwälte das unbestech- 
liche Gerechtigkeitsgefühl, an dem Politiker der unabhängige 
Charakter, das gesunde Urteil, wodurch er den Meisten überlegen 
war, allgemein anerkannt wurden ^ so mussten die Schroffheit des 
politischen Auftretens, die dem ausgesprochenen Parteimann und 
Parteiführer trotz seiner angebornen Gutmütigkeit eigen war, und 
noch mehr „die offenkundigen Blossen seines Junggesellenlebens" ^, 
von dem die chronique scandaleuse bald allerlei pikante Abenteuer 
zu erzählen wusste^, ihm bald Anfechtungen und Feinde zuziehen. 
Auch der im Jahre 1803 geborne Wilhelm Füssli zählte wie 
seine Freunde Keller und Ulrich zu den vornehmen, juristisch ge- 
bildeten, jungen Stadtzürchern, welche der 1830 eingetretenen 
staatlichen Umgestaltung durch die liberale Entwicklung hindurch 
auf den Boden radikaler Tendenzen folgten ^ Vor 1830 war er mit 
Keller Mitglied des Amtsgerichtes gewesen und damit ein Träger 
jener mannigfachen Reformbestrebungen, welche sich an dieses 
Institut knüpften. Aber erst nach 1830 trat er in das wirkliche 
politische Leben ein. Er schloss sich dabei völlig Keller an, 
nur dass der mit einem nervös-galligen Temperament Ausge- 
stattete^ mit leidenschaftlicher Energie auf das Ziel losging. Als 
radikaler Parteimann schärfster Tonart, als schneidiger, journali- 
stischer Vorkämpfer dieser Tendenzen, als launig-derber Redner 
im Grossen Rate nahm Wilhelm Füssli", der nach Scherr*^ dazu 



^ Vogel u, s. w., p. 326. 
2 N. Z. Z. 1838 No. 26, p. 101 (28. Febr.). 

^Allgemeine Deutsche Biographie, Bd. 19, p. 251 f.: Artikel über Ulrich 
von Wilhelm Oechsli. 

4 H. Escher, Erinnerungen u. s. w. II, p. 165 f. ; auch R. 1832 No. 25, p. 168 
(.8 Juni). 

5 Allgemeine Deutsche Biographie Bd. 8, p. 266 f.: Artikel über W. Füssli 
von Meyer von Knonau. 

^' G. Kombst, „Erinnerungen" u. s. w., p. 155; ferner Meyer von Knonau. 
' N. Z. Z. 1833 No. 75, p. 298 (18. Sept.) und N. Z. Z. 1838 No. 26, p. 101 
(28. Febr.). 

^ Sehen- 1, p. 8i; vgl. auch L. II, p. 480 f. 
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noch volle Liebe für Wissenschaft und Kunst und alle edleren 
Richtungen der Menschen besass, oft eine bedeutende Position ein. 
Zu den radikalen Juristen gehörte auch Oberrichter Schulthess, 
der sich nach dem radikalen Organe * durch seine aufrichtige Liebe 
zum Volke, seine Konsequenz und ünerschrockenheit in allen wich- 
tigen Fragen verdient machte, während der konservative „Schweize- 
rische Konstitutionelle" der Zunft zu Zimmerleuten gratulierte, als 
sie Schulthess nicht mehr in den Grossen Rat wählte, weil sie da- 
durch den Beweis ablege, „dass sie die Würde und das Ansehen 
der höchsten Landesbehörde zu sehr ehre, um einen Repräsentanten 
in diese abzuordnen, der in den wichtigsten Verhandlungen mit 
Hintansetzung alles Anstandes sich die unzeitigsten und abge- 
schmacktesten Scherze erlaubte" ^. Zu dieser Parteigruppe gesellte 
sich auch der junge Winterthurer Jurist Jonas Furrer, der in 
späteren Jahren zur Würde des ersten schweizerischen Bundes- 
präsidenten emporsteigen sollte. Geboren im Jahre 1805 zu Winter- 
thur als der Sohn eines ehrbaren Schlossers, hatte er sich dem 
juristischen Studium am politischen Institut in Zürich und an den 
Universitäten zu Göttingen und Heidelberg gewidmet. 1828 Pro- 
kurator geworden, konnte er schon 1832 zur höheren Stellung eines 
Fürsprechs emporsteigen, und in diesem Berufe erwarb er sich 
durch Talente und Kenntnisse, Gewissenhaftigkeit und Beredsamkeit 
rasch das allgemeine Vertrauen, so dass er bald einer der gesuch- 
testen Anwälte im Kanton war und, um mehr in dem Mittelpunkt 
seiner Klientel zu sein, 1836 nach der Hauptstadt Zürich über- 
siedelte^. Bald trat der gesuchte Advokat, der auch bei seinen 
Berufsgenossen wegen seines anspruchslosen, geraden und gefälligen 
Wesens und wegen seines guten Humors sehr beliebt war, auf den 
Schauplatz der öiFentlichen Angelegenheiten; dadurch, dass er 
hauptsächlich in der Gesellschaft von Keller, Ulrich, Füssli u. s. w. 
verkehrte und die politischen Ansichten dieses Kreises teilte, ohne 
seiner Selbständigkeit etwas zu vergeben, kam er zu Ansehen und 
Würden empor. Die „Neue Zürcher Zeitung^' rühmte gelegentlich 



1 R. 1834 No. 88, p. 471 (4. Nov.). 

2 Schweiz. Konst. 1834 No. 89, p. 364 (7. Nov.). 

* Allgemeine Deutsche Biographie Bd. 8, p. 209 f.: Artikel über Jonas Furrer 
von Gisi; vgl. ausserdem in den „Kleinen vermischten Schriften" von Prof. Dr. 
J. J. Rüttimann, p. 63—122 die hübsche Biographie Jonas Furrers, auf der auch 
der kurze Artikel von Gisi beruht. Auch die ausführliche Biographie, die A. Isler 
über „Bundesrat Jonas Furrer" im Jahrgange 1905 der ,,Neuen Zürcher Zeitung" 
publiziert hat, sei noch genannt. Ferner: Dr. Vollmar : ,,Die schweizer. Bundesräte". 
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an ihm die politische Unabhängigkeit, seinen immer ruhigen, jedem 
Zutrauen einflössenden Charakter und die geistreiche Beredsamkeit *. 
Auch der später als Jurist, akademischer Lehrer und Politiker zu 
hohem Ansehen und bedeutendem Einfluss gelangende Prof. Dr. Jo- 
hann Jakob Küttimann fand die ersten Anfänge seiner politischen 
und amtlichen Wirksamkeit durchaus im Anschlüsse an die radikalen 
Juristen; es war Ludwig Keller, welcher auf den 1813 geborenen 
Sohn des Eegensberger Landschreibers eigentlich aufmerksam 
machte ; so wurde der durch Klarheit und Schärfe der Gedanken 
ausgezeichnete, strebsame, junge Jurist schon 1834 zum Substitut 
des Staatsanwaltes gewählt. Seine Hauptbeschäftigung war eine 
weit ausgebreitete Advokatur, der er sicli mit jener Noblesse hin- 
gab, welche den für das Recht begeisterten Mann auch im Ge- 
wände des Parteianwaltes vom blossen Geschäftmacher und Phrasen- 
dreher unterschied^. 

Im Anschlüsse an diese eng geschlossene Gruppe junger Juristen, 
die mit Keller an der Spitze recht eigentlich in die Leitung der 
liberal-radikalen Partei eingetreten waren und dadurch, dass sie 
über eine sichere Mehrheit im Grossen Eate stets verfügten, den 
Staat beherrschten, umss eine Reihe weiterer stadtzürcherischer 
Persönlichkeiten geschildert werden. Ohne selbst diesem engen 
Kreise anzugehören, ja zeitweilig in einer durch die Verschieden- 
heit der amtlichen Stellungen, der politischen Aulfassungen und 
der Charaktere bedingten heftigen Opposition zu ihm stehend, 
müssen diese weiteren Männer trotz aller Gegensätze und Differenzen 
mit zu den geistigen Führern und Hauptvertretern der herrschenden 
Partei und Parteirichtung bezeichnet werden. 

An erster Stelle muss da Conrad Melchior Hirzel genannt 
werden, der wohl den idealen Schwung der neuen Ära mit seinen 
Vorzügen und Irrtümern am vorzüglichsten repräsentierte ^. Geboren 
im Jahre 1793 war Hirzel nach theologischen zu juristischen und 
philosophischen Studien in Heidelberg übergegangen. Nach seiner 
Rückkehr nach Zürich mdmete er sich einige Jahre der Advokatur- 
praxis, arbeitete später als Sekretär des Justiz- und Polizeiwesens 
und hielt daneben juristische Vorlesungen am politischen Institute. 



' N. Z. Z. 1838 No. 26, p. 101 (28. Febr.). 

2 Vgl. die Biographie von Dr. J. J. Rüttimanu von Dr. A. Schneider, 
p. 3—35 der „Kleinen vermisehten Schriften" u. s. w. 

3 Allgemeine Deutsche Biographie, 12. Bd., p. 494 — 495: Artikel über Hirzel 
von Meyer von Knonau ; vgl. ferner „Neuer Nekrolog der Deutschen" XXI. Jahrg. 
I. Tl., p. 630-635; L. M. v. K., p. 282 f.; C. Dändliker, „Der Ustertag^% p. 28 f. 
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„Im Jahre 1823 übernalim Hirzel, als Oberamtinann für das Amt 
Knonau bestellt, die Leitung des südwestlichen Teiles des Kantons 
und erhielt dabei (Gelegenheit, seine anregende Kraft und seine 
administrativen Talente zu betätigen. Als Begründer einer gemein- 
nützigen Bezirksgesellschaft, als Förderer der Schule, desGewerbe- 
fleisses, der Anlegung von Strassen, wohltätig wirksam auf den 
verschiedensten (-rebieten, wurde er mit Recht eine wirklich popu- 
läre Persönlichkeit. Aber daneben glühte der von humanen Ideen 
erfüllte Philantrop auch für anderweitige Bestrebungen, und der 
unter seiner Wirkung geschaffene zürcherische Griechenverein trug 
ihm das hellenische Ehrenbürgerrecht ein^' *. 

' Die allgemeine Popuhirität-, welche Hirzel diese Wirksamkeit 
nach Verdienen eintrug, wie die Entschiedenheit, mit der er sich 
nach kurzem Schwanken der Revolution und der siegreichen Land- 
partei hingegeben und an dem Verfassungswerke Anteil genommen 
hatte, hoben ihn rasch zu einer einflussreichen Stellung empor: 
Hirzel wurde zunächst zum Regierungsrat, nach dem Tode Usteris 
zum Präsidenten des (Crossen Rates und ein Jahr darauf bei der 
ersten Gelegenheit auch zum Bürgermeister gewählt. 

C. M. Hirzel Ava'r eine ausserordentliche Persönlichkeit. Schon 
sein Äusseres war auffallend genug: Zu seiner Riesengestalt bildete 
seine feine Tenorstimme, die nicht wenig an einen italienischen 
Sopransänger erinnerte ^ einen merkwürdigen Gegensatz ; nach einem 
enthusiastischen Schilderer waren ^ seine Wangen und Mienenspiel 
weich und beweglich, von den Regungen des Wohlwollens sichtbar 
durchschimmert und durchschmolzen von den Engelszügen des Mit- 
leids"^ ^. Hirzel war durch und durch ein Idealist, im vollendeten 
Gegensatz zu Keller Phantasie- und Gemütsmensch; human, aber 
insoweit herrschsüchtig, dass er mit Exklusivität seine Ideen durch- 

' Meyer von Knonau in der Allgemeinen Deutschen Biographie; ferner 
Artikel in 0. Hunzikers Geschichte der Schweizerischen Volksschule III, p. 25— o8 
(hier noch weitere Literaturangaben). 

■' Vgl. z. B. R. 1831 No. 28, p. 167 f. (25. März) u. R. 1881 Xo. 81, p. ISO 
(5. April). 

^ So Anton von Tillier: Geschichte der Eidgenossenschaft während der 
Zeit des sogeheissenen Fortschrittes I, p. 249. Tilliers Urteil über Hirzel ist 
überhaupt recht gut. 

* Aus dem zweiten radikalen Aufsatze in der „Helvetia" Bd. VIII. p. 3G f. 
Dass der Verfasser dieses durjchaus originellen und historisch wertvollen Auf- 
satzes kein anderer ist als der Komponist und Musiker Hans Georg Nägel i, 
habe ich nachgewiesen in dem Aufsätze: „Hans Georg Nägeli als Po- 
litiker" (Neue Zürcher Zeitung 1905, Beilage zu No. 86 [5. Febr.]). 
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zusetzen und alles denselben zu unterordnen suchte *. J. C.Bluntsclili 
glaubte sogar Hirzel mit einem Kinde vergleichen zu dürfen, das sein 
Spiehverk geschäftig bald so bald anders ordne, .,dem Welt und 
Menschen gleich einem Garten von Blumen erscheinen, welcher fort- 
während von der Frtihlingssonne beglänzt wird ^ ^. Entflammt für alles 
Cxute und Schöne, für "Wahrheit und Recht, erfüllt von einer heiligen 
Begeisterung für Menschenwohl und Menschenglück, gab er sich 
dem Drange des Herzens ohne weitere Überlegung voll und ganz 
hin. So erhielt sein ganzes Streben etwas Rast- und Ruheloses. 
Hirzel brachte stets viele Ideen und Entwürfe an die Tagesord- 
nung, die oft als blosse Theorien und selbst als Belästigungen 
angesehen wurden, ungeachtet er, wie Ludwig Mej^er von Knonau 
hervorhob^, immer Volksfreund und sein Wille immer rein war. 
Nicht ausgeschlossen erscheint auch, dass Hirzel deshalb in seiner 
Tätigkeit im Dienste des Staates um so rastloser war, als er infolge 
seiner mangelhaften Schulbildung weder Geschmack noch Befähi- 
gung zu anhaltenden Studien oder schriftstellerischen Arbeiten 
besass, wie Escher in seinen ,, Erinnerungen" bemerkt^. Fügt man 
hinzu, dass er auch die kleinen Listen und Kniffe nicht verschmähte, 
um seine Absichten zu erreichen, dass er zuweilen Anwandlungen 
zu Intriguen unterlag, die zwar unschuldig oder doch nicht nachteilig 
waren, aber gleichwohl missdeutet wurden und missfielen ^ so konnte 
ein Zeitgenosse mit gutem Grunde Hirzel als ein wundersames 
Gemisch von wirklich edlem Sinne, schönem hohen Mute, Ent- 
schlossenheit und Schnellblick auf der einen, von Schwäche, Be- 
fangenheit, Verworrenheit und erkünsteltem "Wesen auf der andern 
Seite bezeichnen*^'. Der deutsche F'lüchtling Gustav Kombst, der 
im Jahre 1834 vorübergehend als politischer Journalist in Zürich 
lebte und in seinen Erinnerungen recht wertvolle Urteile nieder- 
gelegt hat, erklärte Hirzel als einen achtenswerten, liebenswürdigen, 
durch persönliche Leidenschaften unbefleckten Charakter, aber als 
durchaus schwach und ohne die geringste politische Einsicht". 
Baumgartner endlich charakterisierte Hirzel in scharfen Worten, 



' H. Escher, ,, Erinnerungen- u. s. w. II, p. 53. 
- Ans (lern Aufsatze Bluntschlis, p. 18. 
3 L. M. V. K., p. 439. 

* H. Escher, .,Erinnerungen" n. s. \v. II, p. 08. 
^ L. M. V. K., p. 439. 
^ Aus (lern Aufsatze Bluutschlis, p. 19. 

' Gustav Kombst, ,,Erinuerungen aus meinem Leben". Leipzig, Verlag von 
Fr. Lndw. Herbig 1848 (St. B. Z., G. G. 128G), p. 153 f. 
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aber durchaus richtig- als einen „Manu von vielen ausgezeichneten 
Eigenschaften, der für einen Staatsmann in höherer Stellung doch 
nicht solid und praktisch genug war^, als eine Erscheinung „von 
vielseitiger, wissenschaftlicher Bildung, frohen und gemütlichen 
Wesens, leicht im Auffassen, beflügelt ^für das Projektieren, enthu- 
siastisch eingenommen für Reformen im Sinne der Fortschrittsideen 
des Tages und unermüdlich tätig für Ausführung dahinzielender 
Pläne^^ 

Hirzel zunächst kann sein späterer Kollege im Bürgermeister- 
amte, Joh. Jakob Hess, genannt werden. Als der Sohn des vor- 
züglichen Landschaftsmalers Ludwig Hess 1791 geboren, von einer 
hochgebildeten, feinsinnigen Mutter erzogen, war Hess ursprüng- 
lich für die Kaufmannschaft bestimmt; bald wandte er sich aber 
am politischen Institute in Zürich und an der Universität zu Heidel- 
berg juristischen Studien zu. 1818 Sekretär des Obergerichtes, 
stieg er zehn Jahre darauf zur Würde eines Oberrichters empor, 
nachdem er schon 1825 zum Mitgiiede des Grossen Rates gewählt 
worden war. „Seiner politischen Gesinnung nach war er im An- 
fange der Restaurationszeit unter den Trägern einer entschieden 
reaktionären Auffassung der Sachlage gewesen: 1814 floss aus 
seiner Feder eine Protestation, welche im Sinne der ultra-legi- 
timistischen Bestrebungen, parallel mit der Berner Umwälzung, 
eine Änderung des bisherigen Repräsentationsverhältnisses der 
Stadt gegenüber der Landschaft begehrte ^^ Gegen das Ende der 
Restaurationszeit dagegen näherte er sich immer mehr unter dem 
geistigen Einflüsse Paul Usteris den Wünschen der Reformpartei, 
wie seine Korrespondenz mit dem Luzerner Freunde Dr. Kasimir 
Pfyffer, seine journalistischen Leistungen^ — insbesondere sein 
Streit mit dem Berner Schultheissen Fischer — nachdrücklich be- 



* Allgemeine Deutsehe Bioi>-rapliie. 

-Allgemeine Deutsche Biographie Bd. 12, p. 289— 292: Artikel über Hess 
von Meyer von Kuonau; ausserdem; J. A. Pupikofer, Johann Jakob Hess als 
Bürger und Staatsmann des Standes Zürich und eidgenössischer Bundespräsident. 
(Zürich 1859) ; vgl. auch die Broschüre: „Das entlarvte republikanische 
Standeshaupt oder Trembleur Hess von Zürich". Naturgetreue Ab- 
konterfeinng der personifizierten Ehr- und Grundsatzlosigkeit des Justemilieu. 
Kleiner Beitrag zur Geschichte des Zeitalters. Baden, bei Joseph Zehnder 3839. — 
Diese anonyme, nur 10 Seiten umspannende Broschüre ist natürlich äusserst 
tendenziös. 

3 Vgl. z. B. den Artikel im ,,Eidirenossen" 1881 No. 39 (abgedruckt auf 
p. 3 u. 4 der zitierten Broschüre ^Das entlarvte republikanische Standeshaupt 
u. s. w." 
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weisen *. Hess, der die Notwendigkeit einer Totalrevision der Ver- 
fassung frühzeitig eingesehen hatte, war dann nach der fried- 
lichen Umwälzung trotz seiner journalistischen Betätigung am 
neugegründeten radikalen Organe, wo er mit den Juristen Keller, 
Füssli u. s. w. zusammentraf/ anfänglich doch etwas zurückhaltend ; 
es war überhaupt seine ganze Richtung von Anfang an eine mehr 
vermittelnde und zugleich auch bestimmbare, was die andern, wie 
der deutsche Flüchtling Kombst bemerkt, sehr wohl wussten, so 
dass sie ihn regelmässig bald durch Diesen, bald durch Jenen für 
diesen oder jenen Zweck bearbeiteten ^. Hess war wohl ein gemüt- 
licher Mann, im Umgange verbindlich, mit mehr Rücksicht auf 
äussere Formen, als man sonst in der deutschen Schweiz zu finden 
pflegte — so konnte er später dank seiner ökonomischen Unab- 
hängigkeit einer hohen Stellung mit Würde und Ansehen nach- 
kommen — , aber Entschiedenheit lag nicht in seinem (Jharakter^. 
Die milde Bemerkung von L. Meyer von Knonau, dass man an 
Hess zuweilen das Gefühl von Unabhängigkeit, zu welcher er 
durch seine Verhältnisse berufen schien, ungern vermisse, erwies 
sich als nur zu berechtigt. Hess zeigte sich als einen Mann von 
Begabung, aber oft bedenklich weitgehender Unselbständigkeit; 
sein Streben, den Beifall bei Männern entgegengesetzter Ansichten 
zu erwerben, musste als Schwäche und Mangel an Charakterfestig- 
keit taxiert werden^. 

Viel entschiedener und rascher schloss sich der Winterthurer 
Professor Eduard Sulzer der Umwälzung und ihren Tendenzen an, 
nicht zuletzt wohl, weil er hoffte, mit der Bewegung selbst empor- 
zukommen. Nach mancherlei Fahrten in England, Böhmen, Deutsch- 
land und der welschen Schweiz, wo er als Institutslehrer ^ tätig 
gewesen, hatte er sich in der Nähe von Zürich niedergelassen ; 
als Schriftsteller hatte er sich versucht auf den Gebieten der 
Nationalökonomie (Finanzwesen und Landwirtschaft) — so hatte 
er dem Kleinen Rate einen staatswissenschaftlichen Versuch ge- 
widmet — , der Pädagogik und Poesie ^ „Durch Tätigkeit und 



» Pupikofer, p. 56 if., 69 ff. ii. s. w. 

« Kombst, p. 153. 

3 Kombst, p. 153. 

* L. 31. V. K., p. 439; H. Escher II, p. 58; Pupikofev, p. 92; in dem zweiten 
Aufsatz der „Helvetia" VIII, p. 38. 

^ Deshalb wurde er wohl „Professor" genannt! 

« Vg:l. die Schrift: „Tigurina oder die Ideale". Zürich 1830 (im Sammel- 
band St. B. Z. XXXI 333) u. s. w. 
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Eifer, sa^t Sclierr ', war es Sulzer gelungen, sich in die vordersten 
Reihen zu drängen und in den Grossen Rat und Regierungsrat ge- 
wählt zu werden.'^ Der geistreiche und gelehrte Mann, schAvach 
von Körper, als Arbeiter ein Riese ^, war nicht nur im Grossen 
Rat einer der beredtesten Sprecher und ein sehr gewandter Jour- 
nalist; er vereinigte überhaupt nach einem zuverlässigen Beur- 
teiler ^ viele Talente, eine geübte Feder, schnellen Überblick, Ge- 
wandtheit in Unterhandlungen mit Gutmütigkeit, und in seiner 
besonderen Eigenschaft als Finanzreorganisator hat er sich unver- 
gängliche Verdienste um das zürcherische Staatswesen erworben \ 
Auf der andern Seite machte sich sein flüchtiges und spninghaftes 
Wesen, ein Mangel an Ausdauer bei langweiligen und alltäglichen 
Geschäften bemerkbar '\ Auch der Vorwurf eines mehrmaligen 
Wechsels seiner politischen Parteizugehörigkeit musste Ed. Sulzer 
gemacht werden : Er, der unmittelbar nach der Revolution eifrigster 
Parteigänger der Radikalen war und sich als ihr journalistischer 
Vertreter so weit für ihre Tendenzen hergab, dass er zu den in 
der Stadt bestgehassten Männern des neuen Regiments gehörte, 
wurde bald darauf Gründer und Redaktor des konservativen 
„Schweizerischen Konstitutionellen", kehrte dann wieder zu seinen 
alten Parteigenossen zurück, um schliesslich in dem Schicksals- 
jahre 1839 nach einem eigentümlichen Verhalten dauernd in die 
konservative Regierung einzutreten. 

Während man bei Hess wie dem viel bedeutenderen Eduard 
Sulzer sich des Gedankens nicht erwehren kann, dass ihr Au- 
schluss an die radikalen Tendenzen stark durch egoistische Er- 
wägungen bedingt war und deshalb aufhörte, als sie bei dieser 
Partei nicht mehr auf ihre Rechnung kamen, fällt bei dem edlen 
Ludwig Meyer von Knonau eine derartige Erwägung von vorn- 
herein . ausser Betracht. Dieser im Jahre 1769 geborene, aus der 
alten Schule und Zeit hervorgegangene Staatsmann hatte bereits 
drei Revolutionen hinter sich, das reichbewegte Leben zweier Gene- 
rationen oft in bedeutender Stellung miterlebt, — wie er das in 



» Scherr I, p. 82 (L. II, p. 13) ii. H. Escher, „Erinneruug-en^' I, p. 336. 

' Aus (lern Aufsatze H. G. Näg-elis in der „Helvetia** VIII, p. 39. 

3 L. M. V. K., p. 369. 

^ Vgl. z. B. Schw. Konst. 1834 No. 56, p. 227 Beilage (14. Juli). In einer 
temperamentvollen „Erklärung", auf die wir später zurückkommen werden, 
spricht Steffan, der ßedner auf der Landesversammlung von Uster, von „dem 
um unser Finanzwesen einzig verdienstvollen Eduard Sulzer", 

^ H. Escher, „Erinnerungen** u. s. w. II, p. 63 u. L. 31. v. K., p. 369. 
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seinen ,,LeI)enjserinnerungen^ so anschaulich und liebenswtii'dig ge- 
schildert hat — , als an den Sechzigjährigen, der ^an Erfahrung 
und vaterländischen Kenntnissen über allen stand und in eindring- 
licher, feuriger Rede noch die meisten übertraft \ die dritte Re- 
volution von 1830 herantrat. Der feste unerschütterliche Glaube 
an eine fortgehende Entwicklung der Eidgenossenschaft, an einen 
unaufhaltsamen Fortschritt an Freiheit und Selbständigkeit nach 
aussen und Kultur im Innern, dieser (klaube, der in L. Meyer von 
Knonau zur festen, durchgebildeten Ansicht geworden war, „gab 
ihm die stets frische Empfänglichkeit für alle grossen Interessen, 
die in seinem Vaterlande auftauchten, die Erhebung über den Kan- 
tonalegoismus zur eidgenössischen Aufftissung aller bedeutsamen 
Fragen, und die, wir möchten sagen, noch jugendliche Tätigkeit 
in weit vorgerücktem Alter ^. Darum traf Um auch, wie seine 
Lebenserinneimngen deutlich zeigen, die Epoche von 1830 voll- 
kommen vorbereitet und entschieden; rüstig und freudig bejahend 
trat er in den Umschwung der Dinge ein und arbeitete mit der 
lebendigsten Teilnahme für alle neuen Aufgaben, welche dem 
Staatsleben gestellt wurden. 

Diese hervorragend aktive Betätigung des greisen Staats- 
mannes für das zu regenerierende Staatswesen erhält erst dann 
die rechte Würdigung, wenn man bedenkt, dass fast alle älteren 
Staatsmänner Zürichs, welche wie er in der Zeit vor 1798 und 
ihren Traditionen wurzelten — Hans von Reinhard, David von Wyss 
und andere — , die Partei und den (Teist, welche nach der Landes- 
versammlung von Uster den Staat beherrschten, nicht mehr ver- 
standen oder nicht verstehen wollten, sondern das Schlimmste be- 
fürchtend sich bald in eine grollende und hemmende Opposition 
zurückzogen. Noch auffallender, und man muss sagen bewunderns- 
Averter erscheint das entschiedene Eintreten des vielerfahrenen 
Staatsmannes für die siegreiche Landpartei und ihre städtischen 
Führer, wenn man sich erinnert, dass selbst ein Teil der jüngeren, 
gebildeten Generation und bisherigen liberalen Reformpartei, er- 



> N. Z. Z. 1838 No. 26, p. 101 (28. Febr.). 

M^gl. ,,Lebensei'innerunoeu von Ludwi«»- Meyer von Knouau, 1769 — 1841.** 
Heraus^eiieben von Gerold Meyer von Knonau. Frauenfckl, Verlag von J. Huber 
1883 (zitiert: L. M. v. K.); ferner: Allgemeine Deutsche Biographie Bd. 21, 
p. G21— 628: Artikel über Ludwig Meyer von Knonau von Meyer von Knonau. 
Weitere Literatur wird gelegentlich zitiert (so z. B. Nekrolog bei Leutby II. 
p. 1K)7— 911). 
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schrocken über die zur Eevolution gewordenen Reformbestrebungen, 
die ebenso oft ablehnende als bejahende Partei der (remässigten 
bildeten. 

So kam Ludwig Mejer von Knonau, ohne selbst schroffer 
Parteimann zu werden odei' seiner Unabhängigkeit irgend etwas 
zu vergeben, doch seinem ganzen ^^'irken nach auf den Boden der 
liberal-radikalen Partei zu stehen, und wenn er auch nicht alles, 
was diese Partei in ihrem überschäumenden Tatendrange tat oder 
in ihrem stolzen Siegesbewusstsein zu tun unterliess, billigen 
konnte, so arbeitete er doch treulich an dem grossen Regene- 
rationswerke zusammen mit Keller, Ulrich, Eduard Sulzer und 
Andern; ja selbst jene tief einschneidenden negativen Akte des 
Gesetzgebers, welche einmal notwendigerweise der positiven Neu- 
schöpfung vorausgehen mussten -- Aufhebung des Chorherrenstiftes, 
des Direktorialfonds, Schleifung der Schanzen u. s. w. — , fanden in 
ihm einen unerschrockenen und unermüdlichen Vorkämpfer, den die 
unerhört heftigen Anfeindungen seiner Stadt- und Standesgenossen, 
aller Spott und Hohn nicht zu beirren vermochten. Denn auch in 
den erregtesten Momenten des Parteilebens verliess ihn die über- 
legene Ruhe nicht, welche ihm eine rein sachliche, von allem Per- 
sönlichen losgelöste Art der Betrachtung und des Urteils gestattete; 
es kam hinzu ein ausgesprochener Sinn für das Rechte und Wahre, 
ein klarer ungetrübter Blick für das einmal Notwendige und Unab- 
änderliche, um dem hervorragenden Historiker jene staatsmännische 
Überlegenheit zu sichern, die ihn stets auszeichnete und die in der 
steteji Ausgleichung und Versöhnung der vorhandenen Gegensätze 
seine vornehmste Aufgabe fand; diese staatsmännische Überlegen- 
heit spricht auch aus dem schönen Spiegelbilde dieses reichen 
Lebens, den .Jjebenserinnerungen^ von Ludwig Meyer von Knonau, 
und vielleicht noch deutlicher aus seinen heute noch sehr be- 
herzigenswerten ,, Abschiedsworten" *, die der Sterbende gleichsam 
als sein politisches Testament seinen Mitbürgern zurückliess. 

Ludwig Meyer von Knonau war nicht nur ein bedeutender 
Staatsmann, sondern auch ein vornehmer Mensch und in dieser 
Harmonie, die dem genialeren Ludwig Keller so vollständig abging, 
lag seine Grösse^. \Vohl gab es einige Männer, welche wie Ludwig 



« Abgedruckt bei L. M. v. K. p. 507—518 und L. II p. 911—921 ; auch als Bro- 
schüre erschienen: ,.Abschiedsworte an meine teuren Kantonsbürger" von Ludwig 
Meyer von Knonau, alt Staatsrat. Zürich, Verlag von Meyer & Zeller. 16 S., 8^ 

« Kombst p. 156 ; vgl. auch den Nekrolog l)ei L. II p. 908 ff. 
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Keller, Melchior Hirzel, Eduard Sulzer an der eigentliclien Regenera- 
tion des Kautons noch intensiver beteiligt waren als der durch sein 
Alter und ein körperliches Gebrechen vielfach gehemmte Ludwig 
Meyer von Knonau. Aber wenn man, wie H. Escher sehr gut bemerkt, 
die Summe alles Guten, was er in anspruchsloser Weise beförderte, 
und des Bösen, was er verhinderte oder milderte, ins Auge fasst, so 
verdient sein edelmütiger und wahrhaft liberaler Sinn einen Platz in 
der Geschichte besser als Manche, welche sich überall vordrängten 
und durch ihre Leidenschaften viel Unheil stifteten ^ 

Damit schliessen wir den Kreis stadtzürcherischer Persönlich- 
keiten, welche entweder als Führer der liberal-radikalen Partei 
oder doch als mehr oder weniger auf dem Boden dieser Partei 
stehende Hauptvertreter einer entschieden positiven Regenerations- 
politik sich deutlich heraushoben. Es fällt auf, wie ausserordent- 
lich verschiedenartig die geschilderten Männer veranlagt und gesinnt 
waren. Um diese reiche Diiferenzierung im Schosse der Mehrheits- 
partei noch mannigfacher zu gestalten, kamen die eigentlichen 
Vertreter der Landschaft hinzu. Es waren das zum Teil Mitglieder 
des Grossen Rates, welche in der Restaurationszeit unter der Führung 
Usteris als Minorität eine Art ländlich-liberaler Opposition gebildet, 
später den Tag von Uster organisiert hatten, und nach der Staats- 
umwälzung entweder in den Regierungsrat eintraten oder sich als 
oft recht geschickte Parlamentarier im Grossen Rate hervortaten. 
Ausser den schon genannten Regierungsräten Hegetschweiler, Reb- 
raann, Pfenninger und Weiss wären noch jene angesehenen Ver- 
treter der Landschaft zu nennen, welche bei der Krisis von 1832 
in die oberste Exekutive eintraten: Oberst Fierz von Küsnach, 
Dr. Rüegg von Bauma, Statthalter Heinrich Brändli von Stäfa und 
Andere, die wir dort würdigen wollen. Als geschickte Sprecher 
im Grossen Rate dürfen vorzüglich genannt werden der Redner 
auf der Landesversammlung von Uster, Heinrich Gujer^ dem seine 
hervorragende parlamentarische Begabung als dem ersten Land- 
zürcher die Würde eines Präsidenten des Grossen Rates eintrug, ferner 
Bezirksgerichtspräsident Stapfer ausHorgen, der als ausgezeichneter 
Finanzkenner am linken Seeufer soviel. Ansehen genoss wie Reb- 
mann am rechten ^. Gemeindeammann Wieland von Thalwil, Fabrikant 

' H. Escher, „Erinnerungen-^ u. s. w. II, p. 61. 

2 Y^L die interessante Charakteristik bei Scherr I, p. 69 f. 

3 H. Escher, „Erinnerungen" u. s. w. I, 328; vgl. ferner die Nekrologe in R. 
1838, Nr. 23, p. 93 f. (22. März) [abgedruckt bei L. 11, p. 483—487]; ferner N. Z. Z. 
1838, Nr. 27, p. 106 f. (2. März); Schw.-Konst. 1838, Nr. 20, p. 77 (9. März). 
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Studer von Mascliwaiiden, Gremeindeammann Schmid von Eglisau, 
der gemässigte und denkende * Friedensrichter Boller von Egg 
seien noch ans der Zahl der Männer genannt, welche sich oft als 
Redner im Grossen Rate vernehmen Hessen '. Als Vertreter der Land- 
schaft hatten diese Männer selbstverständlich oft deren besondere 
Interessen und Wünsche zu verteidigen ; in den grossen Fragen der 
Regeneration des Staates wie der eigentlichen Parteipolitik dagegen 
anerkannten sie wenigstens in den ersten Jahren fast durchweg die 
geistige Überlegenheit der stadtzürcherischen Führer — besonders 
Dr. L. Kellers — , für die sich deshalb sozusagen immer bei den 
Abstimmungen eine entscheidende Mehrheit ergab. 



3. Der wachsende Gegensatz der Parteien. 

Je mehr die siegreiche Mehrheitspartei mit ihrer eigentlichen 
Hauptaufgabe, der Regeneration des zürcherischen Staatswesens 
vorwärts schritt, desto schroffer wurde trotz der versöhnenden 
Tendenzen einzelner Staatsmänner der Gegensatz der Parteien, 
oder was so ziemlich das gleiche war: der Gegensatz zwischen 
Stadt und Land. Schon in der Verfassungsberatung war dieser 
Gegensatz zum Ausdrucke gekommen; die Spezialisierung und Durch- 
führung der allgemeinen Yerfassungsgrundsätze mussten ihn not- 
wendigerweise immer schärfer ausbilden 3. Je länger je mehr 
mussten sich die Stadt als \interdrückter und unaufhörlich angefein- 
deter Teil, die Landschaft als mächtiger Sieger fühlen, dessen 
AVillen sich jene zu unterwerfen habe. So trat das umgekehrte 
Verhältnis vom Jahre 1815 ein, nur dass hier, wie mit Bluntschli * 
sehr viele konservative Stadtbürger empfanden, das Gefühl des 
physischen Übergewichtes die Herrschaft roher und drückender 
erscheinen Hess. Wenn in den aufgeregten Zeiten der Revisions- 

» \^\, z. B. N. Z. Z. 1837, Nr. 41, p. 161 (5. April); ferner L. II, p. 428. 

2 In den Kapiteln, wo die grossen Reformen geschildert werden, werden 
uns diese Männer immer wieder begegnen. (Vgl. „Verhandlungen des Grossen 
Kates von Zürich 1831— 1833'S redigiert von Dr. Jakob Pestalutz [St. B. Z., 
XXXI, 57]). 

' Vgl, den früher zitierten Brief von Keller an Bluntschli (in der „Erinuer- 
uui>- an Friedrich Ludwig Keller", p. 22). 

* Aus dem Aufsatze von Bluntschli, p. 20. 
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kampagne die Führer der Bewegungspartei etwa die beschwich- 
tigenden Äusserungen getan hatten, dass es sich für die Landschaft 
zunächst nur um eine zu ihren Gunsten veränderte Repräsentation 
im Grossen Rate, um einen Einblick in die Verwaltung des Staates 
und Garantien handle, dass diese nicht zu ihrem Nachteile und um 
sie zu belasten, geleitet werde, dass die Landleute dagegen sich 
die Regierung selbst nicht anmassen würden, im Bewusstsein, dass 
die Städter vorzugsweise dazu gebildet und mit den Geschäften 
vertraut seien, so sprachen die Tatsachen doch bald anders. Nicht 
nur aus den Verwaltungsstellen auf der Landschaft wurden die 
Städter teils mittelbar, teils unmittelbar verdrängt, auch in die 
Kantonalbehörden, welche in der .Hauptstadt residierten, rückten 
immer mehr Elemente vom Lande nach. An frischer Lebendigkeit, 
Schaffensfreudigkeit und Klugheit waren die meisten der neuen 
Beamten den abgetretenen überlegen, ja es gab auch Mancheuj 
der an gründlicher Kenntnis seines Faches und Einsicht den besten 
Städtern nicht nachstand; aber es war auf der andern Seite doch 
ganz begreiflich, dass manche dieser Beamten, Avelche bis zum 
Mannesalter auf der Schreibstube des Kaufmanns oder als Bauern 
auf ihren Gütern gearbeitet hatten, herzlich wenig vom Staate und 
Rechte verstanden, als sie ilir Amt antraten. Gewiss war auch der 
grösste Teil der Regierungsmänner der Restaurationszeit nichts 
weniger als wissenschaftlich gebildet gewesen, aber die höheren 
Beamten unter ihnen hatten doch öfters über eine in der Stadt 
leicht zu erwerbende humane Bildung verfügt, welche vielen Beamten 
des neuen Regimentes abging. Rohheit, Unwissenheit, Unwissen- 
schaftlichkeit u. s. w. — das waren 'die Attribute, welche die 
Stadtbürgerschaft in ihrer ärgerlichen Misstimmung nur zu gerne 
auf alle vom Lande stammenden Glieder der Beamtenschaft der 
neuen Zeit ausdehnte, da sie bei Einzelnen das Richtige trafen ^ 
Ebenso wahr w^ar auch, dass, je heftiger die Parteileidenschaften 
emporflammten, desto weniger bei der Besetzung einer Stelle, bei 
Wahlen überhaupt, die Fähigkeit zu dem Amte, sondern die Partei- 
zugehörigkeit ausschlaggebend war. Diese Einseitigkeit zeigte sich 
besonders auffallend bei der Besetzung der Grossratskommissionen, 
welche die überaus wichtigen und in der Regel entscheidenden 
Vorarbeiten zu den Gesetzen zu leisten hatten. Bei der eminenten 
Rapidität, mit der zumal in der ersten Zeit nach der Annahme 
der Verfassung der Gesetzgebungsapparat funktionierte, hatte der 



Aus dem Aufsatze Bluntschlis, p. 20 f. 
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Eegieruii'gsrat unmöglich immer Zeit zu gründlichen Vorarbeiten 
für die Gesetzgebung; die wichtigsten Gesetze wurden durch Kom- 
missionen entworfen, welche mit Vorliebe mit Vertretern der Melir- 
heitspartei besetzt wurden, während sachkundige ]\ränner nicht 
selten nur darum nicht gewählt oder zugezogen wurden, weil sie 
nicht den politischen Glauben der Mehrheit teilten. Auch bei der 
Beratung im Grossen Rate gaben, wie der aufmerksame Leser der 
gedruckten Verhandlungen des Grossen Rates in den Jahren 1831 
bis 1833 Schritt für Schritt beobachten kann, politische Gesichts- 
punkte sehr oft den Ausschlag; die politische Aufregung trübte 
das freie Urteil über eine Sache und gestaltete die Beratung oft 
zum blossen Parteikampfe, in welchem man blindlings den Führern 
folgte, statt die Ansichten und Gründe der Sachkundigen ruhig zu 
prüfen und eine feste Überzeugung zu gewinnen. Was Bluntschli 
besonders hervorhob, war eigentlich nur natürlich : die Hauptfragen 
imd Ginindsätze der Gesetze wurden sehr oft als Parteisache be- 
handelt und schnell, ohne Rücksicht auf Gegengründe beseitigt, 
so dass die ganze Arbeit einsichtsvoller Geschäftsmänner dann ledig- 
Jich darin bestand, atif das anderswoher, als aus der Wissenschaft 
und Sachkenntnis gegebene Fundament ein so erträgliches und 
haltbares Gebäude zu gründen, als es nur immer anging, wobei 
auch die Gefahr, während der Arbeit zur Aufnahme schlechter, 
unpassender und morscher Bausteine gezwungen zu werden, nicht 
immer ausblieb '. Auf der andern Seite war es aber doch Dr. L. 
Keller, der in den ersten Jahren stets über eine entscheidende Mehr- 
heit im Grossen Rate verfügte, und wir wüssten kein Gesetz zu 
nennen, das verworfen worden wäre, wenn sich Keller für die An- 
nahme ausgesprochen hatte. Der faszinierenden Gewalt seiner Rede 
und seiner Persönlichkeit war es vorbehalten, die sachlichsten Gegen- 
gründe aus dem Felde zu schlagen. Man konnte im Grossen Rate das 
interessante Schauspiel oft erleben, dass eine ganze Reihe anerkannt 
tüchtiger, ja hervorragender Geschäftsmänner der konservativen 
Partei eine Fülle von überzeugenden Argumenten für die gleiche 
Ansicht mit grösstem Fleisse zusammentrugen : Es war sicher^ dass 
zuletzt noch Keller aufstand und, wenn er den entgegengesetzten 
Standpunkt einnahm und verteidigte, damit auch durchdrang. Frei- 
lich musste dieser überwiegende Einfluss Kellers vielfach verstimmen, 
nicht weil das, was er vorschlug, schlecht war, aber weil es verletzte, 
dass er alle die konservativen Häupter und Einflüsse aufwog. 



' Aus dem Aufsatze von Bluntschli, p. 28. 
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Die vielfältigen Opfer und Einbussen, welche sich notwendiger- 
weise aus der fortschreitenden Gesetzgebung für die Stadtbürger- 
schaft ergaben, wie die oft an Brutalität grenzende Einseitigkeit, 
mit der die herrschende Partei überhaupt die Regeneration des 
Staates durchführte, die Kommissionen besetzte und die Entschei- 
dungen im Grossen Rate herbeiführte, Hessen die Stadtbürger mit 
steigendem Missvergnügen die neue Ordnung der Dinge betrachten. 
Es kam hinzu, dass die radikale Presse in ihrem Siegesbewusst- 
sein oft die Grenzen politischer Mässigung überschritt und sich in 
Spott und Hohn gegenüber den Unterlegenen erging, so dass diese 
die Ohnmacht ihrer Opposition nur mit um so schmerzlicherer 
Bitterkeit empfanden '. Sogar die „Neue Zürcher Zeitung" musste 
im November 1831 zugeben, dass seit einiger Zeit in den radikalen 
Blättern Aufsätze erschienen seien, welche glauben machen könnten, 
es wohnten in Zürich nicht mehr fünfzig vernünftige Bürger^. Und 
nicht viel später erklärte das gleiche Blatt: „Was jede Annäherung 
der Parteien vereitelte, waren die Artikel der radikalen Blätter, 
durch die sowohl über bereits aufgehobene oder noch bestehende 
ältere, nun einmal vielen Leuten zweckmässig scheinende Einrich- 
tungen, als über einzelne Mitglieder ansehnlicher, zahlreicher Fa- 
milien der bitterste Hohn ausgegossen wurde^^. Zweifellos besass 
die liberal-radikale Partei in dem auf der Landesversammlung von 
Uster gegründeten „Schweizerischen Republikaner^ ein ganz vor- 
zügliches Kampforgan ^, dessen Bedeutung weit über die Grenzen 
des Kantons Zürich hinaus reichte; der Verfasser des Küsnacher 
Memorial, Dr. Ludwig Snell, war es, der zuerst seine Parteifreunde 
am See auf die Notwendigkeit eines eigenen Blattes aufmerksam 
machte und das Blatt gleich von Anfang an unterstützte und 
bald selbstständig redigierte. L. Snell war ein Journalist von her- 
vorragender Begabung, von dem sein Biograph freilich mit einiger 
Übertreibung bemerkt, dass er in der Erörterung aller staats- 
rechtlichen und kulturhistorischen Fragen immer jene scharfe De- 
duktion, künstliche Beweisführung, schlagende Begründung, gehobene 
AVänne, geniale Laune, biedere Denkungsart, feste Gesinnung und 



* Vgl. die „Worte zur ßeherziguno- in der gei^enwärt igen Zeit", 
welcheL.Zwingli, Pfarrer undDekan inRickenbacli,1831 publizierte, in der Form 
eines Gespräches zwischen zwei Bürgern vom Lande und einem Bürger aus der 
Stadt Zürich (in dem Sammelbande „Varia Turicensia", 8t. B.Z., XXXI 547 Nr. 6). 

2 N. Z. Z. 1831, Nr. Sd, p. 355 (5. Nov.). 

3 N. Z. Z. 1832, Nr. 12, p. 47 (11. Febr.). 

4 Vgl. „Pr. L. Snells Leben und Wirken", p. 72 und 74. 
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unermüdliche Ausdauer offenbart habe, die ein Resultat seines gründ- 
lichen Studiums und seiner tiefsten Auffassung des klassischen 
Altertums gewesen seien. Die Bemerkung des Biographen, dass 
Snell in der Handhabung der in jener Zeit durchaus notwendigen 
Polemik strenge Unparteilichkeit neben gründlicher Argumentation, 
zuweilen, wenn sie verdient war, scharfe Satyre, nie aber Invek- 
tiven als Waffen gebraucht habe, entspricht der Wirklichkeit nicht ; 
dagegen wird man ihm eher zugeben, dass Snell ^in dem Kampfe 
gegen die Aristokraten besonders einen ungemeinen Reichtum in 
stilistischen Formen, eine ungeheure Schärfe und Bündigkeit, derbe 
Laune und beissenden \^^itz entwickelte" *. Da die Pressfreiheit 
einmal da war und da bleiben musste, war es nur zu begreiflich, 
dass gerade von radikaler Seite das köstliche Gut, nach dem man 
sich so lange gesehnt hatte, jetzt, da man es besass, vielfach stark 
missbraucht wurde. Man hatte sich erst an den würdigen Gebrauch 
der Pressfreiheit zu gewöhnen; wenn man den ersten Jahrgang 
des radikalen Blattes durchgeht, so sieht man, dass gerade die 
Männer,* welche die heilsame Einwendung der Pressfreiheit durch 
weise, gründliche, leidenschaftslose Beiträge hätten fördern und 
dadurch belehrend und beruhigend einwirken können, journalistisch 
wenig tätig waren. So kamen, wie die „Neue Zürcher Zeitung"- 
richtig bemerkte, Leute zum Worte, welche die Presse nur dazu 
benutzten, um ihrem Witze oder ihrer Galle Luft zu machen, ohne 
Rücksicht, welcher Schaden daraus entstehen könnte. In dem Text- 
und vor allem in dem Inseratenteile des ,, Republikaners" fanden^ 
sich sozusagen Nummer für Nummer die gehässigsten Invektiven, 
boshaftesten Verleumdungen und klägliclusten Verdächtigungen, ge- 
richtet gegen die Behörden aller Stufen und ebensosehr gegen 
Privatleute; die wüstesten Presskampagnen wurden dort mit 
lärmendem Gebahren ausgef echten und fanden oft gerichtliche 
Nachspiele. Man warf sich mit Vorliebe Ausdrücke an den Kopf 
wie „feiger Lügner", „schamloser Verleumder" ^. Ein Einsender im 
„Republikaner" liess über eine Verteidigung, welche Prof. von Orelli 
in einer pädagogischen Polemik im „Vaterlandsfreund" publizierte, 
die Bemerkung fallen, dass sie etwas Hanswurstartiges in Gedanken 
und Stil an sich trage ^ Als Th. Scherr gegen eine durchaus sach- 



* „Dr. Ludwig' Siiells Lebeu und Wirken", p. 73. 
« N. Z. Z. 1831, Nr. 89, p. 355 (5. Nov.). 
» Vgl. z. B. R. 1831, Nr. 69, p. 361 (30. Sept.) u. s. w. 
4 R. 1831, Nr. 55, p. 294 f. (28. Juni). 

Wettstein, W.: Regeneration. 
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liehe Kritik seiner Sprachbildiingslehre im ^Republikaner" eine 
Antikritik erliess, erblickte der „Republikaner'^ darin „einen nahe 
an ein Libell grenzenden gemeinen Angriff' auf den Charakter eines 
seit einer Reihe von Jahren wegen seiner Redlichkeit hochgeschätzten 
Geistlichen und wegen echt wissenschaftlichen Leistungen geachteten 
Gelehrten" ; „einen solchen, von ekelhafter Anniassung und hirnloser 
Selbstvergötterung erzeugten Schmähwisch, welcher die absolute 
Unfähigkeit Herrn Scherrs, einen literarischen Streit auf eine 
würdige Art zu führen, beurkundet, hielt sieh die Redaktion aus 
Hochschätzung gegen den Charakter, der dadurch verunreinigt 
werden sollte, verpflichtet, zurückzuweisen" •. Wenn de^r „Republi- 
kaner" in dem je länger je mehr konservativen „Vaterlandsfreund" 
den „Höfhund der Aristokratie" bellen hörte-, so war diese Titu- 
latur gar nichts x\ussergewöhnliches ; es wurde so oft und viel im 
„Republikaner" von Fleischer- und anderen Hunden gesprochen, dass 
man sich, wie selbst Steifan, der hitzige Redner auf der Landes- 
versammlung von üster, gelegentlich bemerkte, im „Schweizer Re- 
publikaner" eine gewisse Hundesprache verstehen zu lernen wusste^ 
Ebenso bezeichnend für die Haltung des „Republikaners" war, dass 
einer der eifrigsten Mitarbeiter des Blattes, Regierungsrat Eduard 
Sulzer, in der Sitzung des Grossen Rates vom 26. Oktober 1831 im 
Hinblicke auf eine spezielle Angelegenheit erklärte, er sei weit ent- 
fernt, zu billigen, was mit Recht oder Unrecht im „Republikaner" 
erschienen sei; er wolle weder beschönigen, noch verteidigen, was 
in dieser Sache in jenem Blatte stehe ^ ; er habe nie gebilligt, dass 
eine Person ohne Beweise einer Ungerechtigkeit beschuldigt werde. 
Als dem ausgesprochenen Kampf blatte einer Partei muss man 
dem „Schweizerischen Republikaner" Manches zu gute halten; aber 
die Art, wie er die journalistische Polemik vielfach betrieb, war 
entschieden bedenklich und verwerflich ^ Es Stack etwas Wahres 
darin, wenn der „Vaterlandsfreund " im Hinblick auf den „Republi- 
kaner" von einer Menge radikaler Blätter voll Theorie und Lügen 
sprach, die das gegenseitige notwendige Vertrauen entfernen, die 
Kluft erweitern, den Kern des biederen Volkes, mithin das ganze 
Volk misstrauisch gegen Alles machen, was nicht in ihren eigenen 



• R. 1832, Nr. 9, p. 62 f., Beilage (2. März). 
« R. 1831, Nr. 69, p. 360 (30. Sept.). 

3 Schweiz.-Konstit. 1834, Nr. 56, p. 227, Beilage (14. Juli). 

* Gedruckte „Verhandlungen des Grossen Rates" 1831, p. 200 (E. Sulzer). 
ö N. Z. Z. 1831, Nr. 89, p. 355 (5. Nov.). 
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Zeilen angepriesen war. — „Usteri wäre.^\ so führte das Blatt weiter 
aus, j^zurückgebebt vor der strafenden Sünde heillosen Pressunfugs, 
der da Verderben bringt, wo wahre Pressfreiheit segnend wirken 
könnte. Auch er,, unter dessen Leitung die ,,Neue Zürcher Zeitung" 
das gediegenste klassische Wort für schweizerische Tagesgeschichte 
gewesen, hätte sich gewiss am entschiedensten und wirksamsten 
gegen das unlautere Treiben anderer Blätter ausgesprochen*." 

Das Eohe und Brutale, dessen sich der „Schweizerische Re- 
publikaner" nach der höhnischen Bemerkung Steffans schuldig 
machte, um republikanisch zu sein, konnte, wenn nicht entschuldigt, 
so doch begründet werden mit der stets zunehmenden Opposition 
der Stadtbürgerschaft gegen die ganze Neuordnung der Dinge. 
Der ,. Schweizerische Beobachter", welcher unter der Redaktion 
des von edler Begeisterung erfüllten jungen Theologen Heinrich 
Nüscheler von 1828 an durch eine auffallend kühne Kritik an 
Institutionen und Personen am meisten zur Untergrabung des Re- 
staurationszeitalters beigetragen hatte und. recht eigentlich das 
Blatt den städtischen Oppositionspartei gewesen war *, verlor nach 
1830 seine Bedeutung, indem Nüscheler, erschrocken ob dem 
stürmischen Gange der Ereignisse, wie viele seiner Freunde, einer 
liberal-konservativen Haltung sich befliss. Rücksichtslos schritt 
die junge -liberal-radikale Partei über Heinrich Nüscheler hinweg, 
der einst als kühner und starker Streiter für die Freiheit des 
Volkes das grösste Ansehen genossen. Er kam in den Ruf eines 
Apostaten und wurde, wie Scherr in einem Nekrolog über den 
verstorbenen Freund bemerkt, der Hohn der kleinen Geister; „denn 
das Volk vergass, wie immer, um einer scheinbaren Meinungs- 
verschiedenheit alle die tausend Dinge, die ihm der schrecklich 
Enttäuschte geleistet hat^". Als Nüscheler, der nur mit Besorgnis 
die wachsende Macht der Radikalen betrachtete, schwer erkrankte 



' V. 1831, Nr. 80, p. 391 (21. Nov.). 

^ Vgl. L. M. V. K., p. 290. Scherr, „Meine Beobachtungen" u. s. w. I, p. 60, 
63 f., 73: Scherr überschätzt entschieden den politischen Einfluss Nüschelers, 
wenn er geradezu von „dem von Nüscheler hervorgerufenen bewegten Staats- 
leben** spricht; neben Nüscheler kam doch ebensosehr, wenn nicht stärker, der 
Einfluss einer Reihe weiterer Persönlichkeiten, wie P. üsteri, L. Keller, D. Ulrich 
u. a. in Betracht. 

3 Scherr I, p. 79 f. (L. II, p. 13 f.) ; ß. 1831, Nr. 59, p. 313 (22. Juli) ; V. 1831, 
Nr. 44, p. 215 (18. Juli) ; den Nekrolog, den Scherr in die N. Z. Z. schrieb, habe 
ich leider nicht gefunden;, er muss in einer verloren gegangenen Beilage ge- 
standen haben. 
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— vSclierr besorgte die Redaktion des Blattes — , sich in seinem 
l)rennenden Grame rasch A^erzehrte und schliesslich, noch . nicht 
volle 33 Jahre alt, am 15. Juli 1831 starb, war er schon ein toter 
Mann, dem sein Blatt ins Grab nachfolgte. Der „Schweizerische 
Beobachter" fand einen Nachfolger in dem „Vaterlandsfreunde ", 
der noch ein paar Monate neben dem Blatte Nüschelers erschien. 
Als Blatt der „Gemässigten", wie er sich angekündigt hatte, legte 
der „Yaterlandsfreund " in der Tat anfänglich eine erfreulich ge- 
mässigte, fast objektiv zu nennende Auffassung der Sachlage an 
den Tag, bald aber wurde er immer mehr Träger der konservativ- 
aristokratischen Stadtpartei*, so dass die eigentlichen „Gemässig- 
ten", Männer wie F. Mej^er, Joh. Jak. Hottinger u. a. ihre Mit- 
arbeiterschaft an dem Blatte immer mehr einschränkten. „Vater- 
landsfreund" und „Republikaner" lieferten sich nun fort und fort 
die wütendsten Gefechte; in dem Erfinden neuer Schimpfnamen 
waren beide Blätter unerschöpflich. Ganz bescheiden an der Seite, 
des „Vaterlandsfreundes" stand die alte „Freitagszeitung" von 
David Bürkli, im wesentlichen ein Inseratenblatt, daneben stadt- 
zürcherisches Lokalblatt, als solches natürlich konservativ und 
aristokratisch; dazu war das Blatt stark von Geistlichen bedient 
und in den grossen Fragen der Regenerationszeit ohne entscheidende 
Bedeutung. Die „Neue Zürcher Zeitung" endlich erholte sich nur 
langsam von dem empfindlichen Schlage, den für sie der Tod Usteris 
bedeutete. Vergeblich bot sie ihre Spalten, wie sie selbst gegen 
Ende des Jahres 1831 klagte, zu gediegenen, belehrenden Aufsätzen 
den jetzigen Staatsmännern an. Kaum einer wollte das von Usteri 
mit Liebe und Sorgfalt gepflegte Blatt auch nur durch Winke und 
Andeutungen unterstützen*. Die Redaktion übernahm unmittelbar 
nach dem Tode Usteris für kurze Zeit dessen intimer Freund und 
Mitarbeiter J. J. Hess^. Als dieser sich immer entschiedener der 
Partei Dr. Ludwig Kellers anschloss und in den offiziellen „Republi- 
kaner'*' Artikel schrieb, konnte sich, freilich nui^ mit grosser Mühe, 
Th. Scherr zur Übernahme der Redaktion verstehen, welche ihm 
dringend empfohlen wurdet Geboren am 15. Dezember 1801 zu 
Hohenrechberg (Württemberg), hatte sich Ignaz Thomas Scherr 
als Lehrer einer Taubstummen- und Blindenanstalt und als päda- 



' Dann stimmt die Behauptung: Scberrs. dass mau das neue Blatt zuerst 
„Aristokrat" habe nennen wollen ! (Scherr T, p. 73). 

2 N. Z. Z. 1881, Nr. 92, p. 366 (16. Nov.). 

3 Pupikofer, p. 78. 

4 Scherr I, p. 81. 
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gogischer Schriftsteller so rasch die Achtung und Anerkennung 
weiterer Kreise erworben, dass er schon im Herbst 182;") nach 
Zürich berufen wurde, um dort unter dem Titel eines Oberlehrers 
die Leitung der Blindenanstalt zu übernehmen. Das ausserordent- 
liche Geschick, mit der der junge, äusserst tätige und energische 
Schwabe die durchgreifende Reorganisation dieser Anstalt durch- 
fülirte, sowie eine pädagogische Arbeit, in welcher er den elemen- 
taren Sprachunterricht auch für Vollsinnige neu gestalten wollte, 
erregten die Aufmerksamkeit der Schulmänner, so dass Scherr 
Schritt für Schritt aus dem Kreise seiner Spezialanstalt auf das 
weite Feld des öffentlichen Erziehungs- und ünterrichtswesens ge- 
führt wurde. Wir werden später sehen, wie sehr es für den Kanton 
Zürich ein Glück war, dass eine so bedeutende pädagogische Kraft 
zu einer Zeit hervortrat, in welcher durch den Gang der öffent- 
lichen Ereignisse eine gänzliche Umgestaltung des Schulwesens 
vorbereitet wurde. Hier sei nur noch bemerkt, dass sich Scherr 
nicht nur in stetem Verkehre mit H. Nüscheler, D. Ulrich, den 
Gebrüdern Gessner u. a. eine sehr angesehene gesellschaftliche 
Position schuf, sondern sich auch mit den eigentlich politischen 
Fragen des Kantons Zürich allmählich ' so intensiv befasste, dass 
er sich selbst den vielen Gefahren des politischen Journalisten 
aussetzte. Zuerst kurze Zeit als Redaktor des „Schweizerischen 
Beobachters", übernahm er jetzt, wie oben erwähnt, die Redaktion 
der „Neuen Zürcher Zeitung^ '. Auch Hegetschweiler nahm an dem 
Blatte grossen Anteil, und man wird wohl annehmen dürfen, dass 
er, der in Usteri, dem verehrten Freunde und Fachgenossen, sein 
politisches Vorbild erkannte, iii hocherregten Zeiten jene von schön 
versöhnendem Geiste erfüllten Artikel publizierte, welche in ihrer 
ganzen Art an Usteri erinnerten'. In diesem Bestreben, die Tra- 
ditionen des eben auch als Journalist einfach unersetzlichen Paul 
Usteri möglichst getreu weiterzuführen, bekam die „Neue Zürcher 
Zeitung" vielfach etwas Unklares und Schwankendes, das dann die 



* Vgl. insbesondere: J. Th. Scherr, .,Meine Beobaohtung-eii, Bestreljuiii>-eii 
und Schicksale während meines Anfenthaltes im Kanton Zürich vom Jahr 18*25 
bis 1839." 4 Hefte, 1840—41, bei Scheitlin & Zollikofer in St. (lallen (zitiert: 
Scherr); ferner den Artikel „Thomas Scherr" von Rüegg in 0. Hunzikers .,Ge- 
schichte der schweizerischen Volksschule*', Bd. III, p. 39—60 [auf p. 39 ist w^eitere 
Literatur angegeben]; ferner: Allgemeine Deutsche Biographie, Bd. 31, p. 123 f.: 
Artikel über Scherr von Binder. 

2 So die Oft zitierten Aufsätze in der N. Z. Z. 1831, Nr. 89, p. 354 f. (5. Nov.) 
und Nr. 92, p. 366 (6. Nov.). 
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beiden extremen Partei])lätter „Republikaner" und „Vaterlands- 
freund" gleichermassen zur Zielscheibe ihres Witzes machten. Der 
„Republikaner" verglich einmal einen Artikel der „Neuen Zürcher 
Zeitung'* mit dem Gerede einer braven Grossmama^ die trotz zu- 
nehmender Schwäche, immer noch gerne meistern möchte, und 
glaubte seinen gesunden Menschenverstand am ehesten dadurch 
zu beweisen, dass er von den tiefsinnigen, gelehrten und gross- 
artigen Bemerkungen der „Neuen Zürcher Zeitung" so wenig als 
möglich Notiz nahm*. Ein ander Mal erklärte er, dass er Usteri 
wahrlich auch vielfach vermisse, ja dass er den Geist des grossen, 
gründlich gebildeten und doch so bescheidenen Mannes selbst da 
nicht mehr finde, wo die „Neue Zürcher Zeitung" im Gefühle ihrer 
eigenen Weisheit ihn noch zu finden glaube^. Der „Vaterlands- 
freund" wandte sich oft in noch schneidigerer Weise gegen die 
Neue Zürcher Zeitung 3. In einem Artikel, in dem sich das Blatt ^ 
gegen die verschiedensten Vorwürfe verteidigte, erklärte es, dass 
es unumwunden dem Liberalismus huldige und in der fortgesetzten 
Entwicklung der bürgerlichen Rechte und Freiheiten und Beförde- 
rung derselben in strenger Wahrheit den Wahlspruch habe. Ob- 
gleich die Neuje Zürcher Zeitung weder der radikalen noch der 
aristokratischen Partei sich angeschlossen habe, so folge sie doch 
auch keineswegs dem sogenannten goldenen Mittelweg, da nach ihrer 
Ansicht die Wahrheit gewöhnlich nicht inmitten der Parteien, son- 
dern über ihnen liege. Bei solchen Ansichten könne es freilich nicht 
fehlen, dass die Zeitung es mit allen Parteien verderben und viel- 
fältig angefochten werden müsse. Der Korrespondent, der Vater- 
landsfreünd, die Basler Zeitung, der Republikaner, die Allgemeine 
Schweizerzeitung, das Journal de Geneve, kurz Blätter A^on den ent- 
gegengesetztesten Richtungen, seien darin zusammengetroffen, dass 
sie gegen die Neue Zürcher Zeitiing eiferten. Deshalb könne es auch 
kaum einen sonderbareren Vorwurf geben als den, die Neue Zürcher 
Zeitung wolle es mit keiner Partei verderben ; im Gegenteil, sie scheue 
es nicht, mit i^llen zu brechen, wenn es drauf ankomme, das aus- 
zusprechen, was nach ihrer Überzeugung wahr und gerecht sei. — 
Tatsache war, dass die Neue Zürcher Zeitung allmählich immer 
mehr aus dem anfänglichen Suchen und Tasten herauskam und 



' E. 1831 No. 77, p. 390 f. (25. Nov.). 

« R. 1831 No. 76, p. 386 (18. Nov.). 

3 Vgl. z. B. V. 1831 No. 82, p. 399. 

* N. Z. Z. 1832 No. 20, p. 77 f. (10. März). 
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sich zu einer eigentlicli selbständigen Stellung emporarbeitete, 
welche das Blatt selbst mit gutem Grunde als wahren Liberalismus 
bezeichnete. Indem sich die Neue Zürcher Zeitung bei jedem An- 
lasse kräftig für die neue Ordnung der Dinge aussprach, sah sie 
doch nicht Alles, was unter der neuen Ordnung getan wurde, als 
g-ut an, sondern Hess es deutlich merken, wenn Dinge geschahen, 
die nach ihrer Ansicht nicht geschehen sollten, oder etwas unter- 
blieb, das zum Nützen des Landes hätte getan werden sollen '. 
Und doch stand die Neue Zürcher Zeitung der Partei des „Re- 
publikaners" entschieden näher als der des „Vaterlandsfreundes". 



Gerade wenn man aber die zürcherische Presse jener Tage 
kritisch durchgeht, so sieht man recht deutlich, dass der wachsende 
Gegensatz der Parteien nicht nur bedingt und genährt wurde 
durch die fortschreitende Umgestaltung des Staates und die steten 
Hetzereien der Presse, sondern ebensosehr durch die tiefgehenden 
Ein\Nirkungen der eidgenössischen Angelegenheiten. Unsere Dar- 
stellung, welche sich ja auf die innere Regeneration des Kantons 
Zürich beschränkt, hat wegen der folgenschweren Einwirkungen, 
die sich für die Entwicklung der innerpolitischen Verhältnisse des 
Kantons ergaben, doch einen kurzen Blick auf die Teilnahme des 
Standes Zürich an den allgemein eidgenössischen Angelegenheiten 
zu werfen! 

Man weiss ^, dass unter dem elektrisierenden Einflüsse der Juli- 
revolution zugleich mit Züricli noch in einer Reihe anderer Kantone 
radikale Verfassungsrevisioiien und Umgestaltungen stattfanden. 
In den Kantonen Thurgau, Luzern, iVargau, Solothurn und Bern 
erfolgte die Staatsumwälzung wie in Zürich in äusserlich friedliclier 
Weise, wenn es aucli nicht an mehr oder wetiiger stürmischen 
Auftritten fehlte. Schon weniger glatt liefen die Dinge ab in 



/ N. Z. Z. 1832 No. 20, p. 77 f. (10. März). 

* Vgl. Anton von Tillier: ^Geschiclite der Eidgenossenschaft während 
der Zeit des sogeheissenen Fortschritts von 1830—1848", Bd. I— III (zitiert; 
Tillier). 

J. Baumgartner: „Die Schweiz in ihren Kämpfen und Umgestaltungen 
von 1830—1850" Bd. I (zitiert: ßaumgartner). 

P. Feddersen: „Geschichte der schweizerischen Regeneration von 1880 
bis 1848'' (zitiert: Feddersen). 

C.Dändliker: ,,Geschichte der Schweiz-' III, p. 594 ff., 3. Aufl. (zitiert: 
Pändliker). 
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den Kantonen Freiburg, Waadt und Schatfliausen, wo es zu Un- 
ruhen und heftigen Gährungen kam. Noch bedenklicher gestal- 
tete sich die Lage in Schwyz und Neuenburg und besonders im 
Kanton Basel, wo Stadt und Land über dem Probleme der Reprä- 
sentation im Grossen Rate in leidenschaftliche Zerwürfnisse ge- 
rieten, wo bewaffnete Zusammenstösse 1831 und 1832 schliesslich 
die Trennung von Stadt und Land in zwei Halbkantone bewirkten. 
Die einzelnen Phasen dieser Entwicklungen können wir hier nicht 
verfolgen, nur die Resultate, die sich für den Kanton Zürich da- 
raus ergaben, konstatieren. In Zürich und den meisten anderen 
regenerierten Kantonen war der Grundsatz der Volkssouveränität 
in den Verfassungsurkunden an die Spitze gestellt und als seine 
Konsequenz die Gleichberechtigung aller Bürger ausgesprochen 
worden. Jedes Vorrecht des Patriziats oder der Hauptstadt war 
als damit unverträglich erklärt. Und was in den einzelnen Kan- 
tonen als Grundgesetz galt, musste auf das Urteil solcher Kantone 
über die Zustände anderer Kantone und ihrer Angehörigen be- 
stimmend einwirken. „Als daher in Basel die Stadt vermöge histo- 
rischen Rechtes eine weit stärkere Vertretung in der Behörde 
forderte als ihr gegenüber der Landschaft nach der Volkszahl 
zukam, als in Neuenburg Gouverneur und Staatsrat das fürstliche 
Erbrecht der Volkssouveränität entgegenstellten, als das alte Land 
Schwyz die jungen Landleute der äusseren Bezirke als gleichbe- 
rechtigt zu behandeln sich weigerte, gestaltete sich die Frage der 
bürgerlichen Gleichberechtigung zu einer allgemein eidgenössischen 
Angelegenheit" K Als Oberst Wieland in Basel in den zwei militär- 
ischen Auszügen vom 13. und 15. Januar 1831 die aufständischen 
Basellandschafter (welche mit dem bereits Errungenen nicht zu- 
frieden völlige Rechtsgleichheit, Wahlen nach der Kopfzahl und 
Volksabstimmung über die Verfassung verlangt hatten) geschlagen, 
die provisorische Regierung gesprengt und Liestal besetzt hatte — 
die eidgenössische Intervention war natürlich zu spät gekommen — , 
da ergriff die liberal-radikale Partei der ganzen Schweiz eine 
mächtige Entrüstung. Nirgends fand die Bewegung Basellands 
einen so günstigen Widerhall wie gerade in dem Kanton Zürich und 
zwar besonders an dem liberal gesinnten Zürichsee. Am 27. Ja- 
nuar 1831 fand zu Wädenswil eine Versammlung statt ^, wo sich 

• Piipikofer, p. 79. 

2 R. 1831 No. 12, p. 85 Beüage (28. Jan.) u. Schw. B. 1831 No. 9, p. 44 f. 
(Aufruf) u. 46 (28. Jan.); V. 1831 No. 1, p. 1 (12. Febr.): hier eine ausführliclie 
Schil(lerunjt>*. 
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die Ausschüsse einer bedeutenden Anzahl Gemeinden des Kantons 
über die Mittel berieten, wie dem unterdrückten Landvolke Basels 
zu helfen sei. Da während der Versammlung Berichte eingingen 
von wiederholtem Einschreiten der Tagsatzung-, beschloss man, das 
Memorial samt Begleitschreiben, das man anfänglich an die eid- 
genössische Behörde hatte richten wollen, einstweilen nur dem 
Eegierungsrate des Kantons Zürich einzureichen zugleich mit dem 
Wunsche, den Grossen Rat einzuberufen zur Beratung dieses höchst- 
wichtigen Punktes und zur Erteilung neuer Instruktionen für die 
Gesandten an die Tagsatzung. Auf der Versammlung zu Wädens- 
wil, deren Verlauf zeigte, wie stark die Basler-Angelegenheiten 
die Leidenschaften erregten, wurde auch die Frage der Gründung 
einer Bürgergarde aufgerollt. Aber schliesslich drang unter dem 
Einflüsse massvoller Männer der Gedanke durch, dass eine allge- 
meine Veranstaltung dieser Art durchaus nur von der gesetzgebenden 
Behörde ausgehen könne. Für den Eindruck, den die Wädenswiler- 
Versammlung machte, war bezeichnend, dass die konservative Presse 
die Regierung aufforderte, die Verfasser der Proklamation und 
Appellation und die vier Unterzeichner des Aufrufs nach Wädens- 
wil den Gerichten zu überliefern, oder dann möge sie abdanken, 
damit man wisse, woran man sei *. Wenn es damals nicht zu einem 
Freisdiarenzuge der zürcherischen und anderer Radikalen nach der 
Stadt Basel kam, so war das nicht zuletzt das Verdienst der zürche- 
rischen Tagsatzungsabgeordneten L. Meyer von Knonau und Heget- 
schweiler, welche auf die ergrimmten Radikalen am Zürichsee in je- 
dem Sinne beruhigend und aufklärend eingewirkt hatten^. Die kolos- 
sale Aufregung und. Erbitterung, welche die Radikalen andauernd 
erfüllten, fanden ihren Niederschlag in den hundert und hundert 
Aufsätzen ihrer Presse, vor allem des ^Schweizerischen Republikaners.'^ 
und der „Appenzeller Zeitung". Alle diese Artikel waren in dem- 
selben Tenor gehalten und bezeichneten Basel als den Brennpunkt, 
von welchem aus eine allgemeine Reaktion und die Niederdrückung 
der freieren Anstrebungen ausgehen sollte ^. So erklärte z. B. ein- 
mal ein Korrespondent der „^appenzeller Zeitung'^ : „Die Russen und 
Kosaken, als sie bei uns waren, haben sich als zivilisierte Völker 
gezeigt, verglichen mit den Basler Stadtmilizen ; denn obschon jene 
nicht sehr fein waren und nicht auf geistige Vorzüge Ansprü(ihe 



» Schw. B. 1831 Xo. 10, p. 46 (28. Jan.); vgl. auch L. M. v. K., p. 344 u. s. w. 
' L. M. V. K., p. 343 f. 
3L. M. V. K., p. 341. 
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maditen, so betm^en sie sich doch als Menschen, hatten Manns- 
zucht, beobachteten Kriegsregehi und misshandelten unschuldig*e 
Leute nicht. Kurz gesagt, sie waren noch menschlich. Ganz anders 
machen es hingegen die Basler; sie berauben ihre Überwundenen, 
zerstören ihre Habseligkeiten und misshandeln Kinder und Greise. 
Die kriegsgefangenen Offiziere und Soldaten werden an Stricke 
gebunden, täglich durch die Strassen der Stadt geführt. Schand- 
l)are Handlungen! — Welcher Mensch, welcher Türke könnte solche 
Greuel billigen? Wer wird aber auch von diesen Fanatikern etwas 
Anderes erwarten, wenn man weiss, dass ein Oberst Wieland, ein 
Mami, der durch seinen Eidbruch dem ganzen schweizerischen 
Offizierskorps Schande macht, ein Eeigoldswiler Frei, ein abgesetzter, 
fortgejagter Oberstlieutenant, der sonst in Basel allgemein ver- 
achtet war, Anführer jener Horden sind. Eidgenossen! das Herz 
muss jedem braven Mann bluten l)ei dem Anblick der Greueltaten, 
welche die Basler. auf der Landschaft verüben. — Die Tagsatzung 
wird nicht mehr respektiert. Die Landleute haben ihre Waffen ab- 
gelegt — die Städter aber nicht. Die Proklamationen sind von 
den Ecken der Strassen heruntergerissen worden, Schweizerbrüder! 
Könntet ihr so ruhig zusehen, wie die Baslerischen Oligarchen der 
ganzen Schweiz Trotz bieten? Nein, Eidgenossen, das werdet und 
könnet Ihr nicht ! Denn die ganze Schweiz müsste sich über eine 
solche Ohnmächtigkeit ewig schämen. Die 21 übrigen Kantone, in 
denen die Yolkssouveränität anerkannt ist und .ausgeübt wird, 
können unmöglich gleichgültig dabeibleiben, wenn die Basler 
Aristokraten vor ihren Augen die Volksrechte durch Gewalt der 
A\^affen zerstören. Ein solches Beispiel würde für die ganze Schweiz 
höchst gefährlich werden und schnell hie und da zu den scheuss- 
lichsten Reaktionen aufmuntern. Sieht man jetzt schon Solche, 
welche durch den erfreulichen Umschwung der Dinge ihre ver- 
hassten Privilegien verloren haben, wieder kühn ihr Haupt er- 
heben und frohlockend über die nächtlichen Vorfälle in Basel in 
diesen neue Hoffnungen schöpfen" ^ 

Diese Artikel, wie sie sozusagen jede Nummer der radikalen 
Blätter brachte, verfehlten ihre ^^'irkung nicht: Tausende waren 
am Zürichsee wie an andern Orten zum Kampfe bereit und war- 
teten nur auf das Losungszeichen der Führer, welche das Volk 
ermahnten, schlagfertig zu sein, um jeden Augenblick gegen Basel 



' Al)g-e(lruckt im R. imi No. 11, p. 78 (25. JmX 
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ziehen zu können *. Auf der andern Seite konnte es nicht unbekannt 
bleiben, dass in der Stadt Zürich die Aufregung und Teilnahme 
an der Sache der Stadt Basel allgemein und gross war. „Man 
AMisste, wie L. Meyer von Knonaü berichtet, dass die provisorisch 
noch bestehende zürcherische Regierung nur noch so lange eine 
solche sei, als Alles ruhig seinen Weg gehe, dass hingegen Gewalt 
und Autorität über die Stadt einzig in den Händen des am 23* No- 
vember 1830 im Schützenhause gegründeten Vereins lieget" Un- 
mittelbar nach der Landes Versammlung von Ijster entstanden, hatte 
der Verein, in dem viele Stadtzürcher eine Schutzwehr sich bilden 
zu sehen glaubten, in seiner ersten Kundmachung erklärt, dass 
er keineswegs gesonnen sei, sich einen ungeseztlichen Schritt zu er- 
lauben, sondern dass er nur mit ^^'ort und Tat zur Erhaltung der 
öffentlichen Euhe und Ordnung alles Erforderliche beitragen wolle. 
Bald aber sah man aus verschiedenen Umständen ganz deutlich, 
dass sich in diesem Stadtvereine eine beAvaffnete Kraft ohne die 
Autorität des Staates unabhängig aufstellte. Die Vorsteherschaft, 
in welche fünf Offiziere waren gCAvählt worden, die alle den neuen 
Ansichten abgeneigt waren, und die Zusammensetzung des ganzen 
Vereines, in welchem man den grössten Teil der kräftigeren Be- 
völkerung Zürichs und neben einigen wenigen bisherigen Liberalen 
beinahe alle entschiedenen Aristokraten und Gegner des Neueren 
entdeckte, bewies aufs deutlichste, dass hier eine von der Regie- 
rung unabhängig handelnde Macht stehe ^. Der Einfluss des Ver- 
eins war so bedeutend, dass der Befehlshal>er der Stadtgarnison 
mit ihm einverstanden war und selbst die Wächter auf den Türmen 
angewiesen waren, bei einer Volksbewegung auf keinen Befehl zu 
achten als auf denjenigen des Generals Ziegler und seiner vier 
Mitvorsteher ^ Mit Sicherheit war zu erwarten, dass bei einem 
plötzlichen Aufbruche aus dem Kanton Zürich nach Basel die 
kampflustigen Zürichseeleute sich und ihre Zuzüger in dem zürche- 
rischen Zeughause mit Kriegsbedarf versehen wollten, ebenso sicher 
war aber auch bei der damaligen Stimmung der grossen Mehr- 
heit des zürcherischen Stadtvereins, dass dieser sogleich die Fall- 
brücken aufziehen, das Geschütz auf die Wälle führen und den 
entschiedensten AViderstaüd anwenden würde. 



» L. M. V. K., p. 341. 

2 R. 1830 No. 1, p. 6 Beilage (26. Nov.) [L. I, p. 92 ff.]. 

3 L. M. V. K., p. 342. 

4 L. M. V. K., p. 342. 
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Wenn es auch, wie oben angedeutet wurde, nicht zu diesem 
äussersten Schritte kam, so änderte das an den faktischen Ver- 
hältnissen weni^. Tatsaclie war, dass sich im Kanton Zürich so 
gut wie in den andern regenerierten Kantonen zwei Lager bildeten, 
welche sich immer schroffer gegenüberstanden: „mit leidenschaft- 
licher Befangenheit warfen sich in der Regel die Städter und Alt- 
gesinnten auf die Seite von Basel-Stadt, Landleute und Unn\1tl- 
zungsfreunde auf die Seite der Landschaft^''. Das Besondere und 
Anormale des politischen Zustandes im Kanton Zürich beruhte nun 
darin, dass der Gegensatz zwischen dem in Mehrheit konservativen 
Regierungsrat und dem Grossen Rate, in dem die liberale-radikale 
Partei unter der P'ührung Kellers stets über eine sichere Mehrheit 
verfügte, immer bedenklicher sicli äusserte. Bei der Beratung der 
Instruktionen der zürcherischen Tagsatzungsabgeordneten im Schosse 
des Grossen Rates "^ wiederliolte sich stets dasselbe Schauspiel: 
wenn es zur Stellungnahme des Standes Zürich in den Neuenburger-, 
Schwyzer- und Basler-Wirren kam, so trug der Regierungsrat seine 
den konservativ-aristokratischen Tendenzen entsprechende Instruk- 
tionen vor, Hess sie durch einige seiner Mitglieder begründen und 
durch einige weitere den gleichen Parteigruppen angehörige Redner 
— wie Oberrichter Ulrich, Dr. Finsler u. a. — verteidigen; der 
Grosse Rat aber, nachdem einige Hauptführer der liberal-radikalen 
Partei, Keller, Hess, E. Sulzer u. a. gesprochen oder auch ge- 
schwiegen hatten, venvarf die regierungsrätliche Redaktion der 
Instruktion und ersetzte sie durch eine neue Formulierung, die dem 
Programme der Partei und damit den W^ünschen des Volkes und 
den Bedürfnissen der Basellandschafter, der Ausser-Schwyzer u» s. w. 
entsprach. Für die konservative Majorität des Regierungs^i'ates 
musste es besonders ärgerlich sein, dass bei den Diskussionen über 
die Instruktionen das Ergebnis der Abstimmung mit demjenigen 
der Beratung gar nicht immer übereinstimmte. Die radikalen Führer 
waren ihrer Sache so sicher, dass sie es manchmal nicht einmal 
der Mühe wert erachteten, ihre Ansicht gehörig zu verfechten; 
man wusste ja mit Bestimmtheit, dass, wenn Keller aufstand, auch 
die grosse Mehrheit des Grossen Rates aufstand. Ein konservativer 
Redner klagte einmal im Hinblick auf diese Beobachtung: ^man 



* Anton von Tiliier, p. 141; Baiiiu.i,nntner I, p. 100. 

' Vyl. die g-edruckten „Verhandlungen des Grossen Kates" 1S31 ; z. B. 
p. 137 ff., 16.S ff., 205 ff. u. .«. w., ii. s. vv. ; vgl. auch den Bericht des Grossen 
Eates an das Volk 1831, p. 17 f. 
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habe leider schon die Wahrnehmung machen wollen, dass es Mit- 
glieder in der Versammlung gebe, welche nur darauf sehen, ob die 
Häupter oder Glieder der Partei aufstehen und sich dann darnach 
richten. Man spricht viel von der Freiheit, und doch begeben sich 
Manche in die Knechtschaft, dass sie ihre eigene Meinung den 
Ansichten und dem Willen anderer unterordnen" K 

Dieser für die politische Entwicklung des Kantons entschei- 
dende Konflikt zwischen Regierungsrat und Grossem Kate musste 
sich um so nachdrücklicher geltend machen, da die Gruppiemng der 
Meinungen und Sympathien in zwei grosse Lager je länger je 
schärfer hervortrat. Die Basler, Schwj^zer und Neuenburger Un- 
ruhen legten der anfänglich in den grössten Kantonen glücklich 
zum Durchbruch gekommenen Regeneration einen Hemmschuh an, 
der tief in die weitere Entwicklung eingriff. Während die Bewe- 
gung so an mehreren Orten ganz zum Stillstand kam, musste man 
allmählich auch in den regenerierten Kantonen fürchten, dass die 
neuen Errungenschaften wieder in Frage gestellt werden könnten. 
Die radikale Partei sprach von der Bildung einer reaktionären 
Partei, die sich durch die ganze Schweiz die Hände reiche und die 
verlorene Herrschaft wieder zu gewinnen hoffe; ihr fester Halt sei 
der alte Bund, der den Grundsätzen der Volkssoüveränität und 
Rechtsgleichheit widerspreche, und in webhem eine Minderheit des 
Schweizervolkes der grossen Mehrheit mit Erfolg entgegentreten 
könne. Die liberal-radikale Partei sah in den katholisch-demokrat- 
ischen Kantonen der Innerschweiz, die sich allen Neuerungen wider- 
setzten, zusammen mit Basel und Neuenburg den kleinen, aber festen 
Kern, an den sich die allgemeine reaktionäre Partei anschliessen 
konnte. Bei diesen reaktionären Tendenzen, die faktisch vorhanden 
waren und von der radikalen Presse nur übertrieben wurden, musste 
die liberal-radikale Partei das Bedürfnis empfinden, sich fester zu- 
sammenzuschliessen und den reaktionären Bestrebungen einen Damm 
entgegenzustellen. Am besten konnte das durch die Gründung von 
Vereinen geschehen. Und so bildeten sich denn, zuerst in Bern, 
wo die aristokratisch-reaktionäre Partei besonders tätig war, und 
dann in andern regenerierten Kantonen die sogenannten „Schutz- 
vereine^'. „Nach dem Vorbilde der helvetischen Gesellschaft", so 
sagt ein radikaler Geschichtsschreiber dieser Zeit ~, „konstituierten 
sich die neuen Vereine, die unmittelbar ins politische Leben ein- 



1 V. d. G. R. 1831, p. 171 (Steiner). 

2 Fedderseii, p. 118; Baumgartner L p. 262 ff. 
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griffen und sich einen erweiterten Boden im Volke suchten. Es 
galt, den freisinnigen Regierungen als Stütze zu dienen, zur Durch- 
führung der Reformen anzuspornen, durch die Presse belehrend 
auf das Volk zu wirken und den Umtrieben gegen die neue Ord- 
nung der Dinge entgegenzuarbeiten^. Als sich auch auf der Tag- 
satzung von 1831, nachdem alle Vermittlungsversuche in Basel, 
Schwyz und Neuenburg gescheitert waren, als Unmöglichkeit heraus- 
stellte, auf dem Wege des Vertrags im Sinne einheitlicher Kräfti- 
gung und allgemeiner Gleichberechtigung die Revision der Bundes- 
verfassung durchzuführen *, gingen diese Vereine über den blossen 
kantonalen Zweck hinaus und stellten sich auch das höhere Ziel 
einer eidgenössischen Reform*. Dr. Kasimir Pfyffer, der sich in 
seinem Aufsehen erregenden „Zuruf an den eidgenössischen Vorort 
Luzern bei Übernahme der Leitung der Bundesangelegenheiten '• 
ganz im Sinne einer energischen Bundesrevision ausgesprochen 
hatte, hatte in einem Briefe an seinen Zürcher Freund J. J. Hess 
als den Zweck der Zusammenkunft der Freisinnigen in Langenthai, 
welche eigentlich auf sein Betreiben hin auf den 25. September 1831 
ausgeschrieben wurde, folgendes bezeichnet: „Es handelt sich nicht 
um Instruktion der Grossen Räte, sondern nur um Einrichtung kan- 
tonaler Vereine zur Aufrechterhaltung gegenwärtiger Ordnung, im 
Notfalle mit den Waffen. Es tut not, dass man sich gegen die Um- 
triebe der Feinde bei Zeiten vorsehe'^ ^. So erfolgte denn am 25. Sep- 
tember 1831 zu Langenthai die Gründung des sogenannten Schutz- 
vereins zur Beschirmung aller volkstümlichen Verfassungen in ihrem 
Bestände, zur Aufrechterhaltung der gesetzlichen Freiheit und zur 
Verbreitung ein^r zeitgemässen Revision der Bundesverfassung. Das 
Zentralkomite sollte mit den einzelnen Kantonalvereinen in fortge- 
setzter Verbindung sein. Jeder Verein sollte ungesäumt die Art und 
Weise der besten Abänderung der Bundesverfassung in Beratung 
ziehen und die Ergebnisse in Umlauf und Erörterung bringen; hierauf 
sollten für allgemeine Beratung die Komites aller Vereine zusammen- 
berufen werden. Die Vereine sollten ein ernstes Augenmerk darauf 
richten, dass alle Kantone in möglichst gleichem Sinne und Geiste 
zu der Aufrechterhaltung freisinniger Verfassungen und der Unab- 
hängigkeit nach Aussen wirken. Alljährlich im Mai sollten sich 
auf den Ruf der geschäftsleitenden Komites, wofür einstw^eilen 



» Pupikofer, p. 79 f. 

2 Feddersen, p. 118. 

3 Pupikofer, p. 80; C. Dändliker III, p. 628 u. s. w. 
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Luzern bezeichnet wurde, die Aussclitisse aller Vereine zu weclisel- 
seitiger Bespreclmng und Kennt nisnalnne der Kantonalbericlite ver- 
sammeln K 

Auf der Versammlung' zu Langenthai war der Kanton Zürich 
durch ßegieruiigsrat Hegetschweiler vertreten, Vergebens hatte 
sich L. Meyer von Knonau bemüht, den von dieser Sache tief er- 
griifenen, redlich gesinnten Ifann von der Teilnahme abzuhalten-. 
Die eigentlich auifallende Erscheinung, dass es im Gegensatze zu 
den andern regenerierten Kantonen, wo nach erfolgtem Aufrufe die 
Schutzvereine ohne weiteres und ohne Schwierigkeiten gestiftet 
werden konnten, im Kanton Zürich erst nach geraumer Zeit zur 
Gründung eines Filialvereines kam, erklärt der Biograph von Hess 
damit, dass weder Hess, noch E. Sulzer und noch viel weniger 
Keller ernstlich dazu die Hand bieten wollten^. Aber warum die 
Führer der Mehrheitspartei vorerst so zurückhaltend waren, sagt er 
nicht ! Den Grund werden wir in den parteipolitischen Verhältnissen 
zu suchen haben, die sich eben bis gegen Ende des Jahres 1831 soweit 
zugespitzt hatten, dass sich die radikalen Führer gehörig besinnen 
mussten, ehe sie diesen Schritt wagten, der voraussichtlich zum 
Äussersten führte. Wir haben schon früher auf die Offenheit hin- 
gewiesen, mit der die mehr oder weniger neutrale „Neue Zürcher 
Zeitung" Anfangs November 1831 auf die vollständige Zerrüttung 
der bürgerlichen Verhältnisse hinwies und nach den uns bekannten 
Ursachen suchtet Interessant war es nun, dass die eigentliche 
Parteipresse, „Vaterlandsfreund" und „Republikaner", nichts Wesent- 
liches an diesen Ausführungen bestreiten konnten ^ Denn es war 
Tatsache, dass es in manchen städtischen Gesellschaften Ton ge- 
worden war, die meisten Träger der neuen Ordnung mit allen 



' Nach Anton von TiHier, p. 137 f. ; vgl. Baumgartner I, p. 262 f. 

• L. M. V. K., p. 361. Heg:etscliweiler war der zürcherische Delegierte, wie 
L. M. V. K. übereinstimmend mit einer Langenthaler- Korrespondenz der N. Z. Z. 
(1831 No. 80, p. 310, 6. Okt.) berichtet; also nicht Staatsanwalt Ulrich, wie 
Piipikofer p.80 behauptet. Da sich der ..Kepublikaner' in betreff der Langenthaler- 
Versammlung in vollkommenes Schweigen hüllte, kursierten über die Teilnahme 
der zürcherischen Delegierten allerlei Gerüchte; so sollten nach dem „Vater- 
landsfreund" (1831 No. 65, p. 317, 29. Sept.) ausser Staatsanwalt Ulrich noch die 
Kegierungsräte E. Sulzer (den auch H. Escher II, p. 49 falscherweise als Teil- 
nehmer nennt!), Weiss und Hearetschweiler teilgenommen haben. 

5 Pupikofer, p. 80 f. 

* N. Z. Z. 1831 No. 89, p. 354 f. (5. Nov.) u. No, 92, p. 366 (16. Nov.). 

^ V. 1831 No. 80, p. 390 f. (21. Nov.) u. R. 1831 No. 19 Beiblatt, p. 74 
(8. Nov.) u. No. 76, p. 386 (18. Nov.). 
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möglichen Spottnamen zu belegen und den Zustand der Dinge als 
höchst verderblich und aus der schändlichsten Ungerechtigkeit 
entsprungen darzustellen; es war lächerlich, aber bezeichnend, 
dass manche Stadtbürger glaubten, der Verfassung einen tüchtigen 
>Stoss zu versetzen, wenn sie den F'ührern der Landpartei oder 
auch Denjenigen, welche sie bloss für solche hielten, die Erwiede- 
rung der gewöhnlichen Gruss- und Achtungsbezeugungen versagten 
und mit einem martialischen Blick an ihnen vorüberzogen *. Die 
Parteileidenschaften, welche sich in diesem Betragen so gut 
äusserten wie in den leidenschaftlichen Ergüssen der Parteipresse, 
die auf der radikalen Seite oft ebenso roh und brutal als auf der 
konservativen hämisch und verbissen waren, fanden ihren deut- 
lichen Widerhall in der höchsten Landesbehörde. So fehlte es, 
ganz abgesehen von jenen grossen Sitzungen, wo die eidgenössi- 
schen Angelegenheiten beraten wurden, auch sonst nicht an er- 
regten Sitzungen, wo die Parteileidenschaften bei den geringfügig- 
sten Gegenständen zum Ausbiniche kamen. Zwei Tage nach der 
Versammlung zu Langenthai, am 27. September 1831, beriet der 
Grosse Eat das Gesetz betreifend Herabsetzung des Salzpreises ^. Im 
Laufe der "Diskussion machte Stadtpräsident Escher, einer der 
ersten Vertreter der konservativ-aristokratischen Oppositionspartei, 
der sich aber mit seiner äusserst tätigen Geschäftsführung allge- 
mein anerkannte Verdienste um die Stadt Zürich erwarb^, über 
die zur Eevision des gesamten Staatshaushaltes eingesetzte Kom- 
mission, die fast ausschliesslich mit Vertretern der Mehrlieitspartei 
besetzt war, die Bemerkung: „es mag auch gut sein, dass die 
Kommission zur Revision des Staatshaushaltes aus dem Schlaf, in 
den sie versunken zu sein scheint, erwacht". Worauf sich Keller 
erhob und in seiner scharfen Art bemerkte: „Was den Vorwurf des 
Schlafes anbelangt, welcher der Revisionskommission von einem 
Mitglied auf eine rohe Weise gemacht wurde, so wird das Mit- 
glied, das diesen Vorwurf machte, mit seinen politischen Ideen 
noch zu seinem Schrecken erfahren, dass sie nicht schlief". Regie- 
rungsrat E. Sulzer sprach sich in demselben Sinne aus: Ja wenn 
Escher Mitglied der Kommission wäre, wäre diese vielleicht in 
den Todesschlaf versunken" ! Jetzt ergriff Escher wieder das Wort 
und warf die Bemerkung hin, dass dasjenige Mitglied, das ihn der 



' N. Z. Z. 1831 No. 89, p. 354 f. (5. Nov.)- 

2 Y. d. G. R. 1831, p. 146 ff. 
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Eohlieit beschuldige, nun auch ausspreche, was es schon längst 
durch seine Handlungen bewiesen habe, dass es den Weg des 
Terrorismus eingeschlagen habe. Jetzt verlangte Keller, dass das 
Mitglied, das ihn der Rohheit beschuldige, zur Ordnung gewiesen 
werde; denn in einem Staate den Weg des Terrorismus einzu- 
schlagen und dieses durch Handlungen beurkundet zu haben, sei 
ein grosses Verbrechen, dessen er nicht beschuldigt werden wolle. 
Bürgermeister D. von Wyss vertrat die Ansicht, dass auch Keller 
sich starker Ausdrücke bedient habe und dass man beide Redner 
zur Ordnung weisen ^müsse. Grossratspräsident Hirzel sprach den 
Wunsch aus, dass in dieser Angelegenheit keine Abstimmung ver- 
langt werde; es möge jedem Mitglied überlassen bleiben, bei sich 
die geflossenen Äusserungen zu taxieren, die nach Regierungsrat 
L. Meyer von Knonau, der auch hier wie immer zur Versöhnung und 
zum Frieden mahnte, nicht injuriös waren, sondern eher politisch 
und historisch ausgelegt werden mussten. Der greise Regierungs- 
rat Pfenninger, den Keller selbst einmal als den ältesten Kämpfer 
für Freiheit feierte *, erklärte, dass auf dem Präsidenten des Ober- 
gerichtes, der im gleichen Range stehe we der des Regierungs- 
rates, so wenig ein Makel ruhen dürfe wie auf jenem; der 
Grosse Rat möge deshalb durch Aufstehen bezeugen, dass jener 
Makel nicht auf dem Obergerichtspräsidenten ruhe. Nachdem noch 
Dr. Keller erklärt hatte, dass es ihm nur darauf ankomme, dass 
der Grosse Rat auf irgendeine Weise ausspreche, dass jener Makel 
nicht auf ihm ruhe, wurde schliesslich nach dem Antrag Oberrichter 
Ulrichs beschlossen, dass die gefallenen Äusserungen weder der 
Ehre Kellers noch der Eschers nachteilig sein sollten^. Dieses 
dramatische Intermezzo im Grossen Rate, das in der folgenden 
Sitzung bei der Protokollabnahme ein charakteristisches Nachspiel 
fand 3, zeigte mit dem persönlichen Gegenübertreten zweier der 
höchstgestelltesten Männer die Spannung der Parteileidenschaften, 
welche sich oft bei den geringfügigsten Anlässen entlud. Deshalb 
erschien dieser Vorfall auch der zürcherischen Presse als nichts Be- 
sonderes. Die „Neue Zürcher Zeitung" erklärte, dass man zur Ent- 
schuldigung solcher unerbaulicher Vorgänge nicht auf die französische 
und englische Kammer hinweisen dürfe ; der gebildete Teil des Volkes 
erwarte, dass die Beratungen mit Würde und Ordnung geführt werden 



» R. 1831 No. 9, p. 60 (2. März) u. V. 1832 No. 9, p. 46 f. (1. März). 

2 ibidem, p. 148 f.; auch N. Z. Z. 1831 No. 79, p. 313 f. (1. Okt.). 

3 ibidem, p. 149. 
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und wünsche sehr, dass in dieser Versammlung jene leidenschaft- 
lichen Ausbrüche vermieden blieben, durch die ohnehin im gesell- 
schaftlichen Leben schon nachteilig genug eingewirkt werde *. Der 
„Republikaner" begnügte sich mit einer etwas einseitigen und 
ironischen Darstellung des Skandals*, und der „Vaterlandsfreund" 
meinte noch lakonischer, dass es bei der gegenwärtigen Zeit wahr- 
lich sehr nottäte, sich der Heftigkeit der persönlichen Angriffe zu 
enthalten ^. 

Bald kam es noch zu weit bedenklicheren Auftritten. Das 
radikale Organ hatte durch Korrespondenten von Baselland die 
schwersten Angriffe auf die Zürcher Truppen, die als Bestandteile 
der eidgenössischen Okkupationsarmee in Baselland funktioniert 
hatten, und insbesondere auf einige Offiziere, die der konservativ- 
aristokratischen Partei angehörten, gebracht und an Hand von 
allerlei Episoden das Benehmen dieser Truppen als roh und brutal 
hingestellt; das Blatt hatte damit, wie der ., Vaterlandsfreund" 
meinte, versucht, die Ordnungsliebe und den militärischen Gehor- 
sam der Bundestruppen als das Werkzeug der Aristokratie anzu- 
schwärzen und die kommandierenden Offiziere als Würger zu 
schildernd Inwieweit diese Angriffe berechtigt waren, lässt sich 
bei der Fülle der' sich widerstreitenden Mitteilungen kaum mit 
Sicherheit entscheiden; jedenfalls waren sie stark übertrieben und 
erbitterten Offiziere und Mannschaft. Schon nach der Rückkehr 
der zürcherischen Truppen nach Zürich weigerten sich am 24. Ok- 
tober 1831 bei der Waffenabgabe viele Soldaten von der Kompagnie 
Schaufelberger, die zum Bataillon des besonders heftig angefoch- 
tenen Oberstlieutenant Bürkli gehörte, dies zu tun, bevor ihnen der 
„Republikaner" Satisfaktion für das, was er über die Kompagnie in 
seine Spalten aufgenommen hatte, gegeben habe; sie drohten im 
Weigerungsfalle selbst sich Recht zu verschaffen. Erst als eine Ab- 
ordnung des Kriegsrates die Kompagnie mit ihrer Beschwerde auf 
den gesetzlichen Weg hingewiesen und ihr die Notwendigkeit vor- 
gestellt hatte, sich jeder eigenmächtigen Schritte zu enthalten, lie- 
ferten die Soldaten die Waffen ab\ Am folgenden Morgen kamen 



i N. Z. Z. 1831 No. 39, p. 314 (1. Okt.). 

« R. 1831 No. 14 Beiblatt, p. 54 (4. Okt.); ein persönlicher Ausfall auf Escher 
No. 69, p. 360 (30. Sept.). 

3 V. 1831 No. 65, p. 317 (29. Sept.). 
^ V. 1831 No. 65, p. 318 f. (29. Sept.). 
* V. 1831 No. 65, p. 318 f. (29. Sept.). - 
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dann einige Jäger des Bataillons vor die Gessnersclie Druckerei, 
welche den „Eepublikaner*' herausgab, erklärten eine Stelle in der 
letzten Nummer für eine „verfluchte Ltige^^, zerrissen das Blatt und 
zertraten es unter mancherlei Schimpfreden und Ausrufen. Der Abend 
des gleichen Tages brachte dann die Fortsetzung, die der „Repu- 
blikaner" also schildert: „Abends 9 Uhr erhob nämlich eine Schar 
Oifiziere (in Epauletten und eigenen Feldzeichen) nebst anderen 
Herren vor dem gleichen Hause unter wiederholtem Hin- und Her- 
gehen vielfaches Schimpfgeschrei u. s. w., worauf der Inhaber des- 
selben (ohne Hut und Stock) vor die Haustüre ging, um zu er- 
fahren, was diese Leute eigentlich w^ollen. Allein diesen voreiligen 
Schritt musste er hart büssen, denn nach einigem Wortwechsel 
hieben diese Herren mit Stöcken und Karbatsche so auf ihn los, 
dass er einige Löcher im Kampfe davontrug. Wer diesem un- 
gleichen Kampf Einhalt tun wollte, z. B. der greise Hr. Fierz von 
Küsuach, Mitglied des Grossen Rates, die Frau des Hrn. G. und 
dessen Bruder, erlitt ähnliche Misshandlung. Einige herbeigeeilte 
Arbeiter standen endlich ihrem Herrn treulich zur Seite. Die 
Gegenwart der Polizei vermochte aber die störrische Menge nicht 
zu besänftigen, sie tobte und schimpfte bis 2 Uhr fort, selbst über 
Männer, die in unserem Staate mit Achtung genannt werden*." 

Während die konservative Presse natürlich bestrebt war, den 
Vorfall als möglichst harmlos und unbedeutend hinzustellen, wurde 
ihm von der gegnerischen Seite eine Wichtigkeit beigemessen, die 
er entschieden nicht besass. In der Sitzung des Grossen Rates vom 
folgenden Tage (26. Oktober) stellte Regierungsrat Ed. Sulzer die 
Motion', „dass der Grosse Rat, in Erwägung der nächtlichen Un- 
ruhen, welche stattgefunden haben, und der Notwendigkeit, ruhige 
Bürger vor den Ausbrüchen roher Leidenschaft zu schützen, dem 
Regierungsrate den Auftrag erteile, sich unverzüglich mit den 
Massregeln zu beschäftigen, welche die Sicherheit der Personen 
und des Eigentums in der Stadt Zürich sichern können und in der 
morgenden Sitzung einen Antrag darüber zu hinterbringen"^. Den 
Antrag auf Nichteintreten der Motion stellte zuerst Kantonsrat 
Schellenberg von Weisslingen, da der Kanton Zürich nicht in einem 
revolutionären Zustande sich befinde; Bürgermeister von Muralt 
bedauerte die Unfugen, erklärte sie aber als blosse Nachtbubereien, 



' E. 1831 No. 73, p. 374 (28. Okt.) u. V. 1831 No, 73, p. 359 (27. Okt.). 
«Verh. des Grossen Eates 1831, p. 200 ff.; ebenso N. Z. Z. 1831 No. 88, 
p. 350 (2. Nov.). 
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bei denen Mitglieder des (jrossen Rateis am wenigsten eine Gefahr 
zu besorgen hätten ; ausserordentliche Massregeln könnten das Aus- 
land glauben machen, dass sich Zürich in einem revolutionären Zu- 
stande befände und dass der regelmässige Gang der Rechtspflege und 
die polizeiliche Sicherheit nicht mehr gehandhabt werden könnten. 
Bürgermeister D. von W.yss bedauerte und missbilligte die frevel- 
haften ^ Umtriebe ; allein auch ihm schien es bedenklich, durch 
ausserordentliche Massregeln die Überzeugung zu Stadt und Land 
hervorzubringen, dass der Kanton sich in einem revolutionären Zu- 
stande befände, weil die Leidenschaften dadurch nur noch mehr 
gereizt würden. L. Meyer von Knonau erklärte, kein Allarmist zu 
sein, der sich gleich fürchte, aber er glaube doch, dass das Übel 
nur verschlimmert würde, wenn vom Grossen Rate nälier über die 
Sache eingetreten werde. Regierungsrat F. Meyer nahm denselben 
Standpunkt ein ; der Regierungsrat werde von sich aus das Nötige 
verfügen können. Noch schärfer wies Kantonsrat Pestalutz-Hirzel 
auf das Ausnahmegesetz hin, das durch die Motion recht eigent- 
lich herbeigerufen würde. Im gleichen Sinne sprach Oberrichter 
Ulrich. Grossratspräsident Hirzel erklärte sich mit diesen Äusse- 
rungen vollständig einverstanden; er bedauerte solche Motionen, 
welche den ruhigen Gang der Behörden stören und Leidenschaften 
in Bewegung setzen; die Verfassung gebe dem Regierungsrat die 
Kompetenz, über die Erhaltung der ölfentlichen Ordnung und 
Sicherheit zu wachen; in dieser Behörde hätte der Motionssteller 
die ihm zweckmässig erscheinenden Massregeln vorschlagen sollen, 
wenn die Ruhe und Ordnung in der Stadt Zürich so bedeutend 
gefährdet gewesen wären, wie man glauben machen wolle. In 
einem andern Tone äusserten sich die Mitglieder der Mehrheits- 
partei. Regierungsrat Pfenninger meinte, dass nicht nur Nacht- 
bubereien und Schlägereien vorgefallen seien, sondern auch Droh- 
ungen gegen Mitglieder der Regierung und Scheltworte; er selbst 
sei insultiert worden und nicht mehr in der Stadt Zürich sicher; 
er werde deshalb des Nachts auf das Land gehen. Dr. Sträuli aus 
Küsnach, der Freund SnelPs, erklärte, dass auch gegen ihn Droh- 
ungen und Schimpfworte ausgestossen worden seien ; Regierungsrat 
Rebmann erklärte, dass die Motion nicht ausser der Zeit sei, ge- 
rade weil die Aufregung im Grossen Rate selbst so gross sei, müsse 
man wohl auf dieselbe eintreten. Friedensrichter Fierz aus Küsnach, 
der 70jährige GreiS;^ der misshandelt worden war, Staatsanwalt 
Ulrich und Oberrichter Hess sprachen sich mehr oder weniger ent- 
schieden für Entgegennahme der Motion aus. Nachdem aber selbst 
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der Motionssteller erklärt hatte, dass sein Antrag vielleicht aus 
zu grosser Ängstlichkeit hervorgegangen sei, wurde nach dem An- 
trage Oberrichter Ulrichs beschlossen, auf ausserordentliche Mass- 
regeln zur Sicherung der Personen und des Eigentums zu ver- 
zichten, da die gesetzlich bestehenden Anordnungen völlig hin- 
reichten, um die Fehlbaren zur verdienten Ahndung und Strafe zu 
ziehen. 

Während die konservative Partei diese Interpellation im (rrossen 
Kate der Absicht zuschrieb, geflissentlich das ganze Land durcli 
allerlei Künste aufzuhetzen *, schritt der Stadtrat auftallenderweise 
doch zu einer ausserordentlichen Massregel, und zwar ohne die 
obere Behörde zu begrüssen. Am 31. Oktober erging das Dekret 
zur Bildung einer Bürgergarde. Zwei Tage darauf untersagte der 
Regierungsrat dem Stadtrate missbilligend die Errichtung einer 
Kommunalgarde, da diese Behörde zu einer solchen militärischen 
Einrichtung, die das Mass polizeilicher Anstalten weit übersteige, 
gesetzlich nicht befugt sei. Solche ausgedehnte Massregeln könnten 
nur von der Regierung für den ganzen Kanton ausgehen, umso 
weniger aber in einem Zeitpunkte, da der (Irosse Rat selbst die 
Anordiiung ausserordentlicher Sicherheitsnmssnahmen nicht für nötig 
erachtet habe. Während sich der „Vaterlandsfreund" über diesen 
Konflikt zwischen Regierung und Stadtrat in ein vielsagendes, 
vollkommenes Schweigen hüllte, sagte der „Republikaner" kurz, 
dass er sich aus Schonung aller weiteren Betrachtungen und Fol- 
gerungen, die man aus diesem Vorgange ziehen könnte, enthalte; nach- 
dem er dann auf das vollkommen Ungesetzliche und Ausserordent- 
liche der stadträtlichen Massregel hingewiesen hatte, bemerkte er 
zum Schlüsse: „Ein solcher Eifer (zur Gründung einer Bürgergarde ! ) 
kann wohlgemeint sein, und wenn er auch als zu stürmisch ange- 
sehen werden dürfte, so fällt er doch keineswegs der gebildeten 
und besonnenen Bürgerschaft von Zürich zur Last, deren grosse 
Mehrzahl diesen Vorfall gewiss zu würdigen wissen wird. Ihr aber 
alle zu Stadt und Land, die Ihr die neue Verfassung mit treuem 
Herzen beschworen habt, seid ruhig und ohne Sorgen ; die von Euch 
erwählten obersten Behörden wachen und werden ihre Pflicht mit 
festem Mute zur Aufrechterhaltung der gesetzlichen Freiheit er- 
füllen" 2. 



' V. 1831 Ko. 75, p. 367 (3. Nov.). 
R. 1831 No. 74, p. 378 (4. Nov.). 
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Zwischen diesen Zeilen des radikalen Blattes Hess sich nach 
allem, was vorausgegangen war, deutlich herauslesen, dass man in 
den Kreisen der Mehrheitspartei gegen Ende des Jahres 1831 an 
die Möglichkeit oder gar Wahrscheinlichkeit einer gewalttätigen 
Reaktion der aristokratisch-konservativen Stadtpartei gegen das 
herrschende Regime dachte, ^le sehr der Gedanke an ein Kom- 
plott, an eine Verschwörung allgemein verbreitet war, zeigt die 
Tatsache, dass es die „Neue Zürcher Zeitung^' in dem schon oft 
zitierten Artikel vom 5. November 1831 für notwendig erachtete, 
auf die absolute Erfolg- und Aussichtslosigkeit eines eventuellen 
Reaktionsversuches — ob wirklich eine Partei in der Stadt sei, 
die an einer solchen Reaktion arbeite, sei noch unerwiesen — hin- 
zudeuten: ein solcher würde, so meinte sie, namenloses Unglück, 
Mord und Brand herbeiführen, und die politischen Früchte wären 
unzweifelhaft eine Repräsentation nach der Kopfzahl, die weitere 
Verdrängung der Städter von den Staatsämtern und vor allem 
Teilung der Waffen und Schleifung der Schanzen und Mauern der 
Stadt *. Im „Vaterlandsfreund"^ warf eine Erklärung mehrerer 
konservativer Stadtbürger, unter denen auch Prof. H. Escher 
unterzeichnete, die Frage auf, ob man denn wirklich Beweise oder 
auch nur W^ahrscheinlichkeitsgründe für die Existenz solcher An- 
schläge habe; es sei nicht zu glauben, dass einzelne oder mehrere 
Stadtbürger sich durch Leidenschaft zu einem so wahnsinnigen 
Unternehmen jemals werden verleiten lassen; abgesehen von der 
Fruchtlosigkeit jeder gewalttätigen Reaktion oder . Misshandlung 
Einzelner und von dem namenlosen Unglücke, welches schon das 
Beginnen, geschweige die Ausführung, über Alle bringen würde, 
so wisse doch jeder, dass gerade bei der weitaus grössten Mehr- 
heit der Stadtbewohner jede Störung der öffentlichen Sicherheit 
den ernstesten und entschlossensten "Widerstand finden würde'. 
l)ei* „Republikaner^* drückte ob dieser Kundgebung seine Freude 
aus, weil endlich ein vernünftiger Teil der Stadtbürgerschaft offen 
seine Missbilligung über die vorgefallenen Ungesetzlichkeiten aus- 
spreche; er fand aber, dass es nicht ohne Grund sei, wenn man 
bei diesen Vorfällen an ein planmässiges Verfahren, an etwas viel 
A\'ichtigeres als an persönliche Rache gedacht habe^. 



1 N. Z. Z. 1831 No. 89, p. 354 f. (5. Nov.). 

^ V. 1831 No. 74, p. 364 f. (31. Okt.). 

3 R. 1831 No. 18, Beiblatt, p. 71 (1. Nov.). 
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So standen die Dinge am Ende des Jahres 1831. In derselben 
Nummer vom 3. November, in der der „ Vaterlandsfreund '^ andere, 
unbedeutende Skandalszenen so aufbauschte, dass sie gewisser^ 
raassen als Antwoi-t der Eadikalen auf jene nächtlichen Unruhen • 
erschienen, brachte das Blatt die erste Nachricht von der Bildung 
eines „sogenannten patriotischen oder Langenthalervereines" *. Der 
„Eepublikaner'' publizierte die längste Zeit keine bestimmten Nach- 
richten, welche diese Mitteilung bestätigt hätten ; er begnügte sich 
vorerst, in ausführlichen, prinzipiellen Erörterungen im Allgemeinen 
die neugegründeten politischen Assoziationen oder Vereine gegen 
die Vorwürfe der Ungesetzlichkeit und Zwecklosigkeit zu vertei- 
digen. Denn sowie diese Vereine anfingen sich auszubreiten, traten 
alle aristokratischen Blätter gegen sie in die Schranken ; „mit der 
ganzen Gewandtheit", sagte der „Republikaner^, „in der Verwirrung 
aller Begriffe übte die Schule des Mephistopheles alle Waffen der 
Trugkunst in dem „Schweizer Korrespondenten''; der „Vaterlands- 
freund'' deutete in dem bekannten feierlichen Ton, womit er die 
vermeintlichen Gefahren des Vaterlandes zu enthüllen gewohnt ist, 
auf das Unglück hin, das aus diesen Vereinen entspringen könnte; 
der „ Walds tätterbote" Hess seiner hündischen Unverschämtheit und 
seinem miserablen Witze freien Lauf; die aristokratischen Blätter 
in Bern und Bündten endlich freuten sich, für ihre Lästerungen 
gegen die sogenannten Radikalen einen neuen Stoff, gefunden zu 
haben" 2. Nachdem der „Republikaner''^ die Vorwürfe der Zweck- 
und Gesetzlosigkeit bekämpft hatte, erklärte er, dass die politischen 
Vereine aus dem innersten Bedürfnisse des Volkslebens, aus dem 
tiefgefühlten Bewusstsein seiner Schicksale entsprungen seien, dass 
sie zu höherer Einsicht, regerem Interesse an dem öffentlichen 
Leben und einer stärkeren Willenskraft das A^olk heranbildend, 
die Schutz wehren der neuen Verfassungen, wahre Wächter an dem 
Herde des Vaterlandes seien. — Und zusammenfassend bemerkte 
er: „A\lr finden demnach, dass die politischen Vereine in der 
Schweiz vollkommen gesetzlich, höchst natürlich, zweckmässig und 
aus einem aus vielfachen Erfahrungen beruhenden Bedürfnis ent- 
sprungen sind. Sie werden der Schweiz dieselben grossen Dienste 
leisten, die sie Amerika zur Zeit seiner Krise, die sie England in 
mehreren bedeutenden Epochen geleistet haben." 



» V. 1831 No. 75, p. 367 (3. Nov.). 

2 R. 1831 No. 80, p. 405 (16. Dez.). 

3 R. 1831 No. 81, p. 411 f. (23. Dez.). 
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Vielleicht stand die verhältnismässig späte Gründung des 
zürcherischen Scliutzvereins im Zusammenhange mit der Stellung 
Kellers^ die von der Presse verschieden dargestellt wurde. Am 
.7. Dezember 1831 hatte die „Neue Zürcher Zeitung" * die Mitteilung 
gebracht, dass Dr. Keller die Stelle eines Berichterstatters, zu der 
er als Abwesender in Langenthai ernannt worden war, sowie jede 
Wirksamkeit in dergleichen Vereinen geradezu abgelehnt habe. 
Während der „Vaterlandsfreund ^ ^ ^[^^ß Mitteilung mit Vergnügen 
vernahm und die Hoffnung aussprach, dass jeder Staatsbeamte 
seine wahre Stellung ebenso richtig erkennen und diesem Beispiele 
folgen möchte, sah sich der „Republikaner" ^ veranlasst, im „Inter- 
esse ebensosehr der guten Sache als des Verstandes einer der 
ersten Magistratspersonen zu erklären, dass Herr Obergerichts- 
präsident Keller, weit entfernt, wie in jenem Artikel zu verstehen 
gegeben wird, die entweder erheuchelte oder läppische Furcht vor 
den politischen Vereinen oder Assoziationen zu teilen, im Gegen- 
teil schon von Anfang an deren Notwendigkeit und Zweckmässig- 
keit lebhaft verteidigt und lediglich die Unmöglichkeit vorgestellt 
hat, bei seinen überhäuften, amtlichen Geschäften an deren Stiftung 
tätigen Anteil zu nehmen, während er sich jederzeit einem solchen 
Vereine mit Vergnügen anschliessen werde '^ Am 11. Dezember 
wiederholte die „Neue Zürcher Zeitung" ihre Angabe nochmals 
und bezichtigte den „Republikaner'' einer willkürlichen Auslegung 
ihrer Nachricht. Der „Republikaner'^^ entgegnete, es sei offenbar, 
dass Dr. Keller in der „Neuen Zürcher Zeitung" mit einer gewissen 
Freude von dergleichen Vereinen absorbiert werde. Keller selbst 
gestand später im Grossen Rate, dass er nie eine besondere Lust 
und Kraft in sich gefühlt habe, auf dem Wege der Vereine zu 
wirken \ 

Dies passive Verhalten des Mannes, der sonst in allen Dingen 
die Initiative ergriff, musste in Zürich hemmend der Gründung 
des Vereines entgegentreten, die dann scliliesslich doch durch eine 
Reihe weiterer Ereignisse herbeigeführt wurde. Am 21. Dezember 
1831 stellte Keller seine Motion, das altehrwürdige Chorherrenstift 
aufzuheben. Von den Massen der Stadtbürgerschaft als etwas ganz 



» N. Z. Z. 1831 No. 98, p. 391 (7. Dez.). 

« V. 1831 No. 85, p. 415 (8. Dez.). 

3 R. 1831 Beiblatt No. 25, p. 97 (20. Dez.). 

* R. 1831 No. 81, p. 483 (23. Dez.). 

5 V. d. G. R. 1831, p. 83. 
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Ungeheuerliches empfunden, machte dieselbe einen solchen Effekt, 
dass ein geachteter zürcherischer Gelehrter L. Meyer von Knonau 
ankündigte, eine Gegenrevolution würde dadurch herbeigeführt 
werden '. Am 27. Januar 1832 wurde wieder unter der denkbar 
heftigsten Opposition vom (Crossen Rate eine zweite Kardinalfrage, 
die Aufhebung der militärisclien Zentralinstruktion, beschlossen 
und dadurch die Unzufriedenheit der Stadt von neuem genährte 
Wir haben diese militärische Frage deshalb hier etwas aus- 
führlicher darzustellen, da ihre Lösung sicher die Herbeiführung 
einer Krisis beschleunigen half. Denn je länger, je mehr hatte 
dieses Problem den Charakter einer parteipolitischen Angelegen- 
heit ersten Ranges erhalten. „Die Wünsche gegen den Kasernen- 
dienst waren eben nicht neu, sondern in viel früheren Zeiten oft 
und selbst von Amts wegen wiederholt ausgesprochen worden 5 so 
hatte die Landgeistlichkeit zu wiederholten Malen der Regierung 
und dem Grossen Rat in lebhaften Farben die Nachteile geschildert, 
welche im häuslichen Leben, in der Ökonomie und Moralität aus 
dein Kasernendienste, für die Landbewohner entsprangen, und deren 
Abhülfe dringend ans Herz gelegt, ohne dass jedoch damals dieses 
Prinzip aufkommen konnte ^'^ Auf der Landesversammlung von 
üster war dann als eines der Hauptpostulate die gänzliche Auf- 
hebung des Kasernendienstes in der Stadt Zürich aufgestellt 
worden, an dessen Stelle wöchentliche Übungen in den Gemeinden 
verlangt wurden. Unter den Petitionen, welche in der Revisions- 
kampagne eingereicht worden waren, hatten über vierzig diesen 
Volkswunsch wiederholte Als dann nach der Annahme der neuen 
Verfassung Regierungsrat und Grosser Rat im Drange der Geschäfte 
und wohl auch in der Einsicht, dass diese Frage richtig nur im 
Zusammenhange mit der neuen Militärorganisation des Kantons be- 
urteilt und entschieden werden könnte, nicht sogleich die Auf- 
hebung des Kasernendienstes beschlossen, klagte schon am 24. Mai 
1831 ein Einsender „vom obern rechten Seeufer^' im „Republi- 
kaner^, dass man fast allgemein und oft etwas missmutig fragen 
höre, warum auch die gänzliche Aufhebung des Kasernendienstes 



1 L. M. V. K., p. 360. 

« N. Z. Z. 1832 No. 12, p. 46 (11. Febr.). 

3 Z. F. Z. 1832 No. 5 (3. Febr.). 

* p. 18 in dem Berichte von Ulrich; vgl. auch meinen Aufsatz: „Kein 
Militär mehr! Eine Episode aus der zürcherischen Regene- 
rationszeit (1830-1839), (N. Z. Z. 1904 Beilage zu No. 309 [6. Nov.]). 
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solange nicht beschlossen werde. Eine wahrhafte Betrübnis er- 
greife, die biederen A^äter, da es verlaute, dass Männer von Ein- 
fluss und Ansehen vom Lande, die ihre Hände in Uster mit dem 
Volke hochhielten, dieser Schule des Verderbens von neuem das 
Wort reden, während beinahe in allen Kantonen (Schwj'z ausge- 
nommen) die eidgenössischen Musterungen zum Lobe derselben aus- 
fielen, ungeachtet dort keine Kasernen seien. „Dass unser biederes, 
lenksames Volk (wenn diese so allgemein verwünschte Anstalt auf- 
gehoben sein wird) ebenso wie in seinem bisherigen Benehmen 
auch in den Waffenübungen sich übertreffen werde, ist unsere 
Überzeugung */• Diese Klage fand schon ein paar Tage darauf in 
einer Einsendung aus den Ämtern Grüningen und Greifensee eine 
frejiidige Zustimmung; auch in diesen Gauen erfüllen Unmut und 
unangenehme Empfindung unwillkürlich das Gemüt jedes echten 
Kepublikaners, wenn man Grossräte ab dem Lande, denen noch 
der laute Wunsch von Uster in den Herzen widerhallen müsse, als 
dessen Protektoren nennen höre. ,, Abgesehen von der Demorali- 
sation unserer Jünglinge, dem ökonomischen Nachteile so vieler 
Hausväter, denen ihre Söhne oft von den dringenden Feldarbeiten 
entzogen, in jeiies verhasste Institut abgerufen werden, abgesehen 
von den bedeutenden Staatsausgaben darf man wohl billig fragen, 
was denn der Kasernendienst für Infanterie und Scharfschützen 
bisher für Wunder gewirkt habe? Sind nicht 'in abgewichenen 
Jahren die Kontingente mancher Jahre ohne Kaserneninstruktion 
bei eidgenössischen Übungslagern und Inspektionen ebenso gut be- 
standen ? Mögen immerhin die Verfechter der Kaserneninstruktion 
die Vielseitigkeit ihres Nutzens anpreisen wollen, sie werden gegen 
das richtige Urteil des Volkes nichts vermögen, denn an der Frucht 
lernte es den Baum erkennen! Nur durch Verwirklichung des 
dringenden A\^unsches von Uster kann der Grosse Rat das vater- 
ländische Freiheitswerk mit der Krone schmücken ^.^ 

Gegen diese zahlreichen, die sofortige Aufhebung des Kasernen- 
dienstes dringend fordernden Einsendungen, welche dem „Republi- 
kaner" vor allem aus den obern Seegegenden zukamen, protestierten 
nun andere Seekorrespondenten im konservativen ^Vaterlands- 
freund", so dass schon dadurch die ganze Frage immer mehr auf 
das politische Gebiet versetzt wurde.. Es sei nichts weniger als 
wahr, hiess es da einmal, dass alles Volk der Meinung dieser 



1 R. 1831 No. 45, p. 240 (24. Mai). 

2 R. 1831 No. 47, p. 251 (31. Mai). 
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befehlsstichtigeu Seekorrespondenten des „Republikaners" sei; die 
grosse Mehrzahl des Volkes habe volles Vertrauen auf den Grossen 
Rat, der wohl am besten einsehe, was für das Wohl des Landes 
diene; die Herren Einsender des Republikaners, welche dem Grossen 
Rate immer Befehle und Aufträge geben, sollten doch mit ihren 
Räten warten, bis sie vom Volke, dessen Namen sie unbefugter- 
weise immer nannten, dazu bestellt und auch in den Grossen Rat 
gewählt würden*. Ein Korrespondent vom linken Seeufer war es, 
der in einer folgenden Nummer des konservativen Blattes den Ver- 
such machte, durch sachliche Argumente die Bestrebungen, den 
zürcherischen Kasemendienst in sonntägliche Waffenübungen auf 
Trüllplätzen umzuwandeln, als unglückliche und verfehlte hinzu- 
stellen; die Aufhebung des Kasernendienstes sei ein Rückschritt 
von wenigstens 50 Jahren, dessen nachteiliger Eiufluss für das 
Gesamtvaterland nicht leicht zu berechnen wäre; als Schule für 
den Soldat und Vorschule für den Offizier sei der Kasernendienst 
notwendig ^, u. s. w. Ein Korrespondent von Kilchberg opponierte 
ebenfalls den „oft gehörten Behauptungen, als ob die Abschaffung 
der Kaserneninstruktion in den A^'ünschen des Volkes liege," da 
am See durchweg weniger Abneigung gegen den Kasernendienst 
als gegen die sonntäglichen Waffenübungen herrsche und Jeder- 
mann den Besuch der Kaserne einer vermehrten Anzahl der jetzt 
schon verhassten Exerziertage auf dem Trüllplatze weit vorzöge; 
dieser Einsender wünschte im Gegenteil — „als eine Stimme wirk- 
lich aus dem Volke" — dass die Militärpflichtigen der Infanterie 
ohne alle Ausnahmen in der Kaserne eingeübt und gekleidet und 
dann, wo möglich, gleich den Artilleristen, nur an den Musterungen 
kompagnie- oder bataillonsweise (ein oder zwei Tage lang) exerziert 
\\ürden, da auf diese Weise wohl mehr gewonnen würde, als durch 
die sonntäglichen militärischen Übungen, bei denen weder die 
Achtung vor den Instruktoren nocli Lust und Eifer für die Sache 
herrschen^. Diese Einsendungen im „Vaterlandsfreund" sprachen 
schliesslich die Hoffnung aus, „dass der Grosse Rat sich nicht 
durch einige Schreier täuschen lasse und glaube, die Abschaffung des 
Kaseniendienstes sei allgemeiner Volkswille, sondern dass er fortan 
diese Schule der Leitung kenntnisvoller Männer anvertraue und sie 
zum Nutzen und zur Beförderung des ]\Iilitärwesens sowohl als 
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zur Ehre des Kantons und des gesamten Vaterlandes beibehalte •". 
Vom See aus erfolgte aber eine Auttbrderung im Republikaner', 
dass die (Gemeinden als politische Verbände in Petitionen die Ab- 
schaifung des Kasernendienstes verlangen sollten ; die Einladung 
fand Anklang: in der Sitzung vom 27. Oktober konnten dem Grossen 
Rate von einer Reihe von Gemeinden — von Stäfa, Wädenswil 
u. s. w. — Bittschriften vorgelegt werden, welche die Aufhebung 
verlangten, weil dieses Postulat einer der wichtigsten Punkte des 
Memorials von Uster sei. In den Behörden entspann sich vorerst 
ein hitziges Vorpostengefecht. AVährend drei Militärs, die Obersten 
Escher und Ftissli und Oberstlieutenant Nttscheler ihre militärischen 
Argumente für die Beibehaltung des Kasernendienstes vorbrachten, 
betonte Regierungsrat Hegetscliweiler schon jetzt, dass die vielen 
Gründe, die gegen den Kasernendienst angeführt werden könnten, 
eine schnelle Aufhebung dieses Institutes notwendig machten. 
Statthalter Hürlimann verlangte die unverzügliche Hinterbringung 
eines diesbezüglichen Gesetzesvorschlages, da das Volk schon lange 
Jahre unter der Last des Kasernendienstes geseufzt habe; er könnte 
nicht dafür bürgen, dass nicht Unannehmlichkeiten entstünden, 
wenn die Sache in die Länge gezogen würdet Als dann aber 
schon am 22. Dezember 1831^ dem Grossen Rate der Gesetzes- 
vorschlag über die neue Militärorganisation vorgelegt wurde, stellte 
gleich am Anfange der Diskussion Regierungsrat Hegetschweiler den 
Antrag, dass zuerst, bevor man auf den Gesetzesvorschlag eintrete, 
die Vorfrage entschieden werde, ob der Kasernendienst abge- 
schafft werden solle oder nicht. Eine Reihe weiterer AVortführer 
der Landschaft, wie Major Bleuler, Statthalter Hürlimann u. a., 
unterstützten diesen Antrag, da die Abneigung des Volkes gegen 
den Garnisonsdienst (der auch Kasernendienst und Zentralinstruk- 
tion genannt wurde) allgemein verbreitet sei. Obgleich Hürlimann 
die Behauptung aufstellte, dass 'Vio ini Kanton für Abschaffung 
der Zentralinstruktion seien, scheiterte doch der Versuch, „im 
Sturmschritt die muntern TrüUplätze zu erobern;" mit drei Stimmen 
Mehrheit wurde die Dringlichkeit abgelehnt, d. h. mit 80 gegen 77 
Stimmen ungeteilte Behandlung des ganzen Gesetzes beschlossen, 
dieses selbst nach dem Antrage der Anhänger der Zentralinstruktion 



1 V. 1831 No. 1», p. 400 (28. Nov.). 
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an eine Grossratskommission gewiesen, welche den ganzen Entwurf 
noch einmal prüfen und in der Fortsetzung der Wintersession dem 
Grossen Rate zum endlichen Entscheide vorlegen sollte. Der 
„Yaterlandsfreund", welcher diese Beratung als eine jener Dis- 
kussionen bezeichnet hatte, in welchen die ultima ratio des neueren 
zürcherischen Staatsrechts, die Befehle von üster, einen Teil der 
Versammjung in ihren Zauberkreis gebannt habe, konnte schliess- 
lich mit diesem Resultate noch zufrieden sein, da es „all der Masse 
von Einsicht, Sachkenntnis der Freunde und Kenner des Wehr- 
wesens" gelungen war, die Zentralinstruktion noch einmal zu retten; 
,.es sei wohl nicht zu bezweifeln", fügte das Blatt optimistisch hinzu, 
„dass diese aus allen Teilen des Landes gewählten Sachverständigen 
den Kanton Zürich vor dem schmählichen Untergang seiner wackern 
und allgemein als vorzüglich erkannten Miliz bewahren werden *". 
Mit ungeheurer Spannung erwartet kam der Tag der Ent- 
scheidung, der 27. Januar 1832. Drei Tage zuvor in der Sitzung 
vom 24. Januar waren wieder neue Petitionen gegen den Kasernen- 
dienst eingereicht worden -. Auf der andern Seite hatten sich die 
Verteidiger des Kasernendienstes sogar zu poetischen Ergüssen ver- 
stiegen, um die Trüllplätze lächerlich zu machen ^. Die entscheidende 
Sitzung am 27. Januar dauerte von 5 Uhr nachmittags bis 11 Uhr 
in der Nacht. Es war ja, wie die Neue Zürcher Zeitung ^ bemerkte, 
vorauszusehen, dass der Meinungskampf sehr heftig ausfallen würde, 
da es diesmal Kriegsmänner waren, die gegen einander zu Felde 
zogen; mehrmals wurde zwischen den Kämpfenden, als der Kanonen- 
donner von neuem drohte, durch den Schlussruf oder reglementarische 
Erinnerungen des unerschrockenen Präsidenten die Ruhe glücklich 
wieder hergestellt. Seit langem war keine Diskussion mehr so leb- 
haft, wie diese ^ Die Frage, um die man stritt, lautete: „sollen die 
Rekruten auf Trüllplätzen, oder, nach dem Antrage der Mehrheit 
der Revisionskommission, 21 Tage in der Hauptstadt eingeübt 
werden"? Schon aus den Worten, mit denen der Berichterstatter 
des Regierungsrates, Hauser, die Diskussion über das ganze Gesetz 
eröffnete, tönte die weitgehende Bedeutung deutlich lieraus, die man. 



' V. 1831 No. 90, p. 339 (27. Dez.). 
2 V. d. G. R. 1832, p. 51. 

^ Vgl. „Der ahderitische TrüHplatz. Ein Ideal m Reimen abgefasst nach 
dem Zürcher Dialekt". 1832. (In Sammelhand „Varia" XXXI 490 No. 9 St. B. Z.)- 

4 N. Z. Z. 1832 No. 9, p. 35 (1. Febr.). 

5 R. 1832 No. 5, p. 27 (3. Febr.). 



Digitized by 



Google 



— 158 — 

allgemein dieser Frage zuniass : „Alle Kantonseinwohner sehen mit 
gespannter Erwartung dem Erfolge dieser Verhandlung entgegen. 
Tausend und tausend Dienstpflichtige erwarten ein freieres System 
für die Organisation unseres Militärwesens, aber auch ein grosser 
Teil der anwesenden Mitglieder dieser Versammlung bangt vor 
dem Ausgange, besorgend, dass wenn der eine der Anträge von 
der Hohen Versammlung angenommen würde, derselbe den Euin 
unseres Militär wesens herbeiführen würde. Befürchten Sie nicht, 
dass irgend ein Mitglied des Kriegsrates je den bösen Gedanken 
hätte, unserem Militärwesen den geringsten Schaden beizufügen. 
Jedes hatte den redlichen Vorsatz, unserem Wehrstande dasjenige 
angedeihen zu lassen, was zu seinem Besten gereicht" *. Für Bei- 
behaltung des Kasernendienstes sprachen dann fast alle höhern und 
höchsten Offiziere, alles Stadtzürcher, der politischen Gesinnung 
nach zur konservativ-aristokratischen Stadtpartei gehörig: General 
Ziegler, die Obersten Escher, Füssli und Salomon Hirzel, die 
Oberstlieutenants Nüscheler und Bürkli, Quartierhauptmann Hai*t- 
mann und Andere. Von allen diesen Eednern wurde die Abschaffung 
des Kasemendienstes mehr oder weniger heftig als eine Kardinal- 
sünde, als ein Todesstoss für das Wehrsystem qualifiziert, der die 
Eidgenossenschaft ihrem Untergang entgegenführe. Sie betonten 
dabei besonders die folgenden Argumente: der Erfolg habe das 
bisherige System gerechtfertigt; das zürcherische Kontingent habe 
bei allen eidgenössischen Anlässen immer das meiste Lob ein- 
geerntet und sich in Manövrierfähigkeit a,usgezeichnet; ohne Einheit 
gebe es keine Miliz ; der Stand Zürich habe bis anhin mehr geleistet 
als andere Kantone; alle grösseren Kantone hätten die Zentral- 
instruktion beibehalten ; wenn der Stand Zürich ein selbstständiger 
Stand sein und bleiben wolle, so dürfe er in dem Praktischen der 
Kriegskunst nicht zurückschreiten hinter das, was bis jetzt getan 
wurde; man werde den Nerv jeder Militärorganissttion zerstören, wenn 
man den Kasernendienst nicht beibehalte; der Soldat müsse nicht 
bloss exerzieren lernen, sondern auch die übrigen Dienstverrichtungen 
eines Soldaten, die Comptabilität, den inneren Dienst u. s. w. ; das 
aber lerne der Soldat nicht auf dem TrüUplatz. „Wie geht es", 
sprach Oberst Füssli ', „auf den Trüllplätzen zu? Es kommen viele 
Leute, das schöne Geschlecht drängt sich zu; die jungen Leute 
haben keine Attention, sie werden geneckt ; am Abend gibt's einen 



' V. d. G. R. 1832, p. 53. 
^ V. d. G. R. 1832, p. 64. 
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Jux; die Soldaten laufen in die Pintenschenken, deren es so viele 
gegeben hat; und zum Schlüsse: Ist es nicht Sünde und Schade, 
ein System, das auch seine Mängel und Gebrechen hat, aber doch 
unser Militär auf den ehrenwerten Grad der Ausbildung, auf dem 
es sich befindet, gebracht hat, aufzuheben ? Ich bin ein alter Mann 
und habe 50 Dienstjahre und sehnte mich schon längst nach Ruhe. 
Die Sache hat für mich kein Interesse mehr, denn in wenigen 
Tagen w^erde ich alle meine militärischen Ämter abgeben. Was 
ich sprach, ging aus reiner Liebe für das Vaterland und aus 
Überzeugung hervor". Als wichtigster Grund gegen das System 
der Elementarinstruktion wurde stets angeführt, dass. es dem Unter- 
richt an der nötigen Einheit fehle, wenn hier so, dort anders 
instruiert werde. Die so oft aufgestellte Behauptung, dass die Ka- 
serne auf die Sittlichkeit der jungen Leute von wesentlich nach- 
teiligem Einflüsse sei, wurde nachdrücklich und zu wiederholten 
Malen bestritten; „vom Nachteile des Kasernendienstes in moralischer 
Hinsicht'', meinte z. B. General Ziegler, „wird man hofl'entlich nicht 
sprechen; die Soldaten werden in den 21 Tagen, da sie vom Morgen 
bis zum Abend beschäftigt sind, nicht viel Böses lernen" *. Auch 
das Hauptargument der Feinde des Kasernendienstes, dass der 
allgemeine Volkswille seine Abschaffung verlange, liess man na- 
türlich nicht gelten! „Manchem Mangel an Gründen", sagte man, 
„wird das gewichtige Wort Volkssouveränität entgegengesetzt, die 
Behauptung,- dies oder jenes sei des Volkes Wille; und wenn sogar 
gesagt w^orden sei, 7io ^^^ Volkes begehren die Abschaffung der 
Kasernen-Instruktion, so sei das für Irrtum, ja man möchte sagen, 
für Entsteilung zu halten", führte Oberstlieutenant Bürkli aus; den 
schlagendsten Beweis aber, dass die Instruktion in der Kaserne 
nicht dem Volkswillen entgegen, sondern nur in gewissen Gegenden, 
so am Obern Zürichsee, verpönt sei, liefere wohl das Verzeichnis der- 
jenigen Mannschaft, welche sich im Laufe des sonst so bewegten 
Jahres 1831 freiwillig, nicht etwa bei den angeordneten Aus- 
losungen zur Einberufung gemeldet hätten ; im Ganzen hätten sich 
im genannten Jahre 192 Freiwillige, also 50 Mann mehr als nach 
der neuen Organisation der jährliche Bedarf eines Bataillons sei, 
nur bei Oberstlieutenant Bürkli, der sich besonders eifrig und aus- 
führlich für die Zentralinstruktion ins Zeug legte, gemeldet; das 
Nämliche sei auch bei den übrigen Bataillons-Kommandanten der 
Fall; wie dürfe man denn nur noch sagen, das Volk verwünsche 
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die Kaserne, da die längere Dienstzeit doch so viele Freiwillige 
zuziehe. „Und warum — wegen des Volkswillens ! Jch kenne den- 
selben auch^, führte Oberst Füssli aus, „ich habe viele Bekannt- 
schaften, bin häufig in den vers^ichiedenen Teilen des Kantons herum- 
gereist und glaube behaupten zu dürfen, dass die Stimme unseres 
Volkes nicht gegen den Kasernendienst ist^ *. 

Im Gegensatze zu diesen Ausfülirungen ging die Mehrheit der 
Grossratskommission, wie der Keferent Eegierungsrat Hauser be- 
merkte, von der Ansicht aus, dass die Aufhebung in dem Wunsche 
eines so grossen Teiles des Volkes liege, dass man demselben 
billige Rücksicht tragen müsse; die dienstpflichtige Mannschaft und 
die Eltern derselben verdienten diejenige Erleichterung und Be- 
günstigung, die ihnen von Rechts und Billigkeits wegen gebühren. 
Hätte man früher das Volk nicht zu allzu grossen Opfern ange- 
halten und nur einen dreiw^öchentlichen Garnisonsdienst verlangt, 
so würde man vielleicht jetzt die Aufhebung nicht fordern*. Re- 
gierungsrat Fierz unterstützte diese Ansicht, mit grösserem Nach- 
druck noch Major Bleuler, der zwar zugab, dass mit der Kaserne 
auch manches Gute vorhanden sei, das sich nicht so leicht er- 
setzen lasse, gleichwohl aber für die Beseitigung der Zentralin- 
struktion stimmte, da diese weder mit den Gesinnungen noch den 
ÄN'ünschen des Volkes im Einklänge stehe; man könne recht wohl 
die Instruktion auf das Land hinaus verlegen, weil das Militär so 
auf eine volkstümliche Weise mit weniger Kosten auf den gleichen 
Grad gebildet werden könne wie bis anhin und die Offiziere noch 
besser^. In einem zweiten Votum betonte Bleuler, dass es kein 
gewagtes Spiel sei, durch Instruktion auf dem Lande die Aufgabe 
zu lösen, die Leute zu tüchtigen Vaterlandsverteidigern zu bilden; 
er gebe sein Ehrenwort darauf, dass die thurgauische Infanterie, 
welche die Zentralinstruktion nicht habe, dem zürcherischen Militär 
nicht bloss in Allem gleichkomme, sondern dasselbe in Bezug auf 



» V. d. G. R. 1832, p. 63. 

2 V. (1. G. E. 1832, p. 62. Es sei hier einmal die Bemerkung gemacht, dass 
die liberal-radikale Presse oft darüber klagte, dass in den von uns so oft zitierten 
„Verhandlungen des Grossen Rates von Zürich 1831—1833" (V. d. G. R.), die 
Kantonsfürsprech Dr. Pestalutz herausgab, die Voten der Redner ihrer Partei, 
also Kellers, Hess', Ulrichs u. s. w., unvollständig und entstellt wiedergegeben 
wurden. (Vgl. z. ß. App. Z. 1832 No. 9, p. 65 [1. Febr.], No. 11, p. 83 [8. Febr.] 
u. s. w.). 

3 V. d. G. R. 1832, p. 64. 
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Haltung, Disziplin, Ordonnanz, Wacht, Innern Dienst und Propretät 
ihrer Waffen übertreffe. Wer es mit dem Lande gut meine, könne 
unmöglicli dem alten Systeme beistimmen. Ganz unrichtig sei auch 
die Behauptung, dass nur die obere Seegegend sich für die Ab- 
schaffung des Kasernendienstes ausspreche; aus andern Gegenden 
des Kantons kämen ähnliche Wünsche ^ Neben verschiedenen andern 
Führern der Landschaft betonte auch jetzt wieder ganz besonders 
Eegierungsrat Hegetschweiler die Notwendigkeit der Aufhebung; 
zu lange habe man die Fehler dieses Systems bestehen lassen ; es 
räche sich jetzt eben, dass man seit Jahren keine Verbesserungen 
eingeleitet, keinen Schritt nachgegeben, in keiner Weise das Volk 
erleichtert habe^. Warum erkenne man erst jetzt, fragte ein anderer 
Redner ^, nach 25 Jahren, . dass die Beschwerden für den Bürger 
zu gross gewesen und dass Erleichterungen unumgänglich notwendig 
seien, da doch schon Regierungsrat Rebmann 1819 im Grossen 
Rat um Erleichterung eingekommen sei — etwa nur, um auf diese 
Weise das System der Zentral Instruktion zu retten und dann nach- 
her wieder die frühere Instruktion einführen zu können. Der Tat- 
sache, dass sich stets so viele Freiwillige meldeten, wurde entgegen- 
gehalten, dass dem jungen Manne nichts anderes übrig bleibe, wenn 
er nicht von seinem zwanzigsten bis fünfundzwanzigsten Lebensjahre 
jeden Tag Gefahr laufen wolle, losen zu müssen *. Dem Hauptvor- 
wurfe, dass bei durchgeführter Dezentralisation der Instruktion es 
dem Unterricht an der nötigen Einheit fehle, wurde gegenüberge- 
stellt, dass diese Einheit einerseits durch allgemein geltende Vor- 
schriften (Exerzierreglemente), anderseits durch eine gleichförmige, 
von den OflSzieren und Unteroffizieren, welche ja nicht nach verschie- 
denen Systemen unterrichtet würden, ausgehende Methode, drittens 
endlich durch gemeinschaftliche Übungen in Feldlagern, wo der 
Dienst sich schneller und besser als bei Musterungen erlernen lasse, 
sehr leicht erreicht werden [könne. Am meisten aber werde das 
unter dem Zürchervolke verbreitete Ehrgefühl dazu beitragen, dass 
auch ausser der Stadt der Unterricht gut und zweckmässig ausfallen 
werde. „Zweifeln Sie nicht'', sagte Regierungsrat Hauser, „dass ge- 
wiss unser Volk, wenn es sieht, dass man den gemeinen Mann 
mehr berücksichtigt als den jvermöglicheren, sich mit Lust und 



' V. d. G. R., p. 70. 

2 V. d. G. R., p. 68, auch p. 53. 

3 V. d. G. E., p. 70. (Hauser). 
^V. d. G. R., p. 69. (Hauser). 
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Lie])e, wetteifernd von Gemeinde zu Gemeinde, von Quartier zu 
Quartier, von Kreis zu Kreis in den Waffen üben wird''*. 

Mit 83 getreu 79 Stimmen wurde schliesslich nacli endlosem 
Hin- und Herreden die Abschaffung des Kasernendienstes beschlossen. 
Hätten die zehn Mitglieder des Grossen Eates aus der Stadt, die 
im entsclieidenden Momente der Abstimmung abwesend waren, nach 
dem Wunsche ihrer Kommittenten der Sitzung beigewohnt und 
gestimmt, so wäre die Zentralinstruktion beibehalten worden'. Hess 
und Keller hatten der Parteiparole zum Trotz gegen die Aufhe- 
bung der Zentralinstruktion gestimmte Aus den Äusserungen, mit 
denen die Zeitungen das Abstimmungsresultat kommentierten, sah 
man, in wie hohem Grade die ganze Angelegenheit als eine partei- 
politische betrachtet und empfunden wurde. Nur die ,,Freitags- 
Zeitung^* bemerkte ganz sachlich, dass die Gründe, welche für und 
gegen den Kasernendienst sprachen, allerdings von beiden Seiten 
gewichtig waren, dass es schwer zu entscheiden sei, welches das 
Vorzüglichere gewesen wäre^ Um des Einflusses auf das Privat- 
leben willen dürfe man wohl das Eesultat des Entscheides nicht 
bedauern, sollte auch die Militärbildung etwas darunter leiden*. 
Der konservative „ Yaterlandsfreund^* ^ konstatierte die Tatsache 
dieser neuen, schweren Niederlage mit wenigen Worten : „mit allen 
\\'aff"en der Wissenschaft, Sachkenntnis und erprobter Vaterlj^inds- 
liel)e wurde für Beibehaltung einer Zentralinstruktion für die In- 
fanterie und Scharfschützen gefochten gegenüber einem, wir glauben 
nicht minder lebendigem vaterländischem Sinne, der aber seine 
Blüten und Früchte der Landschaft zuzuwenden als die höchste 
Aufgabe des Gesetzgebers erachtet und die schweren, gediegenen 
Worte der Erfahrung mit leichter, selbstgefälliger Zuversicht und 
mit blossen Hoffnungen erwidert". Der „Republikaner" dagegen 
frohlockte, dass es den Freunden des Kasernendienstes trotz aller 
Anstrengungen nicht gelungen sei, das „aristokratische Alumnat" 
beim Leben zu erhalten und beglück^^^inschte die Mehrheit des 
(Trossen Rates, dass sie mit Evidenz die Unverträglichkeit dieser 
Einrichtung mit den Grundsätzen der neuen Verfassung nachge- 



' V. d. G. R. 18:J2, p. 69. 

2 N. Z. Z. 1832 No. 9, 1». 85 (1. Febr.). 

3 Die „Appenzeller Zeitiing% welche am 11. Febr. 1832 (No. 12. p. 90) fliese 
Mitteilung" .brachte, meinte. (la«s man Keller und Hess entschuldigen könne,, 
weil sie mit dem Ka.sernendienste keine persönlichen Erfahrungen gemacht hätten. 

^Z. F. Z. 1832 Xo. 5 (3. Febr.). 
•• y. 1832 No. 5. p. 23 f. (2. Febr.). 
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wiesen und konsequent nach denselben gestimmt habe: y,Ehre dem 
Grossen Eat für diese Sitzung'^ *. 

Dass diese Lösung einer der wichtigsten Fragen den Gegen- 
satz der politischen Parteien noch verschärfte, zeigte sich unmittel- 
bar darauf. Als nämlich in der Nacht vom 28. auf den 29. Januar 
— „in der Wirkungszeit aller Finsterlinge, Diebe, Räuber und 
Mörder", wie der „Republikaner" so schön sagte — an dem neuen 
Hause Dr. Kellers neuerdings eine bedeutende Schädigung verübt 
^^llrde, erklärte ein Einsender im „Republikaner" es als eine reine 
Sache des individuellen Gefühles, einen Zusammenhang dieses Er- 
eignisses mit der zwei Tage zuvor erfolgten Aufliebung des 
Kasernendienstes, welche die Demission zahlreicher Offiziere zur 
Folge hatte, anzunehmen oder nicht ; der Einsender selbst, der die 
ganze Erzählung unter dem Stichworte „Neue Proben der Zürche- 
rischen Bildung^ brachte, sprach von satanischer Lust, von Heuche- 
leien, nächtlichen Schandtaten ; er wunderte sich über die Lauheit 
der Stadtpolizei, welche eine Wiederholung solcher S(ch)äuspiele 
möglich machte; er wandte sich mit innerlichem Abscheu ab von 
diesen Chemisten und Steinklopfern, die er mit Giftpflanzen, Un- 
geziefer, zweibeinigen Bestien verglich, die man solange und soviel 
brüllen, bellen, grunzen und summen lassen solle, als sie wollten^. 
Nach der Ansicht des Einsenders gab dieses Ereignis über den 
politischen ^^>tterstand in Zürich genügenden Aufschluss und war 
es jetzt an der Zeit, dass die Redaktion des „Republikaners" ein- 
mal die vornehmsten A\'ettermacher Mann für Mann dem begierigen. 
Leser aufführte^. Der „Yaterlandsfreund" protestierte natürlich 
gegen diese Ausführungen und forderte den schamlosen Einsender 
im „Republikaner" auf, wenn er nicht als ein niedriger Geselle 
erscheinen wolle, Tatsachen zu bezeichnen, die ihn auf so bos- 
haften Verdacht und solche, das sittliche Gefühl empörende Aus- 
drücke leiten konnten; nenne er, so führte das Blatt weiter aus, 
wenn er nicht nach Gaunerart hinter der Hecke verborgen bleiben 
will, seinen Namen und stehe jenen Männern gegenüber, welche er 
als „zweibeinige Bestien" erklären will, dann wird es sich zeigen, 
ob die Genannten ihre Ehre nicht öffentlich gegen einen Menschen 
in Schutz zu nehmen wissen werden, der auf so rohe und nieder- 
trächtige Art einer gemeinen Leidenschaft frönt ^. In seiner Replik 

' R. 1832 No. 5, p. 27 (3. Febr.). 

2 R. 1832 No. 5 Beilage, p. 33 (3. Febr.). 

3 R. 1832 Xo. 5. p. 33 Beilage (3. Febr.). . 
* V. 1832 No. 6, p. 32 (9. Febr.). 



Digitized by 



Google 



— 164 - 

wiederholte und verschärfte der ^Republikaner^' die Invektiven 
seiner ersten Einsendung ; gegen den Vorwurf, dass der Artikel 
gemeine Ausdrücke enthalte, führte der „Republikaner" an, dass 
er sich eben nicht in eine solche hofschränzliche Technik wie der 
„Vaterlandsfreund" versteige, sondern jeder Sache den wahren 
Namen gebe, selbst in der verzweiflungsvollen Aussicht, auf dem 
Libanon der Bildung, wo man freilich gar oft selbst Esel herze 
und bekomplimentiere, für radikale Grobiane zu gelten*. Wenn 
man den Ton dieser Artikel betrachtet, begreift man, dass die 
„Neue Zürcher Zeitung" die Ursache der Vereitelung jeder An- 
näherung der Parteien und der immer grösser werdenden Bittei*- 
keit hauptsächlich in den Artikeln der radikalen Blätter suchte, 
„durch die sowohl über bereits aufgehobene oder noch bestehende, 
ältere, nun einmal vielen Leuten zweckmässig scheinende Ein- 
richtungen, als über einzelne Mitglieder ansehnlicher, zahlreicher 
Famil en der bitterste Hohn ausgesprochen wurde" 2. 



4. Von der Gründung des Bassersdorfer-Vereins 
bis zur Krisis vom März 1832. 

In diese Zeit und Stimmung^ hinein fiel nun die definitive 
Gründung des kantonalen Schutzvereines. Sie erfolgte auf einer 
Versammlung zu Bassersdorf, Sonntag, den 26. Februar 1832*. Die 
in einer Vorversammlung zu Meilen am 5. Februar eingesetzte Kom- 
mission hatte ihre Aufgabe, die Entwerfung von Statuten, voll- 
endet, und diese sollten nun der grösseren Versammlung zur Ge- 
nehmigung vorgelegt werden. Alt- Amtsrichter Wilhelm Füssli war 
von der Meilener-Kommission beauftragt worden, als Präsident die 
Verhandlungen zu leiten, zu denen sich über tausend Mann einge- 
funden hatten. Die Versammlung wurde in einem Gasthaussaale 
abgehalten. In seiner Eröffnungsrede, welche der „Republikaner^' 
kurz, kräftig und sachgemäss nannte, wies W. Füssli ganz deutlich 
auf den Zweck der Vereine hin: „Sie alle wissen, dass unsere neue 
Staatsverfassung eines der kostbarsten Güter, politische Selbst- 
ständigkeit uns sichert; dies sollen wir nun aber auch durch poli- 

' R. 1832 No. 7, p. 47 Beilage (17. Febr.). 

2 N. Z. Z. 1832 No. 12, p. 47 (11. Febr.). 

3 Vgl. auch Sehen- 1, p. 84 (L. II, p. 14). 

^ Über die ganze Entwicklung vgl. auch Baumgartner I, p. 264 if. 
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tische Tätigkeit verdienen. Es sei uns nicht genug, dass unsere 
Behörden die Verfassung formell im ganzen Kanton einführten, wir 
sollen im Einklang mit jenen dahin streben, dass sie auch materiell 
gedeihe, d. h. wir sollen uns genau mit ihr vertraut machen, ihr 
AVesen, ihren Geist ergründen, daraus Belehrung schöpfen und 
wiederum Belehrung verbreiten, Bildung im ganzen Kanton be- 
fördern, mit einem AVort, den Nationalcharakter veredeln und den 
alten Schweizernamen wieder zu erwerben suchen. Diese Zwecke 
glaubt man am sichersten durch Zusammentreten in politische 
A'ereine zu erreichen. Es werden diese aber auch noch andere 
A'orteile darbieten. Namentlich entsteht so eine kompakte liberale 
Masse, welche die erlegte Aristokratie, wenn sie je wieder ihr Haupt 
emporstrecken sollte, im ersten Atemzuge zu erdrücken imstande 
wäre ; ferner lernt man die Gleichgesinnten kennen und sich näher 
an einander anschliesseu, und dadurch werden die Lauen im Lande 
von den entschiedenen Freunden der neuen Ordnung gesichtet. 
Und endlich ist mit Gewissheit zu erwarten, dass durch die po- 
litischen A^ereine in A^'erbindung mit den übrigen Schweizervereinen 
dahin gewirkt werde, dass endlich eine scharfe Axt an einen 
verfaulten Stamm gelegt werde; ich meine die unheilbringende 
1814er A^erfassung. Möge statt ihrer ein fruchttragender, herrlicher 
Baum entstehen, welcher dem vaterländischen, jetzigen Boden, dem 
heimatlichen Klima angemessen sei" u. s. w. — Darauf erstattete 
Staatsanwalt Ulrich einen Bericht über die Meilener-Kommission ; 
der Entwurf der Statuten wurde verlesen, darüber debattiert und 
die Statuten sofort definitiv angenommen. Nach Beendigung dieser 
Geschäfte schritt man zur AVahl eines engern Kantonalvereines, zu 
dem aus jedem Bezirke einige Männer gewählt wurden. Zur Führung 
der Geschäfte wählte dann dieser engere Ausschuss ein Komite 
von sieben Mitgliedern*. Die erste Aufgabe dieses Komitees und 
des engern Kantonalvereines sollte die Bildung von Bezirks- und 
Zunftvereinen sein, wo solche noch nicht bestanden. Da der Saal 
nicht die ganze Versammlung fasste, erhielt Dr. Schmid von Eichters- 
wil, der damals zu den Extremradikalen hielt, den Auftrag, dem 
übrigen Teile der A^ersammlung, der sich im Freien befand, die 
Statuten vorzutragen und zu erläutern, während drinnen die AVahl- 
geschäfte vorgenommen wurden. Nach dem „Republikaner" wurde 
der Eedner mit tiefer Stille angehört, und nur bei einzelnen, be- 

' R. 1832 No. 9, p. 59 f. (2. März) [L. II, p. 27 if. folgt wörtlicli wieder 
dem R.]. 
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sonders anziehenden Stellen seines Vortrages durch lauten Beifalls- 
ruf unterbrochen; nach dem ^Vaterlandsfreund^ antworteten einige, 
wahrscheinlich mit Absicht verteilte (laqueurs mit einem Bravo, 
das im Vordergrund Anklang fand, indessen auch keinen grösseren 
Lärm verursachte , währenddessen im Hintergrunde sich viele 
Stimmen von Landleuten hören Hessen, dass es sich doch kaum 
der Mühe lohne, dieser Versammlung beizuwohnen '. Die schon in 
zahlreichen, auf die Verfassungsrevision bezüglichen Petitionen * ge- 
nannten und in der radikalen Presse wiederholt angeführten Volks- 
wünsche : Schleifung der Festungswerke der Stadt Zürich und Ver- 
teilung des S(!hweren Geschützes auf die Landschaft, wurden auch 
bei diesem Anlasse vorgebracht ^. Da die Verfassung keine Kollek- 
tivpetitionen gestattete, wurden Formulare zu Einzelpetitionen aus- 
geteilt und Jeder zur Unterzeiclinung dieser Volkswünsche auf- 
gefordert ; denn wenn von vielen Seiten die gleichen Wünsche ein- 
gereicht würden, sagte man, so werde der Grosse Bat denselben 
gewiss Rechnung tragen*. 

Zu Stadt und Land erregte die Bassersdorfer Versammlung 
Aufsehen. Der Eindruck war natürlich verschieden, aber stets 
nachhaltig. Der „Republikaner*^ erblickte in diesem Tage einen 
neuen mächtigen Beweis, wie tief die freie Verfassung in die Ge- 
müter der Landleute eingedrungen, wie unbezweifelt sie zu einer 
wahrhaften Volkssache geworden sei. Zugleich gab ihm die Ver- 
sammlung auch von einiger Kultur ein unverwerfliches Zeugnis, 
denn von den vielhundert anwesenden Landleuten habe auch nicht 
einer durch irgendeine Unordnung die patriotische Weihe dieses 
Tages befleckt*. In der Stadt dagegen war der Eindruck der 
Bassersdorfer Volksversammlung Schrecken und Erbitterung; „denn 
was man durch stille Nachgiebigkeit in der Repräsentationsfrage 
gerettet zu haben glaubte, der Fortbestand der Schanzen und be- 
sonders auch des Chorherrenstiftes, war nun durch die von dem 



' Vgl. die giftige DarsteUung im V. No. 9, p. 46 (1. März). Die auifaHende 
Tatsache, dass die N. Z. Z. in der betreffenden Nummer (No. 17, 29. Febr.) nichts 
über die Gründung des Bassersdorfer- Vereines berichtete, erklärte sie in dem 
sehr bemerkenswerten Artikel: „Die Neue Zürcher Zeitung seit Usteris Tode** 
(No. 20, p. 77 f., 10. März) damit, dass keiner der dort Versammelten ihr schrift- 
lich oder mündlich habe Mitteilungen zukommen lassen und ins Blaue hinein 
habe sie nicht berichten wollen. 

« Aus dem Berichte von D. Ulrich, p. 19. 

3 Vgl. auch L. M. v. K., p. 361; Pupikofer, p. 81 u. s. w. 

* V. 1832 No. 9, p. 46 (1. März). 

5 R. 1832 No. 9, p. 60 (2. März). 
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ßassersdorfer Vereine provozierten Volkswünsclie aufs neue in Frage 
gestellt" K Das treueste Spiegelbild der städtischen Stimmungen, 
der „Vaterlandsfreund'', fand anfänglich, dass überhaupt die ganze 
„Bassersdörflergescliichte^^ ein komödienartiges Aussehen habe und 
dass zu den Claqueurs ein paar Farcen sich wohl schickten-; 
später warf er die Frage auf, ob nicht nach den Statuten dieses 
Klubwesens -^ der Grosse Rat, der Regierungsrat und überhaupt 
alle Staatsbehörden überflüssig würden, da der Klub derselben 
nicht einmal als Werkzeuge bedürfe, indem das Komitee seine An- 
ordnungen durch die Bezirks- und Zunftvereine vollziehen lassen 
könne; über den ganzen Kanton werde ein neues oligarchisches 
Netz ausgespannt, unter welchem Behörden und Bürger gefangen 
gehalten. werden sollten, als ob unter anderer Farbe der Jesuitis- 
mus auferstanden wäre. Nimmermehr aber gelie wahre^ Freiheit 
aus Verbindungen hervor, die sich über die obersten Behörden des 
ganzen Kantons erhöben, ihnen Gesetze vorschrieben und einen 
Despotismus begännen, gegen welchen der Bürger, der nicht zu 
ihrer Fahne schwöre, vergeblich bei seinen rechtmässigen Staats- 
behörden Schutz finden werde "*. 

Am 28. Februar brachte der Amtsbürgermeister von Muralt ^ 
dieses Ereignis im Regierungsrate zur Sprache, mit der Anzeige, 
er habe den Regierungsrat Hegetschweiler, der sich nebst andern 
Mitgliedern der Regierung dabei befunden, ersucht, dem Regie- 
rungsrate am nächsten Donnerstage einen möglichst vollständigen 
Bericht über den Vorgang und den Zweck jener Versammlung zu 
geben. In der Sitzung vom 1. März ei'klärte, Avie L. Meyer von 
Knonau erzählt, Hegetsclnveiler, der Zweck der Gesellschaft sei, 
teils die Verfassung und die neuen Institutionen zu beschützen 
und deren Wort und Sinn in eine lebendige Anwendung zu bringen, 
teils aber auch auf eine wünschbare Regulierung der Bundesver- 
hältnisse hinzuarbeiten. Eine lebhafte Diskussion begann ! Mehrere 
Mitglieder glaubten den Staat in seinen Grundfesten erschüttert 

» Pupikofer, p. 81. 

2 Namentlich die Mitteilung, dass Dr. Keller in einem Toast den ältesten 
Kämpfer für die Freiheit, Regieruni^srat Pfenninger in Stäfa, mit dem greisen 
Lafayette verglichen habe, wollte er nicht glauben, da ihm die Zusammenstel- 
lung dieser Personen allzu abgeschmackt erschien (No. 9, p. 46 f.). 

3 Der V. hatte die Statuten des Vereines schon am 1. März (No. 9, p. 45 f.) 
gebracht, der R. dagegen erst am 6. März (No. 10, p. QGj ; [auch bei L. II, p. oO— B.3]. 

^ V. No. 9, p. 47 Beilage (1. März). 

*L. M. V. K, p. 361, dem wir folgen, nennt von Muralt, der V. 1832 No. 9, 
p. 47 Beilage, dagegen von Wyss. 
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und eine Gewalt sicli gründen zu sehen, die nicht nur die voll- 
ziehende, sondern auch die gesetzgebende Autorität von sich ab- 
hängig machen und, so oft es ihr gefalle, über alles verfügen 
werde. Andere glaubten, bei der gegenwärtigen Verfassung sei die 
Gründung von Vereinen eine freie Sache, und ein solcher Verein, 
sei niemand über sein Dasein Rechenschaft zu geben schuldig ; nur 
aus seiner Wirksamkeit werde sich ergeben, ob Behörden berechtigt 
sein können, sich in dieselbe einzumischen oder aber nicht. Mit 
zwölf Stimmen wurde im Regierungsrate nach einer fünfstündigen 
Beratung beschlossen, über dieses Ereignis einzutreten und dem 
Gesetzgebungsrate den Auftrag zu erteilen, im Laufe der Woche 
dem Regierungsrate einen Gesetzesvorschlag über die Bedingungen 
zu hinterbringen, unter welchen die Errichtung von Vereinen statt- 
finden dürfe; auch solle dieser Gesetzesvorschlag dem Grossen Rate 
in seiner nächstbevorstehenden Sitzung vorgelegt werden. Sechs 
Stimmen wollten zur Tagesordnung schreiten. Der Präsident des 
Vereines wurde aufgefordert, mit Konstituierung des Vereines inne- 
zuhalten bis von dem Grossen Rate über den Gesetzesvorschlag ent- 
schieden sein werde. Jene Minderheit stimmte auch gegen diesen 
Antrag, und hinsichtlich der Weglassung des Erwägungsgrundes des 
letzten Beschlusses, dass nämlich die Statuten des Vereines den 
Bestimmungen der Verfassung und der Gesetze über die Landes- 
behörden und ihre ausschliesslichen Befugnisse zuwiderliefen, 
schloss sich noch eine siebente Stimme an*.^ 

Dieser Regierungsratsbeschluss wurde in der Presse verschieden 
kommentiert. Der „Republikaner" erklärte, dass der Beschluss nur 
durch die vielen Missverständnisse möglich geworden sei, welclie 
ein Teil der Regierungsräte dem patriotischen Vereine entgegen- 
bringe. Da im übrigen die Bildung von Vereinen und Versammlungen, 
welche den Gesetzen und der Verfassung in Zweck und Form 
nicht widersprächen, durch kein Gesetz verboten sei, so sei der 
Bassersdorfer-Verein gestattet, wie so viele andere Vereine, die in 
der Schweiz existierten und gegen welche noch keine Regierung 
etwas verfügt habe. Obgleich die Regierung weder nach der Ver- 
fassung noch nach dem Reglemente das Recht habe, Gesetze zu 
geben — nicht einmal gesetzliche Bestimmungen — , habe sie den- 
noch durch das vorläufige Verbot dem Vereine ein Gesetz gegeben; 
dieser Beschluss vertrage sich deshalb nicht mit der A'erfassung-. 

V L. M. V. K., p. 361 f.; der regieruno^srätliclie Beschluss abgedruckt im 
E. 1832 No. 9, p. 61 f. Beilage (2. März) u. V. 1832 No. 10, p. 50 f. (8. März). 
« R. 1832 No. 9, p. 62 (2. März). 
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Alt-Amtsrichter W. Füssli erliess gegen die regierungsrätliclie 
„Ordonnanz" eine Protestation, in der er förmlich und feierlich 
protestierte gegen das Ansinnen, mit Konstituierung des Vereines 
innezuhalten, indem er dasselbe für verfassungswidrig und ausser- 
halb der Kompetenz des ßegierungsrates erklärte; er werde sich 
dadurch auf keine ^\"eise von der Stiftung und weiteren Ausbildung 
soltjher politischer Vereine abhalten lassen. Als der Regierungs- 
rat in der Sitzung vom 3. März die Protestatiou Füsslis zurück- 
wies, da er nach der Verfassung Protestationen von Privaten gegen 
seine Beschlüsse nicht annehmen könne, erklärte Ftissli im „Re- 
publikaner", wo er diesen ganzen „Notenwechsel" mit den nötigen 
Randglossen publizierte, diesen zweiten Beschluss „für die zweite 
illegale Frucht regierungsrätlicher Befangenheit"; und um nicht 
zu einer dritten „Ordonnanz" Veranlassung zu geben, schwieg er 
gegenüber dem Regierungsrate und wandte sich jetzt an die Öffent- 
lichkeit, indem er nochmals die erste Note für inkompetent, für 
null und nichtig erklärte; aus einem in seiner Grundlage und von 
Anfang an ungültigen Akt aber könne nach allen Rechtsgrund- 
sätzen in der Folge keine Gültigkeit erwachsen; es entstehe viel- 
mehr daraus eine rechtswidrige Handlung nach der andern. „Wenn 
der Regierungsrat", so führte W. Füssli zum Schlüsse aus, „Ver- 
dacht gefasst, als hätte ich ein gesetzwidriges Unternehmen be- 
gonnen, w^arum überliefert er mich nicht dem Gerichte ! Dies wäre 
die einzige gültige Behörde, vor welche ich gestellt, vor welcher 
ein Urteil über mich gefällt werden könnte" *. Der „Vaterlands- 
freund" wandte sich in sehr scharfen Ausführungen gegen Füssli, 
dem jetzt von der gegnerischen Partei Worte und Anschläge der 
verwerflichsten Art in den Mund gelegt wurden-, erklärte sein 
Benehmen als anarchisch und seine Protestation als einen Aus- 
bruch anarchischen Trotzes. In Bezug auf die zweite Protestation 
meinte das Blatt, „es lohne sich nicht der Mühe, noch ein ^^'ort 
über das Geschwätz, womit Herr F. den Regierungsrat zurecht- 
weisen wolle, zu verlieren, so wenig als über seine abgeschmackte, 
in zwei Blättern des ,.Republikaners" vorkommende Behauptung, 
der Zweck des Vereines sei ein wissenschaftlicher 3-. 

A\'ährend in der Presse der prinzipielle Kampf für oder gegen 
die Vereine mit grösster Heftigkeit weitergeführt wurde ^ rückte 



1 R. 1832 No. 10, p. 66 (6. März). 

2 R. 1882 No. 10, p. 66 (6. März). 

3 y. 1832 No. 10, p. 51 (8. März). 

* Es sei hier bemerkt, dass AHes, was Leutliv über die Vereine und die Krisis 
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der mit allgemeiner Spannung- erwartete 8. März heran, an welchem 
Tage der Grosse Eat zur ausserordentlichen Session zusammentrat. 
Neben den eidgenössischen Geschäften sollte eben der Gesetzes- 
vorschlag über die Vereine zur Verhandlung kommen, den die aus 
Konservativen und einig-en in dieser Frage schwankenden Liberalen 
bestehende Majorität des ßegierungsrates gegen den Willen der 
Minorität — die Regierungsräte Eebmann, Pfenninger, Hüni, Heget- 
schweiler, Ed. Sulzer und Weiss — durchgesetzt hatte. In seinem 
ersten Artikel sagte der Gesetzesvorschlag; „Jedem steht unter 
nachfolgenden Bestimmungen frei , öffentliche Vereine zur Be- 
sprechung von Gegenständen des allgemeinen Wohles zu stiften 
oder an solchen Teil zu nehmen'^ Allein die folgenden Artikel 
brachten sogleich Avesentliche Beschränkungen, so z. B., dass das 
Petitionsrecht auf solche Vereine keine Anwendung finde, dass der 
Regierungsrat, Avenn der Verein sich Zwecke vorsetze, die der 
Verfassung oder den Gesetzen zuwiderliefen, oder Befugnisse sich 
zueigne, welche den verfassungsmässigen Behörden ausschliesslich 
vorbehalten seien, die Bildung oder die Fortdauer des Vereines vor- 
läufig untersagen und hierauf nötigenfalls bei dem zuständigen 
Richter auf die Aufhebung desselben klagen könne. 

In der Sitzung vom 8. März, nachmittags 4 Uhr, wurde die 
Diskussion eröffnet und dauerte bis 7 Uhr; am 9. März begann 
sie von neuem um 8 Uhr morgens und dauerte ununterbrochen bis 
5 Uhr nachmittags ^ Nach dem „Vaterlandsfreund" wurde der 
Kampf auf beiden Seiten mit Kraft und Gewandtheit geführt und 
meistens mit Würde'. Nachdem Dr. L. Keller, um an der Beratung 
teilnehmen zu können, das Grossratspräsidium abgegeben hatte, 
wurde zunächst der Antrag des regierungsrätlichen Referenten 
F. Meyer auf Dringlichkeit des Gesetzesvorschlags angenommen. 
In ausführlichen Darlegungen entwickelte der Berichterstatter die 
Motive des Gesetzesvorschlags und trug darauf an, dass in der 
ersten Diskussion das Ganze, in der zweiten die 'einzelnen Artikel 
beraten würden ^. Dem gegenüber wurde von Dr. Keller der Antrag 
gestellt, dass der Gesetzesvorschlag, in Berücksichtigung, dass die 
in den neuesten Zeiten entworfenen Statuten des Bassersdorfer- 



brhigt, II, p. 27—58, wörtlicher Abdruck aus dem „Republikaner" ist, von No. 9, 
p. 59 bis No. 14, p. 88. 

» R. 1832 No. 12, p. 79 (13. März). 

-' V. 1832 No. 11, p. 55 (12. März). 

3 V. d. G. R. 1832, p. 80 f. 
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Vereins, welche zu dem Gesetzesvorsclilaj^e Veranlassung? gegeben 
haben, weder Grund zu Besorgnissen geben noch etwas Rechts- 
widriges enthielten, auf unbestimmte Zeit zurückgewiesen werde. 
Nachdem noch einige andeie Anträge gestellt worden waren, die 
sich der Tendenz nach an einen jener beiden anschlössen, begann 
die erste Diskussion recht einlässlich. Gegen den Gesetzes Vorschlag 
und für die unbeschränkte Freiheit, Vereine zu stiften, sprach Re- 
gierungsrat Ed. Sulzer, dei' die freien Zürcher warnte, das Beispiel 
eines Gesetzes zu geben, das kein anderer Kanton habe *. Für die 
Bassersdorfer-Versammlung und die Statuten sprach Staatsanwalt 
Ulrich. „Der Zweck des Vei*eines ist^^, so führte er aus, „Aufreclit- 
erhaltung der Verfassung, und doch sagte ein öffentliches Blatt, 
er liabe die Absicht, die Verfassung umzustürzen. Die Beschlüsse 
des Vereines haben keine obligatorische Kraft; man kann sie nicht 
durch die Statthalter vollziehen lassen 2". Dr. Keller glaubte, der 
Antrag des Regierungsrates beruhe auf irrigen, faktischen und 
rechtlichen Ansichten. Man könne es kaum anhören, ohne zu lächeln, 
wenn man von Abwendung drohenden Schadens reden höre und die 
Ruhe und den Ordnungssinn gesehen habe, der in Bassersdorf 
herrschte. Im ganzen Lande herum sei Alles ruhig; Jedermann wisse, 
wem er zu gehorchen habe. Auch die rechtlichen Ansichten werde 
man mit Ruhe würdigen müssen. Da sei denn die Grundfrage des 
regierungsrätlichen Antrages, ob die Vereine erlaubt werden sollten, 
grundfalsch; denn die Vereine seien bereits erlaubt. Wie es Hand- 
lungen gebe, welche strafbar seien, ob sie vom Gesetze mit Strafe 
bedroht seien oder nicht, so seien auf der andern Seite Handlungen, 
die keine Rechte verletzen und nichts Unsittliches enthalten, er- 
laubt, und daher habe Jeder, der an einem solchen Vereine bis jetzt 
Teil genommen, ein ihm zustehendes Recht ausgeübt und keine 
strafbare Handlung begangen. — Nachdem dann Keller noch von 
den Zwecken des Vereines recht wann und ausführlich gesprochen, 
sagte er am Schlüsse: „Der Regierungsrat hat allerdings das ver- 
fassungsmässige Recht, für Erhaltung der Ruhe und Ordnung zu 
sorgen, aber auch jeder Bürger und das gesamte Volk. Man braucht 
da nicht gerade an grosse Reaktionen zu denken, sondern nur an 
geringere Störungen. Wenn einzelne Bürger in solchen Fällen 
geschützt würden, wer würde darin etwas Unrechtes finden! In 
den Bassersdorfer-Statuten ist nichts ausgesprochen als die Freude 
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und die Liebe zu der neuen Verfassung. Sie werden nicht ein 
Gesetz aufstellen wollen, wodurch solche Gesinnungen unterdrückt 
werden sollen K'^ Den regierungsrätlichen Antrag unterstützte zuerst 
Bürgermeister von Muralt. Als er seinerzeit die Verfassung be- 
schworen, habe er sie so verstanden^ dass die Souveränität durch den 
Grossen Eat ausgeübt werde und vermöge des Grundsatzes von der 
Trennung der Gewalten nur die Behörden rechtmässig seien, von 
denen die Verfassung und das Gesetz sprechen. Nun aber sehe er 
Statuten, welche einen Staat im Staate aufstellen, den verfassungs- 
gemässen Behörden nicht nur gegenüberstehen, sondern dieselben 
so umgarnen, dass jene unter die Gewalt der Vereine kämen: es 
werden Zunft-, Bezirks- und Kantonalbehörden, namentlich eine 
höhere Exekutionsbehörde von 33 Mitgliedern aufgestellt, in dringen- 
den Fällen das Komitee ermächtigt, schnelle Anordnungen zu 
treffen und durch die Bezirks- und Zunftvereine vollziehen zu 
lassen. Ob dies nicht eine Gewalt sei, die im Staate durch die- 
jenigen Formen weiter wirke wie die verfassungsmässigen Be- 
hörden. Wo habe ein wissenschaftlicher Verein solche dringenden 
Beschlüsse zu fassen, die einer schnellen Exekution bedürfen. Als 
Zweck des Vereins werde unter anderem die Aufrechterhaltung 
der Verfassung und der gesetzlichen Freiheit angegeben. Wenn 
der Grosse Rat und der Regierungsrat nicht darüber wachten, 
was zur Aufrechterhaltung der Gesetze und Verfassung getan 
werden müsse, so stehe es schlimm. Der Verein soll dazu beitragen, 
freisinnige Verfassungen in anderen Kantonen einzuführen, ent- 
gegen dem einmütigen Beschlüsse der Tagsatzung, dass keine Inter- 
vention stattfinden solle. Ob dies auch ein wissenschaftlicher Zweck 
sei? Er verweise auf die französische Geschichte, um zu zeigen, 
dass dort, wo neben den verfassungsgemässen Behörden noch ein 
Khibregiment bestand, beide am Ende zu Grunde gingen. Würde 
der Grosse Rat den Bassersdorfer Verein gestatten, so würde er 
selbst unter die Vormundschaft desselben geraten. Da er nie ein 
Sklave, sondern ein freier Bürger sein wolle, trage er auf An- 
nahme des Entwurfes an mit dem Zusätze, dass der Bassersdorfer 
Verein wegen Unzulässigkeit seiner Statuten aufgehoben und die 
Vollziehung dieses Beschlusses dem Regierungsrate übertragen 
werde. Bürgermeister von AVj'ss und Regierungsrat Hottinger unter- 
stützten diese Ansicht; jener erklärte zuletzt, wenn es dem Grossen 
Rate nicht gefallen sollte, im Sinne des Regierüngsrates Mass- 
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regeln zu treffen und zu erklären, dass er solche und ähnliche 
Statuten missbillige, so sehe er hierin das Unglück seines Vater- 
landes und daran wolle er keinen Anteil nehmen *. 

Am folgenden Tage wurde die Beratung wieder aufgenommen. 
Dieselben Argumente wurden in verschiedener Form zum zweiten 
und dritten und vierten' Male angeführt. Wir müssen uns mit einer 
Skizzierung der weitschichtigen Diskussion begnügen, welche Alt- 
Oberrichter Nüscheler mit einem entschiedenen Votum gegen die 
Vereine eröffnete*. Kegierungsrat Escher fand, dass es sich jetzt 
um Sein oder Nichtsein der Kegierung handle, dass der gegen- 
wärtige Moment ein Wendepunkt in der zürcherischen Politik zu 
sein scheine, „wo jeder Bürger sich Rechenschaft geben müsse, 
was für Folgen seine Schritte für ihn selbst und das Vaterland 
haben könnten^* ^. Staatsschreiber Hottinger schien das Gewicht, 
das man dem Verein durch Volksversammlungen geben wolle, be- 
sonders gefährlich ; da das Gesetz die Versammlungen bestimme, 
welche stattfinden sollen, so dürfe eine zusammengetriebene Masse 
keine Beschlüsse fassen können*. Nach Kegierungsrat Rahn hatte 
das Komitee eine Kraft und Gewalt Avie keine Regierung; letztere 
werde durch den Verein gezwungen werden, Sachen an die Hand 
zu nehmen, welche sie sonst nicht w^ürde behandelt haben, und 
Gesetzen ihre Zustimmimg zu geben, welche sie sonst würde ver- 
worfen haben *. Das Votum Dr. Finslers, des politischen und juri- 
stischen Antipoden Kellers, war wohl die scharfsinnigste Widei'- 
legung der radikalen Ausführungen. Wenn Keller am Tage zuvor 
erklärt hatte, dass man das Gesetz doch nicht auf den Bassers- 
dorfer Verein anwenden dürfe, da darin eine legislatorische Sünde 
liege, so war das nach Finsler eine vollkommene Verwechslung der 
Begriffe: wollte man etwas für strafbar erklären, was es bis anhin 
nicht war, und dann Diejenigen, die daran teilgenommen hätten, 
bestrafen, so würde er das gestern Gesagte begreifen; allein darum 
handle es sich nicht, man wolle nur aussprechen, der Bassersdorfer 
Verein, der sich gebildet habe, solle nicht ferner bestehen und 
aufgehoben werden. Wolle man dem Staate das Recht entziehen, 
Einrichtungen, die ihm gefährlich werden könnten, zu verbieten? 
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Überdem frage er, ob nicht der Regierungsrat im ersten Augen- 
blicke erklärt habe, dass er den Verein nicht gestatten könne. Der 
Verein sei rechtlich noch gar nicht vorhanden ^ Kegierungsrat 
L. Meyer von Knonau erklärte den heutigen Tag als einen der 
folgenreichsten, den der Kanton Zürich je erlebt habe ; nach tiefem 
Nachdenken, das auch er der Sache geschenkt habe, und nach 
allem Angehörten müsse er zu dem Gesetzesvorschlage stimmen; 
man lebe nicht in ruhigen Zeiten; die Leidenschaften seien im 
höchsten Grade aufgeregt, und da sollte man sich wohl hüten, sie 
noch mehr aufzuregen und nicht die Möglichkeit der Vereinigung 
abschneiden. Ein Ausweg könne gefunden werden, wenn der von der 
Majorität des Regierungsrates vorgeschlagene Gesetzesentwurf an- 
genommen werde ^. Viel schärfer Hess sich Oberstlieutenant Bürkli 
vernehmen : „wenn auch die bisherige Verft\ssung vielleicht manchem 
nicht ganz nach Wunsch war, so Hess sich doch erträglich darunter 
leben, und Ruhe und Zufriedenheit wären gewachsen, wenn nicht 
das ewige Hetzen gewesen wäre. Immer schreit man über Liberale, 
Aristokraten und Radikale ; gehört denn das Vaterland nur einer 
Partei, nein, es gehört allen zusammen an; und ist es denn eine 
Unmöglichkeit, dass man einträchtig beisammen wohne? Warum 
muss denn das Volk immer künstlich aufgereizt, warum durch die 
Gegenwart oberster Staatsbeamten solchen Versammlungen be- 
sonderer Schwung gegeben werden? Wer bürgt dafür, dass nicht 
auch Vereine im entgegengesetzten Sinn entstehen, und wohin führt 
denn das Alles ; fürchterliche Beispiele zeigen uns darüber mehrere 
Kantone ; Unfriede, Bürgerkrieg, Trennung ist das Ende. Ich frage : 
wenn so ein Staat im Staate gebildet, wenn daselbst von Kanonen 
und Einreissen von Befestigungswerken gesprochen wird, kann 
nicht mit Reclit Schaden vermutet werden?''' Auch Stadtpräsident 
Escher wies sehr entschieden auf die verhängnisvollen Konsequenzen 
der Duldung des Bassersdorfer Vereines hin; nichts rechtfertige 
das Zusammentreten solcher Vereine ; man spreche von Boten und 
Schiff leuten, die täglich den Bericht aufs Land brächten, dass die 
neue Regierung nicht mehr lange bestehen werde; sicher habe 
niemand im Ernste etwas dergleichen zu jenen Leuten gesagt; 
wenigstens seien bis jetzt noch keine Gefährdungen der Verfassung 
von Seiten der Stadt ausgegangen. Traurig sei es aber, dass ein 
Land, das so glücklich sein könnte, in seinen eigjenen Eingeweiden 
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wühle '. ^'izeI)räsident Hirzel konnte es nicht begreifen, wie es 
nötig sein sollte, den 40,000,' welche die Verfassung angenommen 
hatten, einen Schirm zu geben gegen die 1700, welche sie ver- 
warfen ; die Verfassung sei noch eine junge Pflanze, die man nicht 
neuen Stürmen aussetzen sollte, sondern sie bewahren, dass sie 
Früchte trage*. 

Zu denen, welche am zweiten Tage den Bassersdorfer Verein 
in Schutz nahmen, gehörte vor allem Oberrichter Hess^ Für ihn 
handelte es sich nicht um Sein oder Nichtsein einer Regierung, 
sondern um etwas weit Höheres, um Sein oder Nichtsein in einer 
freien Verfassung und der K echte, welche dieselbe gewähre. Er 
glaube, dass durch den Gesetzesvorschlag die Verfassung aufs 
tiefste verletzt werde. Wenn von Statuten die Eede wäre, die 
auf Umsturz der Verfassung gerichtet wären, so würde es keines 
Gesetzes bedürfen, sondern alle Behörden müssten alle Mittel an- 
wenden, um die Vereine aufzuheben oder ihre Entstehung zu ver- 
hindern und die betreffenden Personen zur Verantwortlichkeit zu 
ziehen. AVo es sich aber um einen Verein zur Aufrechterhaltung 
der Verfassung und gesetzlichen Ordnung handle, da begreife er 
nicht, wie man etwas Gefährliches darin finden könne. „Sobald 
Sie mir Fehler aufzählen können und zeigen, dass dem ausge- 
sprochenen Zweck entgegengehandelt werde, dann werde ich zu 
dem Gesetzesvorschlag stimmen können. Man sagt ferner: es ist 
ein Staat im Staate vorhanden, er hat geheime Obere; ich kenne 
keine solche. Die Langenthaler Statuten sind schon seit längerer 
Zeit bekannt, ebenso die Männer, die dort waren. Auch ich habe 
die Statuten geprüft; man sagt, es sind Behörden aufgestellt, ein 
Komitee u. s. w. Ich habe die Statuten des Vereines mit den 
Statuten anderer Vereine verglichen und finde, dass da in dem 
einen wie in dem andern sozusagen die gleichen Ausdrücke ge- 
wählt und ähnliche Bestimmungen getroff'en sind. — Man hat eine 
IMücke für einen Elefanten angesehen. Wenn wir immer so räson- 
nieren, es könnte durch den Verein auf unrechte Weise eingewirkt 
werden, so ist das immerhin möglich, allein es darf nicht ver- 
mutet, sondern müss nachgewiesen werden; daher bleiben wir bei 
der Verfassung, welche die Vereine gestattet^." Regierungsrat 
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Pfeiiiünger, der nacli seiner Art sehr subjektiv und leidenschaft- 
lich spracli, wunderte sich nicht, dass der Schrecken in Zürich so 
gross sei, denn er habe in Bassersdorf eine Petition gesehen, in 
der von Verteilung von Kanonen und Schleifung von Festungs- 
werken die Rede war; ohne diese Petition, meinte er, hätte der 
Regierungsrat gewiss keinen Gesetzesvorschlag abgefasst. Sehr 
ausführlich sprach noch zu Gunsten des Vereines ' Regierungsrat 
Hegetschweiler. Eine Regierung, die nur ein Gesetz mache, damit 
sie doch die Missbilligung eines Schrittes aussprechen könne, 
welcher kein Gesetz verletze, werde Unzufriedenheit erregen, denn 
das Volk werde darin eine Beschränkung seiner Freiheit, sich über 
öifentliche Angelegenheiten zu beraten, sehen; das Volk w^erde 
sagen, der Regieningsrat wolle die Verfassung nicht aufrecht- 
erhalten ^ Noch sprachen eine Reihe weiterer Vertreter des Landes 
für die Vereine, so Statthalter Gujer, Regierungsrat Weiss, Kantons- 
rat Boller, Regierungsrat Rebmann, der wie sein Freund L. Meyer 
von Knonau eine mehr vermittelnde Stellung einnahm^. 

Um 5 Uhr abends wurde die Diskussion geschlossen. Nach 
dem „Republikaner" 3 waren alle Grossräte der Stadt versammelt; 
Boten auf Boten rannten durch die Strassen, keiner fehlte, ihi;e 
kompakte Phalanx bestand aus 65 Gliedern. In diesem ent- 
scheidenden Momente waren vom Lande 29 Mitglieder abwesend. 
Indem auf die Seite der 65 Stadtbürger noch 20 Vertreter der 
Landschaft und von Winterthur (11+9) traten, stimmten 85 für 
den Gesetzesentwurf und gegen die Vereine. Für den Antrag 
Dr. Kellers erhoben sich 94 Votanten — darunter 4 Stadtzürcher, 
ausser Keller noch die Oberrichter Hess und Schulthess und Staats- 
anwalt Ulrich — ; damit war der Gesetzesvorschlag verworfen und 
ein Gesetz vorderhand für unnötig erklärt. 

Unmittelbar nach der Abstimmung erklärte Bürgermeister 
von Muralt seinen Rücktritt als Bürgermeister und Regierungsrat, 
da er den Verein nicht zu vereinbaren wisse mit seiner Pflicht 
und seiner Stellung als Beamteter. Dr. L. Keller, der jetzt wieder 
seinen Sitz als Präsident des Grossen Rates eingenommen hatte, 
wies aogleich auf das Reglement hin, nach dem die Entlassungen 
schriftlich eingereicht werden mussten, und nur die Geschäfte be- 
handelt werden durften, welche in dem Ausschreiben des Regie- 
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rungsrates aufgezählt waren; deshalb könne kein Geschäft mehr 
behandelt werden und die Sitzung sei geschlossen. Nachdem im 
Gegensatze zu Oberrichter Ulrich, Keller und Hirzel nochmals auf 
die durch das Reglement gegebene Unmöglichkeit, jetzt auf das Ent- 
lassungsgesuch einzutreten, hingewiesen hatten, erklärten Bürger- 
meister von Muralt und von Wyss , . dass sie sich als resigniert 
betrachteten, aber morgens ihre Entlassungsgesuche schriftlich ein- 
reichen würden ^ Jetzt endlich konnte Keller die ereignis volle 
Sitzung als geschlossen erklären. 

Während man jetzt vielfach davon sprecnen hörte, wie L. Meyer 
von Knonau erzählt, ^ dass beide Bürgermeister ihre Erklärungen 
ausführen und Andere ihrem Beispiele folgen würden, behandelte 
der Regierungsrat in der Sitzung vom 10. März die vorliegenden 
Geschäfte wie gewöhnlich. „Am 13. war der Regierungsrat wieder 
versammelt und eine Anzahl von Geschäften beseitigt, als ohne 
nähere Veranlassung der Bürgermeister Wyss plötzlich erklärte, er 
finde sich durch die neuesten Verhältnisse bewogen, aus dem Re- 
gierungsrate auszutreten und sich daher von seinen bisherigen 
Kollegen zu verabschieden. Gleich nach ihm sprach sich der 
Bürgermeister von Muralt auf die nämliche Weise aus, und noch 
andere Regierungsräte folgten ihrem Beispiele, mehrere davon nach 
einer kleinen Pause, nach. Einige zeigten dabei eine gereizte, 
andere eine ruhigere Stimmung^ ^. Als es bald publik wui^de, dass 
sich den beiden Bürgermeistern sechs weitere Mitglieder anschlössen, 
von denen vier, Rahn, Spöndli, H. Escher und Hirzel der ausge- 
sprochen konservativ-aristokratischen, zwei dagegen, J. J. Hottinger 
und F. Meyer der Mittelpartei der Gemässigten angehörten, da 
stand man endlich vor der Tatsache der vollendeten Krisis, zu der 
es Stellung zu nehmen galt. Das konservative Organ meinte, dass 
diese Demissionen jeden ruhigen Bürger mit Kummer erfüllten, da 
nun die Mässigung, die Verschmelzung gegenseitiger Ansichten und 
die Anerkennung erprobter Verdienste gewichen seien, welche vor 
einem Jahre der umgestalteten Verfassung das Siegel der Hoffnung 
und eines schönen Gedeihens aufdrückten. Wie werde der sieges- 
trunkene, x^lles leitende Parteigeist die Masse von Intelligenz, Er- 
fahrung, Tätigkeit und höher Vaterlandsliebe ersetzen können, 
die hier für das Gemeinwesen verloren gingen. Man wolle sehen, 
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ob (las XaturResetz der Revolutionen: Milder Anfang, immer wil- 
derer Fortgang bis zum Abgrunde der Anarchie sich nicht auch 
liier bewälire '. In einem zweiten, sich unmittelbar anschliessenden, 
kleinen Artikel kam der leidenschaftliche Hass der von neuem 
unterlegenen konservativen Stadtpartei gegen den radikalen Sieger 
nocli deutlicher zum Ausdrucke : „So ist euer Bestreben gelungen, 
Ihr, die ihr wider besseres Wissen und Gewissen den Leidenschaften 
der Menge schmeichelt, um vom so erbauten Thron herab als 
Despoten zu herrschen und die Betrogenen selbst zu verhöhnen. 
Dahin habt Ihr es gelh'acht, dass Männer, die auf Tagen und im 
Eatsaal, beinahe erdrückt von Arbeiten, willig Ruhe und Gesund- 
heit dem Vaterland opferten; Männer, denen an Kenntnissen und 
Gescliäftserfahrung wenige aus Euch gleichkommen, an Uneigen- 
nützigkeit, Gewissenhaftigkeit und wahrer Vaterlandsliebe viele 
nachstehen, keiner vorgeht; dass diese Männer sich überzeugen, 
Ehre, Eid und Gewissen fordern von ihnen den Rücktritt ins Privat- 
leben. 80 habt Ihr das Vaterland seiner besten Stützen beraubt, 
diejenigen, die sonst unsern Kanton mit Ehre auf den Tagen der 
Eidgenossen vertraten, entfernt und die treuesten Bewacher des 
Staatsgutes verjagt. Und Ihr, die Ihr euch als Werkzeuge solcher 
Anschläge gebrauchen lässt, seid Ihr noch freie Männer? Nein! 
Sklaven neuer Oligarchen seid Ihr geworden, die nicht mehr nach 
ihrer Überzeugung, die nur nach dem Winke ihrer Gebieter stimmen 
dürfen ; und wer es von Euch noch w^^gt, auch nur einmal die Bande 
zu zerreissen und dem zu folgen, was ihm das Gewissen gebietet, 
der wird verleumdet und mit Drohungen verfolgt" *. 

Ganz anders lauteten natürlich die politischen Reflexionen, 
welche das Blatt der radikalen Partei der Mitteilung von den 
Demissionen anschloss *. Nach seiner Ansicht führte die Verwerfung 
des Repressivgesetzes gegen die Vereine in dem Kanton Zürich 
eine zweite, höchst erfreuliche Entwicklung seines konstitutionellen 
Lebens herbei. „Die bisherige Gestaltung des politischen Organismus 
des Kantons war künstlich, erzwungen und naturwidrig. An der 
Spitze einer durchaus freien und volkstümlichen Verfassung standen 
zwei Aristokraten. Ein in seiner Mehrheit entschieden freisinniger 
Grosser Rat war mit einem Regierungsrate verbunden, der in seiner 
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Mehrheit durch die Grundsätze und Ansiditen der Vierzehner- 
regrierun^ beherrscht wurde. Eine unnatürliche Verbindunia: ! Das 
un^^-lückliclie Werk des Irrtums der «rutmütigen Liberalen '^ Und 
mit vollem Rechte konnte der „Republikaner'^ weiter unten sa^en: 
„In dem Reofierunjürsrate herrschte das aristokratische, in dem Grossen 
Rate das volkstümliche Element vor. Die Folgen dieses Zwie- 
spaltes, dieses Mangels an Einheit zeigten sich überall. Am meisten 
trat die Lähmung der Staatskräfte in den äusseren Verhältnissen 
zu Tage. Welchen Einfluss hätte der Stand Zürich auf die Reform der 
eidgenössischen Verhältnisse und auf die Schlichtung der laufenden 
Wirren ausüben können, wenn er die ganze Kraft, die in seiner 
freien Verfassung liegt, aufgeboten hätte". — um so freudiger 
könne man jetzt der Zukunft entgegensehen: jetzt erst werde — 
wenn nicht alles trüge — eine wahre und segensvolle innere Ein- 
heit in dem Staatsleben des Kantons geschaifen werden. Ein Geist 
werde die obersten Gewalten beseelen, der Geist der freien Ver- 
fassung, und eine neue Lebenskraft werde aus dieser hervorgehen 
und sich durch neue volkstümliche Schöpfungen betätigen. Jetzt 
erst könne der Kanton Zürich freudig und mit vollem Selbstver- 
trauen den neu konstituierten Kantonen die Hand reichen, jetzt 
erst als kräftiger Mitkämpfer für die verjüngte Eidgenossenschaft 
sich neben Bern stellen" *. Von den Ausführungen des „Vaterlands- 
freundes" wurde behauptet, dass das Blatt damit Alles, was es 
bisher in den Anfällen politischer Raserei geleistet habe, weit 
ttbertroffen habe und offenbar nur beabsichtige, die Aufregung, die 
fortdauernd in der Stadt Zürich herrsche, noch stärker zu reizen; 
voraussichtlich werde aber diese Nummer auf jeden denkenden 
Bürger der Stadt Zürich ungefähr denselben Eindruck machen, wie 
die Jammerpredigt des Kapuziners im Wallenstein -. 

So beschäftigte sich die öffentliche Meinung mit allem Nach- 
drucke mit dem eigentlich unerhörten Ereignisse, dass aus dem 
obersten Regierungskollegium von 19 Mitgliedern mit einem Schlage 
8 austraten, welche von den Einen im Triumph getragen, von den 
Andern getadelt wurden. Inzwischen lud der Regierungsrat den 
Präsidenten des Grossen Rates ein, diese oberste Behörde auf den 
19. März einzuberufen, um über die Entlassungsbegehren zu ver- 
verfügen ^. Dr. L. Keller eröffnete als Präsident die ausserordent- 
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liehe Sitzung mit einer kurzen, scharfen Rede; der Grosse Eat 
werde verfügen, was ihm recht und gut scheine; er w^erde jeder- 
zeit Verdienste ehren, geleisteten Diensten Dank zollen, aber sich 
nie vor Personen erniedrigen ^ Nach einem für die Geschäftsleitung 
Kellers charakteristischen Intermezzo — ein Mitglied verlangte, 
dass Keller die Mitglieder des Grossen Rates mit Ehrerbietung 
behandle — wurden nach dem Antrage Kellers die Demissions- 
gesuche der acht Männer verlesen. Die im grossen Ganzen recht 
massvoll gehaltenen Demissionsbegehren waren auf denselben Ton 
gestimmt; die vielfachen Bedenken und Befürchtungen gegen die 
Zulassung des Bassersdorf er -Vereines, die wir Alle zur Genüge 
kennen, kamen da noch einmal mehr oder weniger scharf accentuiert 
zum Ausdruck 2. Die schärfsten Töne dürfte Regierungsrat C. Hirzel- 
Escher angeschlagen haben, wenn er die Gründung des Vereins 
ein unglückliches Ereignis nannte, das wie ein zerschmetternder 
Blitzstrahl aus hellem Himmel plötzlich und unerwartet das schöne 
Verhältnis zerrissen habe, wenn er dem Leiter des Vereines frechen 
Trotz und strafbares Benehmen zuschrieb. Im Unterschiede zu den 
andern Demissionierenden, welche als Grund ihres Rücktrittes nur 
die Duldung des Vereins angaben, nannte Bürgermeister von Wyss 
noch einige persönliche Bedenken über den Gang der Staats- 
gesehäfte. Mit republikanischer Freimütigkeit, so sagte er, müsse 
er auch gestehen, „dass er nicht selten einen, weniger Gegenstände 
auf einmal umfassenden und reifere Überlegung gestattenden Gang 
der Gesetzgebung — zartere Schonung bestehender Einrichtungen, 
in sachlicher und persönlicher Rücksicht — geringern Einfluss 
nachteiliger Begehren unter dem beliebten Vorwand allgemeiner 
Volkswünsche — und minder einseitige Ansichten und Beschlüsse 
in Bezug auf eidgenössische Verhältnisse — für das innere Wohl 
des Kantons und für seinen seit Jahrhunderten rühmlich bekannten 
Einfluss auf die Angelegenheiten des Bundesstaates zuträglicher 
und höchst wünschbar gefunden hätte. 

Nach der Verlesung der Gesuche wurde Bezirksgerichtspräsident 
Stapfer vom Präsidenten des Grossen Rates in Anfrage gesetzt. 
Stapfer wies noch einmal auf die vielfachen guten Zwecke hin, 
welche nach der radikalen Interpretation den A'ereinen zukämen, 
sprach sein Bedauern aus, dass acht der achtbarsten, kenntnis- 



1 V. d. G. E. 1832, 1). 97. 

• Die Demissioiisgesiiche sind abgedruckt in den V. d. G. E. 1882. p. 97—100; 
ebenso im V. 1882, No. 15 (5. April). 
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reichsten Mitglieder des Regierungsrates sich bewegen Hessen, aus 
dem Begierungsrate auszutreten, infolge des Beschlusses des Grossen 
Eates, der eben ihre Besorgnisse nicht teilen konnte. Es frage 
sich, welche Stellung der Grosse Rat einnehmen sollte; so sehr es 
zu bedauern sei und so wehe es tue, so fordere doch die Ehre 
des Grossen Rates, bei seinem Beschlüsse zu verbleiben und die 
Entlassungen anzunehmen. Dieser Antrag wurde denn auch ein- 
mütig und ohne Diskussion angenommen '. Auf der Stelle begann 
man mit den Neuwahlen. Männer von Geschäftskenntnis und Vater- 
landsliebe, welche durch erhöhten Eifer ersetzten, was ihnen an 
dem ersten der aufgezählten Requisite abgehen dürfte, sollten nach 
Keller gewählt werden, der diesen Akt mit einigen Worten eröffnet 
hatte. Wenn sich auch bei der ersten Wahl eine grosse Zer- 
splitterung der Stimmen zeigte, so ergab sich doch schon im ersten 
Skrutinium ein bestimmtes Resultat ; bei einem absoluten Mehr von 
92 Stimmen wurde mit 98 Stimmen der eben auf der Tagsatzung 
zu Luzern abwesende Oberrichter J. J. Hess gewählt, und sein 
Mitgesandter Hirzel, welcher von Luzern zurückgekommen war, 
um als Vizepräsident den Verhandlungen des Grossen Rates bei- 
zuwohnen, konnte die Erklärung abgeben, dass Hess die Wahl an- 
nehme, da er sich durch die Schwierigkeit der Zeitumstände doppelt 
verpflichtet fühle, seine Kräfte dem Vaterlande zu widmen' und seine 
Einsichten derjenigen Behörde zur Verfügung zu stellen, die einmal 
als Organ der Staatsgewalt gelte ^. Schon das Zustandekommen 
der zweiten Wahl verursachte dagegen die grössten Schwierig- 
keiten; Abschlag folgte auf Abschlag. Als Ott-Usteri, der ab- 
wesend im dritten Skrutinium gewählt worden war, in einer Zu- 
schrift die Wahl ausschlug, musste von neuem begonnen werden; 
schliesslich wurde Alt-Ehegerichtsschreiber Huber von Dielsdorf 
gewählt, der die Wahl eiireut annahm. Als bei der dritten Wahl 
sich wieder die grössten Schwierigkeiten zeigten, Absage auf Ab- 
sage folgte, machte Vizepräsident Hirzel die Bemerkung, dass man 
nur dann den Regierungsrat ergänzen könne, wenn Entschuldigungs- 
gründe nur im äussersten Notfalle berücksichtigt würden; wie 
Hirzel, so sprachen dann auch Keller und E. Sulzer von der 



1 V. d. G. R. 1832, p. 101. Der Gedanke, die 8:eforderten Entlassungen 
nicht zu erteilen, hatte anfänglich nach einer Mitteilung von Ludwig Meyer von 
Knonau (p. 366) Keller stark beschäftigt; er hatte ihn dann aber aufgegeben. 

« V. d. G. R. 1832, p. 101 (Hirzel). 

3 Pupikofer, p. 83; vgl. auch übereinstimmend den Artikel im R. 1832 Bei- 
lage No. 15, p. 99. 
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moralischen Pflicht der Mitglieder des Grossen Rates, in der gegen- 
wärtigen Krisis eine Wahl für die nächste Zukunft wenigstens 
anzunehmen^ auch wenn der Eine und Andere einiges Misstrauen 
in seine (xeschäftskenntnisse setzen sollte. Als in der Nachmittags- 
sitzung Bezirksrichter Kölliker hartnäckig eine Wahl, die ihm 
wiederholt angeboten wurde, ausschlug, erlaubte sich Keller noch 
einmal von der moralischen Pflicht der Mitglieder zu reden, unter 
den gegebenen Verhältnissen eine Wahl anzunehmen, worauf Oberst- 
lieutenant Bürkli erklärte, es sei • gegen die Würde des Cxrossen 
Rates, Zwang gegen Mitglieder anzuwenden; der freie Wille jedes 
freien Abgeordneten des freien Volkes müsse geehrt werden K 
Aufl'allend war, dass es trotz des ganzen Ernstes der Krisis, 
welche doch wenig zu Spässen aufl'orderte, Mitglieder gab, welche 
durch Nomination von absolut unbedeutenden Männern, die über 
eine \\^ahl selbst hätten lachen müssen, den ganzen Wahlakt 
lächerlich zu machen suchten, so dass ihnen das verwiesen werden 
musste^. Schliesslich gelang es mit Ach und Krach, nach neuen 
x^blelmungen und Hindernissen eine dritte AVahl zustande zu 
bringen, indem der ebenfalls in eidgenössischen Greschäften in 
Luzern abwesende Oberst Schinz-Clessner gewählt würde. Als 
dann Vizepräsident Hirzel, missmutig über den unendlich schleppen- 
den Gang des AA^ahlgeschäftes, sagte, dass er ermüdet sei, und 
den Antrag stellte, die Sitzung aufzuheben, fand er die allgemeine 
Zustimmung. Keller entliess die Mitglieder nach einer mit be- 
sonderem Nachdrucke vorgetragenen Ermahnung, die nach dem 
„Vaterlandsfreund" aus der Grümpelkammer eines aristokratischen 
Landesvaters des 17. Jahrhunderts hergeholt war;^ die Herren 
sollten ruhig schlafen gehen; es werde dem Vaterland nicht an 
Männern fehlen, denen man mit Zutrauen die Leitung der Ge- 
schäfte übergeben dürfe; in dieser frohen Zuversicht werde man 
morgen wieder freudig an das Tagewerk schreiten können^. 

Für die liberal-radikale Partei, welche die Krisis eigentlich 
herbeigeführt hatte, war die Situation jetzt in der Tat eine bedenk- 
liche. Keller konnte in einem Briefe von einem „verfluchten Nach- 
mittag" sprechen, an dem es miserabel gegangen sei. Als die be- 
kannten und angesehenen Mitglieder der liberal-radikalen Partei. 



• V. d. G. E. 1832. p. 108. 

■' V. d. G. K. 1832, p. 104 (Landolt). 
3 V. 1832 No. 13. p.64 (2?. März). 

* V. d. G. R. 1832. p. 104. 
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auf dem Lande, Oberstlieutenant Fierz, Bezirksgerichtspräsident 
Stapfer, Bezirksrichter Kölliker und Andere nach einander eine 
A\'ahl ausschlugen, aus persönlichen Gründen und aus Mangel an 
Geschäftskenntnis, da schien es, als ob die Krisis geradezu zu einer 
Erschütterung des Staates führen würde. Dieses durch Überraschung 
und Mangel an Selbstvertrauen bedingte Schwanken vieler Mit- 
glieder, bei dem sich die Miene mehr als eines Aristokraten wie 
von Strahlen plötzlicher Hoffnung getroffen verklärte, war nach 
dem „Republikaner^ zu tadeln, wenn auch zu entschuldigen *. In 
den Kreisen der Mehrheitspartei musste die Empfindung allgemein 
sein, dass jetzt etwas Entscheidendes geschehen musste. Da hatte 
es die liberal-radikale Partei der Führerschaft Kellers, seiner 
geistesgegenwärtigen und festen Haltung zu verdanken, dass die 
Krisis überwunden und das AVahlgeschäft rasch zu einem glück- 
lichen Abschlüsse gebracht werden konnte. Keller hat sein Ein- 
greifen in einem Briefe geschildert, den er aus der siegreichen 
Stimmung des folgenden Tages heraus an seinen in Luzern weilenden 
Freund J. J. Hess schrieb. Nach der Schilderung der kläglichen 
Wahlerfolge des ersten Tages fuhr er fort: „Der Missmut und der 
Ärger auf unserer Seite, der Triumph der Gegner stieg mit jedem 
Augenblicke, die Unsrigen waren grossenteils niedergeschlagen, 
Manche verloren den Kopf. Die Feinde jubilierten und hohnlachten 
ganz laut, unverhohlen und einmütig. Es sah ordentlich aus, als 
ob wir zu Kreuz kriechen und den alten Herrn gestehen müssten, 
dass, wenn sie nicht regieren, bei uns nicht regiert werden könne. 
Ich blieb gottlob «ganz kalt, betrachtete alle Gesichter und machte 
meinen Plan. Einfach, sicher, nur für mich mit Gefahr verbunden. 
Ich fertigte eine Liste an von etwa 25, meist Grossräte, unter welchen 
alle, welche nach meiner Meinung in den Regierungsrat sollten, 
auch diejenigen, welche schon ausgeschlagen hatten,- enthalten waren. 
x411e wurden benachrichtigt, und nach der Wahl von Schinz und 
Gessner schon um ö'/i Uhr die Sitzung aufgehoben. Jetzt ging's 
zum Schwert. Ich redete etwas energisch mit den Leuten und 
sagte ihnen, es frage sich jetzt, ob die Versammlung von Uster 
eine Dummheit gewesen, sei, und ob wir wieder an die Gnade 
unserer alten Herren kommen müssen. Genug habe nun Jeder von 
den Andern Opfer verlangt und sie selbst verweigert.- Jetzt müsse 
es umgekehrt gehen oder es gehe gar nicht. Ich erkläre für mich, 
die AValil als Mitglied des Regierungsrates anzunehmen, jede weitere 



R. 1832 No. 14 Beilage, p. 92 (23. März). 
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Wahl aber abzuschlagen; ich glaube damit ein Opfer zu bringen, 
grösser als keiner, denn meine geistige Existenz, meine Wissenschaft, 
der ich mein Leben gewidmet, sei gefährdet. x\ber nun verlange 
ich auch, nicht aus dem Zimmer zu gehen, bis 8 oder 10 der An- 
wesenden sich bestimmt zur Annahme erklärt haben. Der Boden 
war gepflügt; Hirzel, Sulzer, Hegetschweiler, Ulrich halfen tüchtig 
und brav, und siehe, es ging. Nach wenigem Parlanientieren er- 
klärten sich Dr. Rüegg, Oberstlieutenant Fierz, Bürgi, Kantonsrat 
Hotz in Balgrist, Ulrich, Statthalter Brändli, Grossmajor Wild 
zur unbedingten Annahme einer allfälligen Wahl '. Sobald dies in 
Ordnung war, ging ich meiner Wege in einer Stimmung, die Sie 
sich denken können, fest entschlossen das Opfer zu bringen, aber 
auch fest durchdrungen von seiner Bedeutung, dem Untergange 
meiner geistigen Einheit, meines Frohsinns in öffentlichen Geschäften. 
Ich sass den ganzen Abend bei zwei Gläsern Bier ganz allein. 
Indessen waren die Freunde tätig; bei Festsetzung der Ordnung 
der Wahlliste setzten sie mich den achten oder siebenten, während 
wir nur 5 bedurften. Und alles gelang" *. 

Es war in der Tat überraschend, wie rasch und mühelos die 
Wahlen am 20. März vor sich gingeji, dank der energischen Inter- 
. vention des radikalen Parteichefs. Die Stimmzettel flogen in har- 
monischem. Einklänge zu den Schachteln heraus, wie voller Hohn 
der „Vaterlandsfreund'^ bemerkte 'K Als erster entstieg der Urne 
im ersten Skrutinium Dr. Rüegg von Bauma, nach dem Urteile von 
L. Meyer von Knonau, der für diese Wahl tätig gewesen war, ein 
talentvoller, klassisch gebildeter, bescheidener junger Mann, der 
verdiente xlchtung genoss K Mit Oberstlieutenant Fierz aus Küs- 
nach, der als zweiter im ersten Wahlgange gewählt wurde und die 
Wahl annahm, trat eine kräftige, verständige, praktisch gebildete, 
angesehene und mit den Verhältnissen bekannte Persönlichkeit in 



» Die Nachricht H. Eschers in den „Erinnerungen" II, p. 51 f., dass er dazu 
ausersehen worden sei, eine der vakanten Stelleu im Regierungsrate auszufülleu, 
und dass er trotz des Widerwillens Kellers gewählt worden sei, da andere 
Männer von Gewicht im Grossen Rate und Regierungsrate — wie L. Meyer 
von Knonau — für ihn stimmten, ist f a 1 s c h ; das Gedächtnis hat den Memoiren- 
schreiher im Stiche gelassen; bei den Ersatzwahlen vom 19./20. März 1832 kam 
H. Escher überhaupt nicht in Betracht (vgl. V. d. G. R. 1832, p. 101—105); 
Escher wurde erst am 19. Dezember 1833 in den Regierungsrat gewählt (vgl. 
z. B. N. Z. Z. 1833 No. 102, p. 407 [21. Dez.]). 

2 Der Brief ist abgedruckt bei Pupikofer, Beilage 2, p. 285 ff. 

3 V. 1832 No. 13, p. 64 (22. März). 
* L. M. V. K., p. 367 f. 
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die Exekutive ein *. Als dritter folgte Bezirksrichter Bürgi, ein 
kräftiger, praktischer, durch und durch radikal gesinnter Mann '*, 
dessen Wahl Dr. Keller mit Freuden anzeigte. Wie Bürgi im zweiten 
Skrutinium wurde als Vierter Zunftgerichtspräsident Hotz im Bal- 
grist gewählt, dem es freilich Mühe machte, an eine Stelle zu 
treten, welche bisher durch Männer von Einsicht, Talenten und 
Erfahrung bekleidet wurde ^. Als fünfter und letzter folgte ein 
Glied der bekannten Stäfner Familie Brändli, Statthalter Heinrich 
Brändli, ein Kaufmann, der Welterfahrung und Bildung und zugleich 
eine grosse Gutmütigkeit und Eechtlichkeit besass \ Zur Wahl 
dieses tüchtigen Mannes bemerkte Dr. Keller: „Wenn bei mancher 
Wahl verschiedene Ansichten obwalten könnten, so möchten sie 
sich doch bei dieser am meisten ausgleichen, und alle Mitglieder 
des Grossen Rates dieselbe anerkennen und sich darüber freuen ^^^. 

So waren die Eegierungsratswahlen in kurzer Zeit glücklich 
vollendet. „Jetzt waren ^^, so konnte Keller melden, „wir froh und 
lachten zuletzt ; der Jubel der Gegner aber war zu Wasser geworden, 
und sie betrachten das Vaterland als ihnen zu leid gerettet''. 
Keller selbst, der so hinter den Kulissen Alles geleitet hatte, musste 
das schwere Opfer des Eintrittes in den Regierungsrat nicht leisten. 
Während er sich am Tage zuvor bei 15 Stimmen die Wahl bestimmt 
verbeten hatte, musste er nach seinem eigenen Berichte ^ am zweiten 
Tage schon bei der ersten Wahl mit 30—40 Stimmen schweigen 
und dadurch zeigen, dass er die Wahl annehmen würde. Da ihm 
die Ultra konstant zahlreiche, das Juste milieu fast alle Stimmen 
gaben — einige ihn sogar privatim aufforderten, einzutreten — 
erhielt er während aller fünf Wahlen in jedem Skrutinium 30—50 
Stimmen; die Angehörigen der liberal-radikalen Partei dagegen 
gaben ihm konsequent keine Stimmen, — und so war Keller gerettet. 

Es folgte noch die Wahl der beiden Amtsbürgermeister. Im 
1. Skrutinium wurde bei einer Zahl von 1 80 Votanten mit 146 Stimmen ^ 
Regierungsrat C. M. Hirzel gewählt. Sicher und unaufhaltsam hatte 
sich nach den Worten Kellers die glänzende Mehrheit der Ver- 
sammlung sogleich auf den Marin vereinigt, welcher schon bisher 



^ L. M. V. K., p. 367. 

2 V. d. G. R. 1832, p. 105; H. Escher II, p. 65 f. 

3 V. d. G. R. 1832, p. 105 (Hotz). 

^ L. M. V. K., p. 368: H. Escher II, p. 69. 

5 V. d. G. R. 1832, p. 105. 

^ In dem oben zitierten Brief an Hess, p. 286. 

^ Die Angaben in dem Briefe Kellers an *Hess sind also nicht g:enau. 
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bei der Entstellung und Ent^vicklung der neuen Verfassung der 
beste Förderer Alles dessen war, was recht und gut war. In der 
sehr schönen Rede, mit der Hirzel sein neues Amt übernahm, führte 
er aus, dass die unerwarteten Ereignisse der jüngsten Tage die 
häuslichen und gesellschaftlichen Rücksichten, die ihm eine Ab- 
lehnung der Wahl empfohlen hätten, verstummen machten; nachdem 
so^ viele treffliche und kenntnisreiche Männer aus dem Schiffe ge- 
stiegen seien, in welchem sie bisher mit den übrigen vereint waren, 
sei es doppelte Pflicht der Zurückgebliebenen, das Schiff nicht sich 
selbst zu überlassen, sondern dasselbe fortzusteuern •. Bedeutendere 
Schwierigkeiten verursachte die Wahl des zweiten Bürgermeisters. 
Als im ersten Skrutinium bei einer Votantenzahl von 171 Heget- 
schweiler die meisten Stimmen, nämlich 71, erhielt und damit die 
Aussicht, im zweiten Wahlgang gewählt zu werden, erklärte er, 
dass er die Wahl nicht annehmen könne. In diesen bewegten Zeiten, 
so führte er aus, könnten viele Mitglieder des Grossen Rates etwa 
glauben, dass in der Wahl eines Mitgliedes vom Lande eine grössere 
Garantie für die Aufrechterhaltung der Verfassung liege, welche 
auf die durch den Austritt so vieler Regierungsräte stark aufgeregte 
Landschaft beruhigend wirken könnte ; in diesem Augenblicke müsse 
man sich aber durch höhere Rücksichten leiten lassen, nämlich 
durch das Misstrauen in seine Leistungen; er fühle nicht die Kraft 
des Geistes, die sich über den Parteien erhalten solle; er fühle, 
dass ihm die nötige Weltkenntnis abgehe und wisse, dass Männer 
vorhanden seien, welche zu diesem Amte weit eher passten -. Präsident 
und Vizepräsident baten, ohne Rücksicht auf solche Erklärungen 
die Wahlgeschäfte fortzuführen; gerade ein Mann wie Hegetschweiler 
müsse gewählt werden, solange das Misstrauen zwischen Stadt und 
Land bestehe; solange die gesetzliche Scheidewand bestehe, sei 
es rätlich, dass jeder Teil sich für gesichert halte; gerade Heget- 
schweiler gehöre zu den über die Parteien sich erhebenden Männern ; 
mehr als AVeltkenntnis sei jetzt Volkskenntnis notwendig. So kam 
es, dass im zweiten Skrutinium Hegetschweiler mit 105 Stimmen 
gewählt wurde. Die Bemerkung Kellers, dass in der Wahl dieses 
Bürgermeisterpaares von zwei eng verbundenen, gleichdenkenden 
und freigesinnten Männern ein Sinnbild des Verhältnisses zwischen 



1 \. (l. G. R. 1832, p. 106 (Hirzel). Die unrichtige Angabe bei Feddersen, 
p. 119, dass mit Melchior Hirzel zum ersten Male ein Bürger vom Lande als 
Bürgermeister an die Spitze des Staates i^ekommen sei, hat schon H. Escher II, 
p. 50 berichtigt. 

« V. d. G. R. 1832, p. 106 (Hegetschweiler). 
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Stadt und Land aufgestellt worden sei, das man sich nicht werde 
rauben lassen, war so vergeblich, wie die Berufuno- Hirzels auf die 
historische Tatsache, dass in der zürcherischen (Teschichte noch nie 
eine x\blehnung einer Bürgermeisterwahl stattgefunden habe. Es 
nützte auch nichts, dass die (xesinnungsgenossen Hegetschweiler die 
Annahme der ^^'ahl so dringend an's Herz legten, dass konservative 
Eedner wiederholt aufstunden und verlangten, man solle doch die 
Freiheit der Einzelnen nicht gefährden*. Hegetschweiler lehnte de- 
finitiv ab. In der Neuwahl wurde dann im ersten Skrutinium mit 
89 Stimmen — d. h. mit drei Stimmen mehr als das absolute Mehr — 
der neugewählte Kegierungsrat J. J. Hess gewählt, der nach jdem 
Votum von Keller von seiner unverbrüchlichen Treue und Anhäng- 
lichkeit an die Verfassung, seinem guten Willen und seinen Kennt- 
nissen schon vielfache Proben gegeben hatte *. Hess, dessen ganze 
Art es ja überhaupt nicht war, als Führer voranzuschreiten — 
war er doch bei den Verfassungsstreitigkeiten und der (rründung 
des Schutzvereines durchaus im Hintergrunde geblieben ~ konnte 
sich im ersten Momente der Überraschung nicht zur Annahme ent- 
schliessen; erst als er über den Gang, welchen die Wahlverhand- 
lungen genommen, durch Keller die erwähnte Belehrung erhielt, 
bewog ihn die Besorgnis, durch Ablehnung der Stelle die Parteien 
und damit auch den Unfrieden zur Unheilbarkeit zu steigern, die 
Annahme der Bürgermeisterstelle auszusprechen ^. — Neben Hess 
war als Bürgermeister auch Regierungsrat L. Meyer von Knonau 
ernstlich in Betracht gekommen. Dr. Keller hatte zwei Tage zuvor 
den hochverdienten Staatsmann besucht und ihn auf eine zuvorkom- 
mende und trauliche Weise zur x\nnahme der Bürgermeisterstelle auf- 
gefordert; ihm wie Denjenigen, welche sich auf dem Rathause an 
ihn richteten, erklärte L. Mej'er von Knonau, dass er sich durch 
dieses Zutrauen geehrt und erfreut finde, das Amt aber durchaus 
nicht annehmen könne. Zuerst erfordere es die Ehre ; denn obgleich 
Pflicht und Anhänglichkeit ihn auf seinem Platz zurückbehalten 
hätten, so würden nun alle seine nunmehrigen Tadler und noch 
Andere mit ihnen sagen, ein eitler Ehrgeiz, endlich noch Bürger- 
meister zu werden, habe ihn zum Bleiben bewogen; auch finde er, 

^ Der V. (No. 13, p. 64, 22. März) sprach deshalb von einem Präsidialzwange, 
für den die zürcherische Gros.sratsgeschichte kein Beispiel habe. 

2 V. d. G. B. 1882, p. 107. 

3 Pupikofer. p. 83 f. Pupikofer nennt (p. 02 Anm.) entschieden mit Unrecht 
die Auffassung Anton von Tilliers (L p. 189) über die politische Richtung von 
Hess eine schiefe. 
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es sei notwendig, dass ein Bürgermeister von Zürich, der Präsident 
des Vorortes werde, eine Depesche und jede Schrift, die ihm ein- 
gereicht werde, auch auf der Strasse und an jeder Stelle sogleich 
lesen könne und niclit fremder Augen zu einer beförderlichen Durch- 
lesung bedürfe. Wäre Niemand Tauglicher zu finden, so würde er 
wie bei andern schwierigen Stellungen oder Sendungen die Annahme 
nicht verweigern ! Allein jetzt sei man nicht in Verlegenheit, andere 
passende Männer zu finden '. Als dann L. Meyer von Knonau trotz- 
dem schon bei der ersten Wahl neben Hirzel 14 Stimmen erhielt, 
bei der zweiten neben Hegetschweiler 31 Stimmen, erklärte er in 
tiefer Bewegung die Ablehnung der Wahl und gab zugleich die 
'Versicherung ab, dass er den Grundsätzen, zu welchen er sich 
schon seit 30 Jahren bekannt habe, bis zum Grabe treu bleiben 
werdet Um so erfreulicher musste es für ihn sein, dass er auch 
nach dieser Absage bei den zwei letzten Wahlen je 19 Stimmen 
auf sich vereinigtet Auch der so tüchtige Regierungsrat Weiss 
von Fehraltorf erhielt, obgleich er eine Anfrage seiner Freunde 
entschieden zurückgewiesen hatte, wiederholt zahlreiche Stimmen. 
So war die Krisis glücklich überwunden ! „Fest stehen^, so jubi- 
lierte der enthusiastische Schilderer dieser denkwürdigen Gross- 
ratssitzung im „Eepublikaner", „noch die Eichbäume, an denen der 
Sturm vergeblich seine Macht versuchte, und auch die schlankeren 
Stämme des Waldes, in den letzten Stunden noch vielfach hin- und 
herbewegt, haben ihr Gleichgewicht wieder gefunden und festere 
Wurzel gefasst. Am abendlichen Himmel wird es klar und helle, 
das schöne Abendrot verspricht uns einen freundlichen, friedlichen 
Morgen und mit frohem Herzen, mit erneuerter Hoffnung sehen 
wir der Zukunft entgegen^.** Erleichtert konnte die herrschende 
Partei wieder aufatmen, da sie den Gegner niedergeschlagen hatte. 
Für Keller und seine Partei hatte es sich bei der ganzen Ge- 
schichte nicht mehr um den Schutzverein und um ein die freie 
Assoziation beschränkendes Gesetz, sondern um die Frage ge- 
handelt, ob im vorliegenden Falle ein Beispiel gegeben werden 
dürfe, dass der Regierungsrat oder eine Mehrheit desselben durch 
Androhung ihres Rücktrittes die Annahme eines Gesetzes Vorschlages 



' L. M. V. K., p. 367. 

2 V. d. G. R. 1832, p. 106. 

^ J. J. Hess gestattete sich in einem Briefe an L. Snell vom 15. März 1832 
die schnöde Bemerkung; „Der alte Meyer ist kein Bürgermeister, sondern ein 
Mann, der noch so als Regierungsrat passiert" (Pupikofer Beilage 1, p. 283 ff.). 

* R. 1832 No. 14, p. 88 (23. März). 
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erzwingen könne, oder noch genauer, ob die im Regierungsrate ver- 
tretene städtische Intelligenz so unentbehrlich sei, dass die Re- 
präsentanten der Landschaft ohne sie keinen Regierungsrat zu 
bestellen vermögen. Als sich die Mehrheitspartei von ihrem an- 
fänglichen Schrecken und der Verwirrung erholt hatte und unter dem 
dominierenden Einflüsse Kellers die Lücken alle mit Männern ihrer 
Art ausfüllte, da fand sich die nicht nur in der Stadt, sondern 
auch bei Vielen auf der Landschaft verbreitete Erwartung, alles 
werde in Stockung geraten und vielleicht zusammenstürzen, hier 
als Furcht, dort als Hoffnung, getäuscht. „Unstreitig machte, wie 
L. Meyer von Knonau 'scharf hervorhob, der Staat in den Personen 
einiger der ausgetretenen Regierungsglieder einen bedeutenden Ver- 
lust, denn sie vereinigten mit Kenntnissen und Einsicht Recht- 
schaffenheit und Beflissenheit uiid hätten noch Vieles leisten können, 
indem sie nun in eine bald mehr, bald weniger oppositionelle 
Stellung versetzt wurden." Ebenso gewiss war aber auch, „dass 
auch nach der Krisis die Geschäfte der Vollziehung ohne Schwankung 
und Unterbrechung ihren geregelten und ruhigen Gang fortgingen, 
und dass man sehr bald bemerkte, dass Männer, die vor kurzem 
noch das rasche Vorwärts oft als das Hauptziel ihrer Bestrebungen 
aufgestellt hatten, jetzt ihre Umsicht vermehrten und in das Vor- 
rücken weniger Eile legten. Der Geschäftsgang und die Verhand- 
lungen wurden leichter; man verstand sich und Anreizungen hörten 
insoweit auf, als sie bisher oft aus entgegengesetzten politischen 
Sj^stemen entstanden waren". So erfüllten sich in der Tat einige 
der Hoffnungen, von denen der „Republikaner" in dem früher 
zitierten Artikel gesprochen hatte. 

Übrigens wäre nach L. Meyer von Knonau auch ohne den 
Bassersdorfer Verein ohne Zweifel gleichfalls eine Krisis einge- 
treten 2. Die Fusion der Parteien, die Usteri gewollt, war mit 
ihm ins Grab gesunken, und wenn bei dem stets wachsenden 
Gegensatze der Faktionen der siegreichen liberal-radikalen Mehr- 
heitspartei im Grossen Rat ein Regierungsratskollegium gegenüber- 
stand, in dem die konservativ-aristokratische Opposition zusammen 
mit der eng verwandten Mittelpartei der Gemässigten ausschlag- 
gebend war, so war das entschieden ein ungesunder und auf die Dauer 
unhaltbarer Zustand^. Es war natürlich, dass daraus im Regie- 



' L. M. V. K., p. 368 f. 
« L. M. V. K., p. 369. 

3 Vgl. auch im Y. 1832 No. 15 Beilage, p. 79 f. (15. April) den zutreffenden 
Aufsatz von C. B(luntsclili). 
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rungsrate öftere Reibungen entstanden, und wenn in stark über- 
triebener Form Gerüchte davon auf die Landscliaft kamen, so 
mussten sie dort das Misstrauen gegen die Stadt noch verstärken 
und eine Stimmung schaifen, welche in der steten Forderung auf 
Sclileifung der Schanzen und Herausgabe der Kanonen ihren deut- 
lichen Ausdruck fand. Vom Lande her drohte ein Sturm, der 
jetzt unterblieb, — das war eine Hauptfolge der eingetretenen, 
notwendigen Krisis. 

Für die liberal-radikale Partei lag die Bedeutung der Erisis 
natürlich vor allem in der Tatsache, dass sie erst jetzt vollkommen 
uneingeschränkt die Leitung des Staates in der Hand hatte. Die 
Aktionsfreiheit, w^elche eine freie Entfaltung aller Kräfte möglich 
machte, war füi- sie erst jetzt in vollem Umfange vorhanden. Das 
Besondere und Ausserordentliche der neuen Verhältnisse bestand nun 
aber darin, dass der Chef der herrschenden Partei, Dr. L. Keller, 
sich nicht als Bürgermeister an die Spitze der neuen Regierung 
stellte, sondern weiterhin ausserhalb der Exekutive bei seiner 
juristischen Betätigung blieb. Da Keller seinen Eintritt in den 
Eegierungsrat als das denkbar grösste Opfer hinstellte, das seiner 
geistigen Einheit den Untergang brächte und seine Wissenschaft, 
der er sein Leben gewidmet habe, gefährdete, waren seine Partei- 
freunde nach dem „Republikaner" so einsichtig, dass sie sein An- 
erbieten, nötigenfalls selbst in die Exekutive einzutreten, nicht 
annahmen. Gewiss waren die neuen gerichtlichen Institutionen 
noch eine zarte Pflanze, die noch sehr der pflegenden Hand des 
Meisters bedurften K Wenn aber Keller, dessen Juristennatur es so 
sehr widerstrebte, in den Regierungsrat einzutreten und Bürger- 
meister zu werden, dennoch von seinem juristischen Standpunkt 
aus den Staat beherrschen wollte, so geriet er damit entschieden 
in eine schiefe Stellung. „Es war doch nicht möglich", so bemerkt 
Bluntschli mit vollem Rechte, „die Leitung der politischen Tat, 
das Regieren im eigentlichen Sinne ausserhalb des für die Regie- 
rung geordneten Organes, in Zürich des Regierungsrates, in das 
oberste Gericht und daneben noch in den gesetzgebenden Körper 
zu verlegen. Wollte Keller den Staat regieren, so musste er in 
den Regierungsrat eintreten und Bürgermeister werden" ^. Da 
Keller das aber nicht tat, den Staat aber gleichwohl beherrschen 
wollte, so mussten sich aus diesen eigentümlichen Verhältnissen 



• R. 1832 No. 14, p. 92 (23. März). 

- In der „Allgemeinen Deutschen Biographie" 15. Bd., p. 576. 
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heraus Keibungeii und Differenzen ergeben. Denn der Eegierungs- 
rat konnte doch unmöglich auf die Dauer in allen Fällen, den 
Direktionen des ausserhalb stehenden Parteiführers folgen, so sein- 
er im Ganzen die überlegene Autorität Kellers anerkannte. Wenn 
Keller und sein Freund Ulrich von der Höhe ihres juristischen 
Dreifusses herab die Regierungsräte gewissermassen als Nullen 

^betrachteten und dementsprechend behandelten, war damit eine 
Überschätzung der realen Bedeutung und Stellung des Gerichts- 
wesens im Staate verbunden, die geradezu gefährlich werden 
konnte, da auf der andern Seite Kegierungsräte wie Hess er- 
klärten, dass in diesem Momente das ganze Gerichtswesen pure 
Nebensache neben der Wichtigkeit der Kegierung sei ^ Zwisclien 
diesen beiden, auf dem Boden der gleiclien Partei stehenden Auf- 
fassungen, welche sich im letzten Grunde um das wahre Wesen 
des Staates drehten, musste es früher oder später Konflikte geben; 
denn es gab doch Regierungsräte, welche nicht auf alle und jede 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit verzichten wollten. Dann 
musste Keller von neuem in die nachteilige Stellung eines Op- 
ponenten kommen. Hätte sich Keller, wie das besonders L. Meyer 
von Knonau*^ und J. J. Hess^ wünschten, zur Übernahme des 
Bürgermeisteramtes entschlossen und damit zur ernsten, ruhigen 
Teilnahme an der Leitung der Staatsgeschäfte veranlasst und ver- 
pflichtet, so w^äre wohl der Gang der politischen Entwicklung in 
mancher Hinsicht ein anderer geworden. 

Unmittelbar nach der Krisis lag der Schwerpunkt der politi- 
schen Entwicklung freilich nicht in diesen Gegensätzen, die erst 
allmählich an den Tag traten ^ sondern in der einfachen Tatsache, 
dass die liberal-radikale Paitei jetzt den Staat vollkommen be- 

. herrschte und nach ihrem Sinne lenkte. Die konservativ-aristo- 
kratische Partei gefiel sich jetzt erst recht in der Rolle einer 
grollenden Opposition ; da die Partei der Gemässigten sich ihr an- 
schloss, erschien die Stadt als geschlossenes Ganzes im Gegen- 
satze zum Lande. Die Stadt und die Bürger schienen sozusagen 
jede weitere Betätigung im Dienste des Kantons abzulehnen. Dem 
Rücktritte der Regierungsräte folgte bald die Demission von zehn 
der höchsten Offiziere, alle konservative Städter, die ihren Rück- 



i Pupikofer, p. 83 u. Beilage I, p. 283 f. 

2 L. M. V. K., p. 367. 

3 Pupikofer Beilage I, p. 283. 

•* Vgl. schon hier meine Arbeit: „Hans Georg Nägeli und die Ju- 
risten" (Neue Zürcher Zeitung 1906 No. 28 und 32 [28. Jan. u. 1. Febr.]). 
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tritt mit den neuesten Ereignissen im Kanton und der Veränderung 
in dem Kegierungspersonale begründeten *. Nichts kennzeichnet so 
gut den Argwohn der Landschaft gegen die Stadt als die Mit- 
teilung der „Basler Zeitung", im Kanton (Zürich) verbreite sich 
das Gerücht, es werde am 13. (April) in der Stadt Zürich eine 
Gemeindeversammlung stattfinden, um sich zu beraten, ob die 
Stadtbürger mit dem Kanton verbunden bleiben oder sich von dem-^ 
selben trennen wollen. Natürlich beeilte sich der «, Vaterlandsfreund ^, 
die vollständige Unwahrheit des „dummen" Gerüchtes darzulegen, 
dessen Erfindung und Verbreitung radikale Bosheit allein auf dem 
Gewissen habe ; aber es war doch bezeichnend, dass ein derartiges 
Gerücht überhaupt entstehen konnte*. 

So standen die Dinge nach der Krisis vom Frühjahr 1832. An 
der Spitze der den Staat beherrschenden Partei stand Dr. L. Keller, 
der jetzt auf dem Höhepunkte seines Ansehens und Einflusses an- 
gekommen war. An dieser eminenten Machtstellung änderte sein 
Austritt aus dem Bassersdorf er Verein, den Keller seiner amtlichen 
Stellung schuldig zu sein glaubte, nichts. Die heimlichen und 
offenen Andeutungen seiner Gegner, — hatte doch z. B. der „Vater- 
landsfreund" * Keller voller Hohn den neuen Landesvater genannt! — , 
als ob er sich mit Hülfe des Vereins irgendwie eine ungesetzliche 
Gewalt anmassen wolle, hätten ihn dazu bewogen. Der „Bepubli- 
kaner" erklärte den Einfall, dass Keller mit Hülfe des Vereins 
Tyrann von Zürich werden wolle (etwa wie Peisistratos von Athen !), 
für unbeschreiblich lächerlich und echt krähwinkel artig ^, fand den 
Austritt aber doch begreiflich, weil Keller, der seine Gesinnungen 
für den Verein unverändert behalten werde, so der unermüdlichen 
Geschäftigkeit seiner Gegner entgegenarbeite und ihnen jeden Vor- 
wand zur Verdächtigung seiner Person und des Vereines selber < 
nehme. Die Behauptung, dass Keller TjTann von Zürich werden 
wolle, wie das Gerücht, dass sich die Stadt mit dem Plane be- 
schäftige, sich von dem Kanton zu trennen, zeigten, bis zu welchem 
Grade nach der Krisis vom März 1832 die Parteigegensätze ge- 
diehen waren. 



» y. 1832 No. 13, p. 64 (22. März). 

2 y. 1882 No. U, p. 69 (29. März). 

3 R. 1832 No. 18, p. 84 (16. März) u. N. Z. Z. No. 22, p. 86 (17. März); vgl. 
ferner Baumgartner I, p. 267. 
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